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Vorwort. 



Die Veranlassung zu der vorliegenden Arbeit bildete, wie 
in § i8 erzählt wird, die Erfahrung, dass im schweizerischen 
Checkverkehr äusserst häufig die formellen Erfordernisse ver- 
nachlässigt werden, was mich auf den Gedanken brachte, die 
Checkgesetzgebung sei überhaupt unzweckmässig. Aus diesem 
Umstände ergiebt sich von selbst die Methode, welche ich 
bei der Behandlung des Themas anwendete. Die logisch- 
juristische Konstruktion konnte mir nur da nützen, wo es 
sich um die Auslegung bestehender Gesetze handelte. 
Für die Kritik aber und für die Beantwortung der allgemeinen 
Frage, ob die gesetzliche Regelung des Checkwesens zweck- 
mässig sei, musste ich die logische Konstruktion gänzlich bei 
Seite lassen und mich einzig und allein auf die Erfahrungen 
der Praxis stützen. Da mir selbst dergleichen Erfahrungen 
mangelten, war ich gezwungen, Erkundigungen bei verschiedenen 
Bankdirektoren der grösseren schweizerischen Bankplätze ein- 
zuziehen, und benutze hier die Gelegenheit, den sämtlichen 
Herren, welche ich mit meinen xA.nfragen bemühte, meinen ver- 
bindlichsten Dank für ihr freundliches Entgegenkommen aus- 
zusprechen. 
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Ausgehend von den Erfahrungen der schweizerischen Bank- 
praxis bin ich nun im Grossen und Ganzen zu der Verneinung 
der Zweckmässigkeit einer Checkgesetzgebung gekommen. Es 
ist mir eine grosse Freude,, mich in dieser Grundfrage einig 
zu wissen mit meinem verstorbenen Vater, dessen Autorität 
wegen seiner Vereinigung der Eigenschaften eines praktischen 
und theoretischen Juristen und wegen seiner Erfahrungen, die 
er als Redaktor des schweizerischen Obligationenrechts während 
zweier Dezennien gesammelt hat, wohl nicht nur für mich, den 
Sohn, Gew'icht hat. Es giebt mir dieser Umstand den Mut, die 
vorliegenden Blätter seinem Andenken zu widmen, da es mir 
leider nicht vergönnt war, die Arbeit unter seiner Leitung und 
mit Benützung seines erfahrenen Rates zu vollenden und mit 
seiner Einwilligung ihm zuzueignen. 

Was den Zweck des Buches anbetrifft, so wird der Leser 
bald selbst herausfinden, dass es sich an zweierlei Publikum 
wendet. Das IIL Kapitel, insbesondere aber auch die kritischen 
Erörterungen des zweiten Teiles sind berechnet für alle Die- 
jenigen, welche direkt oder indirekt ein Interesse an der künf- 
tigen Gesetzgebung über den Check haben. Die ersten zwei 
Kapitel dagegen sollen Denjenigen, der mit der Materie noch 
nicht vertraut ist, mit dem Wesen und der Geschichte des 
Check bekannt machen, um ihm das Verständnis der folgenden 
kritischen Erörterungen zu erleichtern. Der Kundige mag sie 
ruhig überschlagen, da sie ihm nur wenig Neues zu bieten 



Ich schicke dem Texte ein Verzeichnis der citierten Lit- 
teratur voraus, da sich leider in die Citate einige Druckfehler 
und Ungenauigkeiten eingeschlichen haben, welche an Hand 
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eines solchen Verzeichnisses .leichter erkannt werden können. Es 
rühren diese Fehler daher, dass mir zur Zeit der Drucklegung 
die benutzte Litteratur nicht mehr vollständig zur Hand war, 
um die nötige Kontrolle zu üben. 

Übrigens benütze ich hier gerne die Gelegenheit, um in 
erster Linie meinem verehrten Förderer, Prof. Georg Cohn in 
Zürich, der mir mit grosser Liebenswürdigkeit seine reichhaltige 
Bibliothek zur Verfügung stellte, meinen herzlichsten Dank aus- 
zusprechen, und ferner auch des wohl unerreichbaren Vorbildes 
einer juristischen Bibliothek, der des Reichsgerichtes zu Leipzig 
und deren liberaler Direktion in Dankbarkeit zu gedenken. 
Meinen besten Dank spreche ich auch aus meinen ausdauernden 
Helfern bei der langweiligen und langwierigen Korrekturarbeit. 

Der Vollständigkeit halber füge ich noch bei, dass der 
erste Teil der vorliegenden Arbeit schon seit längerer Zeit 
fertig ist und als Inaugural-Dissertation zur Erlangung des 
Doktorgrades bei der hohen Juristenfakultät zu Leipzig ver- 
wendet wurde, von welcher ich die Erlaubnis zur Drucklegung 
erbeten und erlangt habe. 

Zürich, im August 1897. 

Der Verfasser. 
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Allgemeiner Teil. 






KAPITEL I. 

Das Wesen des Check. 

A. Vom wirtschaftlichen Standpunkte. 

s I- 
Der Check und das Depositensystem.. 

« Die Entwicklung des Zahlungswesens hat mit der Zunahme 
des Verkehrs in allen Kulturländern dahin geführt, dass ein 
grosser Teil aller Zahlungen nicht mit' barem Gelde (Metallgeld, 
Papiergeld) oder in Banknoten, sondern in Anweisungen auf ein 
Bankhaus geleistet wird, bei welchem der Zahlende die für seine 
Zahlungsgeschäfte erforderlichen Geldmittel bereit gestellt hat. 
Hat auch der Zahlungsempfänger die gleiche Einrichtung bei 
demselben Bankhause getroffen, so genügt eine einfache Um- 
schreibung von dem Conto des Zahlungsleisters auf das des 
Empfängers (Giroverkehr im engeren Sinne). So weit dieser 
Fall aber nicht zutrifft, erhält der Empfänger eine Zahlungs- 
anweisung, welche er wiederum bei ihm selbst obliegenden 
Zahlungen benutzen oder bei seinem eigenen Banquier zur Gut- 
schrift einreichen kann, wenn er nicht die Barzahlung des Betrages 
vorzieht. Ein solches Papier heisst technisch Check.» 

Dr. Fiele, Der Check. 1 
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Diese Erklärung, welche die Begründung zu dem neuesten 
deutschen Checkgesetzentwurfe ^) eröffnet, scheint mir so klar 
und treffend, dass ich mir nicht versagen kann, sie in ihrem 
Wortlaut auch meinen Auseinandersetzungen voranzustellen. 
Alles, was über das wirtschaftliche Wesen, ja sogar was über 
den wirtschaftlichen Nutzen des Check zu sagen ist, lässt sich 
schon aus diesen kurzen Worten herauslesen. Der Check ist 
eine geschriebene Urkunde, welche dazu dient, das Bankdepo- 
situm des Ausstellers abzuheben, d. h. für ihn nutzbar zu 
machen. Das ist der oberste Zweck des Check, Auf welche 
Weise diese Nutzbarmachung geschieht, ist dabei Nebensache. 
Der Checknehmer kann nach seinem Belieben entweder die 
Summe des Check sofort von der Bank fordern, sei es, dass er 
sich dieselbe von der Bank ausbezahlen, sei es, dass er sie sich 
von ihr gutschreiben lässt, oder er kann den Check auch weiter 
begeben, ihn in Umlauf setzen. Mit einem Worte, der Check- 
nehmer kann den Check ausnutzen wie - eine Banknote, wie 
Geld, In seinem wirtschaftlichen Zwecke, als Ersatz des Geldes 
zu dienen, gleicht er der Note. Andererseits aber ist der Chek 
ein Papier,^ durch welches der Aussteller dem Bezogenen den 
Auftrag erteilt, an den Checknehmer eine bestimmte Summe zu 
zahlen. In dieser Beziehung gleicht er dem gezogenen Wechsel. 
Ist der Check nun eine Banknote ? ist er ein Wechsel ? — Wirt- 
schaftlich ist er keines von beiden, sondern er ist der unlösbar 
mit dem Depositenwesen verbundene Diener desselben, der es 
erst dem Depositensystem ermöglicht, über das System der 
Zettelbanken obzusiegen. 

Das Depositenwesen lässt sich zur Not noch ohne Check 
denken, wie das Beispiel Schottlands gelehrt hat, nicht aber 
umgekehrt der Check ohne das Depositensystem, ohne das er 
nur eine ganz untergeordnete Bedeutung im Zahlungswesen 
hätte erlangen können. 

Vom Wechsel trennt den Check ein Grundunterschied, 



1) Entwurf eines Checkgesetzes mit Begründung. Dem Reichstag vorgelegt 
am II. März 1892. — Nr. 736, Reichstag, 8. Legislaturperiode, I. Session 1890/92. 
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Während beim Wechsel in den meisten Fällen die Kredit- 
gewährung im Vordergrunde des Geschäftes steht, so schliesst 
der Check, der ein vorhandenes Guthaben zur unumgänglichen 
Voraussetzung hat, die Kreditgewährung principiell aus. Der* 
Wechsel ist ein Kreditmittel, der Check ein Zahlungsmittel.^) 
« Der Mann, welcher einen Wechsel verkauft, braucht Geld ; der 
Mann, welcher einen Check verkauft, hat Geld,» 

Wechsel, Check und Banknote haben das gemein, dass sie 
alle drei ein Forderungsrecht darstellen. Wodurch sich der 
Check vom Wechsel unterscheidet, haben wir soeben gesehen. 
Von der Banknote, mit der er teilweise gleiche Zwecke verfolgt, 
unterscheidet er sich aber ebenfalls in erheblichem Masse. Gehen 
wir etwas näher hierauf ein. Check und Banknote sind beide, 
im Gegensatz zum Wechsel, Zahlungsmittel. Bei der Banknote 
aber gründet sich das Vertrauen der Geschäftswelt, wirklich 
bezahlt zu werden, auf das Versprechen der Bank, gegen Vor- 
weisung der Note zahlen zu wollen, auf das Anerkenntnis 
der Bank, Schuldner zu sein ; beim Check dagegen gründet sich 
das Vertrauen der Geschäftswelt auf die Behauptung des 
Ausstellers, die bezogene Bank werde dem Checkinhaber Zahlung 
leisten. Der Glaube, dass diese Behauptung wahr sei, beruht 
auf der Voraussetzung, der Aussteller habe ein genügendes 
Guthaben in laufender Rechnung bei der Bank. Während die 
Banknote ein selbständiges Kreditmittel ist, setzt der Check die 
laufende Rechnung voraus. Während fiir die Note der Glauben 
an die Ehrlichkeit der Bank allein genügt, muss beim Check 
zum Glauben an die Ehrlichkeit der Bank noch der Glaube an 
die Ehrlichkeit des Ausstellers hinzutreten. Es scheint daher 
ganz gerechtfertigt, wenn Siemens 2) behauptet, das Sicherheits- 
moment sei in dem Check ein schwächeres als in der Banknote. 
Dem ist aber nicht so. Die Erfahrung hat gelehrt, dass an 
Orten mit ausgebildetem Checkwesen das Vertrauen in den 
Check mit Recht gleich gross oder grösser ist als in die Note, 



1) Dr. Georg Siemens, Die Lage des Checkwesens in Deutschland (1882), S. 9. 
8) a. a. O. S. 6. 



und dass das möglich ist, hängt wieder mit einem weitern 
Unterschiede des Check und der Note zusammen. 

Die Notenbank ist in der Lage, eine Anzahl von Noten in 
die Welt hinauszuschicken, die dann aus einer Hand in die 
andere gehen und erst nach langer Zeit wieder an die Schalter 
der Bank zur Einlösung zurückkehren. Die verschiedenen Gläu- 
biger der Notenbank wechseln beständig ; sie kennen sich unter- 
einander nicht, die Bank kennt sie nicht. Es ist daher leicht 
zu begreifen, dass nie der Fall eintreten wird, dass alle oder 
nur ein grösserer Procentsatz der Gläubiger gleichzeitig ihr Gut- 
haben zurückfordern werden, und auf dieser Thatsache baut sich 
das Zettelgeschäft auf. Es liegt nun die Gefahr nahe, dass die 
Zettelbanken, um diesen Vorteil möglichst stark auszunutzen, 
die Vorsicht bei Seite setzen und einen so geringen Teil der 
Deckung bereit halten, dass bei irgend einer unvorhergesehenen 
Steigerung der Notenpräsentation plötzlich das ganze Gebäude 
zusammenstürzt und unzählige seiner Gläubiger im Sturze mit 
sich reisst. Das ist denn auch der Grund gewesen, warum sich 
überall die Gesetzgebung mit der Einschränkung und Regelung 
des Zcttelbankgeschäftes abgegeben hat. Bei den den Check- 
verkehr pflegenden Depositenbanken liegt nun die Sache 
wesentlich anders. Die Berechnung ist allerdings der der Zettel- 
banken verwandt, indem auch die Depositenbank damit rechnet, 
dass sie nicht volle Deckung fiir alle Guthaben in jedem Moment 
bereit halten muss. Der Unterschied liegt aber darin, dass die 
Depositenbank mit einer Summe ihr ganz genau bekannter 
Gläubiger es zu thun hat, deren Bedürfnisse sie kennt, deren 
Ansprüche sie bis zu einem gewissen (irade vorauszuberechnen 
im Stande ist. Umgekehrt sind auch die Gläubiger viel eher in 
der Lage, die Würdigkeit der Bank zu prüfen, und wird sich 
daher die Depositenbank in ihrem eigenen geschäftlichen Inter- 
esse vor Wagnissen hüten, um nicht dadurch ihre Kundschaft 
zu vertreiben. Hildebrand ^) kann daher mit Fug und Recht 

*) Das Checksystem und das Clearinghouse in London von Dr. Richard 
Hildebrand. 1867. S. 38. 
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sagen, die Depositen in Conto-Corrent seien in jeder Beziehung 
eine solidere Kreditform als die Noten. 

Im Gegensatz zu dem Notenwesen werden bei den Depo- 
siten in laufender Rechnung keine Schuldscheine ausgegeben, 
sondern die Gläubiger bloss in den Büchern der schuldnerischen 
Bank für ihr Guthaben erkannt. Es ist das ein Unterschied von 
weittragender Bedeutung. Denn während die Noten noch 
immer eine Art Geldes, wenn auch nur Zeichengeldes sind, 
während sie noch sichtbar und greifbar sind, ist der Bankkredit 
äusserlich nicht wahrnehmbar. Es wird die Kasscnhaltung des 
Einzelnen ersetzt durch die Buchhaltung der Bank. Beim Noten- 
wesen bleibt der Einzelne noch sein eigener Kassierer; beim 
Depositenwesen werden die Kassengeschäfte der Einzelnen über- 
tragen auf die Bank, die nunmehr allein noch Kassierer ist. Wie 
Hildebrand sich ausdrückt, befreien die Depositen in Conto- 
Corrent das Publikum von einer Last, einer Mühe und Sorge, 
welche die Note ihm nur erleichtert. Ferner bringt das Depo- 
sitenwesen eine gewisse Aufsicht über die Bankkunden mit sich, 
von der beim Notenwesen keine Rede sein kann, eine Aufsicht, 
die oft dem Einzelnen lästig sein kann, die aber gewiss zum 
Heile der Gesamtheit die Solidität des Geschäftsverkehrs im 
allgemeinen zu steigern ■ im stände ist. Nicht zu unterschätzen 
ist auch der Umstand, dass sich die Checks weit besser an das 
einzelne Zahlungsgeschäft anschmiegen, da man, im Gegensatz 
zur Note, die in festen, bestimmten Summen ausgegeben wird, 
ihren Betrag erst zur Zeit der Zahlung beliebig bestimmen 
kann. Hildebrand macht mit Recht darauf aufmerksam, dass 
von der Note zum Check ein umgekehrter Schritt sei als von 
den Barren zu Münze. 

Jedoch obwohl sich der Check in so vielen Beziehungen 
zu seinem Vorteil von der Note unterscheidet, wird er doch 
nicht im stände sein, die Note und das Geld völlig zu ver- 
drängen. Für die Zahlung auf dem freien Markt wird Geld 
und Note unentbehrlich bleiben, und für ganz kleine Summen 
ist der Check nicht eine Vereinfachung, sondern eine Erschwerung. 
Um mit Hildebrand zu reden; «Das Checkbuch oder Conto- 
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Corrent kann wohl die Kasse, nicht aber das Portemonnaie 
ersetzen. » 

S 2. 

Das Clearingsysteni. 

«Die volkswirtschaftlichen Vorteile des Checks- und Giro- 
verkehrs werden nur dann in vollem Umfange erreicht, wenn 
einerseits die Neigung, Checks als Zahlungsmittel anzunehmen, 
sich nicht auf den Kreis der Girocontoinhaber beschränkt und 
andererseits der Check zum Schluss wieder an einen in Giro- 
bezw. Abrechnungsverkehr stehenden Inhaber gelangt, der ihn 
ohne bare Auszahlung durch blosse Gutschrift realisiert. Ein 
Check, der, ehe sich die Kette der Giro verbundenen in dieser 
Weise schliesst, durch Barzahlung eingelöst werden muss, hat 
seine wirtschaftliche Funktion nur unvollkommen erfüllt.» 

So drückt sich die Begründung zum deutschen Entwurf) 
aus. Im unvermittelten Giroverkehr miteinander kann selbst- 
redend immer nur eine beschränkte Anzahl von Leuten stehen. 
Um aber eine möglichst grosse Zahl von Personen an der 
gegenseitigen Verrechnung teilnehmen zu lassen, ist in neuerer 
Zeit in den meisten grösseren Brennpunkten des Handels- 
verkehrs eine Einrichtung getroffen worden, welche es jedem 
Kunden ermöglicht, sich an dem Abrechnungsverkehre zu 
beteiligen. Unter dem Namen «Clearinghouses», « chambres 
de compensation », t Abrechnungsstellen » tritt ein geistvoll 
crsonnenes Abrechnungssystem in Wirksamkeit, das etwas näher 
zu betrachten sich wohl der Mühe lohnt. Die Anfänge und 
die Verbreitung des Clearing werden wir im folgenden Kapitel 
kennen lernen. Hier wollen wir nur die Technik des Systems 
untersuchen und zwar unter Zugrundelegung der Gebräuche der 
Abrechnungsstelle in Zürich. Ich thue das um so lieber, als 
gerade die Zürcher Abrechnungsstelle infolge ihrer Kleinheit 
einen ganz besonders einfachen Geschäftsgang hat, von dem 

') a. a. O. S. 22 — 23. 
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auszugehen das Verständnis auch des umständlicheren Geschäfts- 
ganges grösserer Abrechnungsstellen erleichtert. 

Durch die I;reundlichkeit der Direktion der Zürcher Kan- 
tonalbank und des Vorstehers der Abrechnungsstelle war es 
mir vergönnt, dem Abrechnungsverkehre beizuwohnen. Ich bitte, 
mich für einen Tag auf meinem Gange zu begleiten. 

Kurz vor zehn Uhr begiebt sich der Vorsteher der Abrech- 
nungsstelle, immer ein Angestellter der Zürcher Kantonalbank, 
nach dem Abrechnungsraume, einem kleinen Stübchen im Post- 
hofe hinter der Schweizerischen Kreditanstalt- Das ganz ein- 
fache Zimmer, dessen einzige Verzierungen ein paar Kleiderhaken, 
ein Abreisskalender und eine Uhr bilden, ist mit Tischen besetzt, 
die wie folgt angeordnet sind: 

Thfire 





, 


■ ■' ■ " ' 











• 








Kantonal-Bank 




Leu & Co. 














Basler * Zfircher 


Filiale 




BankTerein 




der Bank in Baden 




Schweiz. 




Bank 




Volksbank 

1 




in Zürich 




Schweiz. 
KredltAnstalt 


Vorsteher 1 

1 


Eldg. Bank 











Der Vorsteher verfugt sich an seinen Platz, und bald 
erscheinen auch die Vertreter der übrigen Banken. Jeder Ver- 
treter muss durch eine besondere Vollmacht legitimiert sein, 
welche von der Zürcher Kantonalbank verwahrt wird. Da 
gewöhnlich die schon bekannten Vertreter erscheinen, gehen 
sie ohne weitere Umstände ans Geschäft. Erscheint aber ein 
neuer Vertreter, so muss er vor Beginn desselben dem Vor- 
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Steher seine Vollmacht nach beifolgendem Muster überreichen. 
(Form. A ) 

(Form. JL) 

\ 

T^o 11 macht. 

D... Endesunterzeichnete... bevollmächtig... hiemit den 
Herrn 

zur Vornahme aller im Abrechnungsverfahren nach Massgabe des Vertrages vom 
23. März 1891 und des bezüglichen Reglements für die Abrechnungsstelle vor- 
kommenden Rechtshandlungen, insbesondere der Präsentation der zur Abrech- 
nung bestimmten Papiere, dem Empfang solcher Papiere, der Rückgabe und 
Rücknahme beanstandeter Papiere, der Feststellung des Tagessaldo und der 

Ausstellung der erforderlichen Anweisungen zu Gunsten oder zu Lasten..... 

Giro-Guthabens bei der Zürcher Kantonalbank. 

, den 

Unterschrift des Bevollmächtigten : Unterschrift des Vollmachtgebers : 

Jeder Vertreter, dessen Vollmacht dem Vorsteher über- 
geben ist, legt, bevor er seinen Platz einnimmt, auf den Tisch 
der jeweils zahlungspflichtigen Bank die betreffenden Checks, 
Wechsel, Anweisungen u. s. w. zugleich mit einem bereits vorher 
genau ausgefüllten, die Beträge einzeln aufführenden, summierten 
Verzeichnis und einem nur die Endsummen enthaltenden 
Empfangsschein. (Form. B und C.) 

Hierauf verfugt er sich an seinen eigenen Platz, nimmt die 
ihm abgelieferten «Bordereaux»'und Empfangscheine in Empfang, 
worauf er die letzteren unterschreibt und abstempelt. Ist das 
geschehen, so erhebt er sich und verteilt diese auf die Plätze 
der übrigen Banken. 

Die Vertreter begeben sich dann, sobald sie von sämt- 
lichen Mitgliedern der Abrechnungsstelle ihre Papiere erhalten 
haben, mit den auf sie abgelieferten Checks u. s. w. « Bor- 
dereaux > und Empfangscheinen nach ihren Geschäftslokalen 
zurück. 

Der ganze Vorgang wickelt sich in ungefähr 5 Minuten ab. 

Zu Hause angekommen, tragen sie die Summen der auf 
sie abgegebenen «Bordereaux» in die Rubrik Haben der 
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Abrechnungsstelle Zürich. 



Zürich, den 

Bordereau über Einlieferungen. 



(Form. B.) 
189.. 



StäekaU 



1 
2 
3 
4 

5 

G 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 



Gattung |l Betrag 



I "■■■! 



Transport 



Abrechnungsstelle Zürich. 

E m p f a n g » c Ii e i n . 



Von 



Stücke Abrechnungspapiere im Betrage von Fr. 

empfangen zu haben, wird hiemit bescheinigt. 
Zürich, den 189... 



(Form. C.) 
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Abrechnungsblätter ein. Um 4 Uhr kommen die Vertreter 
wieder zusammen, und es wiederholt sich der Vorgang wie um 
10 Uhr. Jetzt kann es aber vorkommen, dass die Prüfung der 
abgelieferten Papiere ergeben hat, dass einige davon nicht 
bezahlt werden sollen, etwa wegen Formwidrigkeit, oder mangels 
Deckung, oder aus anderen Gründen. In diesem Falle werden 
die Rücklieferungen, begleitet vom eigenen Rücklieferungs- 
«Bordereau», ebenso übermittelt wie die ersten Einlieferungen 
und der Empfang wieder auf eigens hierzu bestimmten Empfangs- 
scheinen bescheinigt. Ausserdem muss der Weigerungsgrund 
auf einem dem Papiere angehefteten Zettel angegeben sein. 
(Siehe Form. D und E.) 

Die Vertreter kehren auf ihre Banken zurück, und nun 
beginnt die endgültige Ausfüllung der Abrechnungsblätter. 
Wie am Morgen werden auch die zweiten Ablieferungen auf 
der zweiten Linie der Spalte cSoU», die zweiten Empfänger 
auf der zweiten Linie der Spalte t Haben» eingetragen, die 
Rücklieferungen an andere Banken werden auf die dritte Linie 
des «Solu, die Rückempfänger auf der dritten Linie des 
«Haben» eingetragen. Zur besseren Übersicht pflegt man noch 
überdies an den Rand neben die zweiten Ablieferungen ein II, 
neben die Rücklieferungen ein R. zu setzen. 

Punkt 5 V2 Uhr beginnt das Geschäft wieder. Jetzt dürfen 
keine neuen Einlieferungen mehr gemacht werden, wohl aber 
sind noch Rücklieferungen der um 4 Uhr eingelieferten Papiere 
statthaft. Sind diese erledigt, so beginnt die eigentliche Ab- 
rechnung. 

Die Vertreter summieren und saldieren die Abrechnungs- 
blätter. (Form. F.) 

Ergiebt sich ein Habensaldo auf dem Abrechnungsblatte, 
so schreibt der Vertreter auf dem Blatte selbst den Auftrag 
an die Zürcher Kantonalbank der Rechnung der Abrechnungs- 
stelle zu Lasten der Rechnung seiner Bank den Saldo gutzu- 
schreiben. Denselben Auflrag schreibt er auch noch auf ein 
besonderes Blatt. (Form. G.) 



AbrechDungsstelle Zürich. 
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Zürich, den 

Bordereau über Rücklieferungen. 



(Form. D.) 
189.. 



StB«kulil 


Gattung 


Betrag 




1 




1 




2 

3 










4 
5 
6 








i 


7 








8 


. 








9 




! 


10 








11 




' 


12 
13 
14 






1 




Transport 




J 

1 




1 


1 
1 



Abrechnungsstelle Zürich. (Form. E.) 

Rückemp fangschein« 



Von 



Stück Rückgänge im Betrage von Fr.. 

empfangen zu haben, wird hiemit bescheinigt. 
Zürich, den 189... 



"J 



\2 (Form. F.) 

Abrechnungsstelle Zürich. Zürich, den 189. 

Abrechnuiigf^blatt 

Zürcher Kantonalbank 



Stiiekzak] 



Soll 



Firma 



Haben 



Aktiengesellschaft Leu & Cle. 



Bank In Baden, Filiale ZUrich 



Bank In ZUrich 



Eidgenössische Bank 



Schwelzerische Kreditanstalt 



Schweizerische Volksbank 



Zürcher Bankverein 



Zürcher Kantonalbank 



Fr. 



Totabumiiie 
Saldo Fr. 



Die Zürcher Kantonal bank wird ersucht vorstehenden Saldo von 

Franken 

dem Conto der Abrechnungsstelle zu des Giro-Contos 

von 



Richtig. 
Der Vorsteher der Abrechnungsstelle : 



— 13 — 

Umgekehrt schreibt er auf ein besonderes Blatt und auf 
das Abrechnungsblatt selbst den Auftrag an die Kantonalbank, 
der Rechnung der Abrechnungsstelle den Saldo zu gunsten der 
Rechnung seiner Bank zu belasten, falls das Abrechnungsblatt 
einen Sollsaldo aufweist. (Form. H.) 

Abrechnungsstelle Zürich. (Form. Q.) 

Fr 



Zürich, den 189... Die Zürcher Kantonalbank 

ist ersucht, dem Conto der Abrechnungsstelle 

zu Lasten des Giro-Contos von 

gutzuschreiben. 

Richtig: 
Der Vorsteher der Abrechnungsstelle : 



Abrechnungsstelle Zürich. (Form. H.) 
- Fr 



Zürich, den 189... Die Zürcher Kantonalbank 

ist ersucht, dem Conto der Abrechnungsstelle 

Franken z£ ^T^ ^7 \7 ^ J £^ il ^ ^^E^' ^^'— ^^^ 

zu Gunsten des Giro-Contos von 

zu belasten. 

Richtig: 
Der Vorsteher der Abrechnungsstelle: 

Das Abrechnungsblatt und das den Auftrag enthaltende 
Blatt werden nun zur Prüfung dem Vorsteher übergeben. Der 
Vorsteher trägt zunächst die Saldi auf dem Bilanzblatt ein. 
(Form. I.) 

Ist dies geschehen, so summiert er Soll und Haben, und 
nun muss sich herausstellen, ob die Abrechnung richtig ist, 
denn da sich die Saldi aus den Guthaben und Schulden sämt- 
licher Banken von und an sämtliche Banken zusammensetzen, 
.muss die Summe sämtlicher Sollsaldi der Summe sämtlicher 
Habensaldi genau gleich sein. Ist das nicht der Fall, so hat 
sich ein Rechnungsfehler eingeschlichen, der durch genaues 
Vergleichen der Abrechnungsblätter, das sogenannte Punktieren, 



Abrechnungsstelle Zürich. 
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Bilanz 



(Form. I.) 



.189... 





Soll 


Firma 


Haben | 








Aktiengesellschaft Leu & Co 

Bank in Baden, Filiale Zürich .. . 

Bank in Zürich 

Eidgenössische Bank (Aktiengesellschaft) 

Schweiz. KreditansUlt 

Schweiz. Volksbank 

Zürcher Bankverein 

Zürcher Kantonalbank 
















































































































Summa 








1 










Zürich 


, den 


189... 

Der Vorsteher der Abrecl 


mungsstelle 





sofort leicht gefunden werden kann. Erst, wenn das Resultat 
genau stimmt, giebt der Vorsteher die Abrechnungsblätter und 
Überweisungsaufträge mit seiner Unterschrift versehen zurück, 
und damit ist das Geschäft beendet. Auch diese letzte 
Zusammenkunft der Vertreter dauert, wenn kein Fehler Ver- 
zögerungen verursacht, nur etwa eine Viertelstunde. 

Hieran schliesst sich noch eine Statistik, die von der 
Kantonalbank auf nebenstehendem Formular (Form. K), in dem 
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(Form. E.) 



Datum 


8tBcknbi| Firma 


Fr. 


Cts. 


Fr. Cts. 1 


1 

i 

1 




Aktiengesellschaft Leu & Co. 
Bank in Baden, Fülale Zürich 

Bank in Zürich 

Eidgenössische Bank A.-G. . . . 

Schweiz. Kreditanstalt 

Schweiz. Volksbank 

Zürcher Bankverein 

Zürcher Kantonalbank 


1 




i 




1 






1 

, i 




i 


1 

1 


1 ! 




i ' ' ' 

1 
1 • ■• 


Aktiengesellschaft Leu & Co. 
Bank in Baden, Filiale Zürich 

Bank in Zürich 

Eidgenössische Bank A.-G. . . . 

Schweiz. Kreditanstalt 

Schweiz. Volksbank 

Zürcher Bankverein 

Zürcher Kantonalbank 

Aktiengesellschaft Leu & Co. 
Bank in Baden, Filiale Zürich 

Bank in Zürich 

"Eidgenössische Bank A.-G. . . . 

Schweiz. Kredii ansialt 
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sogenannten Umsatzbuch, geführt wird, es werden darin die 
Stückzahl der eingelieferten Papiere und die Sollsummen 
vermerkt. 

Ausserdem wird von der Kantonalbank zur Ermittelung 
der Höhe der Beiträge jeder einzelnen Bank an die Miete und 
Reinigung der Zimmer u. s. w. noch ein weiteres Formular 
(Form. L) ausgefüllt. 

Auf diese Weise kann es geschehen, dass die Thätigkeit 
von neun Männern während beiläufig einer halben bis einer 
ganzen Stunde im Tag einen Wertumsatz von vielen Millionen 
Franken vermittelt, ohne einen Rappen Geldes dazu zu benö- 
tigen. Wie viel Zeit, wie viel Arbeitskräfte, wie viel Münze 
auf die Weise erspart wird, lässt sich leicht einsehen. 

5i 3- 

Der Tolkswirtschaftliche Nutzen des Check« 

Um uns ordentlich klar machen zu können, was das Depo- 
sitenwesen mit seinem Diener, dem Check, alles zu leisten im 
Stande sei, war es unumgänglich nötig, einen Blick auf das 
Clearingsystem zu werfen. Erst das Clearingsystem ist es, 
das den Nutzen des Check zu seiner vollen Entfaltung bringt. 
Bevor wir aber auf die einzelnen Punkte, in denen der Nutzen 
des Checkwesens klar zu Tage tritt, eingehen, sei es mir 
gestattet, die kurzen Worte zu citieren, die in Frankreich den 
Anstoss dazu gegeben haben, dass die Gesetzgebung sich mit 
dem Checkwesen befasstc. Es war am 4. November 1861, 
als vor dem französischen Kassationshof der avocat g^n^ral 
Blanche mit beredtem Munde den Nutzen des Check zu preisen 
wusste, und damit den Anfang einer reichhaltigen Litteratur 
machte und eine lebhafte Diskussion hervorrief. Er sagt : ^) 

«Sein Zweck ist, die Gelder, die sonst für die kommenden 
Bedürfnisse in Bereitschaft gehalten werden, aus ihrer Trägheit 
herauszureissen, sie in Umlauf zu setzen und nutzbar zu machen, 



1) Le Mercier. Etüde sur les chdques. S. 2. 
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dem Eigentümer, der sie bei dem Bankier hinterlegt, dem 
Bankier, der sie gewerblichen Unternehmungen vorschiesst, dem 
Unternehmer, der sie verwendet und fruchtbar macht, dem 
Arbeiter, dem der Unternehmer Arbeit besorgt, und dessen 
Wohlstand wächst mit dem Wohlergehen des Geschäftsherrn.» 

Blanche weist mit Recht darauf hin, dass nicht allein der 
Depotgeber es ist, der den Nutzen aus dem Checkwesen zieht, 
äusserstenfalls noch der Bankier, der zunächst das Geld in 
die Hand bekommt, sondern das ganze Volk, arm wie reich, 
Kapitalist wie Proletarier, Arbeitgeber und Arbeiter. Dieser 
volkswirtschaftliche Nutzen ist denn auch selbstverständlich vor 
allem wichtig, so dass wir ihm zuerst eine nähere Betrachtung 
widmen. 

Der Check erspart die unvermittelte Barzahlung, er ver- 
schiebt die Person des Zahlungsleisters. Insofern beruht er 
auf demselben Prinzipe, das unserer ganzen heutigen Kultur 
zu Grunde liegt, dem Prinzipe der Arbeitsteilung. Bis 
anhin waren wir in Beziehung auf unsere Kassehaltung auf 
demselben niederen Standpunkt, wie einst unsere höhlen- 
bewohnenden Vorfahren in Beziehung auf die Bekleidung. Im 
Urzustand machte jeder seine Kleider selber. Jeder war sein 
eigener Schneider. Später konnte nur ein reicher Häuptling 
seine Kleider durch seine Untergebenen machen lassen, die 
grosse Masse schneiderte noch selbst. Heute geht auch der 
ärmste Mann zu einem gelernten Schneider, um von ihm seine 
Kleider zu kaufen. Ebenso ist die Entwicklung der Kasse- 
haltung. Ursprünglich besorgte jeder seine eigene Kasse. Jeder 
ist sein eigener Kassierer. Dann hält sich der reiche Kaufherr 
seinen eigenen Kassenbeamten, während die grosse Masse noch 
ihre Kassengeschäfte selber besorgt. Erst das Checkwesen 
macht es möglich, dass auch kleinere Leute, die nicht in der 
Lage sind, sich einen eigenen Kassenbeamten anzustellen, heute 
zum gelernten Kassierer gehen, um sich ihre Kassengeschäfte 
von ihm besorgen zu lassen. Der Vorteil ist einleuchtend. 
Der gelernte Schneider macht bessere Kleider in kürzerer Zeit, 
als der ungelernte Mann für sich zu machen im stände wäre, 

Dr. Fick. Der Check. 2 
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der geübte Kassierer besorgt die Kassengeschäfte sicherer, 
rascher und dadurch auch billiger als der einzelne es könnte. 
Die Arbeitsteilung ist es, die in erster Linie eine Zeit- 
ersparnis bewirkt. Diese Zeitersparnis allein könnte schon 
ausreichen, um das Checkwesen begehrenswert zu machen. Aber 
noch wichtiger ist die enorme Geldersparnis, die durch 
dasselbe ermöglicht wird. Wenn jeder seine eigene Kasse hält, 
so muss notwendigerweise immer eine grosse Menge Gelder 
tot daliegen. Werden diese Kassenvorräte aber in wenige 
Hände zusammengelegt, so ist es klar, dass nicht alle auf ein- 
mal gebraucht werden, und es kann wenigstens ein Teil derselben 
fruchttragend angelegt werden. Das Kapital wird fruchtbar, 
und trotzdem jederzeit verfügbar. 

Munzinger^) drückt das sehr hübsch aus: «Es ist durch 
ein einfaches Stück Papier gelungen, die Sicherheit und 
Fruchtbarkeit des ruhigen Depositums zu ver- 
einigen mit der Beweglichkeit und Leichtigkeit 
des raschen Verkehrs.» 

Dieser Vorteil der Geldersparnis wird aber erst ins Fabel- 
hafte gesteigert durch die Einführung des Clearingsystems. Es 
wird dadurch, dass zu den grössten Umsätzen nicht ein roter 
Rappen gebraucht wird, das Erfordernis der baren Deckung 
auf ein Mindestmass herabgedrückt, das staunenerregend ist. 

Hildebrand '-^) gicbt für das Jahr 1864 an, welchen Bruch- 
teil ihrer Depositen die sechs Londoner Hauptbanken in Kasse 
gehalten haben: 

London und Wcstminster 7 44 0/0 

London Joint Stock B. 4 84 o/q 

Union Bank of London ... ... 13,47 *'/o 

London & County B. 20,10 0/0 

City B 14,200/0 

Alliance B 7,89 0/0 

1) Walther Hunzinger. Motive zu dem Entwürfe eines schweizerischen 
Handelsrechts, im Auftrage des tit. schweizer. Justiz- und Polizeidepartements 
Terfasst von dem Redaktor des Entwurfs. I865. S. 399. 

2) Das Checksystem und das Clearinghouse in London von Dr. Richard 
Hildebrand. 1867. S. 35. 
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Es können also in London mehr als 90 ^lo der Depositen 
wieder nutzbar angelegt werden. Für Paris hat 1 864 Courcelle- 
Sencuil im «Journal des Economistes» eine Berechnung ver- 
öffentlicht darüber, wie viel durch ein Clearinghaus in Paris an 
Kosten, Zinsen und Zeit gespart werden könnte, und kommt 
dabei auf die Summe von jährlich 16 Millionen Franken, Diese 
Barerspamisse sind gewiss bedeutend genug, um die Einrichtung 
zu rechtfertigen. Es giebt aber noch mehr volkswirtschaftliche 
Vorteile, die das Check- und Clearingwesen zweckdienlich 
erscheinen lassen. 

Es wird durch den Clearingverkehr eine grosse Menge 
Metallgeld überflüssig gemacht, bezw. es ist möglich, mit der- 
selben Menge Metall eine grössere Masse Umsätze zu ver- 
mitteln. Der Erfolg ist nun natürlich der, dass alle diejenigen 
Werte, die jetzt nicht mehr zu Geldzwecken verwendet werden, 
zur Verwendung als Mittel zur Gütererzeugung frei werden. 
Der Clearingverkehr ermöglicht daher eine Vermehrung 
der Gütererzeugung, die mit einer Steigerung des Volks- 
reichtums gleichbedeutend ist. Auf einen weiteren Vorteil der 
Metallersparung macht Michael *) aufmerksam, es werde der 
Tauschwert des Metallgeldes, der sich nach dem Tauschwert 
der Edelmetalle richtet, durch den Checkgebrauch ein stetigerer 
werden, so dass das Geld in allen jenen Funktionen, in denen 
man Wertkonstanz erstrebt und teilweise voraussetzt, 
besonders vollkommen wirkt. 

Gerade der Umstand aber, dass nicht die gesamte Deckung 
bereit gehalten werden muss, den wir als höchsten Nutzen des 
Check gepriesen haben, wird von einzelnen Schriftstellern als 
eine Gefahr angesehen. Schon Hildebrand '^) citiert eine Behaup- 
tung Wagners, dass deshalb, weil es leichter sei die Depositen 
«en masse» zurückzufordern als Noten auf einmal in Menge 



1) Dr. Berthold Michael. Sparkassen und Checkverkehr. 1892. S. 33. 
Auch unter dem Titel «Über die Ausdehnung der Thätigkeit der Sparkassen, 
insbesondere die Pflege des Checkverkehrs durch dieselben» als Inaugural- 
dissertation der Universität Heidelberg erschienen. 

«) a. a. O. S. 38. Anm. 34. 



— 22 — 

zu präsentieren, der Staat verpflichtet sei, den Depositenbanken 
grössere Fürsorge zu widmen als den Zettelbanken. Hildebrand 
hält dem entgegen, es sei diese Gefahr gerade ein Grund zu 
grösserer Vorsicht flir die Banken und erhöhe daher die Soli- 
dität des Checkwesens, folglich habe der Staat hier weniger 
Anlass sich einzumischen als beim Zettelwesen. 

Aber auch noch in neuerer Zeit werden derartige Bedenken 
laut. Panhard^) behauptet noch 1893, man habe in jüngster 
Zeit Gelegenheit gehabt, die Gefahr zu beobachten, welche in 
einer so geringen Golddeckung der Londoner Banken liege. 

Er bezieht sich dafür auf einen Fall, der vorgekommen 
sei, wo der Sturz einer hervorragenden Bank in London plötz- 
lich eine Unmenge Kunden an die Schalter der «Bank of 
England» gefuhrt habe und dieselbe sich genötigt gesehen habe, 
ihre Zuflucht zu den Metallvorräten der «Banque de France» 
zu nehmen. 

Gegenteiliger Ansicht ist Michael, der glaubt, Kreditkrisen 
werden durch den Gebrauch des Check verringert, insofern als 
der Gebrauch der Note in starkem Masse entbehrlich gemacht 
werde. Während die Note die Tendenz zum raschen Umlauf 
habe, strebe der Check schneller Einlösung zu und bilde somit 
die beste Triebfeder eines gesunden Kreditsystems. 

Mit einem sehr gesunden und äusserst gemässigten Urteil 
schliesst Darimon seinen Bericht in der französischen Kammer. 
Er hält sich dabei so sehr von allen Übertreibungen nach der 
einen oder anderen Seite hin frei, dass ich mir nicht versagen 
kann, ihn hier wörtlich anzuführen: 

«Vor Beendigung dieser langen Arbeit haben wir noch 
einen letzten Irrtum zu beseitigen, es ist der, im verbreiteten 
Checkgebrauch das Ende aller Münz- und Finanzkrisen zu sehen. 
Obwohl keine Thatsachen diesem Irrtum widersprechen, genügen 
wahre wirtschaftliche Erwägungen zu einer gerechten Beurteilung. 
In England und Amerika, wo die Checks in alle Gesellschafts- 
klassen eingedrungen sind, haben sie niemals eine Krisis ver- 



1) Jacques Panhard. Du cheque. 1893. S. 25. 
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hindert. Das kommt daher, dass der Check in der Verwendung 
von Münze Ersparnisse ermöglicht, sie aber niemals ersetzen 
kann, und dass man in den Krisen nicht Checks, sondern Geld 
verlangt. Es ist also nicht wahr, dass der Check und die 
Kombinationen, die er ermöglicht, die so verwickelte Frage 
des Geldumlaufs und des Kredites löst. Aber, wenn der Check 
auch nicht die Krisen verhindern kann, so kann er doch ihre 
Intensität bedeutend vermindern. Sein Gebrauch erhöht die 
Menge der verfugbaren Münze und ermöglicht dieser Münze 
den dringenden Bedürfnissen zu genügen. Auch in den 
Ländern, wo er verbreitet ist, gehen die Krisen weniger tief 
und sind leichter und rascher wieder geheilt.» 

S 4- 
Der privatwirtschafUiche Nutzen des Check. 

Für unsere grundsätzlichen Erörterungen würde es genügen, 
den volkswirtschaftlichen Gewinn, den uns der Check bringt, 
erkannt zu haben, um uns die Einführung und Verallgemeine- 
rung des Checkwesens wünschenswert erscheinen zu lassen. 
Wollen wir aber darauf hinwirken, dass die grosse Menge auch 
wirklich sich des Check bediene, so genügt es nicht, den volks- 
wirtschaftlichen Nutzen klar zu stellen, denn als geborene 
Selbstlinge handeln wir nicht leicht um des Nutzens der All- 
gemeinheit willen. Um die grosse Menge für den Check zu 
interessieren, müssen wir ihr klar machen, welcher greifbare 
Nutzen sich für den Einzelnen, der sich des Check bedient, 
ergiebt. Wir sind in der glücklichen Lage, auch mit solchen, 
dem Einzelnen einleuchtenden, Vorteilen des Checkwesens in 
ausgiebigem Masse aufwarten zu können. 

Der zunächst in die Augen springende, jedoch nicht der 
wichtigste Punkt, ist der der Verzinsbarkeit der Depositen. 
Halten wir Kasse in eigener Person, so müssen wir, um allen 
an uns herantretenden Anforderungen genügen zu können, eine 
ansehnliche Menge Geldes nutzlos liegen lassen. Deponieren 
wir es in Checkrechnung bei einer Bank, so werden wir. 
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wenigstens in der Regel, einen kleinen Zinsgenuss davon haben 
können, ohne auf die jederzeitige Verfügbarkeit verzichten zu 
müssen. 

Die Höhe dieses Zinsgenusses ist natürlich je nach Ort 
und Zeit sehr verschieden. Für schweizerische Verhältnisse 
will ich nur ein Beispiel als Probe nennen. Die schweizerische 
Kreditanstalt in Zürich unterscheidet zwei Conti, das Chcck- 
conto im engeren Sinne, bei welchem die Provision wegfallt 
und auf welchen kein Kredit gewährt wird. Auf diesem ist 
der Zinsfuss stets 2 ^/o unter dem Zürcher Bankdiscont, schwankt 
also mit diesem. Auf dem anderen, dem Conto-Corrent, 
wird der Zinssatz jeweilen durch Cirkular bekannt gemacht. 
Er ist momentan fiir Guthaben bei der Bank auf 2 V2 ^/o gesetzt. 
Bei den übrigen Banken sind die Verhältnisse ähnliche, häufig 
aber kommen weniger günstige Bedingungen für die Bank- 
kunden vor. 

In England war ursprünglich die Verzinsung der Check- 
conten nicht Sitte. Hildebrand ^) aber giebt an, dass sie durch 
die Jointstockbanken eingeführt worden sei, und dass mit Aus- 
nahme weniger älterer Privatbanken und der «Bank of England t 
Anfang der sechziger Jahre meist unter gewisser Voraussetzung 
I ^/o, unter anderen 2 ^/o von dem Minimalsatz eines Monats 
verzinst worden sei. Simonson*-^) dagegen giebt an, in England 
werde jetzt von dem verzinslichen Depositconto ein Checkconto 
im engeren Sinne (current account) unterschieden und seit einer 
Reihe von Jahren nicht mehr verzinst. 

Weniger in die Augen springend, aber nicht weniger wichtig 
sind die andern Vorteile des Check gegenüber der Barzahlung. 

So ergiebt sich in den meisten Fällen auch für den Aus- 
steller eine Zeitersparnis, indem das Ausschreiben eines Check 
weniger Zeit in Anspruch nimmt als das Geldzählen, namentlich 
in Fällen, wo es sich um grössere ungerade Summen handelt. 
Ebenso fällt das Suchen nach der geeigneten Münze weg. Bei 

1) a. a. O. S. 39. 

*) Beiträge 7ur Lehre vom Check von Gerichtsassessor Simonson. 1887. S. 1 6. 
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weiterer Ausdehnung des Checkwesens wird aber auch der 
Checknehmer meist der Mühe des Geldzählens beim Empfang 
der Summe überhoben sein, indem er den Check einfach seinem 
Bankier zur Gutschrift übergiebt. Trifft es sich, dass der 
Bezogene auch sein Bankier ist, oder dass dieser den Check 
durch die Abrechnungsstelle begleichen lassen kann, so wird 
der ganze Vorgang sich ohne Zuhülfenahme von Geld abwickeln 
können. 

Auf diese Weise wird aber auch die Gefahr des Irrtums 
oder Verlierens beim Geldzählen, die Gefahr des Verlustes durch 
falsche oder minderwertige Münzen völlig abgeschnitten. 

Mit dem Übergange der Kassenverwaltung von der eigenen 
Person auf den Bankier wird auch die Diebs- und Feuers- 
gefahr auf letztern abgewälzt. Ferner erhält derjenige, der 
regelmässig durch Checks zahlt, in den Geschäftsbüchern seines 
Bankiers ein sehr sicheres und bequemes Beweismittel fiir die 
geschehene Zahlung, das ihm mangels einer Quittung häufig von 
grossem Wert sein kann. Ausserdem wird sich der Bankier 
seinen Kunden auch in andern Punkten gefällig erweisen. So 
besorgt er gern den Inkasso von Checks, namentlich wenn es 
sich um Clearingbankers handelt. Er besorgt auch die .son- 
stigen Inkassi von Anweisungen, Wechseln, Coupons u. s. w. 
billiger als das ein fremder Bankier könnte. Umgekehrt kann 
der Kunde seine Wechsel bei dem Bankier domizilieren. Kurz, 
er kann ihm alle Bankgeschäfte auftragen und wird infolge der 
ständigen Verbindung pünktlicher und billiger bedient werden. 

Ausserdem gewinnt der Kunde dadurch, dass er die Kassen- 
geschäfte auf die Bank abwälzt, mehr Zeit zu seinen eigenen 
gewinnbringenden Geschäften. 

Ferner sagt Michael, ^) der sich über alle diese angeführten 
Punkte des ausführlichsten verbreitet, man könne dabei auch 
noch auf ein Moment hinweisen, das meist ausser acht gelassen 
würde, dass nämlich die Bank über Person und Verhältnisse 
der Kunden eine Auskunft erteilen könne, der jedermann ein 



1) Michael a. a. O. S. 31. 
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grösseres Vertrauen entgegenbringe, weil man voraussetze, dass 
einerseits die Bank bei ihrer hervorragenden Stellung in der 
Geschäftswelt nur nach bester Überzeugung sich ausspreche, 
und dass sie andererseits infolge ihrer beständigen Verbindung 
mit dem Kunden dessen Vermögensverhältnisse und geschäft- 
liche Würdigkeit am genauesten kenne. 

Zuletzt nicht zu mindest erleichtert einem das Checkwesen 
das Halten von Kasse. Wer Kasse hält, kann aber immer 
bar kaufen. Wer bar kauft, kauft billiger. Wer Kasse hält, 
kann jederzeit kaufen, kann also die günstigen Gelegenheiten, 
die zum Kaufe sich bieten, jederzeit benutzen. Er wird also 
immer in der bessern wirtschaftlichen Lage sein als der, der 
sich nicht für alle Vorkommnisse schlagfertig hält. 

Wer den privatwirtschaftlichen Nutzen des Checkwesens 
erkannt hat, der muss es ftir seinen persönlichen Vorteil, wer 
den volkswirtschaftlichen Nutzen erkennt, der muss es für seine 
sittliche Pflicht halten, mit seinen eigenen alten Gewohnheiten 
zu brechen und in seinem eigenen Geschäftsverkehre die Zah- 
lung durch Münze, wo immer es angeht, zu ersetzen durch 
Zahlung mit Check. Er handelt damit zunächst in seinem 
eigenen Interesse ; er arbeitet ' dadurch aber, wenn auch in 
bescheidenem Masse, an der Lösung der heute alle Gemüter 
bewegenden socialen Frage, 

§ S- 
Überblick über die Entwidmung des Zahlungswesens. 

Nachdem wir das wirtschaftliche Wesen des Check betrachtet 
haben, bevor wir die Geschichte des Checkwesens selber in 
Augenschein nehmen, ist es am Platze, uns darüber klar zu 
werden, welche Stelle dem Checkwesen in der Geschichte des 
gesamten Zahlungswesens zukommt. 

Dem Zwecke der vorliegenden Arbeit ist es angemessen, 
uns dabei kurz zu fassen. 

Im Urzustand schafft sich jeder seinen Lebensunterhalt 
selbst. Dabei wird je nach Neigung und Gelegenheit jeder 
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einzelne vorzugsweise den einen Artikel im Überfluss haben, 
des andern aber ganz ermangeln. Der Küstenbewohner hat 
Überfluss an Fischen und Salz und Mangel an Fleisch, der 
Bewohner der tierbevölkerten Wälder hat Überfluss an Holz 
und Fleisch und Mangel an Fisch und Salz, Wo nun zwei 
sich begegnen, deren Überfluss je mit dem Mangel des andern 
zusammentrifft, vollzieht sich mit Leichtigkeit ein Tauschgeschäft, 
da jeder gern von seinem Überfluss hergiebt, um seinen Mangel 
zu decken. Nicht jedes Gut aber ist gleich begehrenswert, und 
nicht immer treffen Leute zusammen, deren Überfluss und Mangel 
gerade sich ergänzt. Es wird sich daher von selbst geben, 
dass das begehrenswerteste Gut am häufigsten genommen wird, 
auch wenn der Nehmer gerade keinen Mangel empfindet, weil 
er weiss, dass er ein anderes Mal einen Mangel durch dieses 
allgemein begehrte Gut leicht wieder im Wege des Tausches 
befriedigen kann. Es ist das der Anfang des Kapitalisierens. 

Je nach Ort und Zeit wird dieses allgemein begehrte Gut 
ein sehr verschiedenes sein; bei vielen Naturvölkern ist es das 
Vieh, bei andern Felle von Wild, oder Salz und dergleichen 
mehr. Zur Kapitalbildung eignet sich ein Gut um so mehr, je 
begehrter und je dauerhafter es ist. Vermöge ihrer Seltenheit, 
ihrer Verwendbarkeit zu Schmuck und ihrer grossen Wider- 
standskraft gegen Luft und Wasser sind die Edelmetalle besonders 
geeignet, als diese vermittelnde Ware zu dienen, und man trifft 
sie daher auch bei allen einigermassen vorgeschrittenen Völkern 
in dieser Funktion an. Eine Ware aber, die als Tauschmittel 
vorzugsweise verwendet und kapitalisiert wird, heisst Geld. 
Ursprünglich tritt das Metallgeld in roher Form auf und wird 
im Bedürfnisfalle zugewogen. Schon früh aber wird es von der 
Staatsgewalt in Stücke zerteilt und durch ein Zeichen als in 
einem gewissen Werte gewährleistet und erscheint so in der 
Form der Münze. 

Eine weitere Entwicklung bleibt aber auch nicht bei der 
Münze stehen. Wir finden in allen Kulturstaaten zum Zwecke 
des bequemeren Austausches an sich wertlose Münzrepräsen- 
tanten ; man denke an das karthagische Ledergeld, an unser 
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heutiges Papiergeld. Ein weiterer Münzrepräsentant ist uns im 
Mittelalter in den ursprünglich zum Fernverkehr zwischen Orten 
mit verschiedenen Münzsorten bestimmten Wechsel entstanden. 
Heute hat er weit bedeutendere Funktionen. Nach Kuhlenbcck ^) 
besteht des Wechsels wesentliche Bedeutung zur Zeit nicht mehr 
in der Vermittlung des Distanzverkehrs, sondern darin, dass er 
den Privatkredit als treibendes Agens in den Handel einführt, 
wie das Papiergeld den Staatskredit. 

Eine der verschiedenen Funktionen des Wechsels nun war 
es auch, unter Umständen die Baarzahlung gänzlich zu ersparen. 
Wenn A. dem B. loo schuldig war, B. dem C. lOO schuldete, 
C. dagegen dem A. ebenfalls lOO schuldete, so brauchte bloss 
A. auf C. lOO zu ziehen, dem B. zu remittieren, welcher dann 
diese Wechselforderung an C. mit seiner Schuld an diesen auf- 
rechnete. Gerade um dieser letztgenannten Funktion dienen 
zu können, hat sich dann allmählich vom Wechsel unser Check 
losgelöst. Wir haben schon gesehen, in wie hohem Masse der 
Check in Verbindung mit dem Clearinghouse diese Funktion zu 
erfüllen geeignet ist. Ohne der Münze zu benötigen, werden 
die wechselseitig eingelieferten Checks gegeneinander ausgetauscht, 
und wenn wir berüchsichtigen, dass die der Checkbegebung zu 
Grunde liegenden Geschäfte Anschaffungen von Ware, von 
reellen Werten oder von geistigen Werten, z. B. Gehaltsaus- 
zahlung an einen Beamten, sind, so sehen wir, dass wir es hier 
wieder mit einem Tauschgeschäfte ohne Zuhülfenahme des 
Geldes zu thun haben. Nur ist aus dem ursprünglichen Tausche 
von Hand zu Hand ein höchst sinnvolles System geworden, in 
dem der Producent und der Konsument sich nicht persönlich 
gegenüberstehen, in dem auch ganz ungleichartige Grössen, wie 
geistige und körperliche Arbeit mit den der Natur abgerungenen 
Gütern zum Austausch gelangen. Am Anfang steht der Tausch 
— am Ende steht der Tausch. 

^) Der Check, seine wirtschaftliche und juristische Natur, zugleich ein 
Beitrag zur Lehre vom Gelde, vom Wechsel und der Girobank, von Ludwig 
Kuhlenbeck, Dr.jur., Rechtsanwalt bei dem Oberlandesgericht zu Jena. 1890. S. 19. 
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B. Vom rechtlichen Standpunkte. 

§ 6. 
Begriffsbestinimnngen. 

Wenden wir uns der rechtlichen Betrachtung zu, so erhalten 
wir einen guten Überblick über die Zerfahrenheit der recht- 
lichen Anschauungen, wenn wir eine kleine Blumenlese halten 
unter den Begriffsbestimmungen, die der Check sich bis jetzt 
hat gefallen lassen müssen. Beginnen wir mit denen der 
bestehenden Gesetze, Durch Einfachheit und Klarheit leuchtet 
hier als Vorbild voran der Art. 73 der englischen t Bills of 
Exchange Act. 1882»: 

tEin Check ist ein auf einen Bankier gezogener, auf An- 
fordern zahlbarer Wechsel, t 

Leider lässt sie sich nicht ohne weiteres auf unsere fest- 
ländischen Verhältnisse übertragen. 

Schon weniger übersichtlich sind die Begriffsbestimmungen 
der portugiesischen, französischen und spanischen Gesetze. 

Art. 430 des portugiesischen Handelsgesetzbuches vom 
8. Juni 1833 (18. September 1833): 

«Zahlungsmandate (Check) auf Bankiers sind Aufträge, 
welche der Mandant (Aussteller genannt) seinem betreffenden 
Bankier zur Bezahlung einer darin bemerkten Summe an den 
Mandatar (Inhaber) giebt, es sei nun, dass jener den Betrag 
schon in Händen *hat oder dass er solchen vorschussweise her- 
giebt. » 

§ I des französischen Checkgesetzes vom 14. Juni 1865: 

cDer Check ist eine geschriebene Urkunde, welche unter 

Form eines Zahlungsauftrags dem Aussteller dazu dient, zu 

seinem eigenen Vorteil oder zum Vorteil eines Dritten über 
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ein beim Bezogenen disponibles Guthaben ganz oder teilweise 
zu verfugen.» 

Art, 534 des spanischen Handelsgesetzbuches vom 
I. Januar 1886: 

cDas Zahlungsmandat, welches im Handel unter dem 
Namen Check bekannt ist, ist eine Urkunde, welche dem Aus- 
steller gestattet, zu seinen Gunsten oder zu Gunsten eines 
Dritten ganz oder zum Teil die Geldsummen zurückzuziehen 
(zu erheben), welche er in Händen des Bezogenen disponibel 
(zu seiner Verfügung) hat.» 

Die übrigen neueren Checkgesetze sind vorsichtig genug, 
die Schwierigkeit einer Begriffsbestimmung zu umgehen. So 
stellt z. B. das schweizerische Obligationenrecht vom 14. Juni 
1881 in seinem Art. 830 keine solche, sondern nur wesent- 
liche Formerfordernisse auf. Die Behauptung Jacottets, *) die 
französische sei auch auf das schweizerische Recht anwendbar, 
ist daher, obwohl im allgemeinen das schweizerische sich eng 
an das französische anschliesst, durchaus unrichtig, denn ein 
Papier, das genau der französischen Begriffsbestimmung ent- 
spräche, nicht aber allen Formerfordernissen des Art. 830, 
z. B. der Selbstbezeichnung als Check ermangelte, wäre eben 
schlechterdings kein Check im Sinne des schweizerischen Obli- 
gationenrechtes. 

In Deutschland und Österreich, wo zwar kein Checkgesetz 
besteht, giebt es doch gesetzliche Begriffsbestimmungen des 
Check, bei denen es aber zweifelhaft ist, ob sie den Check als 
solchen oder nur den steuerfreien Check treffen wollen. Da es 
sich um Bestimmungen der Stempelsteuergesetze handelt, so 
wird die Vermutung für letztere Annahme sprechen. 

Der § 24 des deutschen Reichsgesetzes, betreffend die 
Wechselstempelsteuer vom 10. Juni 1869 spricht von cChecks, 
d. i. Anweisungen auf das Guthaben des Ausstellers bei dem 
die Zahlungen desselben besorgenden Bankhause oder Geld- 
institute» , der österreichische Finanzministerialerlass vom 

1) Jacottet. Manuel du droit f6d6ral des obligations. S. 473. 
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28. Februar 1864 von t Anweisungen, welche im Grunde des 
an eine zur Übernahme fremder Gelder in laufender Rechnung 
berechtigte Gesellschaft geleisteten Depots von dem Erleger 
auf den von dieser Gesellschaft ihm zu diesem Zwecke einge- 
händigten Blanketten gezogen sind. * Das österreichische Gesetz 
vom 29. Februar 1864 bestimmt kürzer: 

«Checks sind Anweisungen auf die zur Übernahme von 
Geld für fremde Rechnung Statuten massig berechtigten An- 
stalten. » 

Hieraus liest Canstein ^) für Deutschland und Österreich 
heraus, der Check sei «eine (Teil-)Cession eines bei einer Bank 
bestehenden Guthabens des Checkausstellers.» Ich kann mich 
nicht entschliessen, ihm seinen Gedankengang nachzufühlen. 

Wenden wir uns von dem geltenden Gesetzesrechte ab, so 
finden wir noch in den zahlreichen Entwürfen reiche Ausbeute. 

In der Schweiz hatte Munzinger in seinem nie zum Gesetz 
gewordenen Entwürfe eines Handelsgesetzbuches 1864, den 
Check behandelt als «eine Bankanweisung, welche auf eine bei 
einer Depositenanstalt deponierte Summe ausgestellt wird.» 
Etwas weniger eng ist die Begriffsbestimmung des Ständerats, 
die anlässlich der Beratungen des Obligationenrechtsentwurfs 
aufgestellt wurde: 

«Der Check ist eine schriftliche, auf eine bestimmte Geld- 
summe lautende Anweisung, welche auf Sicht gestellt ist und 
über ein beim Angewiesenen disponibles Guthaben ganz oder 
teilweise verfugt.» 

Ein älterer amtlicher österreichischer Gesetzentwurf enthält 
noch eine weitere Definition: 

«Der Check ist eine bei Sicht zahlbare Anweisung auf 
eine Bank. Er hat zur Voraussetzung die vorangegangene 
Zustimmung der Bank zur Trassierung, sowie einen bei der- 
selben zu Verfügung des Ausstellers stehenden entsprechenden 
Geldbetrag. » 



1) Check, Wechsel und deren Deckung von Raban Freiherr von Canstpii 
1890. S. 110. 
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Auch in älteren deutschen Entwürfen finden sich noch 
Begriffsbestimmungen. 

Entwurf der Braunschweiger Handelskammer: 

«Check ist die auf Sicht zahlbare Anweisung auf einen 
bei dem bezogenen Bankhause oder Bankinstitute zur Zeit der 
Ausstellung zur Verfügung stehenden Geldbetrag.» 

Entwurf der Mannheimer Handelskammer: 

t Check ist die auf Sicht zahlbare Anweisung auf einen 
bei dem Bezogenen zur Zeit der Ausstellung zur Verfügung 
des Ausstellers stehenden Geldbetrag. Der Check kann auch 
in Quittungsform ausgestellt werden. 

Entwurf der Braunschweiger Delegiertenkonferenz: 

«Check ist die auf Sicht zahlbare, nicht acceptierbare An- 
weisung auf einen bei einem Dritten zur Zeit der Ausstellung 
zur Verfügung des Ausstellers stehenden Geldbetrag.» 

Die neueren deutschen und österreichischen Entwürfe 
dagegen folgen dem Beispiel des schweizerischen Gesetzes und 
begnügen sich mit der Aufstellung von wesentlichen Form- 
erfordernissen, den Satz beherzigend, «omnis definitio in iure 
civili periculosa.» 

Aber nicht nur die Begriffsbestimmungen der Gesetze und 
Gesetzentwürfe weichen in wesentlichen Punkten voneinander 
ab, sondern noch mehr ist das der Fall bei denen der 
wissenschaftlichen Litteratur. Es sei mir vergönnt, einige davon, 
die mir bei der Lektüre besonders aufgefallen sind, hier •anzu- 
führen. 

Wieder stechen durch ihre grosse Abgeklärtheit die eng- 
lischen und amerikanischen darunter in erfreulicher Weise 
herv^or. 

Shaw:i) 

«Ein Check ist ein nicht acceptierter Wechsel, gezogen auf 
einen Bankier durch dessen Kunden, und gewöhnlich, aber nicht 
immer, auf bei dem Bankier liegende Kapitalien.» 



1) George John Shaw. Practical Treatise on the law of Bankers cheqnes. 
S. I. 
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Chitty:») 

«Ein Check oder eine Bankierstratte ist ein geschriebener 
Auftrag oder eine Bitte, gerichtet an Personen, die Bankgeschäfte 
betreiben, und gezogen auf diese durch eine Person, die Geld 
in deren Händen hat, mit der Bitte eine gewisse festgesetzte 
Summe Geldes auf Vorweisung dem Überbringer oder einer 
darin genannten Person oder Überbringer zu zahlen.» 

Daniel: 2) 

«Check ist eine Tratte oder Anweisung auf einen Bankier 
oder ein Bankhaus, die behauptet, gezogen zu sein auf ein 
Depositum von zahlbaren Geldern, auf alle Fälle über eine 
bestimmte Geldsumme, eine bestimmte Person, die darin genannt 
ist entweder an diese oder an ihre Ordre oder an den Über- 
bringer zahlbar unmittelbar auf Verlangen.» 

Auch noch sehr schöne, klare aber nicht ganz so treffende 
Bestimmungen finden wir in der französischen Litteratur. 

Arnaune : •^) 

«Der Check ist die Urkunde^ durch welche eine Person, 
die ein Depositenconto bei einem Dritten hat, ganz oder teil- 
weise über den Saldo dieses Contos verfügt.» 

de Lavenay:^) 

«In der That, der Check ist die Urkunde, welche dazu 
dient, sei es zum Vorteil des Disponenten, sei es zum Vorteil 
eines Dritten die ganze oder teilweise Zurückziehung der in 
Conto-Corrent deponierten Kapitalien zu bewirken und zu beur- 
kunden. » 

Als Beispiel für Holland möge Hülshoff gelten : ^) 



^) Chitty, On Bills of Exchange, Promissory Notes, Cheques on Bankers 
Cash Notes and Bank Notes with reference to the law of Scotland, France and 
America. lo. 1859. 

2) John W. Daniel. A treatise on the law of negotiable Instruments. 
1891. Bd. II, S. 596, § 1569. 

3) vgl. Panhard. Du chÄque. S. 10. Arnaun6 in L6on Say. Diction- 
naire des Finances s. v. chöque. 

*) £xpos6 des motifs du project de loi concemant le cheque. 16. 2. 65. 
6) Barend Hülshoff. De Cheque uit een economisch en juridisch oogpunt, 
beschouwd S. 15. Utrechter Dissertation. 

Dr. Fiele, Der Check. 3 
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«Der Check jedoch ist eine Anweisung von einem Depo- 
nenten auf sein deponiertes Geld, er ist ein Auftrag an einen 
Bankier durch jemand, der Geld bei diesem Bankier stehen 
hat, eine bestimmte Summe Geldes an eine angewiesene Person 
oder Vorzeiger auf Sicht zu bezahlen.» 

Schon bedeutendere Verschiedenheiten finden wir bei den 
deutschen Schriftstellern. Solche Verschiedenheiten sind zum 
Teil innerlich begründet dadurch, dass der Verfasser bald mehr 
bald weniger die wirtschaftlichen Gesichtspunkte betonen will. 

So vermeidet Kuhlenbeck ^) in seiner Begriffsbestimmung 
absichtlich rein rechtliche Gesichtspunkte: 

«Der Check ist ein Wechsel — nicht im juristischen Sinne 
des strengen Wechselrechts, wohl aber im Sinne der zuletzt 
veranschaulichten Wirtschaftsfunktion, ^) ein reiner Wechsel, bei 
dem nicht die Ausnutzung des Personalkredits, sondern der 
Geld- und Verbindlichkeitsw-echsel, die blosse Vereinfachung der 
Geldcirkulation der wesentliche Zweck ist, deshalb wird er auch 
nicht wie die meisten Wechselbriefe auf eine längere Frist, 
sondern auf Sicht gezogen, und der Trassat ist in der Regel 
ein Bankier.» 

Ebenso Härtung: 8) 

«Der Check ist ein Instrument, mittelst dessen erreicht 
wird, dass eine Summe Geldes ihren Besitzer durch Umschrei- 
bung ohne körperliche Übergabe wechselt.» 

Kapp: 4) 

«Der Check ist dann auch lediglich die im Kassen- 
verwaltungsgeschäft übliche, in seinem Dienst stehende Tratte. 



1) a. a. O. S. 20. 

2) Nämlich, der Aufrechnung ohne Verwendung von Bargeld zu dienen. 

^) Härtung. Der Check und Giroverkehr der d. Reichsbank 1880, S. 30, 
erschienen in den von Holtzendorff herausgegebenen Deutschen Zeit- und Streit- 
fragen. Jahrgang IX. 

*) Der Check von Dr. jur. Wolfg. Kapp, S. 58. Erschienen in der 
Zeitschrift für Handelsrecht, Band XXX. 
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Kapp stellt aber mit Hinblick auf eine spätere Gesetz- 
gebung auch eine andere Begriffsbestimmung auf: 

cVom Standpunkte eines in Deutschland zu erlassenden 
Gesetzes möchte ich den Check definieren als eine schriftliche 
Anweisung mit hinzutretendem Wechselversprechen des Aus- 
stellers, durch welches dieser einen mit ihm in dauernder Ge- 
schäftsverbindung stehenden Bankier, als Bezogenen, beauftragt, 
zu seinen Lasten eine bestimmte Summe Geldes bei Präsenta- 
tion des Papiers an den darin als berechtigt Bezeichneten oder 
dessen Nachmann zu zahlen.! 

Vom selben Standpunkte aus nennt Funk ^) den Check teine 
bei Sicht zahlbare Anweisung auf eine Bank, welche auf einem 
von dieser Anstalt ausgegebenen Blankette geschrieben ist,t und 
Canstein^) sagt: 

«Der Check ist eine als Check bezeichnete schriftliche, auf 
Sicht (oder längstens am zehnten Tage nach Sicht oder a dato) 
zahlbare und auf eine bestimmte Geldsumme lautende Cession 
(Teilcession) eines dem Aussteller gegen den Bezogenen zur 
Zeit der Checkausstellung zustehenden Guthabens, durch deren 
Unterfertigung der Aussteller und die Indossanten die wechsel- 
rechtliche Regresspflicht mangels Zahlung übernehmen.» 

Cohn sieht zwar den Check, wie er nach seiner Ansicht 
überall zu Recht besteht — er behält aber doch bei seinen 
Begriffsbestimmungen immer das zukünftige deutsche Check- 
gesetz im Auge. Da dieselben dem Inhalte nach übereinstimmen . 
und nur dem Wortlaute nach voneinander abweichen, so mag 
es genügen, eine derselben hier als Probe anzuführen : 3) 

« Check ist der schriftliche, unbedingte, auf Grund einer im 
voraus erklärten Übernahme in Quittungs- oder Anweisungsform 
erteilte Geldzahlungsauftrag, t 



1) über die rechtliche Natur des Check. Ein Vortrag, gehalten in der 
juristischen Gesellschaft in Wien am 5. Februar 1878 von Dr. Ignaz Funk, 
Direktor-Stellvertreter des Wiener Giro- und Kassenvereins. S. 14. 

2) a. a. O. S. III. 

3) In Conrads Jahrbücher, XXX, 6, 479. 
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Andere verlieren die bevorstehende Gesetzgebung mehr 
aus den Augen und halten sich an die wissenschaftliche Begriffs- 
bildung aus den bestehenden Zuständen. 

Mittermaier : ^) 

€ Checks sind Ordrebriefe an eine Bank oder an den Agenten 
einer solchen, ausgestellt von Seite einer Person, die in der 
Bank ihr gehörige Gelder liegen hat, und beauftragt, davon an 
den Inhaber des Briefs oder eine bestimmte Person oder ihre 
Ordre eine bestimmte Summe zu bezahlen.! 

Koch: 2) 

« Er ist die Anweisung des Ausstellers auf sein Guthaben 
bei einer Bank, zahlbar bei Sicht an eine bestimmte Person 
oder den Inhaber.! 

Goldschmidt : 3) 

t Bankanweisungen, welche der Bankkunde auf den Belauf 
seines Bankguthabens oder des ihm eröffneten Bankkredits aus- 
stellt und mittelst deren er sein Guthaben oder seinen Kredit 
realisiert. » 

Etwas mehr ins Einzelne eingehend drückt sich Simon- 
son^) aus: 

« Der Check ist ein sich als Forderungs- und gesetzliches 
Präsentationspapier charakterisierendes absolutes Wertpapier, 
welches in einem schriftlichen Auftrag zur Zahlung einer 
bestimmten Geldsumme an eine durch Namen, Ordre oder 
Inhabung bezeichnete Person eine Anweisung für diese zur Ein- 
kassierung enthält mit der Versicherung dem Empfänger gegen- 
über, dass er, der Anweisende, zur Zeit der Präsentation bei 
dem Beauftragten diesen Betrag gutliaben werde, und dass ihm 
dieser gestattet habe, durch Check über dieses Guthaben zu 
verfügen, sowie mit dem Versprechen, dass mangels Zahlung 
seitens desselben er selbst auf Grund des Papiers zahlen werde.» 

1) Grundsätze des Privatrechts. 1847. II. S. 2;o. 

*) Über Giroverkehr und Gebrauch von Checks als Zahlungsmittel. S. 5. 
8) Verg], Cohn, Zur Lehre vom Clieck, in Zeitschrift für vergleichende 
Rechtswissenschaft, Bd. I, S. 465. 

•*) Simonson, Beiträj»c zur Lehre vom Check, S. 43. 
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Die einfachste und gerade deshalb die mir zusagendste 
Begriffsbestimmung ist enthalten in Maiers Handlexikon sub 
voce Check : ^) 

«Check ist eine besondere Anweisung, die sich von der 
gewöhnlichen Anweisung vor allem dadurch unterscheidet, dass 
hier der Aussteller ein Recht hat auf die Erhebung einer 
bestimmten Summe beim Bezogenen, t 

Schon aus dieser Auslese von Begriffsbestimmungen geht 
hervor, welche Unzahl von Streitfragen in Beziehung auf den 
Check bestehen. 

Die einen betrachten ihn als eine Unterart des Wechsels, 
so die englischen Schriftsteller und in der deutschen Litteratur 
Kapp. Andere greifen diese Meinung auf das entschiedenste 
an, und diese Ansicht kann man in Deutschland wohl als die 
siegreiche, herrschende Meinung bezeichnen. Wenigstens in der 
Begründung zu dem deutschen Checkgesetzentwurf*) wird sie 
energisch ausgesprochen : 

«Insbesondere ist, im Gegensatz zu dem englischen Gesetz, 
die Auffassung ausgeschlossen, dass der Check eine Abart des 
gezogenen Sichtwechsels sei, von dem er sich nach seiner recht- 
lichen Natur und wirtschaftlichen Bedeutung wesentlich unter- 
scheidet. » 

Andere wieder, wie Simonson, halten das Wechselversprechen 
für eine Essentiale des Check, wollen es aber nicht so nennen, 
sondern begnügen sich mit der allgemeineren Ausdrucks weise 
« Garantieversprechen » . 

Die einen halten die Deckung für wesentlich beim Check, 
und hierin kann man die französische Litteratur als die führende 
bezeichnen. Anderen ist der vorausgegangene Checkvertrag das 
wesentlichere Erfordernis, Namentlich Cohns Verdienst ist es, 
nachgewiesen zu haben, dass trotz des scheinbar entgegen- 
stehenden Wortlautes des französischen Gesetzes selbst in Frank- 



1) Maier, Handlexikon des kaufmännischen Wissens, s. v. Check. 

2) a. a. O. S. 24. 
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reich sowohl Gesetz als Praxis nicht thatsächliche Deckung, 
sondern vorausgegangenen Checkvertrag fordern. 

Andere wieder anerkennen, dass der Checkvertrag auch 
durch gesetzliche Präsumption ersetzt werden kann, so Kuhlen- 
beck. Wieder andere, wie Simonson, leugnen die begriffliche 
Notwendigkeit vorangegangenen Checkvertrags. 

Die einen sehen den Check als Cession (Canstein), die 
andern als Anweisung (herrschende Meinung) an und wieder 
andere als ein ganz eigentümliches Rechtsgebilde. So erklärt 
die Begründung des deutschen Entwurfes : ^) 

cAuf diesem Wege ist zur Genüge klargestellt, dass der 
Check ein eigentümliches Rechtsgebilde ist, welches zwar Ele- 
mente verwandter Rechtsinstitute, wie der Anweisung, des 
Mandats und der Cession in sich aufgenommen hat, sich aber 
in seiner durchaus selbständigen Ausgestaltung keinem einzelnen 
dieser Rechtsinstitute unterordnet. ^ 

Berühren wir nun aber erst die besondern Fragen, ob Sicht- 
stellung, Acceptation, Fristbestimmung u. s. w. u. s. w. dem 
Wesen des Check entsprechen oder nicht, so rühren wir damit 
eine Unzahl von Kontroversen auf, deren Besprechung ich mir 
für den zweiten Teil meiner Arbeit vorbehalte. 

§ 7. 

Eigene Stellungnahme. 

Hier sei es mir nur vergönnt, noch zum Schlüsse Stellung 
zu nehmen zu den kontroversen Begriffsbestimmungen. 

Was das Wesen des Check anbetrifft, so schliesse ich mich 
im wesentlichen der Ansicht Simonsons an. 

Die Anweisung des Check enthält zweierlei, nämlich ein- 
mal die Anweisung an den Assignatar, sich zahlen zu lassen, 
zugleich aber den Auftrag an den Assignaten, an jenen zu 
zahlen. 

1) a. a. O. S. 27. 
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Das Eigenartige der im Check enthaltenen Anweisung 
besteht keineswegs in dem materiellen, zwischen dem Aussteller 
und dem Bezogenen obwaltenden Verhältnis, sondern darin, dass 
diese Anweisung ausdrücklich oder stillschweigend mit der 
Behauptung auftritt, dass ein derartiges Verhältnis vorhanden 
sei. Dazu kommt als weitere erwähnte Eigenart, dass sich an 
diese, dem Empfänger gegenüber sich als Versprechen der 
Leistung eines Dritten darstellende Behauptung das weitere 
Versprechen anschliesst, für den Fall der Nichtzahlung durch 
jenen Dritten selbst zahlen zu wollen. 

Meine Begriffsbestimmung des heute über den ganzen Erd- 
kreis geltenden Check ist: 

Der Check ist eine Urkunde, die materiell 
(nicht notwendigerweise auch formell) einen als 
rechtlich begründet behaupteten Zahlungsauftrag 
mit einem diesem korrespondierenden Inkasso- 
auftrag in sich schliesst. 

Ich glaube, dass die Checks aller Länder von dieser Begriffs- 
bestimmung umfasst werden. 

Für die Checks der einzelnen Länder Hessen sich selbst- 
verständlich verschiedene andere Definitionen aufstellen, die 
namentlich auch den verschiedenen Formvorschriften gerecht 
werden. Ich will mich darauf beschränken, eine erschöpfende 
Begriffsbestimmung des Check, wie er im schweizerischen 
Obligationenrecht geregelt ist, festzustellen. Mit Bezugnahme 
auf das Gesetz kann man sagen : 

c Check ist eine Urkunde, welche allen Formerfordernissen 
des Art. 830 des Bundesgesetzes über das Obligationenrecht 
entspricht.» Oder näher ausgeführt, ohne das Gesetz anzu- 
führen : 

«Ein Check ist jede Urkunde, die sich selbst als Check 
bezeichnet, auf eine mit Buchstaben ausgeschriebene Geldsumme 
lautet, die Unterschrift des Ausstellers, die Bezeichnung des 
Bezogenen, die Angabe des Zahlungsortes, des Ausstellungs- 



— 40 — 

Ortes und der Ausstellungszeit mit Ausschreibung des Monats- 
tages in Buchstaben enthält.! 

Mit Rücksicht auf ein zukünftiges Gesetz stehe ich auf dem 
Standpunkt, dass man eine Begriffsbestimmung des Check ver- 
meiden solle, und würde nur für den Fall einer Besteuerung 
der Urkunden von Seiten des Staates vorschlagen, alle auf kurze 
Umlaufszeit berechneten Urkunden, mögen sie eine Form haben, 
welche sie wollen, von einer solchen Besteuerung zu befreien. 
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KAPITEL IL 

Geschichte des Check. 

§ 8. 

Die ältesten Spuren. 

In der Form, wie wir den Check im vorigen Kapitel um- 
grenzt haben, ist er unstreitig ein Gebilde der Neuzeit. Huldigen 
wir aber einer etwas weiteren Auffassung, und bezeichnen wir 
mit dem Namen Check jedes Mittel, das zu demselben wirt- 
schaftlichen Zwecke fuhrt, so können wir die Geschichte des 
Check weit zurückfuhren. In diesem Sinne behalten Gallavresi ^) 
und Panhard 2) Recht, wenn sie behaupten, er sei ein altes 
Institut und habe von jeher bestanden, wenn auch unter anderm 
Namen, so lange als man Geld bei fremden Personen depo- 
nierte. Der Ursprung des Check und der Ursprung der Depo- 
sitenbanken reichen in dieselbe Zeit zurück. 

Wenn wir von diesen Voraussetzungen ausgehen, so können 
wir denn auch dreist behaupten, so sonderbar uns das heute klingen 
mag, der älteste Check ist ein mündlicher, formloser Check. 

Die positiven Nachrichten, die wir von dem ältesten Check- 
verkehre haben, sind leider recht spärliche. 

Schon etwa für das Jahr 2000 vor Christi Geburt wird das 
Vorhandensein des Check behauptet. Es ist der Italiener 



^) GallavTesi, L'assegno bancario (Check). 1883. S. 3. 
2) Panhard, Du ch^que. 1892. S. i. 
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Gonelli, ^) der glaubt, ihn unter der Herrschaft des Hoang-ti bei 
den Chinesen nachweisen zu können. Inwieweit diese Behaup- 
tung begründet, entzieht sich natürlich unserer Beurteilung. 
Ebenso sehr steht auf unsicheren Füssen die Kunde über das 
Bankwesen bei den Assyrern, Babyloniern und Ägyptern. Ja 
sogar bei den Hebräern, deren Kultur uns doch sonst durch 
das alte Testament ziemlich gut bekannt ist, tappen wir in dieser 
Beziehung im Dunkeln. Die Stelle, die zuweilen für das Vor- 
handensein des Wechsels angezogen wird, 2) scheint mir durch- 
aus nichts zu beweisen. Tobias IV, 2 1 spricht Tobias zu seinem 
Sohne : « Du sollst auch wissen, mein Sohn, dass ich lO Pfund 
Silber, da du noch ein Kind wärest, geliehen habe dem Gabel 
in der Stadt Rages in Meden, und seine Handschrift habe ich 
bei mir. Darum denke, wie du zu ihm kommst und solches 
Geld forderst und ihm seine Handschrift wieder gebest.» Mir 
scheint hier weit eher von einem gewöhnlichen Schuldschein die 
Rede zu sein als von einem Papier, das an einen Wechsel 
erinnerte. Noch deutlicher dafür, dass hier ein einfacher Schuld- 
schein gemeint ist, spricht Tobias I, i6 und 17: 

f Und er kam in die Stadt Rages in Meden, und hatte bei 
sich zehn Pfund Silber, damit ihn der König begäbet hatte. 
Und da er unter andern Israeliten sah einen mit Namen Gabel, 
aus seinem Stamm, der sehr arm war, that er ihm dasselbige 
Geld und nahm eine Handschrift von ihm.» 

Schon eher lässt sich bei den Griechen von dem Vor- 
kommen des Wechsels sprechen. Im Trapezit des Isokrates 
wird von einem Stratokies erzählt, der sein ganzes Geld einem 
Athener gelassen habe, der ihm dafür einen Brief {iniatakeva) 
an seinen Vater in Pontus gegeben habe, bei welchem sich Stratokies 
wieder bezahlt machen sollte. Chastenet in seiner c Etüde sur les 
banques romaines » leugnet zwar auch in diesem Falle das Vor- 
kommen des Wechsels bei den Griechen, wohl aber glaubt er 
an das Vorhandensein eines ausgebildeten Checkwesens.*) 



^) Vgl. Kuhlenbeck a. a. O. S. 22, Anm. i. 

2) G. Chastenet, Etudes sur les banques romaines. 1892. S. VII. 
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Der Kunde eines Bankiers, der eine Zahlung machen wollte, 
erzählt Chastenet, schickte eine geschriebene Anweisung, welche 
der Bankier auf Vorweisen zahlte. Das war nichts anderes als 
unsere Zahlung durch Check. Als einmal dieser Gebrauch in 
Athen üblich geworden war, seine Kassengeschäfte einem Bankier 
anzuvertrauen, sei es wahrscheinlich, dass dieser Umschreibungen 
zwischen den Rechnungen seiner verschiedenen Kunden bewirkte. 

Vielleicht sogar sei es nicht einmal thöricht, zu denken, 
dass die Bankiers unter sich durch Aufrechnung beglichen, und 
zwar nicht allein ihre persönlichen Rechnungen, sondern auch 
die ihrer Kunden , und dass die Münztransporte sich auf die 
Saldosummen von einem Ort zum andern beschränkten. 

Chastenet drückt sich hier aber so vorsichtig aus, dass 
mich fast bedünken will, er glaube selbst nicht recht an seine 
Behauptung. Immerhin wird man zugeben können, dass in 
Athen die Vorbedingungen des Checkwesens da waren, und 
dass folglich auch wahrscheinlich Checkverkehr in irgend einer 
P'orm thatsächlich ausgeübt wurde. Was nun die Römer an- 
betrifft, so macht Cohn mit Recht darauf aufmerksam, dass das 
Fehlen jeder Andeutung über das Checkwesen in unsern so 
überaus reichen Rechtsquellen deutlich dafür spricht, dass das- 
selbe zum mindesten keine grosse Bedeutung erlangt hatte. Es 
unterliegt keinem Zweifel, dass Macleod ^) zu weit gegangen ist, 
wenn er aus einigen Andeutungen der nicht juristischen Litte- 
ratur, deren Wortlaut er, wie Cohn nachweist, obendrein noch 
unrichtig angiebt, auf das Vorhandensein eines römischen Checks 
unter dem Namen c attributio » oder « perscriptio » schliesst, der 
als mit dem modernen Check gleichwertig anzusehen wäre. 
Gleichwohl lässt sich nicht leugnen, dass aus eben diesen Stellen 
hervorgeht, dass zum mindesten ein mündlicher Checkverkehr 
gepflegt wurde. Chastenet will sowohl den Check als das 
Clearingwesen bei den Römern erkannt haben, während er sich 
noch energischer als bei den Griechen gegen das Vorkommen 
des Wechsels verwahrt. Chastenet 2) sagt: 

1) H. D. Macleod, Theorie and Practica of Banking. 1883. S. 162. 
^ a. a. O. S. XI u. XII. 
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c Alle reichen Römer hatten ihre Bankiers. Cicero sagt 
aus, bei den asiatischen Publicani, die zugleich argentarii waren, 
ein Depot von 2,200,000 Sesterzen (470,000 Franken) bewirkt 
zu haben. Diese Bankiers dienten als Kassiere denen, die offene 
Rechnung bei ihnen hatten, und führten die Zahlungen aus auf 
Rechnung ihrer Kunden. Zu diesem Zweck begleitete der 
Kunde seinen Gläubiger aufs Forum und Hess ihn unter seinen 
Augen auszahlen vor den pararii, einer Art Unterhändler, die 
hier als Zeugen funktionierten. Bald begnügte man sich sogar, 
einen Brief an seinen Schuldner zu schicken, dass er selbst hin- 
gehe, um die Summe einzuziehen. Dieses Mandat hiess per- 
scriptio oder permutatio. Es war eine richtige Art von Check.» 

Ebenso fasst Chastenet die bei Gajus als Litteralkontrakt 
erwähnte Transcriptio a persona in personam als Verrechnung 
in unserm modernen Sinne auf: i) 

«Die an praktischen Vorteilen reichste Art der transscriptio 
war für die argentarii die transscriptio a persona in personam. 
Sie diente, die Kredittransporte durch Übertragung auszuführen, 
welche, wenn nicht die wichtigsten, so doch die gebräuch- 
lichsten Operationen bildeten. 

Wenn Maevius dem Seius 100 schuldet und diese beiden 
Personen ihre Rechnung beim selben Bankier Titius haben, so 
übertragen sie sich bei diesem. Der Bankier kreditiert dann 
dem Seius, indem er auf das acceptum seines Buches schreibt: 
« acceptum a Seio centum » . Dann belastet er den Maevius auf 
dem Expensum: cexpensum Maevio centum >• So wird ohne 
jegliche thatsächliche Münzverrückung eine Kreditübertragung 
bewirkt. 

Wenn Maevius nach Athen verreisen und sich nicht mit 
Geld beschweren will, verlangt er von Titius, seinem römischen 
Bankier, einen Kreditbrief auf den athenischen Bankier Seius. 
Titius schreibt: «Acceptum a Seio centum», «Expensum Maevio 
centum». Die Schriften dienten so zur Eröffnung von Kredit 
von Platz zu Platz. 



1) a. a. O. S. LXI. 
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Nehmen wir jetzt drei Bankiers, die sich gegenseitig schulden. 
Primus schuldet loo an Secundus, Secundus loo an Tertius 
und Tertius lOO an Primus. Primus wird schreiben: «Expensum 
C Secundo», c Acceptum C aTertio.» Secundus wird einschreiben : 
t Expensum C Tertio^, t Acceptum C a Secundo ^. So werden 
die drei Bankiers befreit sein hinsichtlich einander durch eine 
einfache Überschreibung.» 

Es wäre rechtsgeschichtlich eine sehr lohnende Aufgabe, 
diesen Spuren des Checkwesens im Altertum mehr auf den 
Grund zu gehen. Für den heutigen Stand der Forschung 
müssen wir uns damit begnügen, dass solche Spuren zwar vor- 
handen sind, wir sind aber nicht in der Lage, etwas unbestritten 
Sicheres darüber mitzuteilen. Wenden wir uns vom Altertume 
mit seiner Unsicherheit ab und den nach dieser Richtung hin 
schon ein wenig klareren mittelalterlichen Zuständen zu. 

s 9. 

Banken nnd Checks im Mittelalter. 

Im Mittelalter war als eine Frucht des Feudalwesens eine 
Unzahl Staaten und Stäätchen emporgekommen, die unter andern 
Missbräuchen auch den der Münzverschlechterung einreissen 
liessen. Man hielt es fiir ein gutes und erlaubtes Geschäft, die 
Münzen immer billiger und billiger auszuprägen, bis sie fast 
wertlos geworden waren. Als Beispiel dafür, wie in dieser 
Beziehung gesündigt wurde, mögen die Hamburger und Lübecker 
Verhältnisse dienen. ') 

Die Geldeinheit der Mark hat 16 Schillinge zu 12 Pfennigen, 
Die Mark fein Silber wurde aber ausgeprägt: 
im Jahre 1226 zu 34 Schilling 

» 1325 «^ 47 1 5 Pf. 

» ^ 1353 * 58 » 11 » 
» » 1403 * 81 » 11 » 

1) W. Röhrich, Check und Wechsel und der Entwurf eines Checkgesetzes. Im 
Bericht über die Handelslehranstalt des kaufmännischen Vereins zu Görlitz 1892/93. 
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im Jahre 1451 zu 160 Schilling 
1506 » 208 
» 1524 » 235 » 
1546 » 270 1 

Abgesehen von dieser Verschlechterung herrschte aber auch 
eine unsägliche Münzverwirrung, indem jedes Stäätchen seine 
eigenen Münzen prägte, die alle wieder verschiedenen Wert 
hatten, so dass es schliesslich beinahe ein Ding der Unmög- 
Hchkeit war, sich aus diesem Gewirr herauszufinden. Es war 
in den reichen italienischen Städterepubliken, wo zuerst die 
Schädigung von Handel und Wandel durch diesen Zustand 
empfunden und wo zuerst Abhülfe geschaffen wurde. Das 
Mittel der Abhülfe waren die Depositenbanken mittelalterlichen 
Stiles. Die Kaufleute hinterlegten ihre Barvorräte bei den 
Banken, wo sie ihnen in einem Idealgeide gutgeschrieben wurden. 
Alles deponierte Geld wurde in dieses Idealgeld-Banko umge- 
rechnet, und in dieser Bankeinheit Hessen sich dann leicht nach 
der Börse die abgeschlossenen Geschäfte durch Überschreibungen 
dieser Bankkredite in den Bankbüchern bewirken. Chastenet 
vergleicht diese Geschäftsabwicklung sehr bezeichnend mit einem 
Clearinghouse ohne Check. 

Die älteste dieser Banken, von der wir weissen, ist die Bank 
von Venedig, die im Jahre 1156^) gegründet und erst im Jahre 
1808 2) geschlossen wurde. Bei dieser mussten ursprünglich,^) 
um die Abschreibungen und Zuschreibungen zu bewirken, die 
Parteien persönlich erscheinen, und wir haben es ähnlich wie 
im alten Rom mit einem mündlichen Check zu thun. 

Der venetianischen folgte 1 349 die Bank von Barcelona nach. 

Die 1407 eröffnete Bank von Genua befasste sich bald mit 
einem neuen Geschäftszweig, nämlich der Ausgabe von staatlich 
privilegierten Banknoten. Der Entgelt für dieses staatliche 
Privilegium war eine Reihe von mehr oder weniger freiwilligen 

1) Hülshoff a. a. O. S. 2. 

*) Le Mercier, Etüde sur les cheqiies, S. 7, 

^) Hübner, Die Banken, S. 63. 



— 47 — 

Staatsanleihen, die im Jahre 1740 den Bankerott herbeiführten, 
dessen willkommener Anlass nun eine Plünderung durch die 
Österreicher war. 

Aber neben dieser Entwicklung des Depositen wesens ohne 
eigentlichen Check finden wir im Mittelalter schon Spuren wirk- 
licher Checks im heutigen Sinne. Ob, wie Chastenet ^) behauptet, 
die Papiere, vermittelst deren die aus Frankreich vertriebenen 
und nach der Lombardei geflohenen Juden im 12. — 14. Jahr- 
hundert ihre bei ihren Freunden in Frankreich hinterlegten 
Gelder zurückzogen, Checks gewesen seien, lasse ich dahin- 
gestellt. Man ist gewöhnt, sie unter die ältesten Wechsel zu 
rechnen, und mir scheint, als ob ihnen ein wirtschaftliches 
Kennzeichen des Check, die ständige Geschäftsverbindung des 
Ausstellers mit dem Bezogenen, mangle. Aber auch Papiere, 
denen man eine solche ständige Verbindung zwischen Aussteller 
und Bezogenem zusprechen muss, finden wir bereits im Mittel- 
alter, nur haftet ihnen, im Gegensatz zu unserm heutigen Check, 
ein öffentlichrechtlicher Beigeschmack an. Es kam vielfach 
vor, dass Fürsten die Abgaben der Städte auf dem Wege der 
Quittungen in einzelnen Beträgen einzogen, beziehungsweise 
Zahlungen durch ebensolche Anweisungen auf die abgabepflich- 
tigen Städte machten. Cohn^) fuhrt an, dass dies die Kaiser 
und andere Fürsten seit dem 13. Jahrhundert häufig gethan 
hätten und zwar namentlich in Beziehung auf Lübeck ; er nennt 
als Beispiele Rudolf I., Ludwig von Bayern, Karl IV. und Erich 
von Dänemark. Gallavresi ^) spricht ferner davon, dass englische 
Könige, Heinrich IIL, Eduard L, IL, III. solche Anweisungen 
zu Gunsten italienischer Kaufleute ausgestellt hätten. Am 
genauesten bekannt aber sind die Quittanzien der polnischen 
Könige auf die Stadt Danzig, die in ihren städtischen Büchern 
genau darüber Rechnung gefuhrt hat. Sie beginnen Ende des 
15. Jahrhunderts (1466) und kommen noch im 16. Jahrhundert 



1) G. Chastenet, Etüde sur les ch^ques, 1882, S. 16. 

^) Cohn, Zur Geschichte des Check, in Zeitschrift für vergl. Rechtswissen- 
schaft; 1878, Bd. I, S. 126. 

«) Gallavresi a. a. O. S. 5. 
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vor. Das Merkwürdige an ihnen ist, dass es fast so aussieht, als 
ob die Könige von Polen Danzig als ihren Bankier angesehen 
hätten, indem sie alle möglichen, auch recht wenig ansehnliche 
Zahlungen auf diesem Wege besorgten. Als besondere Merk- 
würdigkeit wird mehrfach erwähnt, dass in den Jahren 1491 
und 1492 selbst die geringen Apothekerrechnungen der Königin 
durch Anweisungen auf Danzig beglichen wurden. 

Wir sind auf diese Weise unvermerkt aus dem Mittelalter 
in die Neuzeit herübergetreten und werden jetzt die ältesten 
Checks mit rein privatrechtlichem Charakter kennen zu lernen 
Gelegenheit haben. 

•§ 10. 

Die Entwicklnng des Bank- und Checkwesens in Holland 

nnd Belgien. 

Für die Niederlande möge es mir vergönnt sein, mich aufs 
engste an meinen Gewährsmann, den Holländer Hülshoff, ^) 
anzulehnen. 

Im Gegensatz zu den italienischen Banken, sagt Hülshoff, 
gebe es eine Bank, die nicht durch Staatsanleihen in Anspruch 
genommen wurde. Es ist das die Amsterdamer Wechselbank, 
gegründet am 31. Januar 1609. Sie hat sich dadurch ihren 
Kredit sehr lange Zeit zu erhalten gewusst, obwohl sie ihn 
unbedingt nicht verdiente. 

Die Ursache der Gründung der Bank war ebenfalls die 
grosse Münzverwirrung, die in dieser Zeit überall herrschte, 
verursacht durch die grosse Masse fremden Geldes, die in 
Umlauf war und deren grösster Teil verschnitten und verfälscht 
war ; scheuten sich ja doch die meisten Staaten nicht im geringsten, 
selber ihre Münzen zu verschlechtern. Um den Bestand und 
die Blüte der Bank so viel als möglich zu befördern, wurde 
durch eine Verordnung bestimmt, dass alle Wechsel über 



1) Barend Hülshoff, De Cheque uit een economisch en juridisch oogpunt 
beschouwd. Utrechter Dissertation, 1870. 
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6oo Gulden in Bankgeld bezahlt werden mussten, sodass jeder 
Kaufmann gezwungen wurde, eine laufende Rechnung bei der 
Bank zu eröffnen. Das, in Verbindung mit dem festeren Werte^ 
bewirkte, dass das Bankgeld sehr rasch einige Procente über 
das Kassageld stieg. Das Bankgeld behielt sehr lange sein Agio 
bei, namentlich weil es immer nur gute Münzsorten repräsen- 
tierte. Selten hat eine Bank länger ihren Kredit behalten und 
hat es weniger verdient als die Amsterdamer Wechselbank. Um 
1790 noch hatte man das grösste Vertrauen in ihre Zahlungs- 
fähigkeit und Ehrlichkeit, und meinte man, dass alles deponierte 
Geld in den Kellern vorhanden sei, während sich später heraus- 
stellte, dass man bereits 1657 begonnen hatte, Geld an Privat- 
personen und später an die Ostindische Compagnie zu leihen. 
Dies geschah anfangs sehr mit Mass und in der grössten 
Heimlichkeit. Anders kann man sich nicht vorstellen, dass, 
während dieses Ausleihen das ganze 18. Jahrhundert fortging, 
ihr Kredit dennoch bis 1790 ungeschwächt blieb, und dass es 
erst 133 Jahre nach der ersten Ausleihung an das Licht kam, 
wie schändlich sie das Vertrauen in ihren Charakter missbraucht 
hat. Nach 1 790 begann ihr Kredit langsam sich zu vermindern 
und sank das Bankgeld je länger je mehr. Erst wurde dies den 
Zeitumständen zugeschrieben, aber später, nach angestellter 
Untersuchung, blickte die wahre Ursache von dem Rückgang 
hervor. In dieser und der 1635 gegründeten Rotterdamer Bank 
wurden nun dem Check- und Giroverkehr ähnliche Geschäfte 
ausgeführt. Gegen die Depositen wurden girierbare Quittungen 
ausgegeben, mit denen das Guthaben bei der Bank selbst zurück- 
gezogen werden konnte. ELs sind aber nicht diese grossen 
Banken, denen wir die Entstehung des Check verdanken, sondern 
sein Ursprung ist älter und geringfügiger. ^) 

Gallavresi behauptet schon für das 15. Jahrhundert nicht 
nur das Vorhandensein von Vorläufern des Check, sondern 
sogar von wahren Checks in Holland. Einige Kaufleute von 



1) Vgl. hierüber Gallavresi a. a. O. S. 6—7, Hülshoflf a. a. O. S. 30 f. und 
Cohn a. a. O. S. 129. 

Dr. Fick, Der Check. 4 
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Zaandam Hessen ihr Geld in Amsterdam bei Geschäftsfreunden 
liegen und verfügten darüber mittelst sogen. Kassierbriefe. 

Zu Anfang des 17. Jahrhunderts hatte dieses Geschäft 
bereits einen solchen Umfang angenommen, dass die Gesetz- 
gebung sich bemüssigt fühlte, sich damit zu beschäftigen, an- 
fänglich allerdings in wenig freundlichem Sinne. Rasch aufein- 
ander folgten die Keiir vom 5. Juni 1604, vom 21. März 1606 
und vom 15. Juli 1608. Letztere enthielt ein völliges Verbot 
der «Kassiererei». Sie fand aber einen solchen Widerstand bei 
den Kaufleuten, dass sie schon vierzehn Tage nachher dahin 
abgeschwächt wurde, dass jeder Kaufmann sich ausser dem 
Hause nur einen Kassierer halten durfte, und dass jeder Kassier 
nur einem Kaufmann dienen dürfe. Gallavresi giebt an, dass 
trotz einer Strafdrohung von 25 Procent sich das Kassier- 
geschäft habe halten können. Durch die Keur vom 19. Juli 1621 
wurde nicht nur das Verbot wieder aufgehoben, sondern die 
Kassierer verpflichtet, jedermann zu Diensten zu stehen. Jedoch 
noch die Keur vom 6. April 1684 bezeichnet Kassierer, Wechsler 
und Juden als gefährliche Leute. Ursprünglich behielten die 
Kassierer das ganze Depot unberührt in ihren Kellern. Nach 
Hülshoff begannen sie aber schon in der zweiten Hälfte des 
vorigen Jahrhunderts einen Teil auszuleihen und dadurch wieder 
fruchtbar zu machen. 

Auch das Clearing ist in Holland nicht gänzlich unbekannt 
geblieben. Zwischen 1770 und 1780 pflegten 54 Kassierer 
regelmässig miteinander aufzurechnen. Heute befinden wir uns 
mitten in einer Entwicklung drin, die zu dem Endziele führt, 
dass die alten holländischen Kassierer mehr und mehr zu 
modernen Bankiers, trotzdem aber die Kassierer gleichzeitig von 
Depositenbanken nach englischem Muster verdrängt werden. 
Cohn schreibt diese Entwicklung der neuesten holländischen 
Gesetzgebung zu. Das Handelsgesetzbuch für Holland vom 
Jahre 1830 bestimmt in seinem Artikel 74, dass die Kassierer 
eine Depositalprovision zu beziehen haben. Es ist nun selbst- 
verständlich, dass das grosse Publikum es vorzieht, diese zu 
sparen und sich lieber von den modernen Depositenbanken sein 



— 51 — 

Geld verzinsen oder doch zum mindesten spesenfrei auf- 
bewahren lässt. 

Nicht nur im heutigen Holland, sondern auch in andern 
niederländischen Städten, die jetzt zu Belgien gehören, ist alter 
Checkverkehr bekannt. Der Berichterstatter über das Check- 
gesetz von 1873 in der belgischen Kammer behauptet sogar, 
es habe England seinen Checkverkehr von Belgien entlehnt, 
indem Sir Thomas Gresham, Bankier der Königin Elisabeth, 
anno 1557 ^^^h Antwerpen gekommen sei, um dort das Check- 
wesen zu studieren, das er nachher in England einführte. Cohn 
setzt, wohl niciit mit Unrecht, Zweifel in diese Behauptung, 
indem einerseits die Jahreszahl nicht stimmt — die Königin 
Elisabeth kam erst 1558 auf den Thron — und andererseits 
das Checkwesen erst 1578 und 1582 in Gesetzen erwähnt wird, 
woraus Cohn folgert, dass es kaum schon 1558 von so grosser 
Bedeutung gewesen sei, dass Gresham auf dasselbe aufmerksam 
werden konnte. Eins aber ist sicher, nämlich dass unter dem 
Namen « bewijs » oder « bewijsinge » in Brabant und Flandern, 
namentlich aber in dem bedeutenden Handelscentrum Antwerpen, 
schon im 16. Jahrhundert ein checkähnliches Papier vorkam. 
Hülshoff berichtet, dass noch heute in Antwerpen im Gegensatz 
zu Brüssel, wo die Note noch stark im Gebrauch sei, ein aus- 
gedehnter Check- und Clearingverkehr bestehe. Mögen nun 
die Behauptungen über den alten Antwerpener Checkverkehr in 
vollem Masse auf Wahrheit beruhen oder nicht, so ist doch 
das eine gewiss, dass die moderne Checkgesetzgebung Belgiens 
von 1873, anders als die holländische, nicht an den alten ein- 
heimischen Check anknüpft, sondern, obwohl durch das Vorbild 
Englands angeregt, sich nicht an diese, sondern eng an die 
französische Gesetzgebung anschliesst. Der Grund dafür, auf 
der Gleichsprachigkeit beruhend, mag ein ähnlicher sein wie in 
der Schweiz bei den meisten Kodifikationen, wo man sich 
ebenfalls gern selbst dem Wortlaute deutscher Kodifikationen 
anzulehnen pflegt, um die Vorteile der deutschen Rechtswissen- 
schaft auch für das einheimische Recht mitgeniessen zu können, 
weil bei der Kleinheit des Staates keine so grosse Anzahl 
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wissenschaftlicher Bearbeiter zur Verfügung steht, wie das in 
einem grossen Lande der Fall sein kann. 

S II. 

Der Check in Grossbritannien nnd Nordamerika« 

Während die bis jetzt erwähnten Anfänge des Checkwesens 
im wesentlichen örtlich beschränkt bleiben, sehen wir im eng- 
lischen Check ein Institut, das im Begriff steht, die ganze Welt 
zu erobern. Der englische Check hat Schule gemacht. Er gilt 
als das bis jetzt unerreichte Vorbild flir alle übrigen euro- 
päischen Länder, ja für alle Erdteile. Ist es ja doch das eng- 
lische Check- und Clearingsystem, das durch seine enormen 
Ersparnisse hauptsächlich ermöglicht, dass Englands Industrie, 
trotz im übrigen ungünstigerer Verhältnisse, namentlich höherer 
Arbeitslöhne, ihren ersten Platz in der Weltkonkurrenz behauptet. 

Wie in den übrigen europäischen Ländern, so waren früher 
auch in England Banknoten im allgemeinen Gebrauch. 

Neben den Zettelbanken bestanden aber schon früher den 
heutigen nahestehende Depositenbanken. Gegen die Depositen 
wurden von diesen ursprünglich «promissory» notes, Eigen- 
wechsel, für gewisse Beträge ausgegeben, die den Deponenten 
dazu dienten, ihre Depositen zu verwerten. Nach Hülshoff') 
war es das Jahr 1772, welches hierin eine Änderung brachte, 
und diese Änderung wird von ihm in ursächlichen Zusammen- 
hang gebracht mit dem Monopol der Bank von England, das 
im Jahre 1742 errichtet worden war. Um das Verbot, Papiere 
an Inhaber auszugeben, zu umgehen, gestatteten die Banken 
ihren Kunden, den Bankkredit durch Ziehung von Sichtanwei- 
sungen auszunutzen. Kurz, ganz in der Stille, ohne gesetz- 
geberischen Akt, entstand der Check. Gemäss kaufmännischer 
Gewohnheit wurden Sichtwcchsel auf Banken unter andere recht- 
liche Regeln gestellt als die übrigen Wechsel. Beispielsweise 
wurde es als Pflicht des Remittenten angesehen, sich mit der 

1) Hülshoff a. a. O. S. 16. 



— 53 — 

Präsentation oder Weiterbegebung möglichst zu beeilen, oder 
ferner zog eine unberechtigte Nichthonorierung seitens der 
bezogenen Bank eine Injurienklage nach sich u. s. w. Besonders 
aber entstand der Gebrauch des Crossing. Der Aussteller oder 
ein Inhaber zog quer über den Check zwei parallele Linien 
und schrieb dazwischen eine Bankfirma. Dann durfte nur die 
bezeichnete Firma den Check zur Einlösung präsentieren («spe- 
cially» crossing). Wurde überhaupt nichts oder cand Co.» 
zwischen die beiden Striche geschrieben, so war die Präsenta- 
tion zur Zahlung nur allen Nichtbankiers verboten («generally» 
crossing). Diese und andere Gebräuche bildeten sich im Han- 
delsstande den Bedürfnissen entsprechend ganz von selber aus, 
und erst mehr als ein Jahrhundert nach der Entstehung des 
Checks fand es der Gesetzgeber für angezeigt, die schon längst 
bestehenden Normen zusammen zu stellen und mit seiner Auto- 
rität zu bekleiden. Es geschah dies zunächst durch die Crossed 
Checks Act von 1876, dann den dritten Teil der Bills of 
Exchange Act Vom 18. August 1882, zu einer Zeit, wo der 
Check bereits fast den ganzen Verkehr an sich gerissen hatte, 
was ihm insbesondere auf Kosten der Note gelungen ist, die 
trotz der enormen Steigerung des Verkehrs in England ständig 
zurückgegangen ist. Die Londoner Privatbanken, denen 1844 
die Notenausgabe verboten wurde, hatten schon seit ca. 1770 
von selbst keine Noten mehr ausgegeben. Ausser der Bank 
von England gab es nach Hildebrands Angabe 1867 noch 
etwa 200 Provinzialbanken mit dem Recht der Notenausgabe 
und war die Gesamtsumme der Noten auf etwa 25 Millionen 
Pfund Sterling gesunken. Aber auch an Hartgeld hat England 
einen weit geringeren Vorrat als beispielsweise Frankreich, 
obwohl Englands Umsatz ein vielfach grösserer ist. Es ist das 
im wesentlichen eine Wirkung des Check. Konnte Hildebrand ^) 
doch schon 1867 behaupten: 

«Bei der ausgedehnten Verbreitung des Conto-Corrent- 
systems in London und in England überhaupt ist der Check 

1) R. Hildebrand a. a. O. S. 18—19. 
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hier ein sehr allgemeines Zahlungsmittel. Alle einigermasscn 
erheblichen Zahlungen per comptant werden durch Checks ver- 
mittelt. In der City geschieht, kann man sagen, alles per Check, 
selbst Zahlungen bis zu £ i herab. Das Checkbuch ist hier 
die einzige Wehr und Waffe, welche die Kaufleute auf ihren 
Komptoiren fiihren.» 

Wesentlich zu dem Siege des Check beigetragen hat aber 
sein treuer Gehülfe und Bundesgenosse, das Clearingsystem. 

') t In früheren Jahren pflegten die Bankiers und die 
Banken in London während der Geschäftsstunden ihre ein- 
laufenden Checks gegenseitig zu präsentieren und einkassieren 
zu lassen. Während der Kassenbote der Herren Glyn & Co. 
sich auf dem Wege zum Kontor von Herren Smith Payne 
& Co. mit Checks auf die letzteren befand, trug umgekehrt der 
Commis der letzteren Firma ebenfalls eine Anzahl Checks etc. 
auf die ersteren, und beide mussten grosse Barschaft:en durch 
die Strassen der City hin und her schleppen. Und so begab 
es sich einmal ~ so wird erzählt — dass die respektiven Boten 
sich verabredeten, sich in einem Frühstückslokale zu treffen, 
dort die Checks gegenseitig zu verzeichnen und den dem 
anderen zukommenden Saldo zu ermitteln und auszuzahlen. Der 
Kassenbote von Glyn & Co. hatte, sagen wir lOO Checks, im 
Betrage von ^^ 86,500 auf Smith, Payne & Co., die letzteren 
hingegen auf die ersteren 85 Checks, die zusammen ;^ 90,000 
betrugen. 

Nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge musste der Bote 
von Glyn seine 100 Checks bei Smith einreichen, warten bis 
man sie verglichen hatte und dann mit ^86,500 im Sack nach 
seinem Kontor wandern. Smiths Bote machte mittlerweile mit 
seinen 85 Checks das nämliche und trug endlich ebenfalls seine 
£ 90,000 von dannen. Statt dessen trafen beide sich nun 
halbwegs, tauschten die Checks aus, Hessen sie im Kontor ver- 
gleichen, kamen dann wieder zusammen und zahlten der eine 

i) Seyd Sjoström. Das Londoner Bank-, Check- und Clearinghousesystem. 
S. 24-25. 
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dem anderen sein Guthaben bar aus, in dem angezogenen 
Falle also ;^3500.» 

In solcher oder ähnlicher Weise ist das jetzige System 
ohne Zweifel entstanden. Andere, die von dieser Methode 
hörten, thaten desgleichen und fanden die Neuerung sehr 
bequem und praktisch, weil sie die grosse Gefahr, welche das 
Herumtragen grosser Geldsummen involviert, beseitigte. Zu 
jener Zeit war die Zahl der Banken in London noch sehr 
klein, und vielleicht waren es die Commis von nur fünf bis 
sechs Firmen, welche sich zuerst zu dem Verfahren vereinigten. 
Als die Prinzipale von der Sache Kunde bekamen und sich 
von der Zweckmässigkeit derselben überzeugt hatten, richteten 
sie ein besonderes Lokal zu diesem Zwecke ein. cDies ist der 
kleine Ursprung des heutigen grossen vollendeten Instituts.» 
Dieser Vorgang spielte sich gegen das Jahr 1775 ab. Das 
Nähere hüllt sich leider in Dunkel. Anfänglich waren es nur 
Privatbanken, die in dieser Weise mit einander abrechneten 
und allen übrigen eifersüchtig den Zutritt verwehrten. Die 
seit 1833 gegründeten London Joint Stockbanks konnten sich 
denselben erst 1854 erzwingen. 

Heute sind 29 Firmen Mitglieder des Clearing, worunter 
sich seit 1864 auch die Bank von England befindet. 

Das Verfahren des Londoner Clearing zu beschreiben, kann 
ich mir ersparen durch den Hinweis auf das in § 2 dargestellte 
Zürcher Verfahren, das in seinem Wesen dem Londoner völlig 
nachgebildet ist. Es bleibt aber selbstverständlich, dass der 
ungleich grössere Verkehr Londons auch eine grössere Anzahl 
Arbeitskräfte erfordert, immerhin aber schickt keine Londoner 
Bank mehr als drei cClearingclerks» ins Clearinghaus. Eine 
besondere Eigentümlichkeit des Londoner Clearing ist das seit 
1865 bestehende Country-Clearing, in welchem Banken, die 
ihren Sitz nicht in London haben, durch ihren Korrespondenten 
unter den Clearingbankers sich die Aufrechnung besorgen 
lassen. Dieses wird von dem Clearing der Londoner City- 
banken völlig getrennt geführt. 
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Ursprünglich wurden die Schlusssaldi in Noten der Bank 
von England ausgewechselt. Erst seit 1864 erscheint diese 
als Bankers Bank und besorgt die Erledigung der Schlusssaldi 
allein durch Umschreibungen auf den jeweiligen Conto der 
übrigen Bankiers bei ihr. 

Welch riesige Anstalt sich aus den kleinen Anfängen ent- 
wickelt hat, lässt sich am leichtesten durch Zahlen andeuten, 
die das Londoner Clearing an der Lombardstreet kennzeichnen. 
Seyd giebt an, dass der tägliche Umsatz 8 — 40 Millionen £ 
umfasse, die Anzahl der ein- und ausgehenden Checks täglich 
60,000 — 80,000 betrage, die Checkliste eines einzigen Bankiers 
schon die Länge von 400 Fuss erreicht habe. 

Das folgende entnehme ich teils aus Panhards *) Angaben, 
teils aus einem in der Handelsabteilung der c Neuen Zürcher 
Zeitung» kürzlich erschienenen Auszug aus dem Januarheft des 
Institute of Bankers. 

Die Umsätze des Londoner Clearinghauses betrugen: 

1810 5 Millionen £ 

1839 954 

sie wuchsen allmählich bis 

1868 auf 3425 Millionen £ 

1870 » 3914 

1873 . 6070 

Hierauf folgt eine Verminderung auf 

1875 5685 Millionen £ 

1877 5042 

1878 4992 

1879 4885 

womit der Umsatz den niedrigsten Stand der letzten zwei 
Jahrzehnte erreichte. Er wuchs wieder ziemlich stetig auf 

1880 5794 Millionen £ 

1881 6357 

1885 5511 

1888 6942 

1890 7801 » » 

^) Panhard. Du chöque. S. 32. 
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womit er den bis jetzt höchsten Stand erreichte. Es folgte 
wieder ein Sinken der Umsätze, 

1891 6847 Millionen £ 

1892 6481 » » 

1893 6339 

welchem im vorigen Jahre eine rasche Steigerung zu nahezu 
der Maximalhöhe folgte. 

1895 betrug der Umsatz des Londoner Clearing nicht 
weniger als 7592 Millionen £ oder also 189 Milliarden und 
800 Millionen Franken, woneben sich der Umsatz der Zürcher 
Abrechnungsstelle in demselben Jahre von 787 Millionen lächer- 
lich klein ausnimmt. 

Getreulich, mit unfehlbarer Sicherheit spiegelt der Verkehr 
des Clearinghauses in diesen Schwankungen das Auf und Ab 
des gesamten englischen Geschäftsverkehrs wieder. Die Jahre 
des Rückganges in seinen Umsätzen sind auch ungünstige 
Jahre für Englands Handel und Industrie, ja für die Gewerbe- 
thätigkeit fast aller grossen Kulturstaaten gewesen; die Höhe- 
punkte seiner Umsätze fallen in dieselben Jahre, in welchen 
die wirtschaftliche Thätigkeit nahezu der ganzen Welt ihre 
besten Erfolge erzielt hat. Auch die fast plötzlich im Jahre 
1895 eingetretene bedeutende Zunahme der Umsätze ist ein 
Anzeichen der Belebung des Geschäftsverkehrs überhaupt, deren 
günstige Folgen wiederum in fast allen Ländern hervorgetreten 
sind. Neben dem Londoner Clearinghaus bestehen aber auch 
noch in anderen Städten Grossbritanniens und Irlands ähnliche 
Institute, so in Manchester, Liverpool, Newcastle upon Tyne, 
Edinburg, Glasgow, Dublin und Birmingham. Nicht den Aus- 
gleich von kaufmännischen Papieren wie Wechsel und Checks 
vermittelnd, aber ähnlich eingerichtet, sind zwei andere Londoner 
Abrechnungsstellen, das 1847 begründete Railway-clearing- 
house, das mit 550 Commis in einem Riesensaale an dem 
Euston Square die Abrechnungen von 250 Eisenbahngcscll- 
schaften vermittelt, und das London Stock Exchange Clearing- 
house, das der Abwicklung der Börsenlieferungsgeschäfte dient. 



1 
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Im Gegensatz zu England fand das Checkwesen in Schott- 
land nur langsam und erst spät Eingang. Es ist daher zu 
begreifen, dass in Schottland seit 1844 der Notenumlauf nicht 
nur nicht gefallen, sondern sogar bis 1 867 fast auf das Doppelte 
gestiegen ist. Hildebrand ^) weiss noch 1867 zu berichten, 
dass dort der Bankkunde auf seiner Bank jeden Morgen so viel 
Noten holen lasse, als er den Tag über brauche, um seine 
Zahlungen selbst auszuführen. Abends werden dann die 
empfangenen Noten wieder auf die Banken gebracht. Es ist 
dies also eine Mischung des Depositensystems mit dem Bank- 
notensystem, das natürlich für die Banken eine Arbeitsersparnis 
in sich schliesst. 

Nichtsdestoweniger ist aber das Depositenwesen nicht 
geringer als in England, 

Nach Hülshoffs^) Angabe waren in Schottland im Jahre 
1865 bei 3 Millionen Einwohnern 60 Millionen £ deponiert, 
während in demselben Jahre England mit 20 Millionen Ein- 
wohnern nur 250 Millionen Pfund Depositen aufweist. Es steht 
das wohl damit in Zusammenhang, dass in Schottland mehr 
Zinsen auf Conto-Corrent berechnet werden, und das Gewähren 
von Blankokredit gebräuchlicher ist als in England. Hülshoff*) 
meint auch, die schottischen Banken befänden sich dabei sehr 
wohl. Er weiss noch 1870 zu berichten, dass die nach eng- 
lischem Muster als Checkbank gegründete Dundeebank von 
Schottland sehr wenig Anklang finde und die Geschäftswelt 
vorziehe, bei der alten Zahlungsweise zu verharren. 

Heute ist auch hierin eine Änderung eingetreten, wie ich 
durch Erkundigungen bei Bankiers erfahren habe. 

Während in Beziehung auf den Check Schottland hinter 
England zurücksteht, ist es in Beziehung auf das Clearingsystem 
sogar im Vorsprung. Schon vor der Gründung des Londoner 
Clearinghauses 1775 wurde in Edinburg in ähnlicher Weise 

1) R. Hildebrand a. a. O. S. 19. 

2) Hülshoff a. a. O. S. 22. 

3) Hülshoff a. a. O. S. 23. 
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abgerechnet. Die Entstehung der Edinburger Abrechnungsstelle 
lässt sich aber auf andere Motive zurückführen als die der 
Londoner. 

Die traurigen Chikanen, die unter den schottischen Banken 
vorkamen, haben den Anstoss dazu gegeben. Einzelne Banken 
pflegten immer eine Zeit lang alle Noten einer Konkurrenzbank 
zu sammeln, und sie dann alle auf einmal zur Einlösung vor- 
zulegen, um auf diese Weise dieselbe zur Zahlungseinstellung 
zu zwingen. Um diese Machenschaft zu verunmöglichen, begannen 
schon vor 1775 die Edinburger Banken zweimal in der Woche 
ihre Coinmis zwecks Austausch der jeweiligen Noten zu ver- 
sammeln, und auf diese Weise entstand eine ähnliche Einrichtung 
jWie das Londoner Clearinghaus schon vor diesem in Edinburg. 

In den Vereinigten Staaten von Nordamerika hat sich 
sowohl Check als Clearingsystem nach dem Vorbilde Englands 
zu hoher Blüte entwickelt und zum Teil das Vorbild noch 
überflügelt. Panhard ') giebt die Verhältniszahlen an, welche 
angeben, wie viel Umsätze durch Münze und Noten und Checks 
bezw. Überweisungen vermittelt werden. 

Es wird bewirkt durch 
Gold 0,650/0 Silber 0,16^/0 Noten 4,06^/0 

und durch Checks der Rest des Gesamtumsatzes, also 95,13 ^.o. 

Es bestehen in den Vereinigten Staaten 49 Clearinghäuser. 
Die Städte New York, Philadelphia, Saint Louis, Chicago und 
New Haven werden unter ihnen genannt. Das älteste und 
bedeutendste Clearinghaus Amerikas ist das 1853 gegründete 
New Yorks, an dem 63 Banken beteiligt sind. Die neuesten 
Umsatzzahlen für dieses zu bekommen, ist mir trotz Nach- 
forschungen bei New Yorker Bankiers selbst leider nicht 
gelungen. Panhard'^) giebt einige Zahlen an: 

1855 6,906 Millionen Dollars 

1860 7,231 

1865 26,032 

1) Panhard, a. a. O. S. 52. 
«) a. a. O. S. 53. 
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1870 27,804 Millionen Dollars 

1875 25,061 

1880 37,182 

1885 25,251 

1890 37,661 

1891 34,054 

In allen amerikanischen Clearings zusammen wurden 1891 

56,803,053,957 Dollars ausgetauscht. 

Das Verfahren ist im Wesen dem Londoner nachgebildet. 
Es liegt mir zufälligerweise eine genaue Beschreibung des 
Chicagoer Clearing vor. Im allgemeinen verweise ich auch 
hier auf die Beschreibung des Verfahrens bei der Zürcher 
Abrechnungsstelle, will aber doch einige Abweichungen erwähnen, 
die durch den erheblich grösseren Verkehr bedingt sind. Abge- 
sehen davon, dass die eingelieferten Papiere ihrer grossen Zahl 
wegen von den Beamten nicht überblickt werden können und 
deshalb in versiegelten Streifen eingewickelt und mit der Summe 
der eingeschlossenen Papiere bezeichnet, für deren Richtigkeit 
die einliefernde Bank bürgt, abgegeben werden, kommt man 
auch nicht mit einem Beamten per Bank aus. Es werden 
zwei verschiedene Beamte mit verschiedenen Funktionen unter- 
schieden, und um Zeit zu ersparen, ist ein höchst einfaches 
System ersonnen worden, das es ermöglicht, dass alle gleich- 
zeitig thätig sind. Das Lokal ist nach folgendem Muster ein- 
gerichtet : 
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Zu Beginn des Geschäftes nehmen alle Beamten ihre 
Plätze ein. Auf der Innenseite des oben bezeichneten Tisches 
setzen sich die Commis der Banken jeder bei seiner Nummer. 
Die Commis haben das Abrechnungsblatt vor sich. Ihnen 
gegenüber stehen die Boten ihrer eigenen Bank mit den ein- 
zuliefernden Paketen. Die Commis tragen nun die Beträge 
dieser Einlieferungen ihrer Bank in das Abrechnungsblatt ein. 
Auf ein von dem Vorsteher gegebenes Klingelzeichen setzen 
sich nun die Boten in Bewegung, alle in derselben Richtung 
rings um den Tisch herum wandernd, so, dass gleichzeitig 
wenn Bote i zu Commis 2, Bote 2 zu Commis 3 u. s. f. Bote 
30 zu Commis 31 und Bote 31 zu Commis i tritt. Bote i 
giebt nun bei Commis 2 sein auf diesen lautendes Paket ab 
und lässt sich den Empfang bescheinigen, ebenso 2 bei 3. 
30 bei 31, 31 bei I. Ist das geschehen, so gehen die Boten 
weiter, i zu 3, 2 zu 4 u. s. f. 29 zu 31, 30 zu i, 31 zu 2, 
Auf diese Weise gehen sie weiter bis i wieder bei i, 31 
wieder bei 31 angelangt ist. So kann es geschehen, dass 
dieses ganze Geschäft nicht mehr als 5 — 10 Minuten dauert. 
Es geschieht das mit der Genauigkeit und Regelmässigkeit 
eines Uhrwerks. Betreff der Begleichung der Restbilanzen 
werden in Amerika drei Systeme unterschieden. Nach dem 
sog. New Yorker System werden sie von den Banken selbst 
untereinander durch Übergabe von Greenbacks (Banknoten) aus- 
geglichen. In St. Louis zieht der Vorsteher zu gunsten der 
Kreditbanken Checks auf die Debetbanken. Jede Kreditor- 
Bank erhält ihre Bilanz in zwei bis drei Checks auf die Debitor- 
Bank, welche Checks sie auf die gewöhnliche Weise wieder 
einzieht. Die New Havener Methode besteht darin, dass die 
Bilanzen durch Tratten auf New York bezahlt werden. Aber 
selbst in New York ist die genannte New Yorker Methode seit 
Ende der sechziger Jahre nicht mehr in Gebrauch, indem die 
New Yorker Banken nach dem Vorbilde Englands ihre Saldi 
durch c'ne Bankersbank begleichen lassen. Da sie keine ftir 
diesen Zweck von vorneherein geeignete Bank, ähnlich wie die 
Bank von England eine war, besassen, haben sie eigens zu 



— 62 — 

diesem Behufe eine besondere Girobank unter dem Namen 
Bank von Amerika gegründet, bei der jeder Clearer eine 
bestimmte Summe Guthaben halten muss, um die Clearing- 
bilanzen durch Anweisung auf diese bc^^leichen zu können. 
Aber nicht nur nach den Vereinigten Staaten von Nordamerika 
ist Check und Clearingsystem vorgedrungen. Dass die eng- 
lischen Kolonien dem Beispiele des Mutterlandes gefolgt sind, 
versteht sich eigentlich von selbst. Aber auch in ganz Süd- 
amerika, Brasilien, Chile, Peru u. s. w. hat der Check Eingang 
gefunden. Ebenfalls ohne Eingreifen der Gesetzgebung ist der 
Check in den skandinavischen Norden seit Mitte unseres Jahr- 
hunderts vorgerückt und hat bereits Anfang der siebziger 
Jahre nach Sjöströms Angabe reiche Früchte getragen in einer 
allgemeinen Zunahme des Wohlstandes der skandinavischen 
Länder, namentlich Schwedens. 

Nach dieser kurzen Abschweifung in ferne Länder und 
Erdteile ist es jetzt wieder an der Zeit, uns dem uns näher 
liegenden europäischen Festlande zuzuwenden. 

§ 12. 

Der französische Check nnd das französische Clearingsystem. 

Einen seiner ältesten, aber auch wohl seinen ungeratensten 
Sohn hat der englische Check in Frankreich erzeugt. Von 
französischen Schriftstellern wird es zwar so dargestellt, als ob 
das englische Vorbild nur einem schon vorhandenen Keim zum 
Durchbruch verholfen habe. Nouguier^) stellt den heutigen 
Check nur an das Ende einer jahrhundertelangen Entwicklung. 
Er sagt: 

« Seit der Gründung der Banken bei uns vor ungefähr 
drei- bis vierhundert Jahren haben notwendigerweise die Geschäfte 
Geldsummen in Verwahrung genommen, die sie zurückgeben 
mussten, sobald die Deponenten das Bedürfnis fühlten, sie zurück- 
zuziehen. Sie gaben eine Quittung, die die Übermittlung fest- 



1) Nou^iiier. Des Ch^ques. 1874. S. 18—19. 
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stellte und die in sich selbst die Verpflichtung* zur Rückerstattung 
trug. Es war das eines der Elemente, welche wir beim Check 
wiederfinden werden. 

Hernach, als die Depositengeschäfte sich mehr ausbreiteten, 
hatten die Bankiers laufende Rechnungen, sei es in ihren Wohn- 
orten, sei es in benachbarten Städten. Notwendigerweise noch 
sagten sie zu ihren Kunden: 

« Sie haben bei mir verfügbare Gelder oder einen offenen 
Kredit ; wenn es Ihnen gefällig ist, kommen Sie an meine Kasse, 
und gegen Ihre Quittung werde ich Ihnen die Gelder, die Ihnen 
gehören oder die Ihnen versprochen sind, innerhalb der Grenze 
des Ihnen gewährten Kredites auszahlen.» 

Sicherlich waren diese Kassaquittungen noch nicht der 
Check, aber sie enthielten dessen Keim. 

Später kam es vor, dass die Bankkunden, die sich nicht 
selbst in eigener Person bemühen konnten oder wollten, eine 
Handschrift auf den Depositar ausstellten, und um sie einzu- 
ziehen, einen ihrer Commis, ihrer Arbeiter oder irgend eine 
andere Person schickten. Hier war eine erste Umformung der 
Kassaquittung und beinahe der Check im Rudimentärzustand. 

Hernach wurde, was anfänglich zufällig geschah, zur Regel. 
Diese Zahlungsaufträge auf die Depositen der verfügbaren Kapi- 
talien wurden anstatt von einem Individuum fiir sich selber 
gemacht, in Inhaberpapierc verwandelt oder zum mindesten in 
übertragbare Papiere. So wurde die deponierte Summe beweglich 
gemacht durch die Leichtigkeit, sie zu übertragen und zahlungs- 
weise zu cedieren, je nach Geschäftsbedürfnis. Das war mehr 
als der Check im Rudimentärzustand. 

Endlich wurde der Check vollkommen. Die Zahlungs- 
handschrift war nicht allein von Hand zu Hand übertragbar 
geworden, sondern auch auf Sicht zahlbar; sie ist eine wahre 
Münze geworden. Das Geld war da, das Papier war nur das 
Repräsentativzeichen, es war wie eine Banknote, die man in 
Münze verwandelt, wenn man die Rückzahlung verlangen will.» 

Diese von Nouguier dargestellte Entwicklung entbehrt denn 
auch nicht völlig des thatsächlichen Untergrundes. Schon die 
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von Law im Jahre 1716 geschaffene cSoci6te de Banque g6n^- 
rale» gab sich mit den Geschäften der Depositenbanken im 
modernen Sinne ab, indem sie von Privaten Geld annahm und 
ihnen erlaubte, dasselbe ganz oder teilweise durch ausgegebene 
Aufträge zurückzuziehen, und indem sie Überschreibungen 
zwischen den Rechnungen ihrer verschiedenen Kunden vor- 
nahm. Ebenso gab sich die i ^j^y gegründete « Caisse d'Escompte > , 
die unter dem Namen c Bernard & Cie.» bekannt war, mit 
Überschreibungen ab und erfüllte so ungefähr die Aufgaben 
unserer heutigen Checkbanken. Vollends aber die «Banque de 
France» ermächtigte 1826 ihre Kunden, ihre in Conto-Corrent 
deponierten Kapitalien mittelst der «mandats blancs» einzu- 
kassieren und mittelst der « mandats rouges » auf einen Conto- 
Corrent eines andern ihrer Kunden zu übertragen. 

Dieses Geschäft nahm schon frühe einen ziemlich bedeu- 
tenden Umfang an. i864, im Jahre vor Frankreichs Check- 
gesetz schon, betrug der Umsatz der « mandats rouges » bei der 
Banque de France über 14 Milliarden Franken, und für das 
Jahr 1889 wird er von Lyon-Caen ^) auf über 40 Milliarden 
angeschlagen. Richtig ist auch, dass lange schon vor Frank- 
reichs Gesetzgebung ein Quittungscheck in Gebrauch war, der 
geeignet war, allen Funktionen des wahren Check gerecht zu 
werden, aber trotzdem geht aus der gesamten Litteratur über 
die Gesetzgebung von 1865 hervor, dass nicht der einheimische, 
in geringem Umfang existierende Check es war, der durch das 
Gesetz gefestigt und ausgebildet werden sollte, sondern die Ab- 
sicht des Gesetzgebers war es, den englischen Check nach 
Frankreich zu importieren. Ohne Gesetz war das nicht möglich 
gewesen, da die hohen Stempelsteuern, die seit 5. Juni 1850 
auf dem Wechsel lasteten ('/2 pro Mille), das Aufkommen des 
Check im Keime erstickten. Nur der Quittungscheck konnte 
ein kümmerliches Leben fristen. Zwar war auch er durch das 
Gesetz vom 13. Brumaire des Jahres VII mit einem Fixstempel 



^) Lyon-CaSn et L. Renault, Manuel du droit commercial. S. 732, 
Art. 1326. Anm. i. 
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von 50 Centimes belegt, aber gerade wegen der grossen Höhe 
wurde die Steuer nie entrichtet oder wenigstens nur dann, wenn 
ein solches Papier im Prozesse oder sonstwie den Behörden zu 
Gesicht kam. Erst das Gesetz vom 15. Juni 1865 hat, bewusst 
den englischen Check zum Vorbild nehmend, das Checkwesen 
in Frankreich zu beleben versucht. Aber einerseits hat der 
Gesetzgeber, aus Furcht, er könne den Fiskus schädigen, den 
Check in so enge Bestimmungen eingeklemmt, dass er sich 
nicht frei entwickeln konnte, andererseits fehlen in Frankreich 
zum Teil die wirtschaftlichen Vorbedingungen, die in England 
seine Ausbreitung in so hohem Masse ermöglichten, so dass 
noch Chastenet ausrufen kann : « Wir haben den Check ; das, was 
uns fehlt, ist die Gewohnheit, unsere Kassengeschäfte durch 
die Bankiers besorgen zu lassen.» 

Trotz der geringen Entwicklung ist es aber dem franzö- 
sischen Check gelungen, eine eigentümliche Abart aus sich selbst 
heraus zu erzeugen, nämlich eine Art acceptierten Check unter 
dem Namen «billet de credit circulaire», die es ermöglicht, eine 
bedeutende Summe mit einem geringen Kraftaufwand und 
geringer Verlustgefahr bei sich zu fiihren. Zugleich mit dem 
acceptierten Check, der bei allen Geschäftsfreunden der Bank 
präsentiert werden kann, hat der Präsentant einen von ihm selbst 
unterschriebenen Empfehlungsbrief vorzuweisen, mit dessen Hülfe 
die Echtheit seiner Unterschrift leicht zu prüfen ist. 

Die Entwicklung des französischen Checkwesens ist auch 
nicht entfernt mit der des englischen und amerikanischen zu 
vergleichen, wenn auch die Zahlen an und für sich nicht unbe- 
deutend genannt werden können. 

Wenn aber auch in der Geschichte des Check Frankreich 
hinter England zurücksteht, so hat es in der Geschichte des 
Clearingsystems einen entschiedenen Vorsprung. Savary ^) erzählt 
in seinem cParfait n6gociant», der schon 1757 herauskam, dass 
in Lyon auf den vier Messen des Jahres — März, Juni, Sep- 
tember und Dezember — die grössern Kaufleute Lyons sich 

1) Jacques Savary, Le parfait n6gotiant, ou Instruction g^n^rale pour ce qni 
regarde le commerce. 1757 III 2, S. 275 f. 

Dr. Fick, Der Check. 5 
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zusammenthun, um ihre Geschäfte zu liquidieren mit Hülfe der 
Kompensation der Wechsel. Nach Hülshoffs ') Angabe setzt der 
französische Nationalökonom Boisgilbert in seiner «Dissertation 
sur la nature des richesses » dieses Clearing bereits in den Beginn 
des i6. Jahrhunderts und giebt schon den für diese Zeit riesigen 
Umsatz von 80 Millionen Franken an. Panhard nennt ein 
Reglement für die Stadt Lyon vom 2. Juni 1677 (eingetragen 
beim Parlament 18. Mai 1678), das dieses Clearing für obliga- 
torisch erklärt, was allerdings es wahrscheinlich erscheinen lässt, 
dass die Einrichtung schon lange vorher fakultativ bestanden 
hat. Geendigt hat das Lyoner Messclearing nach Panhard erst 
im Jahre 1793. 

Hiemit war aber das Clearingwesen für lange Zeit in Frank- 
reich wieder untergegangen, und es war auch wieder das Vor- 
bild Englands, das es von neuem belebte. 1872 wurde von 
den bedeutendsten Pariser Bankiers nach dem Londoner Muster 
eine «Chambre de compensation » an der Place de la Bourse 
eingerichtet, Panhard 2) giebt für sie einige Umsatzzahlen an: 

1872—73 1,602 Millionen P>anken 

1875—76 2,214 » » 

1880—81 4,084 » » 

1885—86 3,924 » 

1890—91 6,004 » » 

1891—92 4,869 » 1 

Wir bemerken hier in kleinerem Massstabe als in England 
bedeutende Schwankungen mit steigender Tendenz, aber noch 
auf lange hinaus, vielleicht nie wird es Frankreich gelingen, 
das englische Vorbild auch nur annähernd zu erreichen. 

Trotz seiner eigenen Mangelhaftigkeit hat aber auch der 
französische Check Schule gemacht. Wir haben bereits besprochen, 
dass der neuere belgische Check sich eng an den französischen 
anlehnt. Weiter ist durch das französische Gesetz direkt oder 
indirekt becinflusst nach Cohn:^) 

>) Hülshoff, S. 45, Anm. i. — 2) Panhard, a. a. O. S. 50. 
^) Cohn, Zur Lehre vom Check, in Zeitschrift für vergleichende Rechts- 
wissenschaft, 1882, Bd. II, S. 69 — 71. 
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Das italienische Handelsgesetzbuch vom 31. Oktober 1882. 

Das schweizerische Obligationenrecht vom 14. Juni 1881. 

Das portugiesische Handelsgesetzbuch vom 28. Juni 1888. 

Das rumänische Handelsgesetzbuch vom 6. u. 8. April 1887. 

Das peruanische Gesetz vom 9. Oktober 1888 und der neue 
holländische Entwurf. 
Es kann nicht unsere Aufgabe sein, alle diese Gesetze in 
ihrer Wirksamkeit zu verfolgen ; ich begnüge mich daher mit 
einigen kurzen Andeutungen über Italien, dessen Handelsverkehr 
von jeher eine hohe Bedeutung im Welthandel besass, und 
dessen Rechtswissenschaft in neuerer Zeit beginnt, einen ziem- 
lich bedeutenden Einfluss auch auf die übrigen Staaten auszu- 
üben. In Italien scheint der Check einen erheblichen Aufschwung 
zu nehmen. Gegenwärtig bestehen nicht weniger als sieben 
Clearinghäuser, « Stanze di Compensazione», in Livomo, Genua, 
Mailand, Rom, Bologna, Catania und Florenz, die ihren Umsatz 
von 1883, wo er 1229 Millionen Lire betrug, bis 1892 auf 
9855 Millionen Lire erhöht haben. 

Die Entwicklung eines andern Abkömmlings des französi- 
schen Check, des schweizerischen, sei mir vergönnt, etwas ein- 
gehender zu verfolgen. 

S 13. 

Der schweizerische Check. 

Schon lange bevor der schweizerische Gesetzgeber sich ent- 
schloss, den französischen Check nach der Schweiz zu verpflanzen, 
hatte ein nicht ganz unbedeutender Checkverkehr bestanden. 
Basler, Zürcher und Berner Banken kannten ein Papier unter 
dem Namen Bankmandat, das rechtlich wie wirtschaftlich als 
ein Check angesehen werden kann. In den Rechenschafts- 
berichten der Zürcher Meisenbank (Bank in Zürich) wird der 
Checkverkehr schon Mitte der dreissiger Jahre erwähnt, und 
schon 1841 beläuft sich der Jahresumsatz auf über 40 Millionen 
Franken. Wie der Verkehr sich weiter entwickelt hat, geht 
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aus der in § i8 mitgeteilten Übersicht der Jahresumsätze her- 
vor, die bis zum Jahre 1 88 1 , demselben, in dem das schweize- 
rische Obligationenrecht zu stände kam, auf mehr als eine 
Milliarde stiegen. Die Formulare der Bank in Zürich lauteten : 
«An die Bank in Zürich. 

Von meinem Guthaben bei der Bank in Zürich überlasse 
ich an A die Summe von Franken tausend Bankvaluta zur 
Belastung im Conto-Corrent. 

Den I. Oktober 1864. N. N.» 

Eine Besonderheit dieser schweizerischen Bankmandate war 
es, dass sie durchweg eine kurze Zeit nach Sicht zahlbar waren, 
und zwar wuchs die Zahl dieser vertragsmässigen Respekttage 
mit der Höhe der Summe. Schon frühe aber begannen schwei- 
zerische Banken sich mehr an die Formen und Gewohnheiten 
des englischen Checkverkehrs anzuschliessen. So z. B. hat die 
Eidgenössische Bank in Bern in den sechziger Jahren den Check- 
verkehr nach englischem Muster bei sich eingeführt. Aber selbst 
in diesem Falle pflegten schweizerische Banken an der alten 
Gewohnheit festzuhalten, sich vertragsmässig für die Einlösung 
grösserer Summen drei bis acht Respekttage auszubedingen ; 
dafür pflegten sie aber auch ziemlich hohe Zinsen auf Conto- 
Corrent zu gewähren. Für die 60er Jahre wird ein Zinsfuss 
von vier Procent angegeben. Wie gross der Check- und Depo- 
sitenverkehr in der Schweiz war und heute ist, kann ich leider 
nicht ermitteln. 

Hülshoff behauptet, i) Mittermaier gebe die Summe der 
Depositen in der Schweiz auf ungefähr 25 Millionen Franken 
an. Es ist das aber ein Missverständnis, indem Mittermaier in 
der angezogenen Stelle nur über Munzingers Berechnung berichtet. 
Munzinger nämlich bedauert, dass trotz des Aufblühens des 
Checkverkehrs noch viel Geld brach in den Kassen der 
Privaten liege. 

Er schätzt etwas willkürlich dieses stets in den Kassen 
vorrätige Geld auf durchschnittlich 50 Franken per Haushaltung 



1) Hülshoff a. a. O. S. 29. 
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und kommt so auf die Summe von 25 Millionen Franken, die 
auf diese Weise nutzlos herumliege. Wenn sich nun auch eine 
genaue Schätzung des Checkverkehrs in der Schweiz nicht 
erlangen lässt, so darf man doch dreist behaupten, dass sich 
aus den in § 18 für zwei Banken angeführten Zahlen ersehen 
lässt, dass derselbe schon seit langem eine ganz ansehnliche 
Höhe erreicht haben wird. Welchen Einfluss auf diese Ent- 
wicklung die Gesetzgebung ausgeübt hat und wie diese selbst 
entstanden ist, werden wir im nächsten Kapitel zu betrachten 
Gelegenheit haben. Hier müssen wir nur noch die Entwicklung 
des Clearingsystems betrachten. 

Schon seit dem Konkordat von 1876, durch das die vier- 
undzwanzig kantonalen Notenbanken sich verpflichteten, ihre 
Noten wechselseitig einzulösen, sahen sich diese genötigt, in 
dem englischen Clearingverkehre ähnlichen Formen miteinander 
abzurechnen ; die Anfänge des eigentlichen Clearingverkehrs aber 
sind noch sehr jung. Trotzdem sei es mir hier gestattet, etwas 
genauer auf die Entwicklung desselben einzugehen, da ja die 
vorliegende Arbeit im wesentlichen dem schweizerischen Check 
gewidmet ist. 

Am 13. Juli 1891 trat die Abrechnungsstelle Zürich ins 
Leben, an der sich zunächst nur sieben Banken beteiligten, 
nämlich : 

Die Zürcher Kantonalbank, 

die Schweizerische Kreditanstalt, 

die Bank in Zürich, 

Leu & Cie., 

die Eidgenössische Bank, 

der Zürcher Bankverein, 

die Schweizerische Volksbank. 

Mit dem i. November 1893 trat auch die Bank in Baden, 
Filiale Zürich, der Institution bei, so dass derselben gegenwärtg 
unter der Leitung der Kantonalbank acht Teilnehmer angehören. 

Die Einrichtung gründet sich auf die Verträge vom 23. März 
1891 und vom 12. Januar 1892, deren Wortlaut ich folgen lasse: 
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Vertrag vom 23. März 1891. 

1. Die unterzeichneten Bankhäuser errichten zur Erleich- 
terung ihres gegenseitigen Verkehrs eine gemeinsame Abrech- 
nungsstelle. 

2. Die Leitung und tägliche Aufsicht derselben wird der 
Zürcher Kantonalbank übertragen, welche für die Dauer des 
gegenwärtigen Vertrages das erforderliche Lokal zur Verfügung 
stellt. 

3. Die Teilnehmer verpflichten sich, alle ihre in Schweizer- 
währung ausgestellten Checks, Wechsel, Anweisungen und ähn- 
liche Papiere auf die beteiligten Firmen zur Abrechnung zu 
bringen und nur in dringenden Fällen direkten Einzug statt- 
finden zu lassen. 

4. Die Abrechnung erfolgt unmittelbar zwischen den Betei- 
ligten, die schliessliche Ausgleichung durch Gutschrift und 
Belastung auf den betreffenden Giroconti der Zürcher Kantonal- 
bank. Jeder Teilnehmer wird zu diesem Zwecke einen zins- 
freien Giroconto bei der Zürcher Kantonalbank halten und dafür 
sorgen, dass auf demselben stets ein entsprechendes Guthaben 
vorhanden ist. Die gewöhnlichen Einschränkungen in der Dis- 
positionsbefugnis über diese Guthaben gelten nicht für die Ver- 
wendung derselben zur Abrechnung. 

5. Die Einlieferung eines Papieres in die Abrechnungsstelle 
gilt als gehörige Präsentation zur Zahlung, die Ausgleichung im 
Abrechnungsverfahren als Zahlung im Sinne des Gesetzes. 

6. Die Mitglieder werden sich durch einen zu dem Behufe 
Bevollmächtigten bei den täglichen Abrechnungen vertreten lassen. 

7. Über den Geschäftsgang bei den Abrechnungen wird 
ein eigenes von den Mitgliedern zu genehmigendes Reglement 
aufgestellt. 

8. (Ersetzt durch spätem Vertrag.) 

9. Die Oberaufsicht über die Abrechnungsstelle steht den 
Beteiligten zu. 

Allfällige Anstände werden durch Mitgliederversammlung 
erledigt. 
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10. Die Versammlung der Mitglieder wird durch die Kan- 
tonalbank einberufen, so oft diese es für nötig erachtet, oder 
wenn es von einem oder mehreren Teilnehmern verlangt wird. 

11. In diesen Versammlungen fuhrt die Zürcher Kantonal- 
bank den Vorsitz. Jeder Teilnehmer kann sich durch zwei 
Abgeordnete vertreten lassen und zwar durch Mitglieder seiner 
Aufsichtsbehörde, seine Direktoren bezw. Geschäftsinhaber oder 
deren Stellvertreter, hat aber in jedem Falle nur eine Stimme. 
Die Versammlung ist beschlussfähig, wenn wenigstens die Hälfte 
der Mitglieder anwesend ist. Die Beschlüsse werden mit abso- 
luter Stimmenmehrheit gefasst; bei gleich geteilten Stimmen 
giebt diejenige des Vorsitzenden den Ausschlag. 

12. Zur Abänderung dieser Vereinbarung oder des bezüg- 
lichen Reglements sowie zur Aufnahme neuer Mitglieder ist die 
Zustimmung von drei Vierteilen der Anwesenden erforderlich. 

13. Die Eröffnung der Abrechnungsstelle wird nach Geneh- 
migung des Reglements stattfinden, sobald die nötigen Einrich- 
tungen getroffen sind. 

Der Eröffnungstermin ist den Teilnehmern durch die Zürcher 
Kantonalbank acht Tage zuvor anzuzeigen. 

14. (Ersetzt durch spätem Vertrag.) 

Zürich, den 23. März 1891. 

(Folgen die Unterschriften.) 

Abänderungen zu vorstehendem Vertrag laut Übereinkunft 
vom 12. Januar 1892. 

Die §§ 8 und 14 lauten nunmehr wie folgt: 
§ 8. Für die Überlassung des Lokales mit der nötigen Ein- 
richtung und fiir Leitung des Verkehrs bezieht die Zürcher Kan- 
tonalbank von jedem Mitgliede folgende A Versalentschädigung : 
Bei Einlieferungen bis auf 4000 Stück per Semester 

halbjährlich Fr. 125. — 

Bei Einlieferungen von 4000 bis 8000 Stück per 

Semester halbjährlich 9 250. — 

Bei Einlieferungen von mehr als 8000 Stück per 

Semester halbjährlich » 375. — 
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Auslagen für die erforderlichen Formularien werden besonders 
und zu gleichen Teilen vergütet. 

§ 14. Die bisherige Vereinbarung bleibt vorläufig weiter 
bestehen ; es steht jedoch jedem Mitgliede das Recht zu, gegen 
eine vierzehntägige Kündigung von derselben zurückzutreten. 

Findet eine Kündigung statt, so werden sich die Mitglieder 
sofort versammeln, um über die Fortdauer oder Aufhebung des 
Vertrages Beschluss zu fassen. 

Zürich, 12. Januar I892. 

Wie sich der auf Grund dieser Verträge abwickelnde Ver- 
kehr thatsächlich gestaltet, haben wir in § 2 ausfuhrlich betrachtet, 
und brauche ich daher hier nicht weiter darauf einzutreten. 

Hingegen dürfte es von Interesse sein, die Entwicklung des 
Geschäflsumsatzes etwas näher zu verfolgen. Die genaueren 
Angaben entnehme ich den Rechenschaftsberichten der Zürcher 
Kantonalbank (zweiundzwanzigster bis siebenundzwanzigster) aus 
den Jahren 1891 bis 1896. 

In die Abrechnungsstelle wurden eingeliefert: 

1801 Stileke Betrag In Frtnken 

Juli (13—31) 3,313 26,8!S2,0r)0. 32 

August 4,934 40,656,246.15 

September 4,772 42,090,300.77 

Oktober 5,047 39,237,132.35 

November 5,043 41,993,873.86 

Dezember .5,171 41,103,353.80 

28,280 231,964,957.25 

1882 Stocke Betreg In Frtnken 

Januar 4,631 39,328,057.20 

Februar 5,125 36,6.55,692.14 

März 4,731 33,801,650.33 

April 4,414 29,903,569.77 

Mai 4,818 30,479,949.59 

Juni 4,820 35,871,009.43 

Juli 4,475 35,083,196.71 

August 5,436 35,227,165.39 

September 5,016 31,334,111.41 

Oktober 5,227 32,930,020.41 

November 5,210 32,830,061.85 

Dezember 5,753 3 8,466,887. 67 

59,6.56 409,911,371.90 
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im stocke Betrag In Frankon 

Januar 5,505 S7, 9 70,405. 24 

Februar 5,202 38,899,058.20 

März 5,459 48,144,709.66 

AprU 5,764 46,731,179.72 

Mai 6,505 53,337,836.17 

Juni 5,888 51,199,039.42 

JuU 5,782 45,157,524.77 

August 5,593 45,091,169.30 

September 5,813 48,311,345.45 

Oktober 6,117 48,871,810.48 

November 6,424 48,148,561.13 

Dezember - 0,793 54,062,230. 67 

70,845 565,924,870. 21 

I8M Stock« Betrag In Franken 

Januar 6,623 52,753,647.— 

Februar 6,064 43,498,128.— 

März 6,946 59,115,099.79 

Aprü 6,790 51,110,753.76 

Mai 6,828 54,674,621.53 

Juni 6,633 52,845,744.31 

Juli 6,684 50,497,111.02 

August 6,542 44,596,409.63 

September 5,655 46,720,652.62 

Oktober 7,309 54,208,767.98 

November 6,824 46,228,789.04 

Dezember 7,292 62,246,879.18 

80,190 618,496,603.86 

1808 Stocke Betrag In Franken 

Januar 7,341 58,024,930.58 

Februar 6,763 54,233,299.35 

März 6,877 65,067,071.45 

April 8,100 64,781,637.91 

Mai 7,949 58,179,169.41 

Juni 7,018 66,687,010.56 

Juli 8,779 77,347,029.20 

August 7,318 58,619,552.84 

September 7,369 72,019,074.18 

Oktober 8,161 72,3.33,867.62 

November 7,836 69,538,608.58 

Dezember 8,011 70,272,f)76.J5 

91,.V22 787,10H,H2H. 33 
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1806 Stocke Bttrao i" Frankwi 

Januar 8,144 64,959,059.77 

Februar 7,393 55,095,681.93 

März 8,002 73,128,164.69 

April 8,051 65,185,666.13 

Mai 7,490 61,665,164.03 

Juni 9,092 85,689,744.89 

Juli 8,422 77,676,782.85 

August 7,780 58,936,920.74 

September 7,949 77,087,349.80 

Oktober 8,585 81,190,508.20 

November 8,521 66,019,593.96 

Dezember 9,457 86,033,602. 49 

98,886 852,668,233. 48 

Durchschnittlicher TagesumscUz: 

Stock Betrag In Fruken 

1891 192 1,577,993.— 

1892 194 1,330,881.08 

1893 231 1,843,403.49 

1894 262 2,021,230.73 

1895 299 2,572,234.67 

Höchste Tagesumsätze an Stückzahl: 

30. November 1891 709 

31. Dezember 1892 744 

30. * 1893 931 

31. * 1894 944 

31. August 1895 1009 

Höchste Tagesumsätze an Beirag in Franken: 

30. November 1891 5,333,080.61 

29. Februar 1892 3,925,421.69 

28. * 1893 4,860,771.04 

31. Dezember 1894 6,159,884.28 

30. November 1895 10,651,132.22 

Niedrigste Tagesumsätte an Stückzahl: 

14. September 189] 90 

28. April 1892 101 

2. Jamiar 1898 84 

14. Februar 1894 140 

26. Oktober 1895 171 

Niedrigste Tagesumsätze an Betrag in Franken: 

22. Oktober 1891 656,016.29 

2.S April 1892 514,053.72 
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2. Januar 1893 572,696.89 

14. Februar 1894 855,455.73 

16. August 1895 1,039,082.28 

Bis jetzt ist die Zürcher Abrechnungsstelle die einzige in 
der Schweiz. Es scheint aber, wie mir gerüchtweise zu Ohren 
gekommen ist, der Plan aufzutauchen, auch in St. Gallen eine 
solche zu gründen, und scheinen bereits Vorbereitungen hiefür 
im Gange zu sein. 

Wenn wir nun die Erfolge des Check- und Clearingsystems 
in der Schweiz auch nicht unterschätzen dürfen, so müssen wir 
doch zugestehen, dass es noch eine erheblichere Ausdehnung 
annehmen könnte. 

An Bemühungen von Seite der Banken fehlt es nicht. 
Aber selbst im Kaufmannsstande ist die Gewohnheit, seine Zah- 
lungen durch die Banken besorgen zu lassen, seine Wechsel bei 
den Banken zu domizilieren, noch nicht in Fleisch und Blut über- 
gegangen. Vollends bei Privaten ist, trotz der Bemühungen nament- 
lich der Volksbanken, auch diese in den Kreis der Checkkunden 
zu ziehen, das Halten eigener Kasse noch die Regel. Ich halte 
es daher für die moralische Pflicht jedes Einsichtigen, flir sich 
selbst den Anfang zu machen und grundsätzlich nur durch 
Checks zu bezahlen. Haben nur einige hundert Leute sich 
daran gewöhnt, alle ihre Lieferanten anzuweisen, so werden auch 
diese, die Checks empfangenden Lieferanten, bald genötigt sein, 
um ihrer eigenen Bequemlichkeit willen Kunden einer Bank zu 
werden, und wird auf diese Weise der Kreis der Conto-Corrent- 
Gläubiger sich rasch erweitern, anschwellend wie eine Lawine. 
Den Vorteil aber wird nicht nur das Volk in seinem Gesamt- 
wohlstand, sondern auch jeder einzelne in seiner Bequemlichkeit 
bald verspüren. 

§ 14- 

Der Check in Deutschland nnd Österreich. 

Wie in den übrigen Ländern, die wir bis jetzt besprochen 
haben, lassen sich auch im Gebiete des alten deutschen Reiches 
Spuren von Check und Clearing finden. 
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Ähnliche Einrichtungen wie das Clearing der Lyoner Messe 
kamen auch auf deutschen Messplätzen vor. Von Wien und 
Augsburg wird sogar eine regelmässige Abrechnung berichtet. 
Augsburg soll noch bis in die neueste Zeit den Mittwoch als 
ständigen «Skontrotag» beibehalten haben. Auch werden in 
den alten «Städtereformationen» hie und da checkähnliche Papiere 
erwähnt. Hülshoff nennt eine Nürnberger Reformation von 1 564 
und eine Frankfurter von 161 1. Im allgemeinen scheinen diese 
Reformationen und die Stimmung überhaupt dem Checkwesen 
wenig günstig gewesen zu sein. Cohn ^) erwähnt eine Neben- 
proposition der Bürgerschaft zu Hamburg vom 16. August 16 10, 
welche vorschlug, An- und Überweisungen zu verbieten, ebenso 
eine Nürnberger Reformation von 161 1, welche aus Furcht vor 
Irrungen bei Fallissementen Überweisungen nur bei beiderseitiger 
ausdrücklicher Acceptation für gültig erklärte. Auch in Wien 
haben nach Gallavresi^) in den Girozetteln der Wiener Giro- 
bank checkähnliche Papiere bestanden. Im 18. Jahrhundert 
geschieht checkartiger Papiere Erwähnung in einigen Wechel- 
ordnungen, so der Braunschweiger von 171 5, der Churpfälzer 
von 1726 und der Frankfurter von 1739, die die kaufmännische 
Kassenanweisung anzunehmen verpflichten, ebenso die öster- 
reichische Wechselordnung von 1763, die ausserdem noch eine 
Präsentationsfrist festsetzt (innerhalb 24 Stunden oder rechter 
Zeit nach verflossenen Respekttagen), ja sogar schon die Leip- 
ziger von 1682 erwähnt dieselben. 

Der einzige Bankplatz, über dessen Entwicklung in Beziehung 
auf Check und Clearing wir etwas genauer unterrichtet sind, ist 
aber Hamburg. Hier herrschten ähnliche Verhältnisse, wie wir 
sie in Holland vorgefunden haben. Cohn^) erzählt, dass es auch 
in Hamburg kaufmännische Sitte wurde, keine Kasse zu halten, 
und alle diejenigen Zahlungen, die nicht in Banko lauteten und 
daher nicht zur Abschreibung bei der Hamburger Bank gelangten, 

^) G. Cohn, Zur Geschichte des Check, a. a. O. S. 155. 
*) Gallavresi, L'assegno bancario (Check). 1883. S. 8, § 7. 
8) G. Cohn a. a. O. S. 155. 
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auf einen Geldwechsler anzuweisen. Die Ablehnung einer solchen 
Anweisung habe als Ausnahme von der Regel gegolten. Ja, 
es wird sogar behauptet, dass im 1 7. Jahrhundert das Kassierer- 
wesen ganz wie in Amsterdam auch in Hamburg geblüht habe. 
Die Hauptrolle aber in der Entwicklung des deutschen Bank- 
wesens spielte die Hamburger Bank, die einzige alte Girobank, 
die ihr Leben und ihren Kredit noch bis in die neueste Zeit 
zu erhalten gewusst hat. Sie ist gegründet am 2. März 1619, 
ganz nach dem Muster der zehn Jahre altern Amsterdamer. 
Mitglieder konnten bei ihr werden nur Hamburger Grossbürger 
und Israeliten, die denselben Betrag wie die Kosten des Gross- 
bürgerrechtes an die Stadtkämmerei entrichteten. Das Guthaben 
durfte nie unter lOO Bankmark sinken. Die Abhebungen wurden 
durch sogenannte Bankzettel bewirkt mit folgendem Wortlaut: 

«Die Herren Bürger der Bank gelieben zu zahlen an 

Name die Summe von Betrag in Buchstaben 

und mir solche (Betrag in Ziffern) von meinem Contofolio 
(Nummer) abschreiben zu lassen. Solches soll mir gute Zah- 
lung sein. 

Hamburg, den anno.» 

(Unterschrift.) 

Wie die Amsterdamer, genoss auch die Hamburger Bank 
einen sehr guten Ruf. Sie hat denselben aber bis zu ihrem 
Ende aufrecht zu erhalten gewusst, indem sie ihn selber nie 
leichtfertigerweise untergrub. Nur einmal war ihr Kredit vor- 
übergehend durch ein äusseres Ereignis erschüttert worden. In 
der Nacht vom 4. auf den 5. November 1813 war die Bank 
überrumpelt und geschlossen worden, und vom 12. November 
1813 bis zum 18. April 18 14 hatte der Marschall Davoust nach 
und nach 7,506,956 Bankmark und 4 Schillinge den Kassen 
entnommen. Erst drei Jahre später war von der französischen 
Regierung Ersatz geleistet worden, und nun blühte die Bank 
weiter, bis sie sich am 15. Februar 1873 mit der deutschen 
Reichsbank vereinigte. Gleichzeitig schwand auch der Begriff 
des Bankgeldes, indem die Bankmark in 1,5 Reichsmark um- 
gerechnet wurde. 
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Die Entwicklung des eigentlichen Checkwesens steht aber 
nur in losem Zusammenhang mit den eben erwähnten Vor- 
läufern, und flir Deutschland und Österreich ist es wiederum 
wesentlich das englische Vorbild, das massgebend gewesen ist. 
Es ist auch erst die allerneueste Zeit, die einen Aufschwung in 
dieser Beziehung gebracht hat. Die österreichische National- 
bank hatte schon vom 15. Juli 18 17 an einen Giroverkehr ein- 
geführt; der Name Check aber taucht bei ihr erst vom 
27. Dezember 1862 an auf. Die k. k. privilegierte österrei- 
chische Kreditanstalt fiir Handel und Gewerbe erhielt durch 
Finanzministerialerlass vom I.Dezember 1857 die Berechtigung 
zur Ausgabe von Checks, und 1864 schloss sich auch die 
Escomptegesellschaft an. In Deutschland waren es vor den sieb^ 
ziger Jahren nur die Frankfurter Bank, der Berliner Kassen- 
verein und die Danziger Privataktienbank, sowie von 1847 bis 
1872 auch die Städtische Bank zu Breslau, die den Check- 
verkehr pflegten. Erst anfangs der siebziger Jahre nahm das 
Checkwesen in steigendem Masse zu. Die Reichsbank pflegte 
es sorgfältig, bis 1883 Quittungsformulare, später Anweisungen 
mit alternativer Inhaberklausel benutzend. Andere Banken 
schlössen sich an. Die Vereinigung der Berliner Bankhäuser 
benutzt seit 14. Februar 1883 ausschliesslich den Anweisungs- 
check. Seit 1876 hat die Reichsbank auch, ähnlich wie die 
Banque de France, begonnen, kostenfreie Überweisungen unter 
den Conten ihrer Girokunden zu besorgen. Dieser Zweig des 
Geschäfts hat sich ganz besonders entwickelt, indem die Um- 
sätze von 16^/4 Milliarden Mark im ersten Jahre der Reichs- 
bankthätigkeit auf 82,6 Milliarden im Jahre 1892 angewachsen 
sind. Auch die Giroumsätze anderer Banken sind nicht unbe- 
deutend. Z. B. betrugen die Umsätze in Millionen Mark: 

1886 1887 1886 1888 1880 

beim Berliner Kassenverein 4583,8 4196,9 5275,4 6215,2 5615,9 

der Frankftirter Bank 1509,4 1371,7 1639,2 2008,9 1711,0 

der Norddeutschen Bank in Hamburg 1868,8 2001,2 2244,2 2601,5 2622,8 

Aber auch die Clearinghäuser sind wie die Pilze aus der 
Erde hervorgeschossen. 
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1890 hatten die neun deutschen Abrechnungsstellen fol- 
gende Umsätze: 

Zahl der Sumine d«r ElnllefMunoM 

iMtellioton Banken In Millionen Mark 

Berlin 22 4,256 

Bremen 8 938 

Breslau 17 323 

Köln 10 647 

Dresden 10 244 

Frankfurt a/M 17 3,470 

Hamburg 5 7,433 

Leipzig 15 386 

Stuttgart 11 294 

Um einen kleinen Begriff zu bekommen, wie sich in Öster- 
reich der Checkverkehr entwickelt hat, will ich nur einige 
wenige Zahlen aus den erläuternden Bemerkungen zur Regie- 
rungsvorlage des Checkgezetzes folgen lassen. 
Postsparkassenamt, 
Rückzahlungen. 
Jahr Contolnhaber StOckiahl In Millionen Gulden 

1883 167 969 0,213 

1884 2520 120,122 41,234 

1885 6877 594,667 252,260 

1886 10,553 994,096 466,807 

1887 12,981 1,229,858 611,710 

1888 14,296 1,238,144 644,031 

1889 16,046 1,390,963 761,251 

1890 17,808 1,583,209 878,397 

1891 19,391 1,769,128 998,876 

1892 21,365 1,967,443 1,116,258 

1893 28,471 2,175,589 1,249,482 

1894 25,834 2,407,600 1,363,744 

Die Angloosterreichische Bank in Wien und Triest hatte bei : 
anno Centolnhabern f»« Stttckzafil and eine» ^^ÄneTSlSe». 

1864 78 — 19,830 

1865 163 — 44,675 
1870 167 3,088 20,421 
•1875 71 1,181 10,2S1 
1880 79 1,079 7,909 
1885 76 2,492 7,593 
1890 162 7,642 84,709 
1894 230 8,336 45,946 
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Der Wietier Giro- und Kassenverein bezahlte 

anno Stück Chock im Betrag« von Tausoiid Guldan. 

1872 13,029 425,055 

1875 10,952 344,096 

1880 39,022 1,024,564 

1885 35,216 1,003,931 

1890 40,132 1,132,123 

1894 47,499 1,524,259 

Österreich hat aber noch einen Schritt weiter gethan. Es 
ist nicht dabei stehen geblieben von fremden Vorbildern zu 
lernen, sondern es hat einen ganz neuen Gesichtspunkt in das 
Checkwesen eingeführt, indem es den ganzen grossen Apparat 
der staatlichen Postanstalten dem Checkverkehr dienstbar 
gemacht hat. Der Gedanke lag nahe, seitdem die Post durch 
Einführung der Postmandate und der Nachnahmen unter Ein- 
schränkung der thatsächlichen Geldtransporte begonnen hatte, 
gewisse Bankfunktionen auszuüben. Es ist aber das Ver- 
dienst der österreichischen Post, diesen Gedanken systematisch 
weitergeführt zu haben, so dass man heute mit Recht behaupten 
kann, es habe die Post in Österreich die Rolle eines Clearing- 
hauses für die ganze Monarchie übernommen. Sie scheint zu 
diesem Zwecke einerseits durch das erhöhte Vertrauen, das 
man diesem staatlichen Institute entgegenbringt, andererseits 
und hauptsächlich durch ihre allerfeinste Verzweigung und 
Gliederung bis in die kleinsten Orte hinein ganz besonders 
geeignet, und es kann nur vom Guten sein, wenn die inter- 
essierten Kreise der andern Länder dieser vorzüglichen öster- 
reichischen Neuerung etwas mehr Aufmerksamkeit zuwenden 
als bisher. 

Wir haben gesehen, dass die grösseren Banken Deutsch- 
lands und Österreichs in neuerer Zeit nicht ohne Erfolg den 
Versuch gewagt haben, das Checkwesen einzuführen, aber all- 
gemein ertönt die Klage, es sei immer noch zu wenig ein- 
gewurzelt in kaufmännischen Kreisen, und vollends Nichtkauf- 
leute hielten sich noch ganz von demselben fern. Um so inter- 
essanter ist es zu erfahren, dass es in einigen ganz kleinen 
Städten gelungen ist, den Check auch bei Privaten einzubürgern. 
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Kuhlenbeck*) macht Angaben über die Versuche, welche die 
Filiale der Oldenburger Bank in Osnabrück gemacht hat: 

Nach dem Geschäftsbericht der Osnabrücker Bank flir 
das Jahr 18872) wurden hier beim Checkbureau: 

eingelegt : abgeheben : 





Pesten 


Betrag 




Peeten 


Betrag 


1889 


4,286 Mk. 3,775,217.03 


1885 


6,336 


Mk. 3,035,315.56 


1888 


4,399 


» 3,679,901. 36 


1886 


6,113 


» 3,358,390. 13 


1887 


4,112 


» 3,518,139. 04 


1887 


5,796 


» 3,452,786. 39 


1886 


4,505 


» 3,322,943. 51 


1888 


6,100 


» 3,649,904. 54 


1885 


4,252 


» 3,054,456. 94 


1889 


6,340 


* 3,971,936.34 


Von dem 


am 31. Dezember 


1887 vorhandenen Bestände 


waren 


eingelegt 


: 








durch 


Privatiers 




.. auf 


208 Conti Mk. 133,992.30 


» 


Beamte, Lehrer, Ärzte 


» 


179 » 


* 103,049. 67 


» 


Gastwirte, 


Handwerker 


» 


124 » 


» 135,767. 20 


» 


Kaufleute, 


Fabrikanten 


» 


127 * 


» 255,180. 20 


» 


Ingenieure 


, Architekten, Agenten 


» 


21 » 


» 21,259.65 


» 


Kassen und Vereine 


» 


30 » 


» 24,757. 77 



Zusammen auf 689 Conti Mk. 674,006. 79 
Richter^) citiert eine Mitteilung eines Privatbankiers aus 
Landau in der Rheinpfalz an die «Freisinnige Zeitung». 

Die Zahl der in Landau ausgestellten Checks sei jetzt 
auf jährlich 8 — 9000 Stück zu schätzen und haben sich die 
Verhältnisse angenehm gestaltet. Freilich habe sich das 
Publikum erst allmählich an den Checkverkehr gewöhnt. In 
dem Bankgeschäft des Einsenders sind vom i. Dezember 1892 
bis dahin 1893 4553 Checks eingelöst worden. Darunter 
sind aber nur 54 Checks auf Beträge von 5000 Mark und 
mehr, dagegen 1400 Checks über 20 — 99 Mk., 171 5 Checks 
über 100 — 499 Mk. u. s. w. Nur 471 von 4553 Checks lauten 
auf Beträge bis zu 20 Mark. 

Es liegt hier ein Beweis dafür vor, dass auch in Deutsch- 
land es möglich ist, das Checkwesen in den weitesten Kreisen 
zu verbreiten, und dass es thatsächlich im Aufblühen begriffen ist. 



1) Kuhlenbeck a. a. O. S. 41. — ^ Die Zahl beruht wohl auf Irrtum. 
^ E. Richter. Gegen die projektierten Stempelsteuern. 1894. S. 14. 
Dr. Fick, Der Check. 6 
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Hand in Hand mit diesem Aufblühen des Checkverkehrs 
in Deutschland und Österreich geht dann auch das Verlangen 
nach einer Checkgesetzgebung. Inwiefern dasselbe begründet 
sei oder nicht, werden wir im folgenden Kapitel untersuchen. 
Hier führe ich nur den nackten Sachverhalt an. Abgesehen 
von einzelnen Schriftstellern, die diese Frage berührten, haben 
sich auch Korporationen und Versammlungen mit der Frage 
beschäftigt. Es berührten dieselbe die Handelskammern von 
Stuttgart, Dresden, Karlsruhe, Mühlheim a/Rh., Köln, Münster, 
Solingen, Hamburg, Mannheim, Magdeburg, Bremen, Danzig, 
Aachen, Burtscheid, Hirschberg. Namentlich die sechs letzt- 
genannten sprachen sich gegen Kodifizierung aus. Hamburg 
dagegen ist von einer verneinenden Haltung zur Bejahung über- 
gegangen. 

Die am i8. November 1879 abgehaltene Delegierten-Kon- 
ferenz Deutscher Handelskammern gab ein deutliches Bild von 
der Zerrissenheit der Meinungen in den massgebenden Kreisen, 
indem nach längerer Debatte, in welcher teils prinzipiell, teils 
zur Zeit gegen die von anderer Seite stürmisch geforderte 
Checkgesetzgebung Opposition erhoben worden war, eine Reso- 
lution nicht zu Stande kam. 

Der Ausschuss des deutschen Handelstages sprach sich dann 
dagegen, der XVII. deutsche Juristentag mit einer Stimme 
Mehrheit dafür aus. Es kamen verschiedene Gesetzentwürfe zu 
Stande, drei im Jahre 1879, zwei von der Braunschweiger, einer 
von der Mannheimer Handelskammer. 1882 erschien in der 
Berliner Börsenzeitung ein Entwurf des Reichsbankdirektoriums. 
1891 folgte der des Reichsamtes des Innern und am 1 1. März 1892 
wurde ein Bundesratsentwurf dem Reichstage unterbreitet. 

Diese Bewegung scheint aber einigermassen eingeschlafen 
zu sein. Der neue Entwurf eines Handelsgesetzbuches hat 
wieder gänzlich von einer speciellen Regelung des Check abge- 
sehen. Die Denkschrift zu diesem Entwurf sieht allerdings 
noch den Erlass eines Specialgesetzes vor, glaubt aber an die 
Möglichkeit der Weiterentwicklung des Checkwesens auf der 
bisherigen Grundlage und auf Grund der Bestimmungen sowohl 
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des Entwurfes eines bürgerlichen Gesetzbuches als auch des 
Handelsgesetzbuches über Anweisungen. 

In Österreich sind die Vorgänge ähnliche gewesen. Eine 
Enquete des niederösterreichischen Gewerbevereins im Jahre 
1876 berührte zuerst die Frage. Das Begehren nach Kodifi- 
zierung des Checkrechts stellten femer 1877 eine Expertise 
über das Girogeschäft anlässlich der Vorberatung der Bank- 
vorlage im Abgeordnetenhaus, ein Antrag in der nieder- 
österreichischen Handels- und Gewerbekammer vom 27. Februar 
1878, es trat wieder hervor in der Enquete des Handels- 
ministeriums 1880. 1882 legte auf Anregung der Triester 
Handels- und Gewerbekammer die Triester Börsendeputation 
der Regierung die Grundzüge eines Checkgesetzentwurfes 
vor, und in demselben Jahre trat das Handelsministerium 
der Frage näher. Im Februar 1887 tauchte das Verlangen 
im Abgeordnetenhause auf und 1892 stellten dasselbe Ver- 
langen Petitionen des Industriellenklubs in Wien, des Öster- 
reich-ungarischen Exportvereins, des Wiener kaufmännischen 
Vereins, des Gremium der Wiener Kaufmannschaft, des Vereins 
der Österreich-ungarischen Papierfabrikanten, des Vereins der 
Montan-, Eisen- und Maschinen-Industriellen in Österreich, des 
Vereins der österreichischen Industriellen, des niederösterreichi- 
schen Gewerbevereins, der Handels- und Gewerbekammern in 
Wien und Brunn, der österreichischen Gesellschaft für Förderung 
der chemischen Industrie in Prag, des Landesvereins der 
Maschinen und Metallwarenfabriken und Eisengiessereien in 
Böhmen, des Vereins zur Ermunterung des Gewerbefleisses in 
Böhmen u. s. w. Diesen Wünschen entsprachen ein erster 
Entwurf Funks von 1880 und der amtliche Entwurf vom 
5. Mai 1894, der nach den Expertenberatungen vom 17., 18., 
19. und 25. Mai 1894 in etwas abgeänderter Form heute den 
österreichischen gesetzgebenden Faktoren vorliegt. 

Wir dürfen also sowohl in Beziehung auf das deutsche 
Reich als auf Österreich gespannt sein, welche Veränderung in 
der rechtlichen Lage des Checkwesens uns die nächste Zukunft 
bringen wird. 
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KAPITEL III. 



Ist die gesetzliche Regelung des Checkwesens 
ein Bedürfnis? 



§ IS- 



Schwankungen In den schweizerischen Entwarfen, i) 

Da in der Schweiz schon in der ersten Hälfte unseres 
Jahrhunderts das Checkwesen, wenn auch in bescheidenem Um- 
fange, Eingang gefunden hatte, ist es nur natürlich, dass die 
Frage seiner gesetzlichen Regelung schon verhältnismässig früh 
auf der Tagesordnung stand. Suchen wir nach den ersten 
Spuren des Check in der schweizerischen Gesetzgebung, so 
ist es unerlässlich, uns gleichzeitig ein wenig in der Geschichte 
der Handels- und Wechselgesetzgebung der Schweiz überhaupt 
umzusehen. Zu Anfang des 19. Jahrhunderts sah es im 
Gebiete der schweizerischen Eidgenossenschaft in Bezug auf 
das nach internationaler Regelung schreiende Wechselrecht 
mindestens eben so traurig aus, wie im Gebiete des heutigen 



*) ^g^« Burckhardt'Fürstenberger : Entwurf einer schweizerischen Wechsel- 
ordnung mit Motiven. 1857. 

Munzmger. Zur Frage eines schweizerischen Handelsgesetzes. 1862. 

Munzinger. Motive zu dem Entwürfe eines schweizerischen Handels- 
rechtes. 1865. 

Botschaft des Bundesrates an die hohe Bundesversammlung zu einem 
(jcsetzentwurfe, enthaltend schweizerisches Obligationen- und Handelsrecht (vom 
27. November 1879, verfasst von Dr. H. Fick in Zürich). 

Renward Meyer, Das schweizerische Wechselkonkordat. 2. Aufl. 1864. 
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deutschen Reiches und Österreichs, des damaligen deutschen 
Bundes, dessen Ohnmacht und Zerrissenheit geradezu sprich- 
wörtlich geworden war. 

Mitte der 50er Jahre hatte der Wechsel im grössten Teile 
der Schweiz noch gar keine gesetzliche Regelung erfahren. In 
dem kleineren Teile, der eine Wechselgesetzgebung besass, 
galten nicht weniger als elf von einander abweichende Kodifika- 
tionen. Die älteste war nur im Gebiete der Stadt St. Gallen 
gültig, während der ländliche Teil des Kantons der Gesetz- 
gebung entbehrte. Sie war datiert vom 18. Juli 1784. In 
Zürich galt die Wechselordnung vom 16I Mai 1805, ^^^ die 
Stadt Basel die Wechselordnung vom 14. Dezember 1808. 
Ausserdem besassen noch eigene Wechselrechte die Waadt 
(4. Juni 1829), Neuenburg (3. Juni 1833), Appenzell Ausser- 
Rhoden (30. August 1835), Tessin (14. Juni 1837), Freiburg 
(Oktober 1849), Glarus (1852). Genf und der Berner Jura 
lebten nach dem verschieden umgestalteten französischen Code 
de commerce. 

Nur mit der etwas unsicheren Waffe des allgemeinen 
Rechtsgefuhls dagegen ausgerüstet war der Richter in Bern 
(mit Ausnahme des Jura), Luzern, Uri, Schwyz, Unterwaiden 
(ob und nid dem Wald), Zug, Solothurn, Basel-Land, Schaff- 
hausen, Appenzell Inner-Rhoden, St. Gallen (mit Ausnahme 
des Stadtgebietes), Graubünden, Aargau, Thurgau, Wallis. 

Nachdem in Deutschland das Jahr 1848 mehr als fünfzig 
kleine Wechselrechte weggefegt hatte, begann man auch in der 
Schweiz den Zustand unerträglich zu finden. An eine Bundes- 
gesetzgebung w^ar im Rahmen der Bundesverfassung von 1848 
nicht zu denken. Es kam daher zunächst auf Anregung des 
hochverdienten gewesenen Präsidenten des Berner Regierungsrates 
Blösch im Jahre 1854 eine Konferenz zu stände, die, von Bern 
berufen, von 14 Kantonsregierungen beschickt, über die Ver- 
einheitlichung des schweizerischen Wechselrechtes auf dem Wege 
des Konkordates beriet. Sie erteilte dem Ratsherrn Burckhardt- 
Fürstenberger von Basel den Auftrag zur Ausarbeitung eines 
Entwurfes. Rasch wurde dieser in enger, aber keineswegs 
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sklavischer Anlehnung an die deutsche Wechselordnung vollendet. 
Ein zweiter von den Herren Burckhardt-Fürstenberger, Regierungs- 
rat Blösch und Bankier Ad. Burckardt in Basel beratener Ent- 
wurf folgte, und im Mai 1856 stellte eine von neun Kantonen 
beschickte Versammlung einen endgültigen Entwurf fest. Das 
gewünschte Konkordat wurde leider nicht erreicht, dagegen 
erhielten mehr oder weniger an den Entwurf sich anschliessende, 
zum Teil ihn wortgetreu recipierende Kodifikationen die Stände 
Aargau (12. Februar 1857), Solothurn (22. Februar 1857), Bern 
(ausgenommen Jura) (3. November 1859), Luzern (30. Nov. 1860), 
Schaffhausen (23. Februar 1863), Basel-Stadt (20. April 1863). 
Der Check erfuhr zwar ia keiner der angeführten Kodifika- 
tionen eine eingehende Behandlung. Aber gerade das ist ein 
Punkt, in dem die Burckhardt - Fürstenbergerschen Entwürfe 
wesentlich und bewusst von der A. D. W. O. abweichen, dass 
sie eine kaufmännische, wechselähnliche Anweisung mit Aus- 
schluss der Acceptationspflicht anerkennen. Dass Burckhardt- 
Fürstenberger hierunter auch die damals übliche Bankanweisung, 
wie sich der Check technisch bezeichnete, im Auge hatte, 
erklärt er in den Motiven zu seinem Entwurf ausdrücklich mit 
den Worten: 

1) «Neben der Tratte und dem eigenen Wechsel giebt es 
noch ein drittes Institut, die Anweisung (mandat, check), 
welche einem besonderen Kreise der Verkehrsbedürfnisse dient.» 

Er hält gerade die gesetzliche Regelung der wechselähn- 
lichen Anweisungen für einen Fortschritt seines Entwurfes über 
die A. D. W. O. hinaus: 

2) Er sagt: «Auf diese Weise befindet sich Deutschland 
über diese Frage in dem nämlichen zerrissenen Zustande wie 
vor einem Jahrzehnt mit seinen 56 Wechselgesetzgebungen. 
Wir beabsichtigen nicht, diesem Beispiele zu folgen. Für die 
schweizerische Industrie sind die Anweisungen eine unbestrittene 
Notwendigkeit, man bedient sich derselben in grosser Aus- 



1) Burckhardt-Fürstenberger a. a. O. 161. 
2; a. a. O. 163. 
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dehnung, ohne je von den gerügten Misslichkeiten etwas ver- 
spürt zu haben.» 

Schon nicht alle älteren Wechselordnungen übergingen die 
Anweisungen mit Stillschweigen. Immerhin sind die Bezug- 
nahmen noch recht spärliche. 

Das älteste, das St. Galler Gesetz von 1784 verbreitet sich 
am ausfuhrlichsten. ^) 

c Titel X. Von Assignationen oder Anweisungen. 

S I. Assignationen oder Anweisungen sind solche Hand- 
lungen, da ein Schuldner seinen Gläubiger an einen anderen 
hinweist, von welchem er die Bezahlung empfangen soll. 

§ 2. Assignationen, die von auswärtigen Orten her anhero 
bezogen werden, wenn selbe gleich giriert oder endossiert sind, 
sie mögen nun geradezu oder über andere Plätze anhero laufen, 
geniessen hier kein Wechselrecht und werden auch^ nicht accep- 
tiert. Wenn aber dergleichen auf mehr oder weniger Tage 
Sicht lauten, so ist der Bezogene gehalten, den Tag der Prä- 
sentation, der dann die Verfallzeit bestimmt,^ ) darauf zu setzen. 
Und da der Bezogene zur Bezahlung einer solchen Assignation 
nicht nach Wechselrecht kann angehalten werden, so ist der 
Inhaber derselben auch nicht berechtigt, einen Protest darüber 
zu levieren, w^ohl aber mag er solchen Falls, auf ausdrücklich 
erhaltene Ordre des Assignanten oder Cedenten ein Attestat 
hierüber aus der Kanzlei ausfertigen lassen. 

S 3. Fremde Assignationen aber, oder sog. Billets ä Ordre 
die hier giriert worden und auf fremde Plätze lauten, sind, 
wenn sie unbezahlt mit Protest zurückkommen, gleich den 
Wechselbriefen, dem Wechselrecht und der Exekution desselben 
unterworfen. > 

Das Basler Gesetz von 1808 stellt in seinem § 52 die 
Anweisungen «in Ansehung des Rechtstriebes und des Rem- 
bourses den Wechselbriefen gleich», schliesst aber ausdrücklich 



1) Wechselordnung der Stadt St. Gallen vom 18. Brachmonat. 1784. 
Titel X. 

*) Titel IV. § 4 bestimmt, dass Wechsel auf Sicht am Tage nach ihrer 
Vorweisung zu bezahlen sind. 
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den Zwang zur Annahme solcher Anweisungen an Stelle von 
Wechseln aus. 

Die Zürcher Wechselordnung vom i6. Mai 1805 § 4 thut 
nur letzteres, während die Glarner von 1852 S 19 und die 
Neuenburger von 1833 Art. 84 mit der Basler übereinstimmen. 

Burckhardt-Fürstenberger')geht in seinem vierten Abschnitt 
einen Schritt weiter: 

cAnweisungen. 

§ 91. Anweisungen, welche im Contexte als solche bezeichnet 
und im übrigen in der in den §§ 3 und 4 vorgeschriebenen 
Form ausgestellt sind, stehen bis auf nachfolgende Ausnahme 
den gezogenen Wechseln gleich. 

J5 92. Es besteht keine Verpflichtung für den zur Zahlung 
Angewiesenen, sich vor der Verfallzeit über die Annahme zu 
erklären, und der Inhaber ist nicht berechtigt, wegen Mangels 
Annahme Protest erheben zu lassen und Regress zu nehmen. 

Wird jedoch eine Anweisung acceptiert, so entsteht für 
den Acceptanten dieselbe Verpflichtung, wie aus der Annahme 
eines gezogenen Wechselst. 

Unverändert gingen diese Bestimmungen in die Wechsel- 
rechte des Aargau, Solothurns, Berns, Luzerns und Schaff- 
hausens über. Dem Sinne nach wurden sie auch in Basel- 
Stadt zum Gesetz mit dem ausdrücklichen Zusätze, dass Regress 
auf Sicherstellung wegen Unsicherheit des allfälligen Acceptanten 
unzulässig sei. 

Dies sind die spärlichen Anklänge an Checks, welche die 
schweizerischen Gesetzgebungen enthalten, bis zum Jahre 1883, 
wo die im Obligationenrecht enthaltene Checkgesetzgebung 
Rechtskraft erhielt. Bis zu diesem Zeitpunkte aber musste sich 
die gesetzliche Regelung des Check noch verschiedene Wand- 
lungen in den eidgenössischen Entwürfen gefallen lassen. 

Schon am 30. Januar 1862 gelang es einer Motion des 
Nationalrat Curti von St. Gallen, im Nationalrate die Frage der 
Erstellung eines allgemeinen schweizerischen Handelsgesetzes 

*) Burckhardt-Fürstenberger a. a. O. S. 36 — 37. 
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anzuregen. Der Bundesrat wurde mit der Prüfung beauftragt. 
Der damalige Chef des schweizerischen Justiz- und Polizei- 
departements, der hochverdiente Bundesrat Dr. Dubs, hatte 
schon vorher dem Professor Dr. Heinrich Fick in Zürich Auf- 
trag gegeben, ein Gutachten abzufassen, tob überhaupt eine 
einheitlich nationale Gestaltung des Handelsrechtes wünschbar 
und ausfuhrbar seit. Jetzt wurden auch von Prof. Dr. Walther 
Hunzinger in Bern und von Ratsherrn Burckhardt-Fürstenberger 
in Basel Gutachten über dieselbe Frage eingefordert. Alle drei 
fielen bejahend aus, und schon am 22. August 1862 wurde 
Hunzinger als Redaktor eines Handelsgesetzentwurfes bestimmt. 
Auf Grund von Beratungen Hunzingers mit Fick, Burckhardt- 
Fürstenberger, Dubs sowie Nationalrat Carlin in Delsberg und 
Advokat Friderich in Genf kam bis Juni 1864 ein endgültiger 
Entwurf zu stände. 

Es ist dies der erste schweizerische Entwurf, in dessen 
Text das Wort Check vorkommt. Hunzinger verbreitet sich in 
seinen Hotiven ausfuhrlich darüber, dass die ziemlich ausgedehnte 
Anwendung des Check im Handelsverkehre eine gesetzliche 
Regelung wünschenswert erscheinen lasse, dass sie sich aber auf 
das Allernotwendigste zu beschränken habe. Sie ist in dem 
drittten Abschnitt des sechsten Titels « Die Anweisung und 
insbesondere die Bank- Anweisung (Ch^que)» enthalten. 

Die SS 441 und 442 stimmen inhaltlich mit dem oben 
erwähnten Basler Gesetze von 1863 überein. Sie setzen Gleich- 
stellung der Anweisung mit dem Wechsel . fest, mit Ausnahme 
des Regresses mangels Annahme, und schliessen Regrcss auf 
Sicherstellung wegen Unsicherheit des Acceptanten aus. Vom 
Check speciell handeln SS 443 und 444. 

«Art. 443. Eine Bankanweisung, welche auf eine bei einer 
Depositenanstalt deponierte Summe ausgestellt wird (Cheque), ist 
auch dann gültig, wenn sie keine Bestimmung über die Ver- 
fallzeit enthält. Sie ist in diesem Falle als ein Titel auf Sicht 
anzusehen.» 

«Art. 444. Die Bankanweisung (Art 443) darfauch auf den 
Inhaber lauten. 
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Ist dies der Fall, so kann der Regress mangels Zahlung 
in der Regel nur gegen den Aussteller der Anweisung ergriffen 
werden. Hat aber ein Inhaber derselben eigenhändig oder durch 
Bevollmächtigte seinen Namen auf den Titel gesetzt, so ist er 
jedem späteren Inhaber gegenüber regresspflichtig wie ein 
Indossant. > 

Dieser Entwurf wurde aber nie Gesetz. Noch immer 
hatte der Bund keine Gesetzgebungsbefugnis, und der Weg des 
Konkordates war ein zu umständlicher, um zu dem ersehnten 
Ziele zu fuhren. Schon am lo. Dezember 1864 war im 
Nationalrat die Frage aufgetaucht, ob nicht statt des Handels- 
rechtes das gesamte Obligationenrecht zu kodificieren sei, und 
1868 beantworteten die Kantonsregierungen mit 15 gegen 3 
Stimmen die Frage in diesem Sinne. Munzinger arbeitete 
nun weiter am Entwürfe für ein eidgenössisches Obligationen- 
recht. Ein erster Entwurf kam am 12. Januar 1871 zu stände. 
Es war dies der letzte von Munzinger verfasste, da am 
28. April 1873 der Tod seinem Schaffen ein Ende machte. 
Fick, der schon von Anfang an Mitarbeiter gewesen war, trat 
am 8. Mai 1873 in die Lücke ein. Mit der Bundesverfassung 
vom 19. April 1874 wurde nun auch der langwierige Weg des 
Konkordates verlassen, da nunmehr die gesetzgeberische Zustän- 
digkeit des Bundes festgesetzt war. Der erste von Fick aus- 
gearbeitete Entwurf wurde vollendet im Juli 1875, ein umge- 
arbeiteter Entwurf 1877 veröffentlicht» Nach langen eingehenden 
Kommissionsberatungen kam dann endlich 1879 der endgültige 
Entwurf zur Beratung. Sowohl Ständerat als Nationalrat 
befassten sich eingehend mit demselben, und erst am 14. Juni 188 1 
wurde der abgeänderte Wortlaut von der Bundesversammlung 
in globo angenommen. 

Zum Check stellen sich die erwähnten Entwürfe sehr ver- 
schieden. Schon der 1871er Entwurf, der noch von Munzinger 
ausgearbeitet war, kannte nicht mehr die besonderen Bestim- 
mungen über den Check, wie sie in Munzingers Entwurf des 
Handelsrechtes von 1864 enthalten waren. Wohl aber enthält 
er noch die Bestimmungen über Anweisungen und deren 
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Acceptation, wie der Handelsrechtsentwurf und das neue Basler 
Gesetz. 

Ich glaube kaum fehl zu gehen, wenn ich diese Thatsache 
dem Einflüsse des Kommissionsmitgliedes Fick zuschreibe, der 
stets der Ansicht war, dass das Bedürfnis nach einem mit 
Wechselstrenge behafteten Check genügend durch den Sicht- 
wechsel zu befriedigen sei, dem man eventuell eine kürzere 
Vorzeigungsfrist als ein Jahr vorschreiben sollte. Selbstverständ- 
lich hielt sich denn auch der erste Entwurf Ficks von 1875 in 
diesen Grenzen. Der Entwurf von 1879 dagegen bringt wieder 
eine kleine Änderung für den Check : « Art. 42 1 : Auf Checks, 
sofern sie nicht den Vorschriften des Art. 733 oder 844 ent- 
sprechen, finden die Bestimmungen dieses Kapitels Anwendung. ^ 
Das will sagen: Der Check, der nicht eine formell gültige 
Tratte oder eine wechselähnliche Orderanweisung ist, wird als 
eine einfache Anweisung des Privatrechtes angesehen. Die 
Bestimmungen dieses Entwurfes über bürgerliche Anweisungen 
sind inhaltlich unverändert in das geltende Gesetz übergegangen. 
Die Orderanweisungen, die ebenfalls im heutigen Rechte noch 
enthalten sind, führen im wesentlichen auf Burckhardt-Fürsten- 
bergers Entwurf zurück, nur dass eben das Erfordernis der 
Orderstellung hinzugefügt ist, und wie im Basler Gesetz der 
Regress auf Sicherstellung ausdrücklich ausgeschlossen bleibt. 
Ferner sind fiir alle «Nicht- Wechsel» die kantonalen Vorschriften 
über Wechselexekution und Wechselprozess und endlich die 
sofortige vorläufige Exekution ausgeschlossen. 

Einer handschriftlichen Anmerkung in dem vom Redaktor 
benutzten Handexemplar entnehme ich, dass es die Initiative 
des Ständerates ^) war, welche in diesem Stand der Sache eine 
Änderung hervorbrachte, und aus mündlichen Mitteilungen 
erinnere ich mich, dass Bundesrat Welti der Anregung nicht 
ferne gestanden. Wer aber der eigentliche Vater des schweize- 
rischen Checkgesetzes ist, war mir zu ermitteln nicht möglich. 

') Vgl. darüber auch Zoller: Der Check des Schweiz. Obligationenrechts, 
S. 5, und Schneider und Fick: Kommentar zum Schweiz. Obligationenrecht, 
Anmerk. zu Art. 830. 
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Die von der Handschrift Ficks herrührende Randbemerkung 
lautet : 

«Ständerat 17. Juni 1880 beschliesst hinter der Lehre vom 
Wechsel u. s. w. ein Schlusskapitel über Checks zu setzen, worin 
der Check definiert wird, und dann gesagt wird, dass er als 
Anweisung zu behandeln, sofern er nicht Art. 735 oder 844 
entspricht, oder als Inhaberpapier zu behandeln ist.» Das 
Ergebnis der Verhandlungen zwischen Ständerat, Nationalrat, 
Bundesrat und deren Kommissionen war aber noch viel weit- 
gehender. Im heute geltenden Obligationenrecht beschäftigt 
sich der ganze Titel XXX ausschliesslich mit dem neuen Formal- 
papier «Check». Aber auch verschiedene Artikel anderer 
Titel (namentlich XXIX und XIV, Abs. II) sind unmittelbar 
auf den formalen Check anwendbar. Einer besseren Übersicht 
halber stelle ich die auf den Check bezüglichen Artikel des 
Bundesgesetzes über das Obligationenrecht vom 14. Brachmonat 
1881 im folgenden Paragraphen zusammen. Um gänzlich klaren 
Text zu liefern, weiche ich vom Texte des Gesetzes insofern ab, 
als ich das Wort «Wechsel» da, wo c Check» mit inbegriffen ist, 
durch das Wort «Check» ersetze und ferner auch innerhalb 
der Artikel die auf den Check nicht bezüglichen Worte aus- 
merze. Ich erhalte auf diese Art ganz rein und unvermischt: 

§ 16. 

Das schweizerische Checkgesetz. 

S.-O. -R. Drcissigster Titel. 

Der Check. 1) 

Art. 830. Die wesentlichen Erfordernisse eines Check sind : 

1. Die Bezeichnung als Check; 

2. Die mit Worten auszusetzende Angabe der Geldsumme; 

1) Diejenigen Artikel, welche gekürzt sind, werden an der betr. Stelle 
durch * bezeichnet. Veränderungen sind durch Kursivschrift erkennbar. 



— 93 — 

3- Die Unterschrift des Ausstellers mit seinem Namen oder 
seiner Firma; 

4. Die Angabe des Ortes, des Jahres und des Monats- 
tages der Ausstellung, letzterer mit Worten ausgedrückt; 

5. Der Name der Person oder der Firma, welche die 
Zahlung leisten soll (des Bezogenen); 

6. Die Angabe des Ortes, wo die Zahlung geschehen soll ; 
der bei dem Namen oder der Firma des Bezogenen angegebene 
Ort gilt für den Check als Zahlungsort und zugleich als Wohn- 
ort des Bezogenen. 

Art. 831. Ein Check darf nur ausgestellt werden, wenn 
der Aussteller über den angewiesenen Betrag bei dem Bezo- 
genen sofort zu verfugen das Recht hat. 

Art. 832. Die Ausstellung des Check kann an den Inhaber, 
an eine bestimmte Person oder an deren Ordre geschehen. 

Ist niemand genannt, an den bezahlt werden soll, so wird 
Ausstellung auf den Inhaber angenommen. 

Art. 833. Der Check ist auch dann auf Sicht zahlbar, wenn 
er eine andere oder keine Bestimmung über die Verfallzeit enthält. 

Art. 834. Die Präsentation zur Annahme und die Annahme 
finden bei dem Check nicht statt. 

Die Frist für Präsentation zur Zahlung beträgt bei dem Check, 
welcher am Ausstellungsort zahlbar ist, fünf Tage, bei einem sol- 
chen, welcher an einem anderen Orte zahlbar ist, acht Tage. 

Art. 835. Wird der Check innerhalb der vorgenannten 
Frist nicht präsentiert, so erlischt das Regressrecht gegen die 
Indossanten und auch gegen den Aussteller, insofern letzterer 
durch die nicht erfolgte Präsentation dem Bezogenen gegenüber 
in Verlust gekommen ist. 

Art. 836. Die Bestimmungen über den gezogenen Wechsel 
gelten, soweit sie mit denjenigen dieses Titels nicht in Wider- 
spruch stehen, auch für den Check 

Art. 720. CAeckfahig ist jeder, welcher sich durch Verträge 
verpflichten kann. 

Dagegen bleiben die Bestimmungen des Art. 812 dieses 
Gesetzes, sowie die in anderen eidgenössischen oder kantonalen 
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Gesetzen für CAeckeKtkution und CAeckprozess enthaltenen 
besonderen Vorschriften auf diejenigen Personen und Gesell- 
schaften beschränkt, welche im Handelsregistef eingetragen sind. 

Art. 721. Finden sich auf einem CAeck Unterschriften 
von Personen, welche eine C7/^^^verbindlichkeit nicht eingehen 
können, so hat dieses auf die Verbindlichkeit der übrigen Check- 
verpflichteten keinen Einfluss. 

Art. 723. Ist die Summe mehrmals mit Buchstaben 
geschrieben, so gilt bei Abweichungen die geringere Summe. 

Art. 724. Der Aussteller kann sich selbst als d7/^^:>fenehmer 
bezeichnen (CAeck an eigene Ordre). 

Desgleichen kann der Aussteller sich selbst als Bezogenen 
bezeichnen, sofern die Zahlung an einem anderen Orte als dem 
der Ausstellung geschehen soll (trassiert eigene CAecks), 

Art. 725. Aus einer Schrift, welcher eines der wesent- 
lichen Erfordernisse eines CAeck fehlt, entsteht keine cAeck- 
massige Verbindlichkeit. Auch haben die auf eine solche 
Schrift gesetzten Erklärungen (Indossament, * Aval) keine 
CAeckVr?St, 

Das in einem CAeck enthaltene Zinsversprechen gilt als 
nicht geschrieben. 

Art. 726. Der Aussteller eines CAeck haftet für dessen 
* Zahlung cAeckmdiSsxg. 

IV. Indossament. 

Art. 727. Der CAecknchmtv kann den CAeck an einen 
Anderen durch Indossament (Giro) übertragen. 

Hat jedoch der Aussteller die Übertragung im CAeck durch 
die Worte «nicht an Ordre» oder durch einen gleichbedeutenden 
Ausdruck untersagt, so hat das Indossament keine cßieckr^Ait- 
liehe Wirkung. 

Art. 728. Durch das Indossament gehen alle Rechte aus 
dem CAeck auf den Indossatar über, insbesondere auch die 
Befugnis, den CAeck weiter zu indossieren. Auch an den Aus- 
steller, Bezogenen * oder einen früheren Indossanten kann der 
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Check gültig indossiert und von denselben weiter indossiert 
werden. 

Art. 729. Das Indossament muss auf den Checke eine 
Kopie desselben oder ein mit dem Check oder der Kopie ver- 
bundenes Blatt (Allonge) geschrieben werden. 

Art. 730. Ein Indossament ist gültig, wenn der Indossant 
auch nur seinen Namen oder seine Firma auf die Rückseite 
des Check oder der Kopie oder auf die Allonge schreibt (Blanko- 
indossament). 

Art. 731. Jeder Inhaber eines Check ist befugt, die auf 
demselben befindlichen Blanko-Indossamente auszufüllen ; er kann 
den Check aber auch ohne diese Ausfüllung weiter indossieren. 

Art. 732. Der Indossant haftet jedem späteren Inhaber 
des Check für dessen * Zahlung r//^r^mässig. Hat er aber dem 
Indossament die "Bemerkung «ohne Gewährleistung», «ohne 
Obligo» oder einen gleichbedeutenden Vorbehalt hinzugefügt, 
so ist er von der Verbindlichkeit aus seinem Indossamente befreit. 

Art. 733. Ist in dem Indossamente die Weiterbegebung 
durch die Worte «nicht an Ordre» oder durch einen' gleich- 
bedeutenden Ausdruck verboten, so haben Diejenigen, an welche 
der Check aus der Hand des Indossatars gelangt, gegen den 
Indossanten keinen Regress, 

Art. 734. Wenn ein Check indossiert wird, nachdem die 
für die Protesterhebung Mangels Zahlung bestimmte Frist abge- 
laufen ist, so erlangt der Indossatar * die Regressrechte gegen 
Diejenigen, welche den Check nach Ablauf dieser Frist indos- 
siert haben. 

* Ist aber der Check vor dem Indossamente bereits Mangels 
Zahlung protestiert worden, so hat der Indossatar nur die 
Rechte seines Indossanten gegen den * Aussteller und Die- 
jenigen, welche den Check bis zur Protesterhebung indossiert 
haben. Auch ist in einem solchen Falle der Indossant nicht 
checkmäiSs\g verpflichtet. 

Art. 735. Ist dem Indossamente die Bemerkung «zur Ein- 
kassierung», «in procura» oder eine andere die Bevollmächti- 
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gung ausdrückende Formel beigefügt worden, so überträgt das 
Indossament das Eigentum an dem Check nicht, ermächtigt 
aber den Indossatar zur Einziehung der Cft^^Horderung und 
zur Protesterhebung, sowie zur Einklagung der nicht bezahlten 
und zur Erhebung der deponierten C4^^:>&schuld. 

Ein solcher Indossatar ist auch berechtigt, diese Befugnis 
durch ein weiteres Prokura - Indossament einem Anderen zu 
übertragen. 

Dagegen ist derselbe zur weiteren Begebung durch eigent- 
liches Indossament selbst dann nicht befugt, wenn dem Prokura- 
Indossamente der Zusatz coder Ordre» hinzugefügt ist. 

Art. 750. * Ein Check ist bei der Vorzeigung fallig. 

Art. 752. Respekttage finden nicht statt. 

Art. 755. Der Inhaber eines indossierten Check wird 
durch eine zusammenhängende, bis auf ihn hinuntergehende 
Reihe von Indossamenten als Eigentümer des Check legitimiert. 

Das erste Indossament muss demnach mit dem Namen 
des Ci^^y&nehmers, jedes folgende Indossament mit dem Namen 
Desjenigen unterzeichnet sein, welchen das unmittelbar vorher- 
gehende Indossament als Indossatar benennt. 

Wenn auf ein Blanko-Indossament ein weiteres Indossament 
folgt, so wird angenommen, dass der Aussteller des letzteren 
den Check durch das Blanko-Indossament erworben hat. 

Ausgestrichene Indossamente werden bei Prüfung der Legi- 
timation als nicht geschrieben angesehen. 

Die Echtheit der Indossamente zu prüfen, ist der Zahlende 
nicht verpflichtet. 

Art. 756. Lautet ein Check auf eine Münzsorte, welche 
am Zahlungsorte keinen Umlauf hat, oder auf eine Rechnungs- 
währung, so kann die ChecksMvavci^ nach ihrem Werte zur Ver- 
fallzeit in der Landesmünze gezahlt werden, sofern nicht der 
Aussteller durch den Gebrauch des Wortes c effektiv» oder eines 
ähnlichen Zusatzes die Zahlung in der im Check benannten 
Münzsortc ausdrücklich bestimmt hat. 

Art. 757. Der Inhaber des Cä^^>^ darf eine ihm angebotene 
Teilzahlung * nicht zurückweisen *. 
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Art. 758. Der CA^^^schuldner ist nur gegen Aushändi- 
gung des quittierten Check zu zahlen verpflichtet. 

Hat der (f/z^r^schuldner eine Teilzahlung geleistet, so kann 
derselbe nur verlangen, dass die Zahlung auf dem Check abge- 
schrieben und ihm Quittung auf einer Abschrift des Check 
erteilt werde. 

Regress Mangels Zahlung. 

Art. 762. Zur Ausübung des bei nicht erlangter Zahlung 
statthaften Regresses gegen den Aussteller und die Indossanten 
ist erforderlich: 

1. dass der Check zur Zahlung präsentiert worden ist, und 

2. dass sowohl diese Präsentation als die Nichterlangung 
der Zahlung durch einen rechtzeitig darüber aufgenommenen 
Protest dargethan wird. 

Die Erhebung des Protestes ist am Zahlungstage nicht 
zulässig, sie muss aber spätestens am zweiten Werktage nach 
dem Zahlungstage geschehen. 

Art. 763. Die Aufforderung, keinen Protest erheben zu 
lassen («ohne Protest», «ohne Kosten» etc.), gilt als Erlass des 
Protestes, nicht aber als Erlass der Pflicht zur rechtzeitigen 
Präsentation. 

Der CÄ^^/Jverpflichtete, von welchem jene Aufforderung 
ausgeht, muss die Beweislast übernehmen, wenn er die recht- 
zeitig geschehene Präsentation in Abrede stellt. 

Gegen die Pflicht zum Ersatz der, Protestkosten schützt 
jene Aufforderung nicht. 

Art. 766. Jeder C7/^^>tschuldner hat das Recht, gegen 
Erstattung der Checkswvciva^ nebst Zinsen und Kosten die Aus- 
lieferung des quittierten Check und des wegen Nichtzahlung 
erhobenen Protestes von dem Inhaber zu fordern. 

Art. *]6t. Der Inhaber eines Mangels Zahlung protestierten 
Check kann die CA^'^^forderung gegen alle C7/^^>6 verpflichteten 
oder auch nur gegen einige oder einen derselben rechtlich 
geltend machen, ohne dadurch seinen Anspruch gegen die 

Dr. Fick, Der Check. 7 
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nicht in Anspruch genommenen Verpflichteten zu verlieren. Der- 
selbe ist an die Reihenfolge der Indossamente nicht gebunden. 
Art. 768. Die Regressansprüche des Inhabers, welcher 
den Check Mangels Zahlung hat protestieren lassen, beschränken 
sich auf: 

1. die nicht bezahlte Checksvccciva^ nebst sechs Prozent 
jährlicher Zinse vom Verfalltage ab; 

2. die Protestkosten und andere Auslagen; 

3. eine Provision von einem Drittel Prozent. 

Die vorstehenden Beträge müssen, wenn der Regress- 
pflichtige an einem anderen Orte als dem Zahlungsorte wohnt, 
zu demjenigen Kurse gezahlt werden, welchen ein vom Zahlungs- 
orte auf den Wohnort des Regresspflichtigen gezogener Wechsel 
auf Sicht hat. 

Besteht am Zahlungsorte kein Kurs auf jenen Wohnort, 
so wird der Kurs nach demjenigen Platze genommen, welcher 
dem Wohnorte des Regresspflichtigen am nächsten liegt. 

Der Kurs ist auf Verlangen des Regresspflichtigen durch 
einen unter öflentlicher Autorität ausgestellten Kurszettel oder 
durch das Attest eines Mäklers oder, in Ermangelung der- 
selben, durch ein Attest zweier Kaufleute zu besclieinigen. 

Art. 769. Der Indossant, welcher den Check eingelöst 
oder als Rimesse erhalten hat, ist von einem früheren Indos- 
santen oder von dem Aussteller zu fordern berechtigt: 

1. die von ihm gezahlte oder durch Rimesse berichtigte 
Summe nebst sechs Prozent jährlicher Zinse vom Tage der 
Zahlung ; 

2. die ihm entstandenen Kosten; 

3. eine Provision von Zwei pro millc. 

Die vorstehenden Beträge müssen, wenn der. Regress- 
pflichtige an einem anderen Orte als der Regressnehmer wohnt, 
zu demjenigen Kurse gezahlt werden, welchen ein vom Wohn- 
orte des Regressnehmers auf den Wohnort des Regresspflichtigen 
gezogener Wechsel auf Sicht hat. 

Besteht im Wohnorte des Regressnehmers kein Kurs auf 
den Wohnort des Regresspflichtigen, so wird der Kurs nach 



demjenigen Platze genommen, welcher dem Wohnorte des 
Regresspflichtigen am nächsten liegt. 

Wegen der Bescheinigung des Kurses kommt die Bestim- 
mung der Artikel 768 zur Anwendung. 

Art. 770. Durch die Bestimmungen der Artikel 768 und 
769, Ziffer I und 3 wird bei einem Regresse auf einen aus- 
ländischen Ort die Berechnung höherer, dort zulässiger Sätze 
nicht ausgeschlossen. 

Art. 771. Der Regressnehmer kann über den Betrag seiner 
Forderungen einen RückcAeck auf den Regresspflichtigen ziehen. 

Der Forderung treten in diesem Falle noch die Mäkler- 
gebühren für Negozierung des KückcAeck sowie die etwaigen 
Stempelgebühren hinzu. ♦ 

Art. 772. Der Regresspflichtige ist nur gegen Auslieferung 
des Checke des Protestes und einer quittierten Retourrechnung 
Zahlung zu leisten verbunden; der Check darf keine Verände- 
nmg enthalten, welche den weitern Rückgriff des Regress- 
pflichtigen beeinträchtigen könnte. 

Art. 773. Jeder Indossant, welcher einen seiner Nach- 
männer befriedigt hat, kann sein eigenes und seiner Nachmänner 
Indossament ausstreichen. 

Ehrenzahlung. 

Art. 780. Befinden sich auf dem von dem Bezogenen 
nicht eingelösten Check oder der Kopie Notadressen, * welche 
auf den Zahlungsort lauten, so muss der Inhaber den Check 
spätestens am zweiten Werktage nach dem Zahlungstag den 
sämtlichen Notadressen * zur Zahlung vorlegen und den Erfolg 
im Proteste Mangels Zahlung oder in einem Anhange zu dem- 
selben bemerken lassen. 

Unterlässt er dieses, so verliert er den Regress gegen den 
Adressanten oder Honoraten und deren Nachmänner. 

Weist der Inhaber die von einem andern Intervenienten 
angebotene Ehrenzahlung zurück, so verliert er den Regress 
gegen die Nachmänner des Honoraten. 



1 
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Art. 781. Der Ehrenzahler muss sich den Check und den 
Protest Mangels Zahlung gegen Erstattung der Kosten aus- 
händigen lassen. Er muss den Honoraten unter Übersendung 
des Protestes von der geschehenen Ehrenzahlung benachrich- 
tigen und diese Benachrichtigung mit dem Proteste binnen zwei 
Tagen nach dem Tage der Protesterhebung zur Post geben. 
Unterlässt er dieses, so haftet er für den durch die Unterlassung 
entstehenden Schaden. 

Der Ehrenzahler tritt durch die Ehrenzahlung in die Rechte 
des Inhabers gegen den Honoraten utid dessen Vormänner. * 

Art. 782. Unter Melu'eren, welche sich zur Ehrenzahlung 
erbieten, gebührt Demjenigen der Vorzug, durch dessen Zahlung 
die meisten C7/^r>fcverpflichteten befreit werden. 

Ein Intervenient, welcher zahlt, obgleich aus dem Check 
oder Proteste ersichtlich ist, dass ein Anderer, dem er hiemach 
nachstehen müsste, den Check einzulösen bereit war, hat keinen 
Regress gegen diejenigen Indossanten, welche durch Leistung 
der von dem Andern angebotenen Zahlung befreit worden wären. 

CAeci-Duplikate. 

Art. ']Z'^. Der Aussteller eines Check ist verpflichtet, dem 
Checkvi€i\ai^x auf Verlangen mehrere gleichlautende Exemplare 
des Check zu überliefern. 

Dieselben müssen im Contexte als Prima, Secunda, Tertia 
u. s. w. bezeichnet sein, widrigenfalls jedes Exemplar als ein 
für sich bestehender Check i^o\a^- Check) erachtet wird. 

Auch ein Indossatar kann ein Duplikat des Check ver- 
langen. 

Er muss sich dieserhalb an seinen unmittelbaren Vormann 
wenden, welcher wieder an seinen Vormann zurückgehen muss, 
bis die Anforderung an den Aussteller gelangt. 

Jeder Indossatar kann von seinem Vormanne verlangen, 
dass die früheren Indossamente auf dem Duplikate wiederholt 
werden. 

Art. 784. Ist von mehreren ausgefertigten Exemplaren 
das eine bezahlt, so verlieren dadurch die andern ihre Kraft. 
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Jedoch bleiben aus den übrigen Exemplaren verhaftet * der 
Indossant, welcher mehrere Exemplare desselben Checks an ver- 
schiedene Personen indossiert hat, und alle spätem Indossanten, 
deren Unterschriften sich auf den bei der Zahlung nicht zurück- 
gegebenen Exemplaren befinden, aus ihren Indossamenten.* 

Cliec^kopien. 

Art. 787. C7//^^kopien müssen eine Abschrift des Check 
und der darauf befindlichen Indossamente und Vermerke ent- 
halten und mit der Erklärung : c bis hierher Abschrift (Kopie) » 
oder einer ähnlichen Bezeichnung versehen sein. 

In der Kopie ist zu bemerken, bei wem * das in Verwahrung 
gegebene Original des Check anzutreffen ist. 

Das Unterlassen dieses Vermerkes entzieht jedoch der 
indossierten Kopie nicht ihre checbcciissxgt, Kraft. 

Art. 788. Jedes auf einer Kopie befindliche Original- 
indossament verpflichtet den Indossanten ebenso, als wenn es 
auf einem Ox\g\Xi2\check stünde. 

Art. 789. Der Verwahrer des OriginakA^^^ ist verpflichtet, 
denselben dem Besitzer einer mit einem oder mehreren Original- 
indossamenten versehenen Kopie auszuliefern, sofern sich der- 
selbe als Indossatar oder auf andere Weise zur Empfangnahme 
legitimiert. 

Wird der On^mAcheck vom Verwahrer nicht ausgeliefert, 
so ist der Inhaber der CheckVo^x^ nur nach Aufnahme des 
Protestes^ welcher feststellt^ dass das in Verwahrung gegebene 
Original ihm vom Verwahrer nicht verabfolgt worden ist, 
Regress ♦ auf Zahlung gegen diejenigen Indossanten zu nehmen 
berechtigt, deren Originalindossamente auf der Kopie befind- 
lich sind. 

Abhanden gekommene Cbecks. 

Art. 790. Der nach den Bestimmungen des Artikels 755 

• legitimierte Besitzer eines Check kann nur dann zur Herausgabe 

des Check, beziehungsweise des Betrages, welchen er durch 

Einkassierung oder Weiterbegebung empfangen hat, angehalten 
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werden, wenn er den Check in bösem Glauben en^'orben hat 
oder ihm bei der Erwerbung des Check eine grobe Fahrlässig- 
keit zur Last fällt. 

Art. 791. Derjenige, welchem ein Check abhanden gekommen 
ist, kann bei dem zuständigen Richter beantragen, dass dem 
Bezogenen die Bezahlung des Check untersagt und derselbe 
ermächtigt werde, am Verfalltage den Betrag bei Gericht oder 
bei einer andern zur Annahme von Depositen ermächtigten 
Behörde oder Anstalt zu hinterlegen. 

Art. 792. Ist der neue Erwerber des Check bekannt, so 
hat der Antragende gegen ihn binnen einer vom Gericht zu 
bestimmenden Frist die Klage auf Herausgabe des Cfieck zu 
erheben, widrigenfalls das an den Bezogenen erlassene Verbot 
aufgehoben wird. 

Art. 793. Ist der Inhaber des Check unbekannt, so tritt 
das Amortisationsverfahren ein. 

Art. 794. Wer die Amortisation begehrt, muss eine Ab- 
schrift des Check beibringen oder den wesentlichen Inhalt des- 
selben angeben, sowie den Besitz und Verlust glaubhaft machen. 

Art. 795. Hierauf wird der Richter durch öffentliche 
Bekanntmachung den unbekannten Inhaber auffordern, binnen 
einer zu bestimmenden Frist den Check vorzulegen, bei Ver- 
meidung der Amortisation. 

Art. 796. Die Anmeldungsfrist ist auf mindestens drei 
Monate und auf höchstens ein Jahr zu bestimmen. 

Bei Checks ist die Frist von dem Tage an, unter welchem 
die erste Aufforderung erscheint, zu berechnen, * 

Eine kürzere Frist als drei Monate ist bei Checks zulässig, 
wenn und soweit die Verjährung schon früher eintreten würde. 

Art. 797. Die Aufforderung muss dreimal in dem Handels- 
amtsblatte bekannt gemacht werden. 

Es ist in das Ermessen des Richters gestellt, noch in anderer 
Weise für angemessene Veröffentlichung eines Amortisations- 
begehrens zu sorgen. 
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Art. 798. Wenn innerhalb der bestimmten Frist der Check 
dem Gerichte nicht vorgelegt worden ist, so wird derselbe als 
kraftlos erklärt. 

Art. 800. Wird der Checky ehe die Amortisation ausge- 
sprochen worden ist, vorgelegt, so ist dem Beantragenden eine 
angemessene Frist zur Anhebung der Klage auf Herausgabe 
des Check zu setzen. Wird diese Frist versäumt, so ist der 
vorgelegte Check dem neuen Erwerber zurückzugeben und das 
an den Bezogenen erlassene Zahlungsverbot aufzuheben. 

Fälschungen und Veränderungen. 

Art. 801. Falsche oder gefälschte Unterschriften auf einem 
Check sind ohne Einfluss auf die CheckVraiiX, der darauf befind- 
lichen echten Unterschriften. 

Art. 802. Ist der Inhalt eines Check (Summe * u. s. w.) 
nach der Ausstellung und Begebung verändert worden, so haften 
alle Diejenigen, welche den Check erst nach der Veränderung 
als Ci^'^^schuldner (Indossanten, * Mitzeichner) gezeichnet haben, 
in Gemässheit des veränderten Inhalts checkmi^^xg. 

Ist nicht erweislich, ob die Zeichnung vor oder nach der 
Veränderung stattgefunden habe, so wird angenommen, dass 
sie schon vor derselben erfolgt sei. 

Cfieciverjährung. 
Art. 804. Die Regressansprüche des Inhabers gegen den 
Aussteller und die übrigen Vormänner verjähren: 

1. in einem Monate, wenn der Check in der Schweiz zahl- 
bar war; 

2. in drei Monaten, wenn der Check in Europa, mit Aus- 
nahme von Island und den Faröern, in den Küstenländern von 
Asien und Afrika längs des Mittelländischen und Schwarzen 
Meeres oder in den dazu gehörigen Inseln zahlbar war ; 

3. in zwölf Monaten, wenn der Check in einem andern ausser- 
europäischen Lande oder in Island oder den Faröern zahlbar war. 

Die Verjährung beginnt gegen den Inhaber mit dem Tage 
des erhobenen Protestes. 



— 104 — 

Art. 805. Die Regressansprüche des Indossanten gegen 
die Aussteller und die übrigen Vormänner verjähren: 

1. in einem Monat, wenn der Regressnehmer in der Schweiz 
wohnt ; 

2. in drei Monaten, wenn der Regressnehmer in Europa, 
mit Ausnahme von Island und den Faröern, in den Küsten- 
ländern von Asien und Afrika längs des Mittelländischen und 
Schwarzen Meeres oder in den dazu gehörigen Inseln wohnt; 

3. in zwölf Monaten, wenn der Regressnehmer in einem 
andern aussereuropäischen Lande oder in Island oder den Faröern 
wohnt. 

Gegen den Indossanten läuft die Frist von dem Zeitpunkte 
an, wo er den Check eingelöst oder im Regresswege zurück- 
erhalten hat ; wenn aber gegen ihn Klage oder Schuldbetreibung 
angehoben worden ist, schon von dem Zeitpunkte an, wo ihm 
die Vorladung oder der Schuldbetreibungsakt zugestellt worden ist. 

Art. 806. Die Verjährung wird nur durch Anhebung der 
Betreibung oder der Klage oder durch Eingabe im Konkurs 
unterbrochen und nur in Beziehung auf Denjenigen, gegen 
welchen die Geltendmachung gerichtet ist. Jedoch vertritt in 
dieser Hinsicht die von dem Verklagten oder Betriebenen 
geschehene Streitverkündigung die Stelle der Klage oder Be- 
treibung. 

Art. 807. Mit der Unterbrechung der C//^^>&\^erjährung 
beginnt eine neue dreijährige Verjährung. 

Klagerecht des Ciiecigläubigers. 

Art. 808. Die c//^r/6mässige Verpflichtung trifft den Aus- 
steller * und Indossanten des Check, sowie einen jeden, welcher 
den Check, die CheckVo'^xt, * oder das Indossament mitunter- 
zeichnet hat, selbst dann, wenn er sich dabei nur als Bürge 
(per aval) benannt hat. 

Die Verpflichtung dieser Personen erstreckt sich auf Alles, 
was der C7/rr^inhaber wegen Nichterfüllung der ClieckwQx\Avi^- 
lichkcit zu fordern hat. 



^ _ 105 — 

Der CAeckinhaber kann sich wegen seiner ganzen Forde- 
rung an jeden Einzelnen halten j es steht in seiner Wahl, welchen 
CÄ^^ifeverpflichteten er zuerst in Anspruch nehmen will. 

Art. 809. Die Regressansprüche eines Mitunterzeichners, 
welcher sich als Bürge bezeichnet hat, gegen Denjenigen, für 
welchen er sich verbürgt hat, sowie gegen allfallige Mitbürgen 
sind nach den Bestimmungen über Bürgschaft zu beurteilen. 

Art. 810. Sind Regresspflichtige in Konkurs geraten, so 
ist der Regressnehmer berechtigt, bei jeder Konkursmasse seine 
ganze Forderung an Kapital, Zinsen, Auslagen u. s. w. geltend 
zu machen. 

So lange der Gesamtbetrag der Summen, welche aus den 
Massen verteilt werden, den Betrag der Forderung des Rcgress- 
nehmers nicht übersteigt, haben die einzelnen Konkursmassen 
wegen der geleisteten Teilzahlungen keinen Regress gegen ein- 
ander. 

Ergeben die Teilzahlungen zusammen einen Überschuss, 
so fällt derselbe nach der Reihenfolge der Regresspflichtigen 
vom letzten Indossanten an gerechnet an die Massen, welche 
Teilzahlungen geleistet haben, bis zum Betrag der Teilzahlungen. 

Der Checky der Protest, die Retourrechnung und sonstigen 
Belege sind der Masse des letzten Indossanten, durch dessen 
Teilzahlung die vollständige Befriedigung des C7/r^^gläubigers 
bewirkt wurde, zum Zwecke des Rückgriffes gegen dessen Vor- 
männer * herauszugeben. 

Art. 811. Der C7/^^^schuldner kann sich nur solcher Ein- 
reden bedienen, welche aus dem CheckrQ,Q\\\. selbst hervorgehen 
und ihm unmittelbar gegen den jedesmaligen Kläger zustehen. 

Art. 812. Bei allen nach Art. 811 zulässigen Einreden 
soll der Richter, wenn ihm die vorgebrachten Thatsachen 
unglaubhaft erscheinen, sofortige vorläufige Exekution, nötigen- 
falls unter Kautionsauflage, verfugen. 

Art. 813. Durch Verjährung oder durch Nichtbeachtung 
einer zu Erhaltung des CA^^^rechtes vorgeschriebenen Frist oder 
Formalität erlöschen die r//^t:/&rechtlichen Verbindlichkeiten aus 
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dem Check selbst dann, wenn die Verjährung oder Versäumnis 
durch höhere Gewalt oder sonst ohne eigenes Verschulden des 
C4^^^gläu bigers herbeigeführt worden ist. 

Der * Aussteller bleib/ jedoch auch nach seiner Befreiung 
durch Verjährung oder Versäumnis dem CA^-tr^eigentümer im 
gewöhnlichen Prozesse insoweit verpflichtet, als er sich mit 
dessen Schaden bereichern würde. 

Auch gegen den Trassaten * oder denjenigen, für dessen 
Rechnung der Aussteller den Check gezogen hat, ist ein solcher 
Anspruch auf Herausgabe der Bereicherung zulässig. 

Protest. 

Art. 814. Jeder Protest muss durch einen Notar oder eine 
andere obrigkeitlich dazu ermächtigte Person aufgenommen 
werden. Der Zuziehung von Zeugen oder eines Protokollführers 
bedarf es dabei nicht. 

Art. 815. Der Protest muss enthalten: 

1. eine wörtliche Abschrift des Check oder der Kopie und 
aller darauf befindlichen Indossamente und Bemerkungen ; 

2. den Namen oder die Firma der Personen, fiir welche 
und gegen welche der Protest erhoben wird ; 

3. die an die Person, gegen welche protestiert wird, gestellte 
Aufforderung, ihre Antwort oder die Bemerkung, dass sie keine 
gegeben habe oder nicht anzutreffen gewesen sei; 

4. die Angabe des Ortes sowie des Kalendertages, Monates 
und Jahres, an welchem die vorerwähnte Aufforderung geschehen 
oder ohne Erfolg versucht worden ist; 

5. im Falle einer* Ehrenzahlung die Erwähnung, von wem, 
für wen und wie sie angeboten und geleistet wird; 

6. die Unterschrift Desjenigen, welcher den Protest ver- 
fasst hat. 

Art. 816. Muss eine ^//r^ifercchtliche Leistung von mehreren 
Personen verlangt werden, so ist über die mehrfache Aufforde- 
rung nur eine Protesturkunde erforderlich. 

Art. 817. Die Proteste sind ihrem ganzen Inhalte nach 
Tag für Tag und nach Ordnung des Datums in ein besonderes 
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Register einzutragen, das von Blatt zu Blatt mit fortlaufenden 
Zahlen versehen ist. 

Ort und Zeit der Präsentation und anderer Handlungen. 

Art. 8i8. Die Präsentation zur * Zahlung, die Protest- 
erhebung, die Abforderung eines C/ieckdupl\katQS, sowie alle 
sonstigen bei einer bestimmten Person vorzunehmenden Akte 
müssen in deren Geschäftslokal oder in Ermangelung eines 
solchen in deren Wohnung vorgenommen werden. 

An einem anderen Orte, z. B. an der Börse, kann dieses 
nur mit beiderseitigem Einverständnisse geschehen. 

Dass das Geschäftslokal oder die Wohnung nicht zu ermit- 
teln sei, ist erst dann als festgestellt anzunehmen, wenn auch 
eine dieserhalb bei der Polizeibehörde oder der Poststelle des 
Ortes geschehene Nachfrage der Person, welche den Protest ver- 
fasst, fruchtlos geblieben ist, was im Protest bemerkt werden muss. 

Art. 819. * Die Herausgabe eines CAeckduplikatcs, * sowie 
jede andere Handlung können nur an einem Werktage gefordert 
werden. 

Fällt der Zeitpunkt, in welchem die Vornahme einer der 
vorstehenden Handlungen spätestens gefordert werden musste, 
auf einen Sonntag oder staatlich anerkannten Feiertag, so muss 
diese Handlung am nächsten Werktage gefordert werden. 

Dieselbe Bestimmung findet auch auf die Protesterhebung 
Anwendung. 

Mangelhafte Unterschriften. 

Art. 820. C^^-^ifeerklärungen, welche statt des Namens mit 
Kreuzen oder anderen Zeichen vollzogen sind, haben selbst dann, 
wenn diese Zeichen amtlich oder notarialisch beglaubigt worden, 
keine C7/^^^kraft. 

Art. 821. Wer eine C7/^"t:^erklärung als Bevollmächtigter 
eines Andern unterzeichnet, ohne dazu Vollmacht zu haben, 
haftet persönlich in gleicher Weise, wie der angebliche Voll- 
machtgeber gehaftet haben würde, wenn die Vollmacht erteilt 
gewesen wäre. Dasselbe gilt von Vormündern und anderen 
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Vertretern, welche mit Überschreitung ihrer Befugnisse Checke 
erklärungen ausstellen. 

Ausländische Gesetzgebung. 

Art. 822. Die Fähigkeit von Ausländern, checkm2ss\g<t 
Verpflichtungen zu übernehmen, richtet sich nach dem Rechte 
des Staates, dem sie angehören. 

Wenn jedoch ein nach dem Rechte seines Landes nicht 
^Ä^'^^fähiger Ausländer in der Schweiz C7/^r^'verbindlichkeiten 
eingeht, so wird er verpflichtet, insofern er nach dem schwei- 
zerischen Gesetze check^'A\\^ wäre. 

Für die C/z^'f /tfähigkeit von Schweizern, seien sie im Inland oder 
im Ausland wohnhaft, gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes. 

Art. 823. Die wesentlichen Erfordernisse eines im Ausland 
ausgestellten Checks, sowie jeder anderen, im Ausland ausge- 
stellten Or^f>^erkIärung, werden nach den Gesetzen des Ortes 
beurteilt, an welchem die Erklärung erfolgt ist. 

Entsprechen jedoch die im Ausland geschehenen Check- 
erklärungen den Anforderungen des schweizerischen Gesetzes, 
so kann daraus, dass sie nach ausländischen Gesetzen mangel- 
haft sind, kein Einwand gegen die Rechtsverbindlichkeit der 
später in der Schweiz auf den Check gesetzten Erklärungen 
entnommen werden. 

Ebenso haben C/z^'^^erklärungen, wodurch sich ein Schweizer 
einem andern Schweizer im Ausland verpflichtet, CheckknA, 
wenn sie auch nur den Anforderungen der schweizerischen 
Gesetzgebung entsprechen. 

Art. 824. Über die P'orm der mit einem Check an einem 
ausländischen Platze zur Ausübung oder Erhaltung des Check- 
rechtes vorzunehmenden Handlungen entscheidet das dort gel- 
tende Recht. 

Art. 837. Wer einen Check ausstellt, ohne bei dem Bezo- 
genen für den angewiesenen Betrag Deckung zu besitzen, hat 
dem Inhaber des Check ausser dem verursachten Schaden fünf 
Prozent der angewiesenen Summe zu vergüten. 
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Anweisung. 
Art. 406. Durch die Anweisttng wird der Angewiesene 
(Assignat) beauftragt, dem Anweisungscmpfänger (Assignatar) 
eine bestimmte Geldsumme zu zahlen, und der letztere, die 
Zahlung in eigenem Namen zu erheben. 

Art. 407. Soll mit der Anweisung eine Schuld des Anwei- 
senden (Assignanten) an den Empfänger getilgt werden, so 
erfolgt die Tilgung erst durch die von dem Angewiesenen 
geleistete Zahlung. 

Doch kann der Empfänger, welcher die Anweisung ange- 
nommen hat, seine Forderung gegen den Anweisenden nur 
dann wieder geltend machen, wenn er die Zahlung vom Ange- 
wiesenen gefordert und * nicht erhalten hat. 

Art. 408. Der Gläubiger, welcher eine von seinem Schuldner 

ihm erteilte Anweisung nicht annehmen will, hat diesen bei 

Vermeidung von Schadenersatz ohne Verzug zu benachrichtigen. 

Im übrigen gelten für den Empfänger einer Anweisung 

die Bestimmungen der Artikel 392 und 393. 

Art. 392. Durch die Annahme eines Auftrages ver- 
pflichtet sich der Beauftragte, das ihm übertragene Ge- 
schäft nach dem Willen des Auftraggebers zu besorgen. 
Eine Vergütung (Provision, Honorar) ist nur dann zu 
leisten, wenn eine solche verabredet oder üblich ist. 

Art. 393. Als angenommen gilt ein nicht sofort 
abgelehnter Auftrag, wenn er sich auf die Besorgung 
solcher Geschäfte bezieht, welche der Beauftragte kraft 
obrigkeitlicher Bestellung oder gewerbsmässig betreibt 
oder zu deren Besorgung er sich öffentlich empfohlen hat. 
Art. 410. Soweit der Angewiesene Schuldner des Anwei- 
senden ist und seine Lage dadurch, dass er an den Anweisungs- 
cmpfänger Zahlung leisten soll, in keiner Weise verschlimmert 
wird, ist er zur Zahlung an diesen verpflichtet. * 

Art. 411. Verweigert der Angewiesene die vom Anwei- 
sungsempfänger geforderte Zahlung oder erklärt er zum voraus, 
an denselben nicht zahlen zu wollen, so ist dieser bei Vcr- 



— 110 — 

meidung von Schadenersatz verpflichtet, den Anweisenden sofort 
zu benachrichtigen. 

Art. 412. Der Anweisende kann die Anweisung gegenüber 
dem Anweisungsempfänger widerrufen, wenn er sie nicht zur 
Tilgung seiner Schuld oder sonst zum Vorteile des Empfängers 
erteilt hat. 

Gegenüber dem Angewiesenen kann der Anweisende wider- 
rufen. * 

Wird über den Anw^eisenden der Konkurs eröffnet, so gilt 
die Anweisung als widerrufen. 

§ 17- 

Kontroverse in der Litteratur. 

Wenden wir uns einen Augenblick von dem schweizerischen 
Gesetze ab ! 

Betrachten wir die Fragen, ob sich das in England so 
segensreiche Checksystem auch mit Erfolg auf den Kontinent 
verpflanzen lasse, und ob eine Checkgesetzgebung einer solchen 
Verpflanzung Vorschub zu leisten im stände sei. Die erste der 
beiden Fragen ist heute entschieden. Nicht nur, dass die 
Schriftsteller mit seltener Einmütigkeit dieselbe bejahen, sondern 
es giebt kaum ein Land mehr, in welchem nicht das Check- 
system sich eingebürgert hätte, wenn auch zum Teil in beschei- 
denem Umfange. Wir haben das Nähere im vorhergehenden 
Kapitel erfahren. Gleichwohl dürfte es aber nicht uninteressant 
sein, sich zu vergegenwärtigen, wie noch vor wenigen Jahr- 
zehnten die Ansichten geteilt waren, obwohl auch die heftigsten 
Gegner nicht so weit gingen, wie später der Gesetzgeber Guate- 
malas, der den Check als ein gefährliches Institut in Acht und 
Bann erklärt. ') Ich greife von jeder Partei nur ein Beispiel 
heraus. Noch im Jahr 1867 schliesst Dr. Richard Hildebrand, 2) 



1) Cohn in Conrads Jahrbuch XXXIII, Seite 474. 

2) Hildebrand, Das Checksystem und das Clearinghouse in London, 
pag. 42—43- 
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der spätere Professor in Graz, seine Leipziger Habilitationsschrift, 
die vom englischen Checkwesen handelt, mit einer Auseinander- 
setzung, in der er sehr deutlich kundgiebt, dass er eine Ein- 
führung des Check auf dem Kontinent für unmöglich hält. Als 
Gründe dafür giebt er an, dass die Kassenbestände und Zah- 
lungen hier zu klein seien, um das englische Checkwesen praktisch 
erscheinen zu lassen, dass die Sitte des regelmässigen Kasse- 
haltens noch nicht bestehe, dass endlich die festländischen 
Bankiers noch viel zu sehr mit der Börse verquickt seien, als 
dass das kaufmännische Publikum nicht ihren Einblick in seine 
Geschäfte scheuen müsste. 

Er hält also Deutschland und überhaupt das europäische 
Festland für nicht reif zum englischen Checkwesen. 

Dem entgegen spricht sich das Seyd-Sjöströmsche^) Werk- 
chen geradezu begeistert für eine Einführung des Checkwesens 
in Deutschland aus. 

Sjöström glaubt, das englische Bankwesen mit seinem 
Moltkeartigen Regulierungs- und Ordnungssysteme sei dem 
deutschen Geiste durchaus nicht fremd. 

Er hält auch den Beginn der siebziger Jahre für besonders 
geeignet zur Einführung desselben, da ja die Lage Deutschlands 
grosse Ähnlichkeit mit den Zuständen Englands nach dem 
Sturze des ersten Napoleon habe, mit der Periode, die den 
Anfang und zugleich den Aufschwung des englischen Reichtums 
bezeichnet. Hier habe Deutschland, wie dort England, die 
politische Überlegenheit gewonnen, von Frankreich Milliarden 
empfangen, sein Geldsystem gereinigt und umgebildet. Ja, 
Deutschland sei, abgesehen von der Entwertung des Silbers, 
in noch günstigerer Lage als England zu Anfang des Jahr- 
hunderts. 

Er hält es daher für die Pflicht der Staatsmänner und 
Volkswirte, die günstige Lage zu benutzen. 

1) Ernst Seyd, F. S. S. : Das Londoner Bank-, Check- und Clearinghouse- 
System. Nach der dritten englischen Ausgabe deutsch bearbeitet von Otto 
Sjöström. 1874, S. 46—48. 
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Die Entwicklung hat Sjöström Recht gegeben. In Deutsch- 
land hat das Checkwesen einen selbst fiir seine Befürworter 
überraschenden Aufschwung genommen. Auch Frankreich, die 
Schweiz, Österreich haben Resultate auf diesem Gebiete zu 
verzeichnen. Die Schriftsteller sind einig darüber, dass das 
System verdiene, noch weiter ausgebaut, und namentlich noch 
weiter popularisiert zu werden. Ja, Einer, der seinen Namen 
leider verbirgt, geht soweit, vorzuschlagen, i) man möge das ein 
ungesundes Kreditunwesen und den schnödesten Wucher und 
Kreditschwindel vielfach verschleiernde Wechselrecht beseitigen, 
und dasjenige, was an demselben Gesundes ist, durch ein vor 
jedem Kreditmissbrauche gesichertes rationelles Checkwesen und 
Checkrecht ersetzen. 

Kuhlenbeck, der diesen Vorschlag anfuhrt, 2) scheint durch- 
aus nicht abgeneigt, ihn anzunehmen. 

Wenigstens in der Feindschaft gegen das Wechselrecht 
teilt er den Standpunkt des Anonymus. Er bekennt sich offen 
zu den Worten Stöpels:^) 

«Um der Unterhöhlung des ganzen Verkehrs durch eine 
so gefahrvolle Kreditwirtschaft vorzubeugen, bleibt nur ein 
Mittel übrig, das anzuwenden allerdings die beteiligten Kreise, 
der Darleiher sowohl wie der Entlehner, sich mit Händen und 
Füssen sträuben würden, das aber vom Gesichtspunkte der 
Gesellschaft als eines Ganzen nur aufs dringendste anzuraten 
ist. Die Gesetzgebung muss sich entschliessen, den scheinbar 
kühnen, aber völlig unbedenklichen Schritt zu thun, das W^echsel- 
recht aufzuheben. » 

Kuhlenbeck verteidigt diese Ansicht leidenschaftlich : ^) 

«Die Wahrheit dieser Ausfiihrungen, die ich ihrer bedeu- 
tenden Tragweite wegen vollständig wiedergegeben habe, ist 
unleugbar. Nun mangelt Vielen, die sie empfinden, der Mut, 
sich auch dazu zu bekennen. Wer eine Beschränkung der 

J) «Das Ganze Sammeln». Rocco, Leipzig, 1890, S. 34. 

2) Kuhlenbeck, Der Check. S. 157, Anm. i. 

3) Stöpel, Die freie Gesellschaft. S. 148. 
*) Kuhlenbeck, a. a. O., S. 157. 
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Wechselfreiheit fordert, gilt für reaktionär,, wer aber die 
Aufhebung des Wechselrechts vorschlägt, wird radikal genannt 
werden, vielleicht mit Recht, sofern er ein weit wucherndes 
sociales Unkraut an der Wurzel zu fassen und auszuraufen 
vorschlägt. ^ 

Ich muss gestehen, dass auch mir der Mut fehlt, in diesem 
Punkte Kuhlenbeck, dessen frische Sprache und Ansichten mir 
an manchen Stellen seiner Arbeit äusserst sympathisch waren, 
mich anzuschliessen. So lange nicht durch Verstaatlichung alles 
Eigentums der Kredit überflüssig geworden ist, erscheint mir 
der strenge Wechsel als ein äusserst segensreiches Mittel zur 
Ausnützung dieses Kredits. Gerade weil aber der Check kein 
Kreditmittel sein will, scheint es mir weder wünschenswert, 
noch überhaupt möglich, dass das Wechselwesen durch das 
Checkwesen, das Wechselrecht durch das Checkrecht ersetzt 
werde. Wechsel und Check haben sehr wohl Platz neben ein- 
ander, ohne sich gegenseitig im geringsten zu stören. 

Immerhin erscheint es wohl begreiflich, wenn die Ver- 
treter kommunistischer Staatsideen dem Check mehr Wohlwollen 
entgegenbringen, als dem Wechsel. Liegt ja doch dem Check- 
wesen, das den Grossbetrieb der Kassehaltung im höchstdenk- 
baren Masse ermöglicht, wie jedem Grossbetrieb, ein kommu- 
nistischer Gedanke zu Grunde. In der That, vom Check- und 
Clearingssystem, der auf freiwilliger Grundlage aufgebauten 
Centralisation des gesamten Kassenwesens, zur Centralisation mit 
staatlichem Zwang, zur Verstaatlichung, ist nur ein kleiner 
Schritt. 

Wenn wir auch die Nützlichkeit der Einführung und Ver- 
allgemeinerung des Checkwesens auf dem Kontinent anerkennen, 
so bleibt uns immer noch die zweite Frage offen, ob eine 
gesetzliche Regelung des Check forderlich sei oder nicht. Auch 
diese Frage ist in der Litteratur vielfach erörtert worden, hat 
aber bis heute noch keine solche Einmütigkeit der Beantwortung 
erzielen können, wie die Frage nach der wirtschaftlichen Zweck- 
mässigkeit. 

Dr. Fkk, Der Check. 8 
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In Frankreich tauchte sie am lebhaftesten zu Anfang der 
Sechzigerjahre auf, um dann mehr und mehr, wenn auch nicht 
völlig, zu verstummen, als sie durch den Entscheid der gesetz- 
gebenden Körperschaft vom 14. Juni 1864 in bejahendem Sinne 
entschieden worden war. Einig waren die französischen Schrift- 
steller, die Regierung, die parlamentarischen Berichterstatter und 
die Mehrzahl der Redner im Parlamente darüber, dass die Ein- 
führung des Check in Frankreich erstrebenswert sei. Einig 
waren sie aber auch in der Einsicht, unter den bestehenden 
Stempelgesetzen, die den Wechsel mit einem prozentualen ziem- 
lich hoch ansteigenden Stempel belegten, die Quittung mit einem 
Fixstempel von 50 Centimes quälten, sei an eine Einbürgerung 
des Check unter der Form des Sichtwechsels oder der Quittung 
nicht zu denken, obwohl der Quittungscheck schon schwache 
Versuche gemacht hatte, sich den Stempel hinterziehend und der 
Busse von 50 Franken aussetzend heimisch zu machen. Einig 
waren sie in dem Wunsche, diese Hindernisse zu beseitigen, 
und erhofften, es werde ihnen gelingen, mit der Hülfe eines 
Checkgesetzes, das einerseits den Check von dem lästigen Stempel 
befreien sollte, anderseits aber auch den Fiskus vor Umgehung 
des Wechselstempelgesetzes schütze. Leider ist bei der Aus- 
führung das letztere Bestreben etwas allzusehr in den Vordergrund 
getreten, und verhallten die Stimmen *) Nagent-Saint-Lauren*s, 
Berryers und Gamiers, die sich mit einem einzigen Satze 
begnügen wollten, ungehört. Schon damals fehlte es nicht an 
Wamern vor einer Überschätzung der Macht des Gesetzgebers. 
Berryer fuhrt unter anderem sehr richtig aus: 

fSie wollen in Frankreich einen Gebrauch einfuhren, der 
nicht existiert. Ich glaube, dass das Gesetz wenig Gebräuche 
schafft. Das Gesetz regelt die Thatsachen, wenn sie in die 
Gewohnheiten des Landes Eingang gefunden haben ; dann mag 
das Gesetz die Thatsachen bestimmter ordnen, und dann ist die 
Ordnung nützlich. Aber zu glauben, Sie werden Gewohnheiten 
schaffen durch Bestimmungen, welche in die Handelsbeziehungen 

^) Vgl. Supplement du Moniteur vom 4. Jnni 1865. 
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ein ganz i^eues System einführen, das wage ich nicht Ich 
glaube, dass es in Beziehung auf Thatsachen, Handlungen und 
Regelung der Handlungen ist, wie in Beziehung auf die Sitten; 
die Gesetze sind völlig unnütz ohne die Sitten.» 

Chastenet*) meint hieran anschliessend, Berryer gehe zu 
weit. Es sei wahr, dass das Gesetz keine Handelssitten schafft, 
aber wenn neue und nutzbringende Sitten sich auszubilden 
streben, so sei es seine Pflicht, den Weg zu ebnen und die 
Hindernisse hinwegzuräumen. Aber noch nahezu 20 Jahre nach 
Erlass des ersten französischen Checkgesetzes darf Chastenet, 
nun schon die Folgen des Gesetzes überblickend, es wagen, an 
der Notwendigkeit der Checkgesetzgebung zu zweifeln : 

2) f Es ist bemerkenswert, dass die Länder, wo das Check- 
system am entwickeltsten ist, zugleich die sind, die der Kodi- 
fikationsbewegung, welche die grossen europäischen Nationen 
mit sich reisst, Widerstand geleistet haben. Diese Länder sind 
Grossbrittannien, die Vereinigten Staaten, die skandinavischen 
Staaten. Die Kodifikation ist in der That ein Hemmnis für 
die unaufhörliche Modifikation der Gebräuche. Smith [Mercantüe 
law) geht sogar so weit, zu sagen, die Kodifikation sei ein 
nationales Unglück (a national evtl).» 

Die schweizerische Litteratur über diesen Punkt, die sehr 
wenig reichhaltig ist, werde ich weiter unten Gelegenheit haben, 
zu besprechen. Dass in Deutschland und Österreich sich schon 
seit geraumer Zeit eine Agitation für Kodifizierung des Check- 
rechtes regt, haben wir schon im vorigen Kapitel gehört. Hier 
dürfte es am Platze sein, ein wenig auf die Gründe, die dafür 
und dawider geltend gemacht werden, näher einzutreten. 

Die ersten, die in der deutschen Litteratur warm für Kodi- 
fizierung eintreten, sind Koch, der Reichsbankpräsident und 
Cohn, Professor in Zürich, früher in Heidelberg. 

Letzterer fasst sich in Conrads Jahrbüchern S) kurz: 



1) Chastenet, Des Chöques, 1881, S. 164. 
«) Chastenet a. a. O. S. 155—156. 

8) Conrads Jahrbücher för Nationalökonomie und Statistik. G. Cohn, 
Der Entwurf der GrrundzOge für ein deutsches Checkgesetz XXXIII. 7 S. 471. 
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«Deutschland bedarf eines Checkgesetzes. Reichs- und 
Landesgesetze erweisen sich für die Bedürfnisse des Check- 
Verkehres als lückenhaft, kontrovers oder nachteilig.» 

Dass diese Behauptung der Begründung nicht völlig ent- 
behrt, zeigt uns die weitere Ausführung Cohns. ') 

fNur in Frankfurt a/M. \yerden die Checks in der Regel 
als kaufmännische Anweisungen gelten können und mithin des 
Sprungregresses teilhaftig sein; nach dem Frankfurter Einfiihrungs- 
gesetz zur Allgemeinen deutschen Wechselordnung ist nämlich 
Wechselrecht allen denjenigen Anweisungen zuerkannt, die 
(gleichviel, ob mit oder ohne Selbstbezeichnung als Anweisung) 
entweder an Order gestellt oder acceptiert oder bei einer 
Wechseleinlösung an Zahlung statt gegeben sind; unter eine 
dieser drei Rubriken wird der Check oft genug fallen, freilich 
aber nicht immer.» 

Dieser Zustand ist nun allerdings recht dürftig, und ich 
anerkenne wohl, von diesem Standpunkte die Berechtigung, eine 
bessere Regelung zu fordern. Schon weniger kann ich mich 
mit den Ausführungen Kochs 2) befreunden, der die nötige 
Sicherheit nur durch positive Formen, Fristen, Strafen, welche 
die Gewohnheit nicht schaffen kann, erreichen zu können glaubt. 

Dem möchte ich entgegenhalten, dass erstens, was die 
Formen uud Fristen anbetrifft, das englische Recht uns deutlich 
das Gegenteil bewiesen hat, indem es sich gänzlich auf Gewohn- 
heit stützt ; dass aber zweitens Strafen einzuführen die Erfahrungen 
im französischen und schweizerischen Rechtsgebiete kaum reizen 
dürften. 

Aufs kräftigste schliesst sich der Forderung nach einer 
Checkgesetzgebung auch Freiherr Raben von Canstein,^) Pro- 



J) A. ü. O. S. 272. 

2) R. Koch, über Giroverkehr und den Gebrauch von Checks als Zahlungs- 
mittel. Vortrag 9. II. 1873 ^^ der juristischen Gesellschaft Berlin. R. Koch, 
Ober Bedürfnis und Inhalt eines Checkgesetzes für das Deutsche Reich, S. 17. 

8) Canstein; Check, Wechsel und deren Deckung, auch erschienen in 
Kohler und Rings Archiv für bürgerliches Recht IV, 1890, S. 2. 
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fessor in Graz an, der sie mit noch grösserer Leidenschaftlich- 
keit als Geschick verteidigt: 

fEin Checkgesetz ist aber in Deutschland und Österreich 
auch deshalb notwendig, weil ohne Gesetz die wechselrechtliche 
Regresspflicht des Ausstellers und der Indossanten sich ange- 
sichts der Artikel 301 ff. des Handelsgesetzbuchs im Wege des 
Gewohnheitsrechtes schwerlich die Anerkennung der Gerichte 
verschaffen wird — denn der Satz, dass der Check ein Wechsel 
ist, gilt glücklicherweise weder in Deutschland noch in 
Österreich — und weil andererseits auch die strenge Diligenzpflicht, 
die der Check vom Gläubiger fordert, nicht anerkannt werden 
wird, so lange sie nicht durch ein Gesetz statuiert wird.» 

Hoppenstedt ^) meint, das gesamte am Giroverkehr beteiligte 
Publikum, vor allem die Handelskreise, werden in den Dank 
einstimmen und es mit hoher Freude begrüssen, wenn auch 
die deutsche Gesetzgebung endlich das Checkrecht gesetzlich 
regle, wie solches in fast allen europäischen Ländern bereits 
geschehen ist. 

Bayerdörffer^) anerkennt zwar, dass das nächste Ziel sein 
müsse, die Vorbedingungen fiir den Check zu schaffen, wenn 
aber das erreicht sei, dann halte auch er es für erforderlich, 
dass ein Checkgesetz erlassen werde, und wenn man nicht den 
weiten Weg der allmählichen Entwickelung zurücklegen, sondern 
die Erfahrungen der Nachbarvölker benutzen wolle, so sei es 
notwendig, dass so bald als möglich ein Checkgesetz erlassen 
werde, welches alle Rechtsfragen ordne, die im Checkverkehre 
auftreten und welches so diesen Verkehr von vornherein auf 
Rechtssicherheit und Rechtseinheit stelle und dadurch wieder zu 
seiner Erweiterimg beitrage. 

Diese und andere zustimmende Äusserungen sind aber, 
nicht die einzigen, sondern ihnen stehen gar nicht nur vereinzelt 
recht ablehnende gegenüber. 

So spricht sich z. B, der bleibende Ausschuss des deutschen 
Handelstages, dem man das Verständnis für Handelsinteressen 

1) A. Hoppenstedt, Zum Checkgesetz, 1892 I, S. i. 
»j Bayerdörffer, Das Checksystem, 1881, S. 52. 
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wohl kaum absprechen kann, am 21. November 1879 recht 
bestimmt dahin aus, dass 

a) die Ausbreitung des Checkwesens für Handel und Industrie 

sehr wünschenswert, 
h) däss aber die Regelung desselben durch die Gesetzgebung 
zur Zeit inopportun und unpraktisch sei, weil 
getäde das Checkwesen besonders geeignet erscheine, 
sich durch die Praxis zu entwickeln, und die Gesetz- 
gebung erst eintreten dürfe, nachdem die Einrichtung im 
Verkehr mehr Anklang gefunden habe. 
Behrend, ^) früher Professor in Greifswald und Breslau, jetzt 
Reichsgerichtsrat, rechtfertigt seine unumwunden ablehnende 
Stellungnahme damit, dass seines Erachtens der Gesetzgeber 
nicht im stände sei, erheblich fördernd darauf einzuwirken, wohl 
aber durch Schaffung eines neuen, wechselähnlichen Papiers der 
Check in ihm nicht zukommende, der Volkswohlfahrt nachteilige 
Bahnen abgelenkt werden könne. 

Die niederösterreichische Handels- und Gewerbekammer 2) 
begründet ihre Ablehnung, sich der die Kodifizierung begehren- 
den Petition von 1892 an das Handelsministerium anzuschliessen, 
folgendermassen : Die geringe Entwicklung des Girowesens in 
Österreich sei auf andere Momente als auf die rechtlich noch 
nicht vollkommen geklärte Stellung des Check zurückzufuhren. 
Dieser Grund werde nur benützt, um eine Reform des Zahlungs- 
wesens hinauszuschieben. Auch in jenen Ländern, in welchen 
der Check den grössten Teil des Geldverkehrs erobert hat, sei 
die rechtliche Stellung desselben so wenig definiert gewesen, 
und teilweise sei sie es heute noch nicht wie in Österreich, ohne 
dass die Popularisierung darunter gelitten hätte. Das Check- 
wesen sei in Österreich so wenig entwickelt, dass die zur Kodi- 
fizierung notwendigen Erfahrungen fehlen, und erscheine es daher 
wünschenswert, das deutsche Checkgesetz abzuwarten und einige 



1) Behrend, Guiachten über die Frage «Empfiehlt sich eine gesetzgeberische 
Regelung des Check Verkehres,» 1886. 

2) Hammerschlag, sub voce Check im öiterreichischen Staatswörterbuch 
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Zeit in seiner Wirksamkeit zu beobachten, um einerseits Lücken, 
andererseits beengende Vorschriften zu vermeiden. Hammer- 
schlag fügt noch hinzu: 

«In der That scheinen die Erwartungen, welche die 
Geschäftswelt in Österreich an ein Checkgesetz knüpft, zu hoch 
gespannt.» 

Trotz dieses noch aus jüngster Zeit stammenden Angriffs 
gegen die Kodifizierung muss ich gestehen, dass die gesetz- 
feindlichen Stimmen allmählich seltener und weniger laut ertönen. 

Die Handelskammer Hamburg anerkennt in ihrem Berichte 
vom 29. April 1892, dass sie entg^en ihrer Stellungnahme 
vom elften deutschen Handelstage (15. Dezember 1882) in 
neuerer Zeit in einzelnen vorkommenden Fällen den Mangel an 
Vorschriften wegen Regressrecht des Checkinhabers gegen Aus- 
steller und Indossanten, wegen Zulässigkeit eines Widerrufs 
seitens des Ausstellers u. s. w. unliebsam empfunden habe. 

Leonhardt^) spricht sich zwar als Gegner aus, aber ohne 
grosse Schärfe. Trotzdem sind seine Ausfuhrungen so interes- 
sant, dass ich mir nicht versagen kann, sie in etwas abgekürzter 
Form wiederzugeben: 

f Für Erlassung eines Checkgesetzes werden in der Haupt- 
sache drei Motive geltend gemacht: 

1. Der bestehende Checkverkehr entbehrt der nötigen 
Rechtssicherheit. 

2. Die für die kaufmännischen Anweisungen bestehenden 
gesetzlichen Bestimmungen sind überhaupt unzulänglich. 

3. Durch das Checkgesetz soll die Ausbildung und Aus- 
breitung des Giro- und Checkwesens gefordert werden. 

ad I. Wenn auch zugegeben ist, dass manche Streitfälle, 
welche aus dem Checkverkehr hervorgehen können, in den 
bestehenden Gesetzen nicht vorgesehen sind, so ist es doch 
nicht minder Thatsache, dass solche Streitfälle bisher kaum vor- 
gekommen sind und dass der Checkverkehr in Wien, welcher 

1) Leonhardt, Die gesetzliche Begründung des Checksystems in Öster- 
reich, S. 3. 
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im Jahre 1879 die immerhin ansehnliche Höhe von 5417 Millionen 
erreichte, sich ohne jede gerichtliche Dazwischenkunft abwickelte 
und somit eine Rechtsunsicherheit auf diesem Gebiete nicht 
empfinden Hess. 

ad 2. Der Check ist vor allem kein specifisch kaufmän- 
nisches Papier, im Gegenteile, es muss gewünscht werden, ihn 
auch in den breiten Schichten der nicht kaufmännischen Be- 
völkerung einzubürgern. Der Check hat ferner seine Funktionen 
in dem lokalen Verkehre eines Platzes zu erfüllen und ist für 
die Dienste, welche die Anweisung im Handelsverkehre von 
Land zu Land zu erfüllen hat, im allgemeinen unbrauchbar. 
Diese Verbindlichkeiten machen es ganz unthunlich, den 
Mangel eines Anweisungsgesetzes durch die Erlassung eines 
Checkgesetzes zu verdecken. 

^^3. Es erübrigt daher noch die Förderung des Giro- und 
Checkwesens als Motiv für die Erlassung eines Checkgesetzes. 
Damit ein Gesetz eine solche fordernde Wirkung haben könne, 
müssen vor allem die Elemente und die materiellen Bedingungen 
für eine grössere Entwicklung des Giro- und Checkwesens vor- 
handen sein. Wenn diese nicht vorhanden sind, wird auch das 

Gesetz wenig nützen. Der Mangel gewohnheitsmässigen 

Kassehaltens in der Bevölkerung, der Mangel an Bankiers im 
englischen Sinne, der Mangel einer metallischen Währung und 
der Vorzug einer einheitlichen Notencirkulation — sie bilden 
die Erklärung für die langsame Entwicklung unseres Giro- und 
Checkwesens und durch ein Checkgesetz wird daher diese Ent- 
wicklung bei dem Abgange der materiellen Vorbedingungen 
kaum merklich gefordert werden können. Gleichwohl soll nicht 
bestritten werden, dass ein nur auf die wichtigsten Kardinal- 
punkte sich beschränkendes Checkgesetz auch nach dieser Rich- 
tung immerhin einigen Nutzen stiften kann. » 

Ebenso wie der Angriff mit der Zeit etwas erlahmt ist, 
wird auch die Verteidigung weniger warm. 

Ich lasse hiervon noch einige Typen folgen. Siemens : ^) 

1) G. Siemens, Die Lage des Checkweseas in Deutschland, S. 16, 1883. 
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«Diesen ökonomischen Schwierigkeiten kann zwar ein Gesetz 
nicht entgegenwirken, es kann aber die juristischen Hindernisse 
beseitigen, indem es durch Feststellung der Definition des Check 
ein einheitliches Zusammenwirken unseres Handelsstandes von 
einem gemeinschaftlichen Ausgangspunkte aus ermöglicht, und 
durch Statuierung der Stempelfreiheit des Check dessen Aus- 
dehnungsfähigkeit verbürgt. Von diesen beiden Gesichtspunkten 
aus möchte ich mich für den Erlass eines Gesetzes erklären.» 

Simonson^) findet sich leicht mit der Gesetzlosigkeit des 
Checkrechts, die er nicht billigt, ab: c Indessen haben wir damit 
zu rechnen, dass wir zur Zeit kein Checkgesetz besitzen und 
in Bälde kaum ein solches zu erwarten haben. So nachteilig 
dies auch für die Sicherheit des Verkehrs sein mag, hat es 
doch nach der anderen Richtung hin sein Gutes, dass der 
Spekulation freier Spielraum gelassen ist, und dass die Wissen- 
schaft ohne durch positive Gesetzesbestimmungen gehindert zu 
sein, in der Lage ist, die Rechtsnatur dieses eigenartigen Insti- 
tutes immer weiter zu ergründen und daraufhin die rechtliche 
Konstruktion desselben nach seinen verschiedenen Seiten hin 
zu versuchen, ein Beginnen, welches einem späteren Gesetz 
zweifelsohne zu statten kommen muss. 

Kuhlenbeck 2) wünscht die Kodifikation aus rein praktischen 
Gründen : 

«Ungeachtet unseres allgemeinen Standpunktes glauben 
auch wir, diesem Votum beipflichten zu müssen, und zwar nicht, 
weil wir eine faktische Unzulänglichkeit des gemeinen oder 
irgend eines partikularen Rechts zur Bewältigung irgendwelcher 
Frage des Checkverkehrs einräumen müssten ; — derartige Ver- 
legenheiten können für einen wissenschaftlich fähigen Juristen- 
stand überhaupt nie eintreten; — sondern im Interesse der 
Vereinheitlichung der deutschen Rechtspflege, in deren Interesse 
jegliche partikulare Verschiedenheiten auf einem universellen 
Gebiete beseitigende Kodifikation zu begrüssen ist.» 

1) Simonson, Beiträge zur Lehre vom Check, S. 5. 
>) Kuhlenbeck a. a. O. S. 151. 
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Strauss : ^) iDie Kodifikation des Checkrechtes hatte nament- 
lich in früherer Zeit viele Gegner. Es wurde von diesen ins- 
besondere auf die Gefahr hingewiesen, dass unzweckmässige 
Gesetzesbestimmungen die Entwicklung hemmen könnten, und es 
wurde auch die Befürchtung ausgesprochen, dass ein unpassendes 
Checkgesetz die wohlthätigen Wirkungen des Checkverkehres 
paralysieren könnte. So notwendig die gesetzliche Regelung 
des Checkgesetzes in Österreich auch ist, der vorliegende Check- 
gesetz-Entwurf vermag nicht, diese Bedenken zu zerstreuen.» 

Die Verschiedenheit der Gründe, die für ein Gesetz ange- 
führt werden, wird an diesen Beispielen zur Genüge gezeigt. 
Es wäre ein Leichtes, noch manche andere hinzuzufügen. Um 
nicht zu ermüden, will ich mich begnügen, die- beiden wichtig- 
sten folgen zu lassen, nämlich die Begründungen der beiden 
neuesten Entwürfe Deutschlands und Österreichs, die ihre eigene 
Existenz zu rechtfertigen haben. 

Die Motive des neuesten deutschen Checkgesetzentwurfes 2) 
sprechen sich klar und sachlich aus: 

«Für die Hauptfragen des Checkverkehres, das Erfordernis 
eines Guthabens, die Folgen unberechtigter Ausstellung von 
Checks, die Präsentationsfrist, den Regress des Inhabers gegen 
Aussteller und Indossanten, fehlt es gänzlich an reichsgesetz- 
lichen Vorschriften. Auch der Entwurf eines deutschen bürger- 
lichen Gesetzbuches giebt in SS 605 — 613 nur über Anweisungen 
im allgemeinen einige auf den Check grösstenteils unanwend- 
bare Vorschriften. Die partikularrechtlichen Normen, welche 
aus analoger Anwendung der Bestimmungen über Anweisungen, 
Inkassomandate oder Cessionen etwa abgeleitet werden könnten, 
sind lückenhaft, streitig und vielfach voneinander abweichend. 
Durch besondere Vereinbarungen, wie sie in den Bestim- 
mungen der Reichsbank, der Abrechnungsstellen und in 
den diesen nachgebildeten Regulativen anderer Banken ent- 
lialten sind, kann diesem Mangel nicht wirksam abgeholfen 

1) Strauss, Der Checkgesetzentwurf in den Juristischen Blättern v. 13. V. 1894. 

2) A. a. O. S. II. 
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werden, da solche Vereinbarungen nur für das Rechts- 
verhältnis zwischen den einzelnen Checkinstituten und ihren 
Girokunden Geltung haben, dritten Checkinhabern gegen- 
über aber versagen. Die Unsicherheit des geltenden Rechts 
ist daher schon in einer Reihe von Civilprozessen störend hervor- 
getreten, und die Zahl solcher Checkprozesse würde sich im 
Falle einer Handelskrisis voraussichtlich beträchtlich vermehren. 
Überdies . wird durch den Mangel gesetzlicher Normen gerade 
einer unsoliden Ausartung des Checkverkehrs in bedauerlichem 
Masse Vorschub geleistet und dadurch auch das stempelsteuer- 
liche Interesse nicht unerheblkh beeinträchtigt. — Hiemach 
scheint es geboten, die gesetzliche Regelung des Checkverkehrs 
nicht länger hinauszuschieben. Bei der Geschlossenheit der 
Materie geschieht dies zweckmässig im Wege eines Special- 
gesetzes. » 

Hauptsächlich diese Motive berühren auch die erläuternden 
Bemerkungen ^) zu dem Entwürfe eines Gesetzes über den 
Check, die Ende 1895 dem österreichischen Abgeordnetenhause 
zugegangen sind: 

«Es wird vielfach fraglich sein, ob und inwieweit solche 
Vereinbarungen (des Checkvertrages) auch der Checkinhaber 
oder andere dritte Personen leiden, namentlich falls sie die 
Bedingungen der Honorierung des Check und die Art der Aus- 
zahlung betreffen — und schon hier tritt das Bedürfnis nach 
einer Ergänzung dieser Rechtsquelle hervor — aber zwischen 
Bezogenen und Checkaussteller reicht die Autonomie eben noch 
aus. Nach dieser Seite werden die Reglemente selbst durch 
die Erlassung eines Checkgesetzes nicht überflüssig. Dagegen 
kann die Stellung des Checkinhabers gegenüber Aussteller und 
Bezogenen durch die Geschäftsbedingungen der Bank nicht 
bestimmt werden. Gerade diese Relationen umfassen aber 
Fragen wie die: welche Wirkungen die Annahme des Check 
im Verhältnisse zum Aussteller hat, welche Rechte dem Check- 
inhaber aus einem Papiere entspringen, das dem Checkvertrage 

1) S. 13. 
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zuwider ausgestellt wurde, was für Folgen eintreten, wenn der 
Checkinhaber bei der Präsentation des Check etwa gegen Be- 
dingungen des Checkvertrags verstösst, ob und unter welchen 
Voraussetzungen er statt Zahlung Gutschrift verlangen kann, 
ob und in welchen Formen der Checkempfanger das Papier 
übertragen kann, und wie sich da, bei Indossierbarkeit des 
Check, das Verhältnis der successiven Erwerber untereinander 
gestaltet, wozu der Widerruf des Check oder die Verweigerung 
seiner Honorierung den Inhaber berechtigt u, s. f. In diesen 
Problemen, nicht im Detail des Checkvertrages liegt jedoch 
das Schicksal des Checkverkehres eines Landes; denn der 
Check ist dazu bestimmt, in die Hände Dritter zu gelangen, 
dann erst erfüllt er seinen Lebenszweck. Hier kann die Vor- 
tragsautonomie nicht aushelfen, nur das Gesetzesrecht — als 
gemeines oder als Landesrecht — vermag Vertrauen in den 
Check einzuflössen und denselben zu einem gerne gesehenen 
Papiere machen, t 

Ausserdem verweilen die österreichischen Erläuterungen ^) 
noch bei einem Grunde, der nur für Österreich dringlich ist 
und auch dort an Dringlichkeit zu verlieren beginnt. Die Wäh- 
rungsregelung soll nicht nur einen günstigen Zeitpunkt zur 
Einführung eines Checkgesetzes bedingen, sondern das dringende 
Bedürfnis nach einem solchen noch steigern: 

c Der gleichen Auffassung gaben zahlreiche Petitionen Aus- 
druck, die von industriellen und kommerziellen Körperschaften 
und Vereinen aus Anlass der jüngsten währungspolitischen 
Gesetzgebung dem Abgeordnetenhause und der Regierung über- 
reicht wurden, und die in der Voraussage übereinstimmten, dass 
der geschäftliche Zahlungsverkehr nach Einschränkung des Noten- 
umlaufes ungleich mehr auf die Benützung des Check ange- 
wiesen sein werde, dass sich aber der Check nur dann als 
ein der baren Zahlung gleichwertiges Zahlungsmittel werde 
behaupten können, wenn ihm von der Gesetzgebung eine klare 
rechtliche Grundlage gegeben und — um ein häufig wieder- 

^) Seite 12. 
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kehrendes Wort anzuwenden — die volle Wechselstrenge ver- 
liehen würde.» 

fin den Formen, die der Geschäfts- und Zahlungsverkehr 
heute angenommen hat, findet man — das kommt darin zum 
Ausdrucke — mit dem allgemeinen Anweisungsrecht nicht mehr 
das Auslangen. Das ist auch die für die Kodifikationsfrage 
entscheidende legislative Erwägung. » 

Mögen nun diese und die übrigen Erwägungen noch so 
zwingend sein für die Kodifikation zu entscheiden, so muss 
man sich doch immer wieder vergegenwärtigen, dass diese 
nicht im stände ist, allein das Checkwesen zu heben, wie Soetboer 
ganz richtig an Sjöström *) schreibt : 

«Manche wichtige Fortschritte im Bankwesen sind jedoch 
unabhängig von der Gesetzgebung, wie die Vorgänge in Gross- 
britanien darthun, und beruhen auf besserer Einsicht und gemein- 
samem freiem Entschlüsse des geschäftstreibenden Publikums, 
dem dann andere Privatpersonen sich anschliessen. » 

Geradezu das Todesurteil aber schreibt Cohn, einer der 
eifrigsten Förderer der Kodifikationsbestrebungen, allen über- 
triebenen Hoffnungen, die an diese sich knüpfen, in seiner 
Geschichte des Check : 2) 

« Was Sir Thomas Gresham vergeblich erstrebt, was John 
Law umsonst seinen Landsleuten empfohlen, das vollzog sich 
ohne gesetzgeberischen Eingriff und ohne direkte Übertragung 
zwischen 1759 und 1772 in der Praxis der Londoner Bankiers. » 



§ 18. . 

Die schweizerische Bankpraxis. 

Als ich noch in Leipzig studierte, pflegte ich, studentisch 
gesprochen, meinen Monatswechsel in Form eines Check zu 
beziehen, gezogen von der Schweizerischen Kreditanstalt in 



1) Seyd-Sjöström, a. a. O., Vorrede, S. VI. 

2) R. f. vergl. R. W., S. 138. 
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Zürich auf die Deutsche Kreditanstalt in Leipzig. Trotz der 
freudigen Aufregung, die wohl fast jeden Studenten bei der 
Ankunft seines Wechsels ergieift, nahm ich mir einst die Mühe, 
mit Zuhülfenahme des Gesetzes denselben, noch bevor ich ihn 
zur Bank trug, auf seine juristischen Eigenschaften zu prüfen. 
Dies ist der geringfügige Anlass für meine vorliegende Arbeit. 
Ich war nämlich nicht wenig erstaunt, zu bemerken, dass es 
gar kein Check im Sinne des Obligationenrechts war. Trotz 
der Selbstbezeichnung als Check fehlten andere wesentliche 
Erfordernisse, insbesondere war das Datum nicht in Worten 
ausgeschrieben. Zunächst konnte ich mir das nicht erklären. 
Ich passte daher, in den Ferien wieder in die Schweiz gekommen, 
genau auf und untersuchte jeden Check, der mir unter die 
Finger kam, auf seine Formrichtigkeit. Das Ergebnis war merk- 
würdig. Erst sehr spät, im letzten Herbst, als ich schon tief 
in der Arbeit über den Check drin stak, kam mir der erste, 
alle Erfordernisse des Obligationsrechts erfüllende Check unter 
die Hände, und dieser ist auch der letzte geblieben, Dass mir 
bei dieser Beobachtung Zweifel an der Zweckmässigkeit des 
schweizerischen Checkgesetzes auftauchten, wird begreiflich 
erscheinen. Das Ergebnis meiner weiteren Nachforschungen 
war denn auch geeignet, diese Zweifel nur zu bestärken. 

Sieht man sich genauer im Gesetze über das Obligationen- 
recht um, so wird man leicht erkennen, dass nicht weniger als 
vier formell und materiell verschiedene Papiere geeignet sind 
zu Abhebungen im Checkverkehr zu dienen. Es sind das 

1. der Sichtwechsel, Art. 722 und 750, Abs. I, 

2. 4ier Check, Art. 830 — 837, 

3. die Ordreanweisung, Art. 839, 841, 842, 

4. die bürgerliche Anweisung, Art. 406 — 413. 

Die beiden ersten Papiere sind der materiellen und formellen 
Wechselstrenge unterworfen, das dritte nur der materiellen, und 
das vierte folgt völlig eigenen Regeln. 

Ausser diesen vier Papieren werden auch noch « Virements » 
und Quittungen zu demselben Zweck verwendet. Die schweize- 
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fischen Banken madien denn auch thatsächlidhi von allen sechs 
Möglichkeiten Gebrauch. 

Ks war ursprünglich meine Absicht gewesen, statistische 
Erhebungen darüber anzustellen, in welchem Umfang die Banken 
diese sechs Papiere benutzen. Ich wurde aber gleich durch 
einige Bankdirektoren, die mir in der freundlichsten Weise ent- 
gegenkamen, gewarnt, da die Mühe einer vollständigen Statistik 
hierüber, auch nur während eines einzigen Geschäftsjahres, an 
einem einzigen Bänkplatz, in gar zu argem Missverhältnis zu 
dem praktischen Wert der Untersuchung stünde. Ich nahm 
daher von meinem Vorhaben Abstand. 

Eine andere Statistik schien mir leichter und lohnender, 
nämlich an Hand der Rechensschaftsberichte sämtlicher schwei- 
zerischen Banken die Summe des gesamten Checkverkehrs der 
Schweiz, von seiner Einführung bis zum heutigen Datum zu 
ermitteln, und dann zu untersuchen, ob in den Jahren gleich 
nach Erlass des Checkgesetzes eine erheblich höhere Steigerung 
desselben stattgefimden habe, als während der vorgesetzlichen 
und der jetzigen Zeit. Eine solche Statistik hätte uns die Frage 
beantworten können, ob das Checkgesetz einen günstigen oder 
ungünstigen Einfluss auf den Verkehr gehabt habe, oder ob es 
indifferent gewesen sei. Leider scheiterten meine Versuche 
auch hier namentlich daran, dass die meisten Banken kein von 
den übrigen Conten getrenntes Checkconto fuhren, eine sich 
auf die erreichbaren Zahlen stützende unvollständige Statistik 
wäre aber völlig wertlos gewesen, denn bei den einzelnen 
Banken ist die Steigerung oder Minderung des Verkehrs von 
so viel verschiedenen Faktoren abhängig, dass sie sich nur bei 
der Suname aller Banken gegenseitig aufheben. Nur eine ganz 
vollständige Statistik hätte ein annähernd richtiges Bild ergeben, 
fliesst doch der Verkehr nicht nur von einer Bank zur andern, 
sondern sogar von einem Platz zum andern. Beispielsweise werden 
wir im folgenden Paragraphen die Klage Basels hören, dass sich 
der grosse Bankverkehr immer mehr nach Zürich hinziehe. 

Sehr lehrreich in dieser Beziehung wirken die Zahlenreihen 
zweier grosser zürcherischer Institute, die ich hier folgen lassen 
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will. Die Bank in Zürich hatte auf Checkconto folgende Umsätze 
in Millionen Franken: 



1837 


14 


1838 


38 


1839 


35 


1840 


36 


1841 


42 


1842 


34 


1843 


37 


1844 


41 


1845 


44 


1846 


47 


1847 


47 


1848 


45 


1849 


46 


1850 


54 


1851 


64 


1852 


92 


1853 


125 


1854 


146 


1855 


172 


1856 


241 


1857 


258 


1858 


232 


1859 


273 


1860 


281 


1861 


283 


1862 


361 


1863 


358 


1864 


323 


1865 


381 


1866 


462 



1867 


537 


1868 


563 


1869 


574 


1870 


521 


1871 


788 


1872 


963 


1873 


918 


1874 


821 


1875 


807 


1876 


879 


1877 


675 


1878 


649 


1879 


783 


1880 


925 


1881 


1050 


1882 


869 


1883 


807 


1884 


627 


1^5 


610 


1886 


334 


1887 


101 


1888 


86 


1889 


76 


1890 


82 


1891 


73 


1892 


62 


1893 


75 


1894 


47 


1895 


42 



Die viel jüngere Schweizerische Kreditanstalt in Zürich hat, 
wie es scheint, ihren Höhepunkt noch nicht erreicht; sie hatte 
folgende Umsätze in Millionen Franken: 



1873 


76 


1874 


88 


1875 


94 


1876 


69 


1S77 


70 


1H78 


öl 


1879 


95 


1880 


111 


1881 


121 


18H2 


122 


1SS3 


133 



1884 


133 


1885 


171 


1886 


473 


1887 


546 


1888 


568 


1889 


621 


1890 


711 


1891 


753 


1892 


676 


1893 


769 


1894 


823 
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Würden wir die vorstehenden Zahlen zur Grundlage unsrer 
Betrachtungen machen, so kämen wir zu den widersprechendsten 
Endergebnissen. Die Bank in Zürich mit einem erheblichen 
alten Checkverkehr zeigt von dem Jahre des Checkgesetzes an 
eine reissende Abnahme von über einer Milliarde Umsatz auf 
42 Millionen, während die Schweizerische Kreditanstalt in Zürich 
wenige Jahre nach Erlass des Checkgesetzes eine bedeutende 
Steigerung ganz plötzlich aufweist, welche plötzliche Steigerung 
sich durch eine konstante jährliche bis heute vermehrt. Wollten 
wir Rückschlüsse ziehen, so würden die Zahlen der einen 
Bank zu Ungunsten des Gesetzes, die der andern zu seinen 
Gunsten reden. 

Der Unterschied war zu auffallend, als dass ich es mir 
hätte versagen können, nach den thatsächlichen Gründen zu 
fragen. Am Niedergang des Verkehres der Bank in Zürich 
scheint nun wirklich das Gesetz beteiligt. Vor dessen Erlass 
liess sich die Bank nur auf kurze Frist nach Sicht beziehen, 
was nun nicht mehr gestattet war, und nach Erlass wagte sie 
es nicht, die volle Deckung zu beschränken. Das Checkgeschäft 
war daher für sie nicht mehr gewinnbringend und geriet in 
Verfall. Für den plötzlichen Verkehrsaufschwung der Kredit- 
anstalt wurde mir aber als einziger Grund angegeben, dass um 
diese Zeit ein neuer Direktor eintrat, der sich mit erhöhtem 
Eifer an diesen Geschäftszweig herangemacht habe. 

Man sieht, wie Vorsicht in der Zurückfiihrung auf gesetzt 
liehe Gründe geboten ist, wenn persönliche Zufälligkeiten einen 
so grossen Einfluss ausüben können. Thatsächlich aber gestaltet 
sich der Checkverkehr bei der Kreditanstalt noch viel bedeu- 
tender, da in den angegebenen Zahlen vorwiegend die echten 
Checks nach S. O.-R. enthalten sind, und ein sehr erheblicher 
Teil des Geschäftes, der sich mit andern Anweisungen abwickelt, 
in einem andern Conto zur Abrechnung gelangt. Da das Ver- 
halten der verschiedenen Banken gegenüber den verschiedenen 
Checkverkehr vermittelnden Papieren ein abweichendes ist, so 
will ich nur das eine Beispiel herausgreifen. Die Schweizerische 
Kreditanstalt in Zürich verwendet fiir ihren Checkverkehr vor- 

Dr. Fick, Der Check. 9 
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wiegend zwei Formulare, das eine auf rosa-bräunlichem Papier, 
das andere auf hellgrau-bräunlichem. 

Auf den folgenden Formularen sind die vorgedruckten 
Worte durch Kursivschrift bezeichnet. 

Das zweite der Formulare kann ohne weiteres durch Hinzu- 
fügung eines Verfallvermerkes in den Kontext in eine wechsel- 
ähnliche Anweisung umgewandelt werden. Mit dem ersten 
Formular wird nur auf ein von dem gewöhnlichen Conto-Corrent 
streng gesondertes Checkconto gezogen, mit dem zweiten For- 
mular dagegen auf den Conto-Corrent. Der Unterschied der 
beiden Conten ist kein allzu wesentlicher. Die hauptsächlichsten 
Differenzen sind enthalten in § i der Bestimmungen für den 
Checkverkehr und in § 4 der Bestimmungen über den Conto- 
Correntverkehr : 

« Auf dem Checkconto wird kein Vorschuss gegeben und 
keine Provision berechnet. 

« Zu Lasten eines Checkcontos sollen grundsätzlich auf uns 
keine Dispositionen auf Zeit, sondern nur per Sicht abgegeben 
werden. Geschieht das erstere gleichwohl, so müssten wir eine 
Kommission in Rechnung bringen.» 

Ausserdem ist der Zinsfuss auf Checkconto gewöhnlich ein 
geringerer als auf Conto-Corrent, 2 ®/o unter dem hiesigen Bank- 
disconto. 

Eine Folge dieser kleinen Unterschiede ist es nun, dass 
der Check im engern Sinne meist nur von grösseren Firmen 
und bei grösseren Beträgen, wo die Provision eine hohe wäre, 
angewendet wird, während der kleinere Verkehr sich mit der 
ebenso bequemen Anweisung begnügt, die ihm überdies den 
Vorteil bietet, noch über sein gebuchtes Guthaben hinaus jeder- 
zeit ziehen zu können, während eine Kreditausnutzung durch 
den Check immer erst eine vorgängige Umschreibung eines im 
einzelnen Fall ausdrücklich auf getrenntem Conto gebuchten 
Darlehens auf das Haben des Checkcontos voraussetzt. Aber 
auch diese Anweisung des bürgerlichen Rechts und die eben- 
falls häufig zur Anwendung kommende Ordreanweisung mit 
materieller Wechselstrenge wird in der Sprache des Kaufmann- 
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Standes schlechthin Check genannt. Ich stütze mich hierbei 
auf eigene Erfahrung, indem mir zu verschiedenen Malen von 
Kaufleuten, die ich durch Anweisung bezahlte, quittiert wurde : 
«Durch Check bezahlt.! Ja, selbst viele Banken drucken auf 
ihre Formulare das Wort Check, ohne die übrigen Erfordernisse 
des Art. 830 S. O.-R. zu erfüllen, in welchem Falle wir ja 
ebenfalls keinen Check im Sinne des Gesetzes, sondern eine 
Anweisung des Art. 406 oder eventuell des Art. 839 vor uns 
hätten. Auch die Kreditanstalt scheidet erst seit wenigen Jahren 
die Checks im Sinne des Gesetzes von den Anweisungen durch 
die Bezeichnung in ihren Formularen, während vor kurzem 
auch ihre Anweisungsformulare noch die Bezeichnung « Check t 
enthielten. Wir dürfen also dreist von dem Check im engern 
Sinne des Titels XXX S. O.-R. einen Check im weiteren Sinne 
unterscheiden, welcher dann alle diejenigen Papiere umfassen 
würde, die wirtschaftlich denselben Zweck verfolgen, der vom 
Gesetze dem Check zugeteilt wird. Es ist dieser Sprachgebrauch 
nicht einmal auf die gewöhnlich nicht sehr fein unterscheidenden 
kaufmännischen Kreise beschränkt, sondern auch von den Juristen 
angenommen. 

So spricht zum Beispiel Bucher in seinem Kommentar des 
Obligationsrechts (Anm. 1562 S. 356) von der Acceptation 
eines Check ^Is einer nützlichen Geschäftsbesorgung (negotiorum 
gestio), welcher Ausdruck, auf den Check im engern Sinne 
bezogen, ein schweres Versehen wäre Nicht genug an dem, 
dass dieser Sprachgebrauch ganz unzweifelhaft existiert, so hat 
sogar das Bundesgericht ihn als gerechtfertigt ausdrücklich 
anerkannt, wenn es sagt ^) : « Diese Entscheidung (gestützt auf 
den von den Parteien gebrauchten Ausdruck Check anstatt 
Ordreanweisung) beruht auf einer Feststellung des Parteiwillens, 
welcher ein Rechtsirrtum nicht zu Grunde liegt.» Schon dieser 
Sprachgebrauch allein beweist, wie wenig das Checkgesetz von 
1881 in Fleisch und Blut übergegangen ist. Noch mehr wurde 
mir das aber klar aus den Erkundigungen, die ich über die 



1) Entscheidungen des Bundesgerichts, XII, S. 654. 
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Handhabung des Gesetzes bei schweizerischen Bankdirektoren 
eingezogen habe. Ich habe bei sämtlichen Zürcher und Berner 
Bankfirmen und ausserdem noch bei einigen Basler und Genfer 
Banken Besuch gemacht, und benutze hier die Gelegenheit, den 
verschiedenen Herren nochmals meinen verbindlichsten Dank 
auszusprechen fiir die Zuvorkommenheit, die sie mir bei dieser 
Gelegenheit bewiesen haben. 

Betrachten wir kurz die Resultate meiner Nachforschungen. 
Die Bestimmung betreffend Deckung wird von den verschie- 
denen Instituten sehr verschieden streng aufgefasst. Etwa die 
Hälfte der Banken, die ich befragt habe, lassen sich nicht auf 
Blankokredit durch Check beziehen, während die andere Hälfte 
Ziehungen auf Blankokredit gestattet. Dagegen auf gedeckten 
Kredit lassen sich 28 von 35 Banken beziehen, während nur 
sieben jeglichen Kredit auf Checkconto verweigern. Das Ver- 
langen, dass der Aussteller zur Zeit der Einlösung des Check 
Deckung, sei es durch Barguthaben, sei es durch überschriebenen 
Kredit, haben müsse, stellen, grundsätzlich zwar alle Banken 
auf, aber beinahe alle, 29 von 35, erklären, dass sie einem 
alten sicheren Kunden aus Gefälligkeit gelegentlich auch einmal 
überzogene Checks einlösen würden. Eine solche Geschäfts- 
handhabung macht aber, wie man leicht einsehen wird, die 
Strafe, die in Art. 837 auf Überziehung des Contos gesetzt 
wird, nahezu wirkungslos. Meine Frage, ob schon die 5®/oige 
Strafe eingefordert worden sei, wurde denn auch von 33 Banken 
verneint, während eine Berner Privatbank auf Delsberg, und 
eine Zürcher Privatbank auf Winterthur in je einem Falle, wie 
sich der Zürcher Bankier ausdrückte, «die erhöhte Provision» 
eingezogen hatte. Ein geradezu kärgliches Resultat, wenn man 
die vielen Milliarden Umsatz, die der Check vermittelt, und die 
sich glatt abwickeln, diesen zwei vereinzelten Fällen gegenüber- 
stellt. Selbstredend ist auch die Zahl der Prozesse eine sehr 
geringe gewesen. 

Ich habe in der Schweiz von nur sechs Prozessen gehört, 
die sich auf das Bundesgericht, das Luzerner und das Berner 
Obergericht, sowie das Zürcher, Zuger und Winterthurer Bezirks- 
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gericht verteilen. Auch Regress aus Checks ist etwas sehr 
selten vorkommendes, von den 35 befragten Direktoren hatten 
bloss zehn schon von Regressnahme etwas gehört, während die 
übrigen 25 noch keine solche miterlebt hatten. Vollends nun 
die Fristbestimmung wird von unsern Handelsleuten gar nicht 
beachtet. Nur drei Banken erklärten, keine präjudizierten Checks, 
bei denen sonst alles in Richtigkeit sei, mehr einzulösen, wäh- 
rend 32 auch noch nach Präjudizierung einzulösen pflegen. Ja, 
die Nichtbeachtung der Präsentationsfristen ist eine so allge- 
meine, dass es vorkommen konnte, dass ein Zürcher Privat- 
bankier, der einen regen Verkehr in Checks hat, überhaupt 
nichts von der Existenz solcher gesetzlichen Fristen wusste. 
Ich glaube, diese schlaffe Handhabung der Bestimmungen über 
den Check von Seiten unserer Geschäftswelt macht alle weitern 
Auseinandersetzungen unnötig. Gleichwohl will ich es nicht 
unterlassen, auch noch die Antworten der Herren Bankdirektoren 
auf die Frage, ob das Checkgesetz günstig oder ungünstig auf 
die Entwickelung des Verkehrs eingewirkt habe, zu verzeichnen. 
Von den 35 Befragten glaubten nur drei eine sicher ungünstige 
Einwirkung bemerkt zu, haben. 

Einer erklärte, das Gesetz habe anfänglich abschreckend 
auf die Geschäftswelt eingewirkt, und erst als man bemerkte, 
dass die strengen Bestimmungen in Beziehung auf Strafe u. s. w. 
nicht so bös gemeint seien, habe es günstig gewirkt. 19 der 
Herren glaubten an einen günstigen Einfluss des Gesetzes und 
der Rest, 12, hielt dasselbe für völlig indifferent. Ich muss 
gestehen, dass auch ich geneigt bin, mich der letzteren Meinung 
anzuschliessen, dass ich die Überzeugung gewonnen habe, die 
thatsächliche erhebliche Steigerung des Checkverkehres in der 
Schweiz während der letzten Jahrzehnte sei auf andere Ursachen 
als den Erlass eines Checkgesetzes zurückzuführen, nämlich 
einerseits auf die allmählich wachsende Einsicht in den Nutzen 
des Check, andererseits auf die Steigerung des Reichtums und 
des Handelsverkehres überhaupt. 
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§ 19- 



Die Stempelgesetzgebnng. 

«Der Geist der verschiedenen Checkgesetze findet sich in 
ihren fiskalischen Bestimmungen, deren Zweck ist, die Ent- 
wickelung des Check durch Gewährung von Vorteilen hinsicht- 
h'ch der Steuer zu begünstigen ; alle andern Bestimmungen sind 
nichts als Verzierungen, deren Zweck eine gute Definition und 
Umschränkung der Natur und des Charakters des so begün- 
stigten Papieres ist, derart, dass andere Handelseflfekten, indem 
sie seinen Namen und seine Erscheinung entlehnen, nicht die- 
selben Vorzüge geniessen könnten, i.jm grossen Nachteile des 
Fiskus-» 

Mit diesen Worten trifft Chastenet ') den Nagel auf den 
Kopf. Fast aus jedem Wort des französischen Gesetzes und 
der Verhandlungen in der Kammer klingt die Angst heraus, 
die Finanzen des Staates möchten Schaden leiden durch 
Benützung des stempelfreien Check zu Zwecken, die eigentlich 
der stempelpfiichtige Wechsel erreichen sollte. Dies ist auch 
der alleinige Grund, warum noch heute der französische Check 
unter den engherzigen Beschränkungen aus den Jahren 1865 und 
1874 zu leiden hat. 

Dass der Check keinen hohen Stempel erleiden könne, 
sahen die französischen gesetzgeberischen Faktoren schon früher 
ein. In dem Budget fiir das Jahr 1865 war zunächst fiir den Check 
ein Fixstempel von 10 Centimes in Aussicht genommen. 
Die Budgetkommission setzte ihn im Einverständnis mit der 
Regierung auf 5 Centimes herab, und Darimon erzählt sogar, 
dass man sich mit einem Centime begnügen wollte. Schliess- 
lich siegte die freiere Meinung, und es wurde der Stempel für den 
Check gänzlich aufgehoben, bis der Krieg von 1879/71 eine 
Besteuerung von 10 Centimes nötig machte und schliesslich 
das Gesetz vom 19. Februar 1874 den heutigen Zustand, den 



^) Chastenet, Des ch^ques, S. 155 — 156. 
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Fixstempel von 20 Centimes für Distanz-, von 10 für Platz- 
Checks herbeiführte. 

Karl Freiherr von Czoernig ') hat im Jahre 1870 eine 
Zusammenstellung der meisten europäischen Wechselstempel- 
bestimmungen herausgegeben, die auch verschiedener Gesetze 
Erwähnung thut, welche den Check oder checkähnliche Papiere 
stempelsteuerlich begünstigt. 

So z. B. enthält das dänische Gesetz vom 19. Februar 
1861 eine besondere Begünstigung für solche kurze Wechsel, 
welche nicht auf eine längere Dauer als 8 Tage nach Sicht 
oder 14 Tage a dato lauten; diese unterliegen ohne Rücksicht 
auf ihren Wert einer fixen Abgabe von 8 Schillingen, während 
von allen anderen Wechseln eine Proportionalsteuer von durch- 
schnittlich Ve per mille ihres Betrages entrichtet werden muss. 

In England sind Checks oder Sichtan Weisungen auf Bankiers, 
welche nicht über 15 englische Meilen vom Ausstellungsorte 
entfernt wohnen, abgabenfrei, während andere Sichtwechsel oder 
dergleichen Anweisungen, auf den Überbringer lautend, der 
fixen Gebühr von i Penny unterliegen (Ges. vom 25. Juli 1864). 

In Italien sind Checks mit einem Fixstempel von 10 Cen- 
tesimi belegt und schon vor Gründung des Einheitsstaates von dem 
zehnprozentigen Kriegszuschlag vom S.Juli 1859 befreit gewesen. 
1882 wurde der Stempel aufs Centesimi erniedrigt, aber schon 
am 14. Juli 1887 wieder auf 10 erhöht. 

Czoernig hebt solche, den Check befreiende Bestimmungen 
lobend hervor und begründet die Berechtigung der Befreiung 2) 
mit dem Hinweis darauf, dass Sichtanweisungen Mittel der 
Bezahlung seien, die bei den billigen Post-Portosätzen bald durch 
die weniger sichere Barversendung ersetzt würden, falls sie 
einer hohen Besteuerung unterlägen. Er spricht sich deshalb, 
um diese Sicherung dem Verkehr zu erhalten, entschieden für 
einen geringen Fixstempel aus. 



') CzoerQig, Die Besteuerung der Wechsel und anderer dem kaufmännischen 
Verkehre dienenden Privaturkunden in den europäischen Staaten. Triest, 1870 
*) Czoemig, a. a. O., S. 37. 
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Das Bedürfnis nach einer Stempel-Befreiung oder wenig- 
stens einer Herabsetzung des Stempels fiir die nur die Zahlung 
vermittelnden Papiere ist denn auch schon früh in Deutschland 
und Österreich empfunden worden. Es rief in Deutschland den 
?; 24 z I des Gesetzes vom 10. Juni 1869 betr. die Wechsel- 
stempelsteuer hervor: 

«Befreit von der Stempelabgabe sind: 

I. Die statt der Barzahlung dienenden, auf Sicht zahl- 
baren Platzanweisungen auf das Guthaben des Ausstellers bei 
dem die Zahlungen desselben besorgenden Bankhause oder 
Geldinstitute, wenn sie ohne Accept bleiben; andernfalls muss 
die Versteuerung erfolgen, ehe der Acceptant die Platzanweisung 
oder den Check aus den Händen giebt.» 

Demselben Bedürfnis kamen in Österreich entgegen das 
Stempelgesetz vom 29. Februar 1864 und der Finanzministerial- 
erlass vom 28. Febr. 1864, welche eine Steuer von 2 Kreuzer 
fix flir den Check einführten. 

In Deutschland ^) drohte dem Check noch zweimal die 
Besteuerung, wenn auch nur eine geringe. In den Jahren 1880 
und 1881 lag dem Reichstage ein Gesetzentwurf betreff die 
Erhebung von Reichsstempelabgaben vor, welcher für den Check 
einen Fixstempel von wenigstens 10 Pfennigen vorgesehen 
hatte flir Beträge über 20 Mark. Schon in der Reichstags- 
kommission wurde aber die Einführung dieser Steuern mit 13 
gegen 6 Stimmen abgelehnt und in der Plenarberatung endKch 
nach einigen befürwortenden Ausfuhrungen des Regierungs- 
kommissars ohne Diskussion verworfen. In dem Kommissions- 
bericht war namentlich darauf hingewiesen worden, dass in 
Frankreich der Checkverkehr infolge der Stempelsteuer sehr 
abgenommen habe, in England die Stempelsteuer erst einge- 
führt worden sei, als der Checkverkehr sich schon entwickelt 
hatte, in Österreich nach Einführung des Zweikreuzer-Stempels 
der Verkehr erheblich zurückgegangen sei. 



') Vgl. Ellgen Richter, Gegen die projektierten Stempelsteuern. Berlin 1894. 
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Noch ein zweites Mal wurde ein Checkstempel vorge- 
schlagen, in jüngster Zeit bei Gelegenheit der ersten Lesung 
des Checkgesetzentwurfes im Bundesrate, als seitens des Herrn 
Kommissars des Reichsschatzamtes die Einführung eines Fix- 
stempels von 5 Pfennig für jeden Check beantragt und ein 
weiterer Antrag auf höhere Besteuerung qualifizierter Checks 
für die zweite Lesung vorbehalten worden war. 

Alle Entwürfe halten aber standhaft an der Stempel- 
freiheit fest. 

Der schliesslich dem Reichstag unterbreitete Entwurf hat 
folgenden § 27: 

« Als Check im Sinne des Gesetzes über die Wechsel- 
stempelsteuer vom 10. Juni 1869 (B. G. B. S. 193 ff.) sind 
nur diejenigen anzusehen, die den Anforderungen dieses Gesetzes 
(.^^^ I, 2, 5 und 23) entsprechen.» 

In Österreich hält man den Checkstempel fest, und es ist 
derselbe auch im neuen Entwürfe, der Dezember 1895 der 
Kommission zugieng, angeordnet worden, in dessen § 24: 

c Checks, welche den Anforderungen des § 2 entsprechen, 
im Inlande ausgestellt und im Inlande zahlbar sind, unterliegen, 
wenn sie auf hiezu bestimmten Blanketten eines checkfähigen 
Bezogenen ausgestellt werden und entweder ausdrücklich bei 
Vorzeigung (bei Sicht) zahlbar gestellt sind, oder keine Bestim- 
mung über Verfallzeit enthalten, einer Stempelgebühr von zwei 
Kreuzern von jedem Stück; Checks, die den Anforderungen 
des § 2 entsprechen, aber im Auslande ausgestellt oder im 
Auslande zahlbar sind, unterliegen einer Stempelgebühr von 
5 Kreuzern von jedem Stück. Auf solche Checks gesetzte 
Indossamente und Empfangsbestätigungen sind stempelfrei. 

Die Bestimmungen des vorstehenden Absatzes haben auch 
auf Überweisungen- (Übertrags-) Checks und auf Effektcnchecks, 
die im übrigen den Vorschriften des gegenwärtigen Gesetzes 
nicht unterliegen, sinngemäss Anwendung zu finden. Alle andern 
Checks unterliegen der Stempelpflicht, wie kaufmännische An- 
weisungen über Geldleistungen (^ 18 des Gesetzes vom 8. März 
1876, R, G. Bl. Nr. 26). 



— 140 — 

Die Anordnungen über die Art der Entrichtung der im 
ersten Absätze festgesetzten Stempelgebühren werden im Ver- 
ordnungsvvege erlassen. 

Im Falle der Nichterfüllung der Stempelpflicht bei den- 
jenigen Checks, die den festen Gebühren von 2 Kreuzern 
und 5 Kreuzern zugewiesen sind, finden die Bestimmungen 
der §§ 20, 21 und 22 des Gesetzes vom 8. März 1876 R. G. Bl. 
Nr. 26 Anwendung. 

Die nachteiligen Folgen des § 20 u. ff. des Gesetzes vom 
8. März 1876, R. G. Bl. Nr. 26 haben auch in dem Falle ein- 
zutreten, wenn ein undatierter oder mit falschem Datum ver- 
sehener Check ausgehändigt wird, und ist die Gebührenerhöhung 
von dem Aussteller zur ungeteilten Hand mit jenen Personen, 
welche mit Kenntnis dieser Umstände den Check annehmen, 
weitergeben oder auszahlen, einzuheben. Die solchen auf einen 
Check verwendeten Stempelzeichen sind als nicht vorhanden 
anzusehen. 

Die Post 60, Z. 2, der durch das Gesetz vom 13. Dezember 
1862 R. G. Bl. Nr. 89 geänderten Tarif bestimmungen, sowie 
|!i 7, erster Absatz des Gesetzes vom 29. Februar 1864, R. G. 
Bl. Nr. 20 treten ausser Kraft.» 

In der schweizerischen Eidgenossenschaft existieren bis 
heute keine bundesgesetzlichen Steuern, nicht auf Wechsel, 
geschweige denn auf Checks. Dagegen haben verschiedene 
Kantone es für nötig gefunden, Stempelgesetze zu erlassen. Es 
kann nicht in meiner Absicht liegen, alle stempelsteuerlichen 
kantonalen Vorschriften zu besprechen, wohl aber erscheint.es 
mir angezeigt, wenigstens von den vier Haupthandelsplätzen 
der Schweiz die Stcmpelverhältnisse zu untersuchen. Von der 
Staatskanzlei des Kantons Genf sind mir auf Verlangen zuge- 
sandt worden: ein Gesetz über den Stempel vom i. Februar 
1865 und ein Gesetz, Modifikationen zu Art. 6 des vorstehen- 
den Gesetzes enthaltend, vom 22. Dezember 1866. Aber 
weder das eine noch das andere enthält ausdrückliche Stempel- 
begünstigungen für den Check. Ich kann mir jedoch nicht 
denken, dass sich ein reger Checkverkehr hätte ohne solche 
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entwickeln können, und vermute daher, dass sie es durch ein 
späteres Gesetz, sei es durch eine Gewohnheit der Gesetz- 
ausiegung, die den Check dem V« pro mille Stempel entzog, 
derartige Begünstigungen erreicht wurden. 

Das Berner Gesetz vom 2. Mai 1880, das unbedingt schon 
unter dem Einflüsse des nahe bevorstehenden schweizerischen 
Obligationenrechtes erlassen worden ist, nimmt von dem pro- 
gressiven Wechselstempel aus und unterwirft dem Format- 
stempel «Anweisungen in jeder Form, welche bei Sicht 
zahlbar sind und von der Ausstellung bis zur Vorweisung nicht 
mehr als sieben Tage zirkulieren». Der Gedanke liegt nahe, 
dass diese stempelsteuerliche Bestimmung denselben geistigen 
Urheber hat, wie die Checkartikel im schweizerischen Obli- 
gationenrecht. 

Basel mit seinem Stempelgesetz vom 8. Oktober 1883 war 
schon in der Lage, sich direkt auf das Obligationenrecht zu 
beziehen. Es gedenkt des Check in § 3 : 

«Einem festen Stempel von 10 Rappen unterliegen folgende 
Schriftstücke : 

a) Checks (Art. 830 des schweizerischen Obligationenrechts) 
im Betrage von über Fr. 100, die im hiesigen Kanton 
ausgestellt oder in demselben zahlbar sind. 

b) Zahlungsversprechen (Kassabons) und Anweisungen im 
Betrage von Fr. 100, sofern dieselben nicht an Ordre 
lauten, im hiesigen Kanton ausgestellt oder in demselben 
zahlbar sind u. s. w.» 

Zürich endlich, die wichtigste Handels- und Industriestadt 
der Schweiz und ebenso der bedeutendste Bankplatz, hat bis 
heute noch keine Stempelsteuern und scheint aus diesem Zustand 
nur Nutzen gezogen zu haben. Augenblicklich soll im hohen 
Justizdepartement des eidgenössischen Standes Zürich ein 
Stempelsteuerentwurf ausgearbeitet werden, über den ich leider 
nichts in Erfahrung bringen konnte. Im Interesse Zürichs hoffe 
ich, dass der steuerlose Zustand noch recht lange anhalten 
möge. Wie ein Teil der beteiligten Kreise über die Zweck- 
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mässigkeit von Stempelsteuern überhaupt denkt, konnte man 
vor kurzem in einer Polemik der Zeitungen anlässlich der An- 
regung, in Basel die Stempelsteuer abzuschaffen, deutlich 
erkennen. Ich führe hier einen kleinen Artikel aus dem zweiten 
Abendblatt der «Neuen Zürcher Zeitung» vom 15. November 
1895, ^^s in schweizerischen Handelskreisen unstreitig ange- 
sehensten Blattes, an : 

«Unter der düstern Überschrift «Basels Niedergang als 
Handelsstadt» bringt die «Allgem. Schweizerzeitung» eine Ein- 
sendung, die Beachtung verdient, trotzdem sie nicht ohne 
Absicht etwas schwarz gefärbt ist. Sie knüpft an die That- 
sache an, dass das erste Basler Bankinstitut durch Verschmelzung 
mit einer Zürcher Bank in Zürich Boden zu fassen suche. Rein 
kaufmännische Überlegungen müssen mitgewirkt haben, eine 
solche Verschmelzung als vorteilhaft erscheinen zu lassen, diese 
Vorteile hätten sich in Zürich zu Ungunsten Basels vorgefunden. 
Ein grosser Teil der Schweiz sei von Zürich abhängig; der 
Handel gehe eben seinem Vorteil nach, und diesen finde er in 
Zürich. Der Verfasser weist auf die Entwickelung Zürichs hin 
und auf seine in Stadt und Land festgefügte Industrie ; er fuhrt 
den Baslern zu Gemüte, dass die Konkurrentin sehr viel auf- 
wende, um die Oberhand zu gewinnen. Ihre Kaufleute hätten 
die Vorteile der Mannigfaltigkeit in Industrie und Handel wohl 
erkannt. 

« Der Zürcher Handelsstand hat darin auch stetig und 
zielbewusst daraufhingewirkt, alle einschränkenden Massregeln von 
staatlicher Seite fernzuhalten. Ein Wechselstempelgesetz lag den 
Räten vor, es ist bis heute nicht zur Durchführung gelangt. 
Ein Börsengesetz war ausgearbeitet worden, die Börse ist bis 
heute nicht in ihrer freien Entwicklung gehindert worden. Wir 
gehen wohl nicht fehl, wenn wir das Einschlafen dieser kom- 
menden Gesetze der vorzüglichen Organisation der zürcherischen 
Kaufmannschaft und der umsichtigen Thätigkeit der dortigen 
Handelskammer zuschreiben, die sich am richtigen Ort Gehör 
zu verschaffen wusste. Was thun nun wir in Basel? Alles 
thun wir, wurde unlängst ausgesprochen, um die Geschäfte von 
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uns fortzutreiben. Das Wort ist hart, hat aber seine Richtig- 
keit. Unser VVechselstempelgesetz hat schon längst den grossen 
überseeischen Geldverkehr von Basel weg nach Zürich gedrängt. 
Immer neu werden von unsern Kaufleuten Versuche gemacht, 
das Ausland zu veranlassen, sich unseres Platzes zur Vermittelung 
zu bedienen. Es ist vergeblich. Jede Tratte wird mit dem 
Stempel von V^ ^/oo bei uns belastet. In Zürich fallen diese 
Spesen weg. Welches Interesse haben die Amerikaner und 
Andere, in Basel eine Steuer zu bezahlen? Sie können das 
sparen, und das Geschäft wickelt sich anderswo ebenso gut 
für sie ab. Unsere Börse war früher die bedeutendste der 
Schweiz, und grosse Transaktionen haben sich gut bei uns 
abgewickelt. Unserm ganzen Handelsstand war damit gedient, 
und im Auslande wusste man das. Heute droht uns ein 
Börsengesetz, und wir fühlen bereits, wie auch hier Zürich auf 
unsere Kosten zunimmt.» 

Die Farben sind, wie gesagt, vielleicht etwas zu lebhaft 
aufgetragen, aber wenn der Verfasser zeigen wollte, welchen 
Schaden oft anscheinend harmlose und gutgemeinte Gesetze 
anstiften können, so muss man ihm beistimmen.» 

In einer Versammlung der Basler beteiligten Kreise wurde 
dann von Herrn Stünzi-Sprüngli ausgeführt, dass weniger die 
Stempelsteuern schuld an dem Niedergang Basels seien, als die 
kulantere Geschäftsführung der zürcherischen Banken, nament- 
lich die Gewährung von Blankokrediten. Aber es musste doch 
zugegeben werden, «dass, von steuerpolitischen Gesichtspunkten 
aus, Auflagen, die auf den Verkehr gelegt werden, zu den 
bedenklichen und anfechtbaren gehören.» 

Von diesen Gesichtspunkten aus halte ich es daher für 
äusserst wichtig, dass zum mindesten der volkswirtschaftlich so 
ungemeinen Segen bringende Checkverkehr ganz frei von den 
Lasten einer Steuer bleibe, die, wenn gering bemessen, dem Staate 
keinen erheblichen Nutzen bringt, wenn aber höher bemessen, 
ihm enormen Schaden beizufügen geeignet ist, indem sie die 
Entwicklung eines gesunden Check- und Girowesens im Keime 
erstickt. 
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§ 20. 



Das Bedürfnis der gesetzlichen Regelung in der Schweiz. 

In der schweizerischen Litteratur habe ich nur zweimal die 
Erörterungen dieser Frage gefunden. 

Munzinger schreibt Mitte der Sechzigerjahre: 

« So ist das Leben, dem Bedürfnisse des Verkehrs gehorchend, 
ohne dass sich das Gesetz darum bekümmert hat, vorwärts 
gegangen, und wir sind überzeugt, dass, wenn einmal der Check 
eine gewisse Grenze der Verbreitung überschritten hat, derselbe 
mit raschen Schritten zu grosser Wirksamkeit gelangen wird. 
Da scheint uns nun an der Zeit zu sein, dass der Gesetzgeber 
dem neuen Institute die rechtliche Bahn anweise, die Freiheit 
des Verkehrs, aber auch die Sicherheit desselben ins Auge 
fasse, und für das Institut die entsprechende juristische Formel 
suche, welche dasselbe beherrschen soll.» 

In den durch Munzinger angedeuteten Grenzen würde auch, 
ich eine gesetzliche Regelung des Check für unbedenklich 
halten. Aber schon Munzinger selbst scheint von dem Bedürfnis 
nicht mehr überzeugt gewesen zu sein, zu der Zeit, als er den ersten 
Entwurf des Obligationenrechtes ausarbeitete, in den der Check- 
titel seines Handelsrechtscntwurfes nicht herübergenommen ist. 

Ganz und gar nicht von der Zweckmässigkeit des Titels XXX 
des Obligationcnrechtes überzeugt ist aber Zoller, bis jetzt der 
einzige monographische Bearbeiter des schweizerischen Check- 
rechts. 

Er hält andere Papiere fiir mindestens ebenso geeignet, 
dem Checkvcrkchre zu dienen. Namentlich macht er mit Recht 
auf den Mangel an wesentlichen Unterschieden zwischen Check 
und Sichtwechsel aufmerksam : >) 

tDer gezogene, bei Sicht zahlbare Wechsel und der Check 
unterscheiden sich mithin nur in folgenden Punkten: 

^) Zoller, Der Check des schweizerischen Obligationcnrechtes. Fraucn- 
feld, 1885, S. 36. 
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1. Für ungedeckte Ausstellung eines Check tritt jene Strafe 
von 5 ^/o ein. Ist nun diese Strafe etwas Wesentliches ? Bin 
ich in einer besseren Lage, wenn ich von einem Betrüger — 
und das ist doch jeder, der einen ungedeckten Check ausstellt — 

die Summe s -| — - — verlangen kann, als wenn ich nur die 

Summe s zu fordern habe? Entschieden nein! 

2. Beim präjudizierten Check geht der Regress gegen den 
Aussteller nicht absolut verloren, mit anderen Worten, soweit 
Bereicherung des Ausstellers vorliegt, ist die Klage eine 
wechseh-echtliche, während sie ceteris paribus beim Wechsel eine 
civilrechtliche ist. Und auch diese Unterschiede sind vom 
Gesetzgeber erst künstlich gemacht worden!» 

Und im weiteren zieht Zoller recht energische Schluss- 
folgerungen. 

«Für den Check war und ist im S. O.-R. vernünftiger- 
weise kein Raum. Wollte man ein mit materieller und formeller 
Wechselstrenge ausgestattetes Papier, so genügte der bei Sicht 
zahlbare gezogene Wechsel, den man, w^ie das im englischen 
Recht der Fall ist, Check hätte benennen können ; wollte man 
ein Papier mit bloss materieller Wechselstrenge, so genügte die 
Orderanweisung des Art. 839; wollte man ein nichtindossables 
Papier, so genügte die gewöhnliche Anweisung. Dem Kauf- 
mann können wir bloss den Rat geben, sich nie des Check, 
wie er im S. O.-R. normiert ist, zu bedienen, sondern der Order- 
Anweisung; denn, abgesehen von der verschiedenen Behand- 
lung im Prozess, kann er mit ihr unter Umständen Zinsen 
lukrieren, dann, w-enn der Inhaber den angewiesenen Betrag 
längere Zeit einzuziehen verabsäumt, was beim Check unmöglich 
ist, da er schon in fünf resp. acht Tagen zur Zahlung präsen- 
tiert werden muss.» 

Schon allein der Grund, dass eine besondere Regelung 
dieses neuen Papieres mit Namen Check durch das Vorhanden- 
sein denselben Zwecken dienender anderer Papiere unnötig 
erschien, würde mir genügen, mit Zoller die schweizerische 

Dr. Fick, Der Check. 10 



— 146 — 

Checkgesetzgebung zu verwerfen. Denn ein unnötiges Ge- 
setz ist ein schlechtes Gesetz. 

Vollends die Thatsache aber, dass in der schweizerischen 
Bankpraxis die Bestimmungen des Gesetzes zum grossen Teil 
missachtet werden, zwingt mich zur Gegnerschaft. Denn ein 
nicht gehaltenes Gesetz wirkt unsittlich. 

Endlich steht im Gebiet der schweizerischen Eidgenossen- 
schaft kein Bundesgesetz, das lästige Stempelsteuern anordnet, 
der freien Entwicklung des Checkverkehrs auf der Grundlage 
der bestehenden bürgerlichen Gesetze im Wege. Es hätte der 
Bund daher sehr wohl es den einzelnen Ständen, die eine 
stempelsteuerliche Belästigung ihres Handelsverkehrs für ange- 
messen hielten, überlassen können, von sich aus, bei Gelegenheit 
des Erlasses von Stempelsteuergesetzen, einen stempelfreien 
Check festzustellen. Steht es ja thatsächlich den Kantonen 
auch heute noch frei, nach ihrem Belieben den obligationenrecht- 
lichen Check zu besteuern oder nicht. Denken wir z. B. nur 
an das Berner Stempelgesetz, welches auch den Check dem 
Wechselstempel unterwirft, falls er länger als sieben Tage 
Umlauf hat. 

Aus diesen drei Hauptgründen komme ich aber zu dem 
Schluss : für die Schweiz das Bedürfnis der gesetzlichen Regelung 
des Check Wesens rundweg zu leugnen. Ja, ich gehe sogar noch 
weiter, indem ich eine A b s c h a f f u n g des bestehenden Check- 
gesetzes für . wünschenswert halte, und selbst einer Verbes- 
serung desselben vorziehen würde, denn «pessimae leges, 
plurimae leges.» 

§ 21. 

Das Bedürfnis der gesetzlichen Regelung in anderen 

Staaten. 

Die Gründe, welche mich veranlassen, für die Schweiz das 
Bedürfnis zu verneinen, liegen in andern Staaten nicht gleich- 
massig vor. 
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In Frankreich, welches die ältesten Bestrebungen in dieser 
Hinsicht auf dem Kontinent aufweist, muss ich dasselbe schlecht- 
hin anerkennen. Nicht nur, dass es für eine gedeihliche Ent- 
wif klung nötig war, die hemmenden Steuerschranken auf gesetz- 
lichem Wege zu durchbrechen, sondern auch die bestehenden 
Gesetze waren nicht geeignet, dem Checkwesen zur Grundlage 
zu dienen. 

Einerseits war das Blankoindossament ausgeschlossen und 
daher die Inhaberstellung des Sichtwechsels unmöglich gemacht. 

Diesen Nachteil vermochte man zwar durch den Quittungs- 
check zu umgehen, der aber das Wesen des Check mehr zu ver- 
schleiern als zu popularisieren geeignet war. Ferner war der 
Platzwechsel verboten, was nahezu einer Ausschliessung des 
Check von den Vorteilen des Wechselrechts gleichkam. Letzterer 
Grund würde für die heutigen Zustände nicht mehr zutreffen, 
da das Gesetz vom 7. und 8. Juni 1894*) endlich auch dem 
Platzwechsel den französischen Markt eröffnet hat, nachdem 
auch dieses dringende Bedürfnis durch Umgehung des Gesetzes 
während Jahrzehnten befriedigt worden war, indem beispielsweise 
die Pariser Kaufleute ihre in Paris zahlbaren Wechsel t Ver- 
sailles» datierten. Aber schon der steuerpolitische Grund war 
ausreichend, ein Bedürfnis nach gesetzlicher Regelung des Check- 
rechtes fühlbar zu machen. Diesem Bedürfnisse wäre man jedoch 
besser entgegengekommen, wenn man auch, ähnlich wie im 
deutschen Wechselstempelgesetze, die Steuerbefreiung ohne alle 
Vorsichtsmassregeln in kurzen Worten ausgesprochen hätte. 
Gleichzeitig die Inhaberstellung und die Platzanweisung gesetzlich 
zu gestatten, wäre allerdings auch nicht vom Übel gewesen. 
In Deutschland war schon durch das Gesetz vom 10. Juni 1869 
eine Entwicklung des Checkverkehrs ermöglicht worden, und es 
hat auch die deutsche Geschäftswelt bereits ausgiebigen Gebrauch 
davon gemacht. Wenn trotzdem heute noch nicht die For- 
derung nach einem geschriebenen Checkrechte verstummt ist. 



') Loi ayant pour objet de modifier les Art. iio, 112 et 632 du code de 
commerce sur la lettre de change. Journal officiel du 8 juiii 1894. 
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so liegt das in den besonders zerrissenen Rechtsverhältnissen 
im Gebiet des deutschen Reiches und der damit im Zusammen- 
hang" stehenden Rechtsunsicherheit. Auch ich muss für Deutsch- 
land das Bedürfnis der gesetzlichen Regelung des Checkrecbtes 
anerkennen. Was die Bedürfnisfrage in Österreich anbetrifft, so 
scheint mir bei den schon alten stempelsteuerlichen Vorschriften 
und dem einheitlichen Rechtszustande ein zwingender Grund 
für eine besondere Checkgesetzgebung nicht vorzuliegen, wohl 
aber ist das bestehende Recht so wenig für den Check geeignet, 
dass eine gesetzliche Regelung, wie sie vorgeschlagen ist, recht 
nützlich zu wirken vermag, wenigstens nicht, wie in der Schweiz, 
völlig überflüssig scheint. 

Wenn im Jahr 1900 das bürgerliche Gesetzbuch für das 
Deutsche Reich Gesetzeskraft erhalten wird, so wird die Bedürf- 
nisfrage sich verschieben, und ähnlich wie heute in Österreich 
zu entscheiden sein. Alsdann könnte ich auch für Deutschland 
kein dringendes Bedürfnis mehr anerkennen, wohl aber einer 
geeigneten Checkgesetzgebung den Nutzen nicht absprechen. Es 
mag übrigens bei dieser Gelegenheit daran erinnert werden, dass 
ein Teil Deutschlands bereits heute ein eigentliches Checkgesetz 
besitzt, nämlich die Reichslande Elsass und Lothringen das 
französische vom 15. Juni 1865. 
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KAPITEL IV. 

Die Form des Checks. 



§ 22. 

Die Schriftlichkeit. 

Schon aus der ganzen Geschichte des Check geht hervor, 
dass er heute in allen Ländern an die schriftliche Form gebunden 
ist. Wenn wir von einem mündlichen Ursprung des Check im 
alten Rom reden, so ist das in demselben Sinne zu verstehen, 
wie wenn wir den Ursprung des Wechsels in der Mündlichkeit 
suchen, und doch wird kein Mensch behaupten wollen, dass 
wir heutzutage noch an einep mündlichen Wechsel denken 
könnten. Ebenso absurd wäre es, daran zu zweifeln, dass die 
schriftliche Form für unsern modernen Check wesentlich ist. 
Es ist selbstverständlich, dass das S. O.-R. in dieser Beziehung 
keine Ausnahme macht, und braucht eigentlich nicht erst weit- 
läufig bewiesen zu werden; aber selbst wenn dieser Beweis 
gefordert würde, so wäre es nicht schwer, ihn zu erbringen. 
Denn wenn das Gesetz unter den wesentlichen Erfordernissen 
des Check die Unterschrift des Ausstellers nennt, so kann kein 
Zweifel mehr darüber bestehen, dass das Gesetz auch die schrift- 
liche Form des Check überhaupt als ein wesentliches Erfordernis 
betrachtet. Auch über die Zweckmässigkeit dessen, dass der 
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Check notwendigerweise schriftlich sein müsse, lange Worte zu 
verlieren, ist bei der Klarheit der geschichtlichen Entwicklung 
völlig unnütz. Unter Check stellen wir uns eben heute ein 
bestimmtes Schriftstück vor, und einen mündlichen Zahlungs- 
auftrag Check zu nennen, würde Niemandem mehr einfallen. Eine 
andere Frage lässt aber unser Gesetz unbeantwortet, obwohl 
sie eventuell von hoher praktischer Bedeutung werden könnte. 
Was betrachten wir als schriftlich? Etwa nur, was mit der 
Hand geschrieben ist? Oder dürfen wir auch eine Schreib- 
maschine benutzen? Oder gar die Druckerpresse? Dürfen wir 
einen Gummistempel aufdrücken, ohne das Erfordernis der 
Schriftlichkeit zu verletzen? Ist die Form etwa an gewisse 
Materialien, Feder und Tinte gebunden, und der Bleistift aus- 
geschlossen ? Muss auf Papier oder kann auch auf andere Stoffe, 
Pergament, Holztäfelchen und dergleichen geschrieben werden ? 

Auf alle diese Fragen bleibt uns das Gesetz die Antwort 
schuldig und wohl mit Recht, denn im konkreten Falle wird 
es fiir den Richter nicht schwer sein zu unterscheiden, ob eine 
ernsthafte Schrift oder nur eine Spielerei, oder sonst etwas 
nicht zu beachtendes vorliege. Und von vornherein das Erfor- 
dernis der Schriftlichkeit eng zu fassen, wäre eine Ungerechtig- 
keit. Wird ja doch sogar der Normalfall sein, dass in ein und 
demselben Check verschiedene der angezogenen Möglichkeiten 
thatsächlich benutzt werden, indem der Checkaussteller ein For- 
mular benutzt, auf welchem die in allen Fällen gleichbleibenden 
Bestandteile des Check vorgedruckt sind, und er die übrigen 
handschriftlich einträgt. Es liegt nun kein Grund vor, gesetzlich 
zu verbieten, dass etwa ein grosses Geschäft, das täglich hun- 
derte von Daten schreiben muss, sich der Einfachheit halber 
eines Datumstempels bedient. 

Es ist auch nicht einzusehen, warum jemand, der auf der 
Börse einen Check in Zahlung giebt, denselben nicht mit dem 
leicht mit zu fuhrenden Bleistift ausftillen dürfte u. s. w. 

Aus diesen praktischen Gründen, glaube ich, ist das gesetz- 
liche Erfordernis der Schriftlichkeit im weitesten Sinne zu inter- 
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pretieren. Dabei verkenne ich nicht, dass unter Umständen in 
andern Gesetzgebungen Einschränkungen vorhanden sein können. 
Wenn z. B. das französische Gesetz vom 19. Februar 1874 
Art. 5 Absatz III vorschreibt, dass das Datum von der Hand 
dessen geschrieben werden müsse, der den Check schreibt, so ist 
klar, dass hier unter « schreiben > nur handschriftliches Schreiben, 
nicht Stempeln oder Drucken gemeint sein kann, und doch 
sind wir auch in Frankreich genötigt, eine nicht ganz auf die 
« Handschriftlichkeit * beengte Auslegung des Begriffes der 
Schriftlichkeit anzuwenden, da auch dort die Benutzung vorge- 
druckter Formularien üblich ist. 

Für die Schweiz ist aber die alleru'eiteste Auslegung die 
richtige, so dass der Check also ganz gedruckt oder mit der 
Schreibmaschine geschrieben oder gestempelt sein kann. Ebenso 
ist das Material für das Gesetz völlig gleichgültig. Ob Feder 
und Tinte oder Bleistift, ob Papier oder Bast oder Fell u. s. w. 
benutzt wurde, bleibt fiir das Gesetz ohne Belang. Wohl aber 
muss ich hier darauf aufmerksam machen, dass diese weite 
Auslegung durch Vertrag aufs allerengste eingeschränkt werden 
kann, ja dass es sogar üblich ist, dass die Checkbanken solche 
enge Einschränkungen im Checkvertrag sich ausbedingen. Bei- 
spielsweise erklärt sich die Schweizerische Kreditanstalt in Zürich 
nur dann bereit, Checks ohne Avis einzulösen, wenn sie auf 
ganz bestimmten, von ihr ausgegebenen Formularien ausgestellt 
sind, oder wird jede vorsichtige Bank nur dann einen Check 
einlösen, wenn die handschriftliche Vergleichung der Unterschrift 
auf dem Check und der bei ihr deponierten Handschrift des 
Kunden übereinstimmt. Auf letzteren Fall werde ich in § 34 
näher eingehen. Aber darüber, was als schriftlich anzusehen 
sei, lassen sich keine allgemeinen Regeln aufstellen, sondern die 
Frage, ob das Erfordernis der Schriftlichkeit erfüllt sei, wird 
stets eine quaestio facti bleiben. 

Auch Zoller 1) ist der Ansicht, dass die Schriftlichkeit in 
erweiterndem Sinne zu interpretieren sei und fuhrt daftir Eng- 



1) Zoller; Der Check des S. O.-R., S. 1$. 
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land als Vorbild an, wo sogar im Gesetz ausdrücklich anerkannt 
ist, dass unter dem Begriffe schreiben auch das Drucken mit 
inbegriffen sei. Ebenso kann man dafür, dass das Material 
nicht gesetzlich bestimmt sei, das englische Vorbild anrufen. 
Die englischen Gerichte haben das mehrfach anerkannt. ^) 

§ 23. 

Duplikate und Kopien. 

Dass der Check ein Schriftstück sei, haben wir im vorigen 
Paragraphen besprochen. Es bleibt uns nun übrig, näher darauf 
einzugehen, wie dieses Schriftstück beschaffen ist. In der Litte- 
ratur ist hart darüber gestritten worden, ob der Check von Natur 
ein Solapapier sei, oder wie beim Wechsel Duplikate und Kopien 
desselben verwendet werden können. 

Suchen wir die Frage für das S. O.-R. zu beantworten, 
so haben wir eine verhältnismässig einfache Aufgabe. Eine 
Verbindung des Art. 836 mit Art. 783—789 ergiebt, dass 
sowohl Duplikate als Kopien des Check zulässig sind, denn die 
meisten Bestimmungen der Art. 783—789 stehen mit den 
Be'Stimmungcn des Titels XXX in keinem Widerspruche. Ich 
lasse sie hier in dem Wortlaut, wie er für den Check bereinigt 
ist, folgen: 2) 

CAecJkduplikate. 

«Art. 783. Der Aussteller eines Check ist verpflichtet, dem 
Checkvi€cvn\^r auf Verlangen mehrere gleichlautende Exemplare 
des Check zu überliefern. 

Dieselben müssen im Kontexte als Prima, Sekunda, Tertia 
u. s. w. bezeichnet sein, widrigenfalls jedes Exemplar als ein 
für sich bestehender Check \^o\2icheck) erachtet wird. 

Auch ein Indossatar kann ein Duplikat des Check verlangen. 

1) Vgl. Kapp, S. 20; Cohn: Zur Lehre vom Check, S. 426; Walker, S. 57. 

2) Vgl. § 16 «Das schweizerische Checkgesetz.» 
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Er muss sich dieserhalb an seinen unmittelbaren Vormann 
wenden, welcher wieder an seinen Vormann zurückgehen muss, 
bis die Aufforderung an den Aussteller gelangt. 

Jeder Indossatar kann von seinem Vormanne verlangen, dass 
die früheren Indossamente auf dem Duplikate wiederholt werden. 

Art. 784. Ist von mehreren ausgefertigten Exemplaren 
das eine bezahlt, so verlieren dadurch die andern ihre Kraft. 

Jedoch bleiben aus den übrigen Exemplaren verhaftet * der 
Indossant, welcher mehrere Exemplare desselben Checks an ver- 
schiedene Personen indossiert hat, und alle spätem Indossanten, 
deren Unterschriften sich auf den bei der Zahlung nicht zurück- 
gegebenen Exemplaren befinden, aus ihren Indossamenten.» 



Aber selbst im S. O.-R. ist es kontrovers, ob obenstehende 
Bestimmungen auf den Check Anwendung finden. Hafner, in 
seinem Kommentar zum S. O.-R., Art. 836, Anm. i, sagt: 

tDa die Annahme des Check nicht statthaft, Art. 834, 
Abs. I, demnach der Grund fiir Ausstellung von Duplikaten 
wegfallt, so wird die Anwendung der Art. 783 — 786, gleich 
wie beim eigenen Wechsel ausgeschlossen sein. » ^) 

Daran ist nur richtig, dass nicht der Grund, sondern ein 
Grund von vielen Gründen zur Ausstellung von Duplikaten 
durch Art. 834 Abs. i ausgeschlossen wird. Ich habe deshalb 
auch im Texte alle auf die Acceptation bezüglichen Stellen des 
Gesetzes als mit Titel XXX im Widerspruch stehend ausge- 
merzt. Es bleibt aber, wie wir sehen, trotzdem von den Art. 
783 — 84 noch genug stehen, was wohl in Einklang mit Titel XXX 
zu bringen ist. Ich habe denn auch als Bundesgenossen Hafner 
gegenüber ZoUer^), und auch Cohn,^) der allerdings meint, es werde 
in den seltensten Fällen jemand Gebrauch davon machen. Auch 



') Dieselbe unrichtige Argumentation bringt Nouguier für das französische 
Recht vor. Nouguier, S. 29. 

8) A. a. O.. S. 29. 

8) G. Cohn: Die neueren Checkgesetzgebungen und Check gesetzenl würfe 
in Z. f. vergl. R-W.. XII. S. 
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ich bin der Ansicht, dass namentlich die Bestimmungen des 
Art. 783 Abs. III und IV selten oder nie angewendet werden, 
weil sie wegen der kurzen Präsentationsfrist des Check unprak- 
tisch erscheinen. Wohl aber kann es vorkommen und kommt 
vor, dass der Aussteller von sich aus zur Sicherung gegen 
Gefahren des See- oder Landtransportes, des Abhandenkommens 
bei unsichern Zeitläuften, Revolution, Krieg, gegen Diebstahl 
u. s. w. Duplikate ausstellt. Gegen Zollers Behauptung, dass 
die Duplierung zur Sicherung gegen Gefahren des überseeischen 
Verkehrs ausgeschlossen sei, kann ich die praktische Erfahrung 
setzen, dass mir bereits mehrere Checks eines amerikanischen 
Hauses, die in Duplikaten auf verschiedenen Dampfern verwendet 
wurden, auf eine zürcherische Bank unter die Hände gekommen 
sind. Unter diesen Umständen, da Checkduplikate thatsächlich 
verwendet werden, ist es nur zu begrüssen, dass Art. 784 als 
nicht im Widerspruch zu Titel XXX stehend das Publikum 
vor Missbrauch der Checkduplikate schützt. 

Um so mehr ist es zu bedauern, dass der neue deutsche 
und der neue österreichische Entwurf von Bestimmungen über 
Duplikate völlig Abstand nehmen. Die Meinung, der Check 
sei nicht duplikabel, scheint überhaupt weit verbreitet zu sein. 
In Frankreich ist die frage kontrovers. In Italien sind Dupli- 
kate ausgeschlossen. In Spanien gelten sie nur nach AnnuUation 
des Originals und mit ausdrücklicher Einwilligung des Bezogenen. 
Allein England und Amerika anerkennen zweifellos die Berech- 
tigung der Duplikate. Die Begründung *) zum deutschen Ent- 
wurf macht sich die Sache bequem, indem sie, ohne näher 
darauf einzutreten, rundweg das Bedürfnis leugnet. Es ist dies 
Verfahren um so mehr zu tadeln, als drei so bedeutende Handels- 
kammern wie Hamburg, Mannheim und Mülhausen, ausdrücklich 
für die Möglichkeit der Duplierung eintreten, und ein dringendes 
Bedürfnis für die Ausstellung von Duplikaten anerkennen. 

Was nun die Kopien anbetrifft, so liegt die Sache wesent- 
lich anders, wenigstens in Beziehung auf das Bedürfnis. Die 

') S. 36. 
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soeben angeführte Handelskammer Mülhausen spricht sich aus- 
drücklich gegen die Zulassung der Kopien aus. Bunzl^) 
behauptet direkt, dass Checkkopien nicht vorkommen. Der 
deutsche Entwurf, § 6 Abs. II und der österreichische Entwurf 
S 7 sprechen ausdrücklich dem auf einer Kopie befindlichen 
Indossament die checkrechtliche Wirkung ab und die erläuternden 
Bemerkungen-) zum Ö. E. begründen das folgendermassen : 

c Checkkopien können nicht indossiert werden, das Indos- 
sament muss auf dem Originalcheck stehen. Diese Abweichung 
scheint begründet, weil eine Acceptierung des Check nicht 
stattfindet, womit die eigentliche Ursache der Zulassung von 
Indossamenten auf Abschriften entfällt, und weil gerade die 
Unterschrift des Ausstellers unter den KontroUmassregeln, durch 
die sich der Bezogene vor Schaden aus der Einlösung falscher 
Checks zu sichern sucht, die hervorragendste Bedeutung hat. > 

Wenn diese Argumentation auch durchaus richtig ist, so 
glaube ich doch nicht, dass sie die ausdrückliche Ungültigerklärung 
der Indossamente auf der Kopie genügend rechtfertigt. Eine 
Feststellung dessen, dass der Bezogene nicht verpflichtet ist, 
auf Präsentation der Kopie zu zahlen, würde zu einer Sicherung 
ausreichen. Allerdings kann ich mir kaum vorstellen, wieso 
jemand ein Interesse an Ausfertigung einer Checkkopie haben 
könnte. Nichtsdestoweniger muss ich aber mit Cohn zugeben, 
dass das S. O.-R. die Checkkopie nicht ausschliesst, da auch 
die diesbezüglichen Bestimmungen dem Titel XXX nicht direkt 
widersprechen, und lasse ich daher hier den bereinigten Gesetzes- 
text folgen: 

CAecirkopien. 

«Art. 787. CAfckkop'ien müssen eine Abschrift des CAeck 
und der darauf befindlichen Indossamente und Vermerke ent- 
halten und mit der Erklärung: «bis hierher Abschrift (Kopie)» 
oder mit einer ähnlichen Bezeichnung v'ersehen sein. 

In der Kopie ist zu bemerken, bei wem * das in Verwah- 
rung gegebene Original des C/ieck anzutreffen ist. 



1) Bunzl, S. 34. 

2) S. 20. 
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Das Unterlassen dieses Vermerkes entzieht jedoch der 
indossierten Kopie nicht ihre c/ieckmässige Kraft. 

Art. 788. Jedes auf einer Kopie befindliche Original- 
indossament verpflichtet den Indossanten ebenso, als wenn es 
auf einem Originslc/ieck stünde. 

Art. 789. Der Verwahrer des OriginaicA^ck ist verpflichtet, 
denselben dem Besitzer einer mit einem oder mehreren Original- 
indossamenten versehenen Kopie auszuliefern, sofern sich der- 
selbe als Indossatar oder auf andere Weise zur Empfangnahme 
legitimiert. 

Wird der OriginalcAeck vom Verwahrer nicht ausgeliefert, 
so ist der Inhaber der C/iec^kopie nur nach Aufnahme des 
Protestes, welcher feststellt ^ dass das in Verwahrung gegebene 
Original ihm vom Verwahrer nicht verabfolgt worden ist, Regress 
* auf Zahlung gegen diejenigen Indossanten zu nehmen berech- 
tigt, deren Originalindossamente auf der Kopie befindlich sind. 



S 24. 



Anweisung oder Quittung? 

Über die wesentlichen Erfordernisse des schweizerischen 
Check giebt uns der Art. 830 des S. O.-R. Auskunft. Ein 
jedes Papier, das diesen Erfordernissen entspricht, ist nach 
S. O.-R. ein Check. Wenn nun auch die Anweisungsform in 
der Schweiz die grosse Regel bildet, so ist doch einer Quittung, 
die allen Erfordernissen des Art. 830 entspricht, die Check- 
qualität nicht abzusprechen. Beispielsweise würde eine Urkunde 
folgenden Wortlautes zweifellos einen Check nach S. O.-R. 
darstellen. 

Zürich, den siebzehnten Mai 1896. 
Durch diesen Check bescheinige ich, von Herrn Max Müller 
in Zürich die Summe von eintausend Franken erhalten zu haben. 

Konrad Meyer. 
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Es steht kein gesetzlicher Grund entgegen, eine solche 
Urkunde als Check gelten zu lassen, wohl aber ist die gebräuch- 
liche Form eine andere, und es ist mir nicht bekannt geworden, 
dass wesentliche Abweichungen von dem auf Seite 1 3 1 abgedruckten 
Formular, wie es die Schweizerische Kreditanstalt in Zürich zu 
verwenden pflegt, an irgend einem Orte in Gebrauch wären. 

In der schweizerischen Litteratur ist diese Frage wenig 
erörtert. Munzinger hatte in seinem Handelsrechtsentwurf nur 
den Anweisungscheck gesetzlich anerkennen wollen. Zoller *) 
ist auch der Meinung, dass der Quittungscheck unter Vorbehalt 
der Erfüllung der wesentlichen Erfordernisse des Art. 830 zwar 
zulässig, aber nicht üblich sei. 

Folglich ist Cohn2) wohl berechtigt, bei seiner Aufzählung 
der Länder mit Anweisungscheck die Schweiz mitzunennen. 
Im Vaterlande des Checkverkehrs, England, und ebenso in 
Nordamerika ist die Anweisungsform die einzig zulässige Form 
des Check. Die Geschichte aber und auch die Betrachtung 
des heutigen Checkverkehrs in verschiedenen Ländern lehrt uns, 
dass auch die Quittungsform nicht unerhebliche Ausbreitung 
besessen hat und noch heute besitzt. Die mittelalterlichen Checks, 
die Quittanzien, zeigen schon durch ihren Namen die Zugehörig- 
keit zur Quittungsform. Holland hat Quittungs- und Anweisungs- 
form ausdrücklich anerkannt und es wiegt die Quittungsform nach 
Cohn^) dort vor. In Deutschland war die Quittungsform sogar 
im Reichsbankverkehr bis 1882 die allein übliche, wurde für 
die Reichsbank und die übrigen an der Abrechnungsstelle teil- 
nehmenden Bankhäuser allerdings in diesem Jahre durch Anwei- 
sungschecks ersetzt, aber noch bis heute haben bedeutende 
deutsche Firmen für ihre Checks an der Quittungsform festge- 
halten. Der auffallendste Zustand in dieser Beziehung besteht 
in Frankreich, wo vor 1865 der Quittungscheck infolge der 
Stempelsteuerverhältnisse der einzig mögliche war. Der Check- 
gesetzentwurf vom 16. Februar 1865 wollte beide Formen 



*) ZoUer, a, a. O., S. 14. 

«) Cohn: Zur Lehre vom Check, in Z. f. v. R.-W., I, 431—432. 
Dr. Fiele, Der Check. 11 
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zulassen, das Gesetz vom 14. Juni 1865 aber hat ganz bewusst 
die Quittungsform ausgeschlossen. Trotzdem aber hat sich 
dieselbe im französischen Checkverkehr bis zum heutigen Tage 
zu halten vermocht und zwar in nicht geringem Umfange. In 
der Litteratur wird nun die Frage lebhaft erörtert, wie die 
rechtliche Stellung der Quittungschecks sei. Panhard führt 
verschiedene Urteile an, die die Anweisungsform als die c seule 
forme legale des cheques» bezeichnen, eines von Nantes vom 
6. Juli 1861,^) eines von Orleans vom 20. August 1871, welches 
von der Cour de Cassation am 4. Mai 1872 bestätigt wurde. 
Trotzdem ist Panhard gegenteiliger Ansicht. Lyon-Caen und 
Renault 2) dagegen erklären es für unlogisch, dass eine Form, 
die der Gesetzgeber wissentlich aus dem Gesetzestext ausmerzte, 
dieselbe Wirkung üben sollte als die, die er einmal, ob mit 
Recht oder mit Unrecht, ist gleichgültig, gewählt hat. Sie kon- 
struieren daher fiir den Quittungscheck gegenüber dem «cheque 
mandat » den Nachteil, dass er widerruflich sei, (welcher Be- 
hauptung allerdings ein Pariser Urteil vom 3. März 1864, das 
den regus die Eigenschaft einer ohne Indossament übertrag- 
baren Cession zuerkennt, widerspricht) und den Vorteil, dass 
er nicht notwendigerweise auf Sicht lauten müsse, sondern auf ein 
festes Datum oder nach Sicht lauten könne. Dieser letztere Grund 
allein würde bei den eingewurzelten französischen Handelsgewohn- 
heiten genügen, das Verharren bei der Quittungsform erklärlich 
zu machen. Es kommt aber noch hinzu, dass seit dem Gesetz 
vom 23. August 1871 Quittungs- und Checkstempel 10 Cts. 
betragen, also beide Formen gleichmässig belastet waren, und 
seit der Erhöhung des Stempels für Distanzchecks (1874) für 
letztere die Quittungsform sogar eine Stempelsteuerersparnis 
ermöglichte. 

Im grossen Ganzen muss man aber anerkennen, dass die 
Quittungsform auch da, wo sie heute noch üblich ist, im Rück- 
gange begriffen ist. Trotzdem ist die Ausschliessung derselben 

*) Wohl ein Druckfehler. 
*) § 599. 
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von der gesetzlichen Regelung, wie sie der deutsche und der 
österreichische Entwurf planen, nicht gerechtfertigt. Der deutsche 
Entwurf nennt § i Nummer 2 unter den Erfordernissen des Check: 

tdie an eine Person oder Firma gerichtete Aufforderung 
des Ausstellers, aus seinem Guthaben eine bestimmte Geldsumme 
zu zahlen t. 

Bemerkenswert ist, dass dieses Erfordernis der «Aufforde- 
rung* in den älteren Gestaltungen des deutschen Entwurfes fehlt 
und erst in den Bundesratsverhandlungen dazu gekommen ist. 

Der österreichische Entwurf nennt unter den Erfordernissen 
(!< 2 Nr. 5): 

« die an den Bezogenen gerichtete Aufforderung des Aus- 
stellers, aus seinem Guthaben eine bestimmte Geldsumme zu 
bezahlen; in der Aufforderung darf die Zahlung nicht von 
einer Gegenleistung des Zahlungsempfängers abhängig gemacht 
werden » . 

Die Begründung^) zum deutschen Entwurf motiviert die 
Wahl des Wortes c Aufforderung > damit, dass bei Gebrauch 
des Wortes «Anweisung» das Missverständnis möglich gewesen 
wäre, der Check folge den Rechtsregeln über Anweisung. 

Die Ausschliessung des Quittungscheck von der gesetz- 
lichen Regelung wird durch den Widerspruch, der zwischen 
dieser Form und dem eigentlichen Rechtsinhalt besteht, begründet. 
Ausserdem wird als massgebend für den Gesetzgeber angeführt, 
dass diese Form seit der Abschaffung durch die Teilnehmer an 
der Berliner Abrechnungsstelle an Bedeutung verloren habe ; es 
liege daher kein hinreichendes Bedürfnis vor, einer in die Form 
einer Quittung eingekleideten Anweisung eine andere rechtliche 
Bedeutung beizulegen als ihr nach den bestehenden Bestim- 
mungen des bürgerlichen Rechts zukommt. 

Die erläuternden Bemerkungen zum österreichischen Ent- 
wurf schweigen sich über den Grund der Ausschliessung der 
Quittungsform völlig aus. Es ist das um so bedauerlicher, als 
gerade über diese Frage in der Litteratur heftig und zum Teil 

1) S. i8 u. S. 30. 
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mit sehr wenig stichhaltigen Gründen gekämpft worden ist. Der 
österreichische Entwurf kommt, daher in den Verdacht, sich 
diese Gründe angeeignet zu haben. Dieselben wurden am meisten 
erörtert bei Anlass der französischen Checkgesetzgebung. 

Das «Expose des motifs du projet de loi du budget de 
rannte 1865 » spricht von den grossen Vorteilen, die der cheque 
mandat vor dem cheque re^u habe, und fuhrt namentlich an, 
dass der Quittungscheck unbedingt Inhaberpapier sein müsse 
und folglich bei Verlust eher Gelegenheit biete, vom unehrlichen 
Finder ausgenutzt zu werden, während der Anweisungscheck 
durch Namenstellung diese Gefahr vermeiden könne. Femer sei 
der Anweisungscheck leichter übertragbar, da man ihn auch, 
wenn der Aussteller unbekannt sei, lieber von dem benannten 
Remittenten nehme als von einem Inhaber des regu. 

Die vorstehende Argumentation ist mir einfach unver- 
ständlich, da einesteils der Anweisungscheck ebenfalls Inhaber- 
papier sein kann und ich als Checknehmer von einem mir 
bekannten Remittenten oder Inhaber gleich gern einen Check 
annehme, ob sein Name auf dem Papier steht oder nicht. Das 
Ausschlaggebende ist hierbei nur das, ob ich Vertrauen zu 
meinem Vormann habe oder nicht. 

Darimon in seinem Rapport in der französischen Kammer 
klagt den Quittungscheck an, er enthalte «un mensonge com- 
merciaU, weil er nicht nach, sondern schon vor der Zahlung 
ausgefertigt werde und folglich kein bereits geschehenes, sondern 
ein zukünftiges Ereignis beurkunde. Lyon-Caen und Renault ') 
bezeichnen diese Erwägung mit Recht als kindisch, da es ja 
jedem bekannt ist, dass täglich Quittungen ausgestellt werden, 
bevor die Zahlung thatsächlich eingegangen ist. Es ist das 
nicht nur im Wechselverkehr der Fall, wo häufig gleich das 
quittierte Papier präsentiert wird, sondern, wie Jedem bekannt 
sein dürfte, gehört die Zusendung quittierter Rechnungen zu 
den allerüblichsten Vorkommnissen im geschäftlichen Klein- 
verkehr, und wird es Niemandem einfallen, sich über diesen 
«mensonge commercial» zu entrüsten. 

1) § 552, Anm. 2, S. 376. 
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Aber nicht nur als eine «forme menteuse», sondern auch 
als eine «forme incommodet greift Darimon den Quittungs- 
check an und ruft mit Emphase aus : *) 

«Wie kann man den Namen des Remittenten in eine 
Quittung einfügen? Wie kann man bei einem solchen Papier 
die Möglichkeit der Übertragung durch Indossament erreichen r 
Wie kann man es im Falle der Nichtzahlung protestieren?» 

Nichts leichter, als die Antwort auf diese Fragen zu geben. 
Der Handelsverkehr kennt schon lange auf einen bestimmten 
Namen oder an Order lautende Quittungen, bei welchen eine 
Übertragung durch Indossament sich ganz von selbst versteht. 
Warum nun aber ein Notar einen Protest über eine Quittung, 
die nicht bezahlt wurde, nicht ebenso gut aufnehmen könnte 
wie über eine Anweisung, kann ich vollends nicht einsehen. Im 
Grunde genommen ist auch die Quittung nichts anderes als ein 
allerdings etwas verdeckter Zahlungsauftrag und wird erst in der 
Hand dessen, dem quittiert wird, zur wirklichen Quittung, d. h. 
zum Beweismittel fiir die geleistete Zahlung. 

Aber selbst wenn die von Darimon an der Quittungsform 
gerügten Unbequemlichkeiten wirklich bei genauerer Betrachtung 
sich als bestehend erweisen würden, so wäre das noch lange 
kein Grund, diese Form gesetzlieh zu ächten. Die am Check- 
verkehr beteiligten Personen würden die Form doch sicher nur 
dann wählen, wenn sie irgend ein Interesse daran hätten. Für 
Frankreich machen ganz richtig Lyon-Caen und Renault auf 
einen Punkt aufmerksam, in dem sich die Quittungsform vorteil- 
haft von der Anweisungsform unterscheidet. Sie ist die einzige 
Form, die eine Verwechslung mit andern Papieren verunmöglicht, 
während es gar nicht immer leicht ist, zu wissen, ob eine 
Urkunde ein Check oder ein Wechsel ist, was doch vom stempel- 
steuerlichen Standpunkt aus von hohem Interesse sein kann. 

Auch in der deutschen Litteratur ist über die Frage viel 
gestritten worden, und man kann behaupten, dass die herr- 
schende Meinung wohl die ist, dass die Anweisungsform den 

*) Darimon, Rapport, cnp. IV. 
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rechtlichen Charakter des Check deutlicher zum Ausdruck bringe. 
Mit mehr oder weniger Schärfe heben das unter anderm her\'or 
Siemens, Bunzel, Funk, Kapp, Bayerdörffer, Birnbaum, Simonson, 
Zoller, Munzinger, während Koch, Cohn und Riesser principiell 
zwar damit einverstanden sind, aber aus praktischen Gründen 
doch die Zulassung der Quittungsform fordern und Kuhlenbeck 
für die völlige theoretische Gleichstellung der beiden Formen 
eintritt. Wenn Cohn und Riesser die Handelsgepflogenheiten 
der Nachbarländer für die Beibehaltung der Quittungsform 
ins Feld fuhren, so ist das nicht stichhaltig, da ja das 
Princip über die Form der im Ausland ausgestellten Checks, 
das im Wechselrecht schon lange Anerkennung gefunden hat, 
uns vor Anständen wegen Formmangels schützt. Wohl aber 
muss uns das Beispiel Frankreichs warnen, indem dort der 
Ausschluss der Quittungsform von der gesetzlichen Regelung 
nur das zur Folge hatte, dass die Kontroversen, die durch das 
Gesetz von 1 865 abgeschnitten werden sollten, fiir einen grossen 
Teil der Checks nun trotzdem bis auf den heutigen Tag weiter 
bestanden haben. Wenn wir überhaupt zu einer Checkgesetz- 
gebung schreiten wollen, so wird es entschieden praktisch 
erscheinen, Quittungs- und Anweisungsform unter die nämlichen 
Rechtsregeln zu stellen, so lange nicht der Geschäftsverkehr 
von sich aus die an und fiir sich vorzuziehende Anweisungs- 
form als die allein zuläss'ge anerkennt. Wenn wir einst aut 
dem europäischen Kontinent diesen Zustand, der in England 
und Amerika schon längst besteht, haben werden, dann erst 
wird es an der Zeit sein, dass eine allfällige Checkgesetzgebung 
die Quittungsform verpönt. 



^ 25. 

Bezugnahme aaf Guthaben. 

In den im vorigen Paragraphen citierten Stellen des neuen 
deutschen und des neuen österreichischen Entwurfes ist noch 
ein weiteres Formerfordernis erwähnt, das dem schweizerischen 
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Checkrecht durchaus fremd ist; es ist das die Bezugnahme auf 
ein Guthaben. Die Motive zu den beiden Entwürfen begründen 
die Aufstellung dieses Erfordernisses damit, dass es den Aus- 
steller jeweilen an die nachteiligen Rechtsfolgen, welche das 
Gesetz an die Ausstellung ungedeckter Checks knüpft, mahne, 
dass es dem Aussteller die eigentliche Aufgabe des Checks stets 
von neuem in Erinnerung rufe, dass sich, sagt speciell die 
deutsche Begründung, «der Aussteller jedesmal bei der Voll- 
ziehung eines Check gegenwärtig halten muss, dass er sich im 
Falle der Unrichtigkeit seiner Zusicherung unter Umständen der 
strengern Bestrafung wegen Betrugs aussetzt». In dieser Fassung 
lässt sich gegen diese Argumentation nicht viel einwenden. 
Dagegen die Fassung desselben Gedankens in den erläuternden 
Bemerkungen zum österreichischen Entwürfe hat entschieden 
etwas Gehässiges. Seite 20 wird dort gesagt: 

«denn die Ausstellung eines nicht gedeckten Check enthält 
nun zugleich eine ausdrückliche unwahre Zusicherung des. 
Schuldners, was bei etwaigem Kausalzusammenhang mit der 
Gegenleistung des Checknehmers für die strafrechtliche Beur- 
teilung von Belang sein kann.» 

Es klingt das gerade so, als ob es dem Gesetzgeber 
besonderes Vergnügen mache, dem Strafrichter eine neue Art 
Opfer in die Arme zu treiben. Eine solche Begründung des 
Erfordernisses ist geradezu als unmoralisch zu verwerfen. Faktisch 
allerdings stellt sich die Sache als viel weniger gefährlich dar, 
indem das Fehlen des Essentiale der Deckung für den Straf- 
richter unter Umständen die Betrugsabsicht des Ausstellers 
klar stellt, ob nun eine Bezugnahme im Text stand oder 
nicht. Der thatsächliche Erfolg ist in jedem Falle derselbe. 
Gerade das aber veranlasst mich, mich entschieden gegen das 
Erfordernis der Bezugnahme auf Guthaben auszusprechen. Denn 
nirgends gilt der Satz « superflua nocent > mehr als bei der Auf- 
stellung von wesentlichen Formerfordernissen. Jedes neue Form- 
essentiale belastet den Verkehr. 

Auch Koch und Cohn wenden sich gegen dieses Erfordernis. 



— 168 — 

Koch ') erklart es für ebenso wertlos als ungebräuchlich. Letz- 
terer Ausdruck ist aber wohl nicht ganz glücklich gewählt, da 
sehr bedeutende deutsche und österreichische Banken, worunter 
die Österreichisch-Ungarische Bank und die Deutsche Reichs- 
bank in ihren Formularien thatsächlich auf das Guthaben Bezug 
nehmen lassen. 

S 26. 

Der Überweisungscheck. 

Die in den beiden neuen Entwürfen zum wesentlichen 
Erfordernis gemachte Aufforderung zur Zahlung aus dem Gut- 
haben veranlasst mich, gleich hier von einer Erscheinung im 
Geschäftsleben zu sprechen, die bei einer gewissen wirtschaft- 
lichen Ähnlichkeit mit dem Check zuweilen auch den Namen 
des Check trägt. Ich meine den Überweisungsauftrag im Giro- 
.verkehr. Bei uns in der Schweiz ist der für diese Papiere 
übliche Name nicht Check, sondern Virement oder ein ähnlicher 
Ausdruck. Die Deutsche Reichsbank dagegen unterscheidet von 
dem gewöhnlichen weissen Check, der den Gegenstand unserer 
Erörterungen bildet, den sogenannten roten Check. Sie folgt 
hier dem Vorbilde der Banque de France, die in demselben 
Sinne Mandats blancs und Mandats rouges unterscheidet. Die 
Form der roten Checks ist bei der Deutschen Reichsbank die 
beistehende : 

Roter Check. 

No Mark 

Die Reichsbank wolle dem Conto de 



Mark 

gutschreiben und dafür belasten das Conto von 



I 



.den 18. 



Obwohl von einigen Schriftstellern, Kapp, Lyon-Caen und 
Renault dieses Papier unter die Checks gerechnet wird, so muss 

1) Koch, gesammelte Vorträge, S. 201. 
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man doch betonen, dass es sich von dem normalen Check so- 
wohl rechtlich als wirtschaftlich wesentlich unterscheidet. Der 
wirtschaftliche Unterschied besteht hauptsächlich darin, dass der 
rote oder Überweisungscheck nur zwischen Kunden derselben 
Bank Geschäfte abzuwickeln geeignet ist, während der weisse 
Check Zahlungen unter den Kunden verschiedener Banken zu 
bewirken vermag. Wie Hildebrand ^) sich ausdrückt, passt die 
Giroanweisung nur auf eine Bank, während der Check auf ein 
ganzes System von Banken berechnet ist. 

Rechtlich ist der Unterschied namentlich dadurch bedingt, 
dass der rote Check vom Aussteller direkt an den Bezogenen 
gelangt und daher wohl den Zahlungsauftrag, nicht aber, wie 
der weisse Check, gleichzeitig ein Inkassomandat an den Remit- 
tenten, in dessen Hände er ja gar nicht gelangt, enthält. Ja, 
er kann sogar aus demselben Grunde nicht irgend eine Erklä- 
rung an Denjenigen, zu dessen Gunsten er ausgestellt ist, ent- 
halten, daher fällt auch jeglicher Regress aus demselben begrifflich 
dahin, weil ja gar kein Garantieversprechen vorhanden sein 
kann. Wie Simonson 2) sehr richtig sagt, ist er ein rein internes 
Geschäftspapier zwischen dem Kapitalisten und seinem Kassen- 
halter. Wir können daher, ohne ihm ein Unrecht zuzufügen, 
den roten Check bei unsern weitern Ausfiihrungen gänzlich ausser 
Acht lassen. 

Ji 27. 

Die CheckklanseL 

Das erste wesentliche Erfordernis, das der Art. 830 S. O.-R. 
nennt, ist « die Bezeichnung als Check». Es ist dies die einzige 
Bestimmung des schweizerischen Checkgesetzes, die wir dem 
Redaktor des S. O.-R., Fick, zuschreiben dürfen. Pick war von 
jeher entschieden gegen die Aufnahme gesetzlicher Bestimmungen 
über den Check gewesen, hatte aber, als der Ständerat die 



1) a. a. O. S. 23. 

^ Beiträge zur Lehre vom Check, S. 35. 
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Aufnahme des Titels XXX in das S. O.-R. durchsetzte, darauf 
bestanden, dass in diesem Falle wenigstens ein deutliches Unter- 
scheidungsmerkmal, das den Check von allen übrigen Papieren 
erkennbar abtrenne, geschaffen werde. Das S- O.-R. ist das 
erste Gesetz, das dieses Erfordernis aufstellt, und zeichnet sich 
dadurch vorteilhaft namentlich vor dem französischen Gesetze 
aus. Das englische Recht hatte eine solche Abtrennung nicht 
nötig, da der englische Check eben ein wirklicher Wechsel ist; 
im französischen Recht ist es aber namentlich in Stempekteuer- 
fragen oft von Interesse, zu untersuchen, ob ein Papier ein 
Wechsel oder ein Check sei. In vielen Fällen wird das auch 
leicht zu unterscheiden sein. Lautet z. B. ein Papier auf ein 
fixes Datum, oder ist die Valutaklausel weggelassen, so liegt 
zweifellos ein Wechsel vor; ist es auf einen bestimmten Namen 
oder auf den Überbringer ausgestellt, oder ist es blanco indos- 
siert, so liegt ebenso zweifellos ein Check vor. Bis vor kurzem 
war auch ein auf denselben Platz ausgestelltes Papier nicht mit 
dem Check zu verwechseln, was seit der Zulassung der Platz- 
wechsel allerdings nicht mehr der Fall ist. Ebenso kennzeichnet 
sich ein mit Ziffern datiertes Papier sofort als Wechsel. Hier- 
mit sind aber die eventuellen Unterscheidungsmerkmale zwischen 
Wechsel und Check erschöpft, und wir können uns leicht eine 
Urkunde vorstellen, die aller dieser Kennzeichen ermangelt. 
Wenn ein Papier auf Sicht und an Order lautet, die Valuta- 
klausel und das Datum in Buchstaben ausgeschrieben enthält 
und lauter Vollindossamente oder gar keine Indossamente trägt, 
so kann man nicht wissen, ob wir einen Wechsel oder einen 
Check vor uns haben. Lyon-Caen und Renault machen darauf 
aufmerksam, dass die Worte « lettre de change » oder « cheque » 
häufig aufgedruckt werden; wenn das aber nicht der Fall ist 
und etwa das doppelsinnige Wort cmandat» gewählt wurde, 
oder wenn ein Papier folgenden Wortlaut hat: 

Paris, le dix-neuf Mai 1896. 

B. P. F. 20,000. 
A vue veuillez payer h ordre de Monsieur Martin la somme de vingt mille 
Francs. 

Valeiir en compte. F61ix Faure. 

Hanque de France k Paris, 
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so sind auch sie ratlos und erklären, man müsse in diesem 
Falle präsumieren, dass der richtige Stempel gewählt worden 
sei und also nach dem Stempel entscheiden. Wenn aber das 
Papier ungestempelt war, so versagt dieses Kennzeichen auch. 
Ich glaube, dass es gerecht ist, noch weiter zu gehen und nach 
dem Principe «in dubio pro reo* die Präsumption immer für 
den Fall gelten zu lassen, wo die geringere Strafe droht, also 
wohl meist für den Check zu entscheiden. Umgekehrt aber 
könnte man, selbst wenn der Fixstempel den Gedanken an den 
Check nahe legte, für die Wechseleigenschaft des Papiers sich 
entscheiden müssen, falls beim Check eine Betrugsstraft ver- 
wirkt wäre, während der Entscheid für den Wechsel nur eine 
Stempelkontraventionsbusse nach sich zöge. 

Ein einfaches Mittel, allen diesen Zweifeln vorzubeugen, ist 
das vom S. O.-R. gewählte, die Bezeichnung als Check unter 
die wesentlichen Erfordernisse aufzunehmen. Es hat das auch 
noch andere Vorteile, indem es eine Reihe anderer Form- 
essentialien, wie etwa die im vorigen Paragraphen besprochene 
Bezugnahme auf das Guthaben, und sonstige Äusserungen über- 
flüssig macht. Der Aussteller ist dadurch in der Lage, ent- 
weder das Wort Check auf das Papier zu setzen und hiermit 
seine Einwilligung zu geben, dass das Papier nach Checkrecht 
behandelt wird, also die Behauptung des Guthabens und Check- 
vertrages, die Sichtzahlung, das Garantieversprechen u. s. w. 
vorausgesetzt wird, oder durch Weglassen des Ausdruckes Check 
zu dokumentieren, dass er sein Papier als eine einfache bürger- 
liche Anweisung angesehen wissen will. Der Nehmer des Check 
dagegen ist in der angenehmen Lage, nicht erst eine langwierige 
Untersuchung über die Rechtsnatur des Papiers anstellen zu 
müssen, sondern kann leicht herausfinden, ob die wesentlichen 
Erfordernisse des Check erfüllt sind oder nicht Namentlich 
aber für ein Gesetz, in welchem Strafen wegen ungedeckter 
Ausstellung statuiert sind, ist die Checkklausel unumgänglich 
nötig, um den Aussteller einer Anweisung davor zu schützen, 
dass ihm gegen seinen ausdrücklichen Willen die Ausstellung 

») S. i8. 
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eines ungedeckten Check zur Last gelegt wird, während er 
vielleicht gar nicht daran dachte, einen Check auszustellen. Die 
erläuternden Bemerkungen zum österreichischen Entwurf) sprechen 
auch deutlich aus, dass die Checkklausel zur Willensinterpretation 
notwendig sei, da sonst immer wieder die Frage aufgeworfen 
werden könnte, ob nicht der Aussteller bloss eine gewöhnliche 
Anweisung habe kreieren wollen. Auch liegt in der Aufstellung 
dieses Erfordernisses keine Härte und unnötige Plackerei des 
geschäftstreibenden Publikums, da der Gebrauch des Wortes 
Check in den Formularien in der Geschäftswelt längst nicht 
mehr ungebräuchlich ist und ausserdem die Wechselklausel der 
A. D. W. O. und des S. O.-R. schon seit Jahrzehnten das 
Publikum an dergleichen Formvorschriften gewöhnt hat. Die 
schweizerischen Banken brauchten zum grossen Teil das Wort 
Check an Stelle des früher üblichen Wortes Bankmandat schon 
vor Erlass des S. O.-R.; ebenso hat seit 1882 der Berliner Check 
das Wort in seinem Texte; nur in Österreich scheint es nach 
Funk ^) noch weniger gebräuchlich zu sein. 

"Die beiden neuen Entwürfe haben denn auch das schwei- 
zerische Vorbild befolgt. 

Deutscher Entwurf: «§ r. Der Check muss enthalten: 
I. die in den Text aufzunehmende Bezeichnung als Check.» 
Österreichischer Entwurf: «Ji 2. Die wesentlichen Erforder- 
nisse eines Check sind : 

1. die in den Text der Urkunde aufzunehmende Bezeich- 
nung als Check.» 

Sie begründen das beide mit der Notwendigkeit, dem 
Aussteller die Wahl zu lassen, ob er sich dem strengen Check- 
recht unterwerfen will oder dem weniger formellen bürgerlichen 
An Weisungsrechte. Die Begründung des deutschen Entwurfes 2) 
erwähnt dabei noch ausdrücklich, dass er in diesem Punkte dem 
t bewährten Vorgang des schweizerischen Gesetzes» folge. In 
der Litteratur werden weitaus mehr Stimmen für die Check- 



1) Vuu\i, Ouest., S. 25. 
^) S. 28. 
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klausel laut als dagegen. Sehr warm treten dafür ein Koch, *) 
der namentlich darauf hinweist, dass sie bereits bei den meisten 
Hanken in Übung sei, Riesser^) und Simonson^) namentlich in 
^Vnbetracht der Strafbestimmungen, In der Braunschweiger 
Konferenz war von Bochum und Heilbronn ein die Checkklausel 
befürwortender Antrag eingegangen, blieb aber durch einen 
Zufall in der Debatte unerörtert. Cohn'*) fordert sie auch im 
Interesse der Rechtssicherheit namentlich dann, wenn die Urkunde 
sich nicht schon äusserlich als Folium eines Checkbuchs zu 
erkennen giebt. Funk^) drückt sich nur bedingt dafür aus: 
«Sie wäre erforderlich, wenn nicht Blankette obligatorisch 
gemacht würden.» 

Leonhardt dagegen macht gerade darauf aufmerksam, dass 
die Forderung der Bezeichnung als Check um so weniger 
bedenklich erscheine, weil bei der allgemeinen Üblichkeit der 
gedruckten Formulare die Aufnahme des Wortes Check in deren 
Text gar keine Mühe mache. Einzig Kuhlenbeck ^) erklärt, die 
Checkklausel sei de lege ferenda kaum zu empfehlen, da ja der 
Check kein formelles Gebilde, wie der Wechsel, sei. Ein Ein- 
wand, der gegen die Checkklausel vielfach erhoben worden war, 
dass nämlich nach ausländischem Rechte vom Ausland ge- 
zogene Checks ohne Checkklausel dann ungültig sein würden, 
wird von den österreichischen erläuternden Bemerkungen "^j mit 
Recht zurückgewiesen mit dem Hinweis auf die Principien des 
internationalen Checkverkehrs, die selbstverständlich im Ausland 
ausgestellte Checks nach den Formerfordernissen des ausländi- 
schen Rechts behandelt wissen wollen ; folglich können die aus- 
ländischen Bankiers die in ihrem Inlandsverkehre üblichen Check- 
formularien ohne weiteres auch für Checks auf österreichische 
F'irmen benutzen. 



1) Ges. Vorträge, S. 203, Anm. 74. 

*) a. a. O. S. 269, Anm. 3611. 

3) Beiträge zur Lehre vom Check, S. 34. 

*) In Conrads Jahrb. XXXIII, 482. 

*) Questionnaire, 25. 

«) S. 96, Anm. 2. — 7) S. 18. 
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S 28. 

Muss die Bezeichnung als Clieek im Kontext stehen? 

Vergleichen wir die Bestimmung des S. O.-R. Art. 830, 1 
mit den Bestimmungen der beiden neuen Entwürfe, so fällt 
uns sofort auf, dass diese ausdrücklich von der «in den Text 
der Urkunde aufzunehmenden Bezeichnung als Check» reden, 
während das S. O.-R. über die Stelle, an welcher die Bezeich- 
nung als Check stehen muss, schweigt. Für die Schweiz kann 
also die Frage aufgeworfen werden, ob die Bezeichnung als 
Check im Kontext stehen müsse oder ob sie etwa auch an einer 
andern Stelle, z. B. im Titel stehen dürfe ? 

Ich behaupte, die Stellung des Wortes Check ist nach 
S. O.-R. gleichgültig. Es kann daher auch im Titel der Urkunde 
vorkommen, und im Text fehlen, ohne dass dadurch die Urkunde 
ihrer Eigenschaft als Check im Sinne des Gesetzes verlustig gienge. 

Ich will zunächst versuchen, den Beweis hiefür aus dem 
Gesetze zu leisten. 

Eine Vergleichung des Art. 830 Ziffer i 
« die Bezeichnung als Check > 
mit Art. 722 Ziffer i 

fdie in den Wechsel selbst aufzunehmende Bezeich- 
nung als Wechsel (de change, cambio)» 
ergiebt auf den ersten Blick einen schwerwiegenden Unterschied 
der Fassung. Man wird sofort den Schluss ziehen: hätte der 
Gesetzgeber denselben Zweck erreichen wollen, wie in Art 722 
Ziffer I, nämlich, dass die fragliche Bezeichnung not\vendiger- 
weise im Text selbst stehen müsse, so hätte er auch dieselben 
Mittel zum Zweck anwenden müssen, und müsste der Art. 830 
Ziffer I etwa folgendermassen lauten: 

« Die in den Check selbst aufzunehmende Bezeich- 
nung als Check.» 

Da der Gesetzgeber aber nicht diese Fassung gewählt hat, 
so muss man annehmen, er wollte auch nicht dasselbe aus- 
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drücken, wie in Art. 722 Ziffer i, und wäre unsere Frage also 
bereits entschieden: Das Wort Check muss nicht not- 
wendigerweise im Kontext stehen. 

Man könnte mir aber entgegenhalten, dass der Titel XXX 
nicht aus derselben Hand stamme, wie das ganze übrige Gesetz, 
und folglich aus einer Verschiedenheit der Fassung nicht so 
eingreifende Schlüsse gezogen werden könnten, ja man könnte 
mir sogar ein Beispiel für eine Verschiedenheit der Fassung 
in Art. 830 und Art. 722, die unzweifelhaft keiner Verschieden- 
heit der Absichten des Gesetzgebers entspricht, nennen. In 
Art. 830 Ziffer 2 ist von der mit Worten auszusetzenden 
Angabe der Geldsumme die Rede, während Art. 722 Ziffer 2 
verlangt, dass die Angabe mit Buchstaben geschrieben 
sei. Hier sind sonder Zweifel verschiedene Ausdrücke für die- 
selbe Sache gewählt. 

Derartigen Einwänden kann ich mit der Berufung darauf ent- 
gegentreten, dass der Wortlaut des Gesetzes Gesetz bleibt und 
wenn auch noch so zufallige, seinem Redaktor völlig unbewusste, 
Umstände diesen Wortlaut beeinflusst haben. Bei der Auslegung 
des Gesetzes sind wir aber berechtigt, auch die geringsten gram- 
matikalischen Momente zu berücksichtigen und ist namentlich die 
Vergleichung der Wortfassung mit andern ähnlichen Stellen des- 
selben Gesetzes, wie ich sie soeben angewendet habe, ein wohl 
erlaubtes und gern verwandtes Mittel der Gesetzesauslegung. Ich 
bin aber in der glücklichen Lage, meine Behauptung noch durch 
eine weitere Herbeiziehung der grammatikalischen Gesetzesaus- 
legung stützen zu können. Art. 839 S. O.-R beginnt: 

« Anweisungen, welche weder im Kontexte als Wechsel 
noch als Checks bezeichnet sind.» 

Wäre die Bezeichnung als Check vom Gesetzgeber als 
essentiell im Kontext gedacht, so hätte er an dieser Stelle das 
Wort Check auch grammatikalisch, wie das Wort Wechsel, mit 
den Worten f im Kontext » verbinden müssen, und hätte daher 
die Fassung wählen müssen: 

« Anweisungen, welche im Kontext weder als Wechsel 
noch als Check bezeichnet sind.» 
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Dass er dies nicht gethan hat, ist wieder eine Stütze flir 
meine Behauptung, dass die Stellung des Wortes c Check» im 
S. O.-R. nicht an einen bestimmten Platz fixiert ist. Leider muss 
ich auch bei dieser Stelle zugeben, dass diese Fassung nicht 
infolge bewussten WoUens des Gesetzesredaktors gewählt wurde, 
wie mir aus mündlicher Mitteilung bekannt ist. Es kann mich 
das aber nicht hindern, auf meiner Ausfuhrung zu beharren, 
da nicht die Absicht des Entwerfenden, sondern der Wortlaut 
des bestehenden Gesetzes für die Auslegung massgebend ist. 
Nachdem ich die Thatsache, dass die Stellung des Wortes 
Check nach S. O.-R. gleichgültig sei, bewiesen habe, bin ich 
auch den Beweis schuldig, dass diese Erörterung praktisches 
Interesse und reellen Wert besitze. Ich muss allerdings zugeben, 
dass gebräuchlicherweise die Bezeichnung « Check » im Kontext 
der Checkurkunde zu stehen pflegt, und dass es für alle inlän- 
dischen Checkaussteller, die auf inländische Bezogene ziehen, 
ein Leichtes ist, das Wort Check in den Kontext zu setzen. 
Wie aber, wenn der Aussteller auf eine ausländische Bank mit 
deren Formularien, die das Wort Check nicht enthalten, zieht? 
iVIan kann doch den ausländischen Banken nicht zumuten, dass 
sie unsertwegen andere Checkformulare drucken. Andererseits 
pflegen die meisten Banken Wert darauf zu legen, dass man 
die von ihnen ausgegebenen Formularien benutzt. Aus diesem 
Dilemma kann man nun leicht herauskommen, wenn es gestattet 
ist, als Titel über das Formular das Wort « Check > zu schreiben 
oder zu stempeln, und dadurch dem Papier den Charakter eines 
Check im Sinne des Gesetzes zu verleihen. Es ist sehr zu 
bedauern, dass die beiden neuen Entwürfe durch ihre engherzige 
Fassung diese Möglichkeit abschneiden, die das schweizerische 
Recht ermöglicht. Es ist das fiir den deutschen Entwurf um 
so mehr zu ver\vundem, als der Vorschlag des Reichsbank- 
direktoriums von 1882 «die in den Inhalt oder die Überschrift 
aufzunehmende Bezeichnung als Check » verlangte, und noch die 
erste, dem Bundesrat vorgelegte Fassung des Entwurfes diese 
weitherzigere Bestimmung enthielt. Erst die zweite Lesung im 
Bundesrat kam dann auf die dem Reichstag vorgelegte engere 
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Fassung. Es ist um so mehr zu bedauern, da drei bedeutende 
Handelskammern den Wunsch und das Bedürfnis nach einer 
freieren Bestimmung ausdrücken. Hamburg wünscht nur das 
Recht der Aufstempelung des Wortes Check, Mülhausen will 
ausserdem die Möglichkeit, durch schriftlichen Zusatz das im 
Text fehlende Wort Check zu ersetzen und Mannheim würde 
am liebsten zu dem Vorschlage des Reichsbankdirektoriums 
zurückkehren. In der Litteratur sind allerdings Bedenken gegen 
die Zulassung des nachträglichen Aufdrucks laut geworden. 
Kapp spricht sich enei^isch für die Beschränkung des Wortes 
Check auf dem Kontext der Urkunde aus. Auch Cohn befürchtet, 
dass Streit über den Zeitpunkt des Aufdrucks entstehe, man 
also besser von den ausländischen Banken verlange, dass sie 
dem deutschen Recht entsprechende Formulare ausgeben. Ich 
muss gestehen, dass die Ausfuhrungen der Handelskammern 
Hamburg, Mannheim und Mülhausen mir den grösseren Ein- 
druck gemacht haben, als Cohns Befürchtungen. Ich würde 
daher auch für die beiden neuen Entwürfe eine Umkehr zur 
Freigebung des Ortes, an dem die Bezeichnung als Check stehen 
muss, begrüssen. 

S 29. 

Checkbuch und Formulare. 

Schon zu Schluss des ^ 27 haben wir eine Frage gestreift, 
die namentlich in Österreich lebhaft diskutiert worden ist, ob 
der Check notwendigerweise auf vom Bezogenen ausgegebenen 
Formularien ausgestellt sein müsse. 

In der Schweiz wie in allen übrigen Ländern ist der Bank- 
gebrauch in dieser Beziehung derselbe. Die Banken pflegen 
ihren Kunden Checkbücher zu übergeben, die aus zwei leicht 
von einander trennbaren Teilen bestehen, der Souche und dem 
Checkformular. Stellt der Kunde einen Check aus, so füllt er 
das im Checkbuch befindliche Formular aus, notiert auf der 
Souche einen Vermerk über den Remittenten, die Summe und 

Dr.Fick, Der Check. 12 
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das Datum, reisst den Check von der Souche ab, bezieht diesen, 
und behält die Souche zurück. Die im Checkbuch zurück- 
bleibenden Souchen bilden dann für ihn ein zusammenhängendes 
Notizbuch darüber, inwieweit er sein Conto bei der Bank aus- 
genutzt hat. Auf diese Weise werden die meisten Checks 
ausgestellt. In der Schweiz existiert keine gesetzliche Bestim- 
mung, dass dies der Fall sein müsse, und es kommt auch 
thatsächlich vielfach vor, dass Checks auf gewöhnlichem Papier 
ganz geschrieben werden. Aber allerdings giebt es Banken, 
die vertraglich sich nur zur Honorierung von auf ihren Blanketten 
ausgestellten Checks verpflichten, oder die Honorierung anderer 
als auf ihren Formularien ausgestellter Checks an gewisse 
erschwerende Bestimmungen knüpfen. Beispielsweise die schwei- 
zerische Kreditanstalt in Zürich verlangt fiir Checks, die nicht 
auf ihren Formularien ausgestellt sind, einen Avis, wälirend sie 
ihre Formularien ohne besonderes Avis honoriert. Auch bei 
englischen Banken kommt es vor, dass sie bei Eingehung der 
Geschäftsverbindung ihren Kunden gegenüber sich vorbehalten, 
nur auf ihren Blanketten ausgestellte Checks zu honorieren. 
Nach Kapp ^) hat unter anderen auch die Bank von England 
diese Gepflogenheit. 

Die Ausstellung von Checks ist aber in England rechtlich 
durchaus nicht an diese Bedingung gebunden, sondern kommen 
nach Walker 2) solche nicht auf Blanketten ausgestellte Checks 
auch wirklich vor. Cohn ^) giebt an, dass der englische Bankier 
auch Checks auf gewöhnlichem Papier einlöse, obwohl auch er 
erwarte, dass man seine Formulare benutze. Kapp*) ist der 
Meinung, praktisch stelle sich die Sache derartig, dass regel- 
mässig die von den Banken ausgegebenen Blankette in Gebrauch 
seien; komme daneben ein anderer Check vor, so werde er, 
falls er nicht laut Vereinbarung von vorneherein als unzulässig 
ausgeschlossen sei, gerade wegen seiner Ungewöhnlichkeit von 
dem Bankier doppelt genau auf seine Echtheit zu prüfen sein. 

1) a. a. O. S. 21. 

^ Walker: A treatise on banking law, 1877, S. 57. 

ö) Zur Lehre vom Check, S. 427. — *) a. a. O. S. 22. 
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In Frankreich ist ebenfalls die Ausgabe von Checkbuch 
und Formularien üblich, aber nicht gesetzlich vorgeschrieben. 
Lyon-Caen und Renault ^) machen mit Recht darauf aufmerksam, 
dass das Erfordernis der Formularien eigentlich logischerweise 
nur dann aufgestellt werden kann, wenn die passive Check- 
fähigkeit auf Banken beschränkt ist, da man doch nicht einem 
Privatmann, der gelegentlich durch Checks bezogen werden 
soll, zumuten kann, dass er dann zu diesem Zweck Formulare 
drucken lässt. Der erste französische Entwurf, der in dem 
« projet de budget pour 1 865 » enthalten war, bestimmte in 
seinem Art. 7, dass die Checks, um die Stempelermässigung 
zu geniessen, aus einem «livre ä souche prealablement timbr^s 
sur la souche et sur le talon » entnommen sein müssten. Das 
Gesetz kennt diese Beschränkung nicht mehr. In Österreich 
sind schon wegen der Stempelgesetzgebung, die nur auf For- 
mularien des Bezogenen aufgestellte Ckecks stempelsteuerlich 
begünstigt, allein solche Checks in Gebrauch. Aber auch die 
grossen Bankinstitute erklären von sich aus nur solche Checks 
honorieren zu w^oUen, so der Wiener Giro- und Kassenverein, 
die niederösterreichische Eskomptegesellschaft, die österreichische 
Kreditanstalt für Handel und Gewerbe u. a. m. Ebenso kommt 
es in Deutschland häufig vor, dass die Banken ihre Einlösungs- 
pflicht durch Checkvertrag auf die von ihhen ausgegebenen 
Formularien beschränken, so die Hamburger Bank, die Rcichs- 
bank, die Bank des Berliner Kassenvereins und nach Behrend 2) 
auch alle übrigen Berliner Banken. Gesetzlich ist die Aus- 
stellung auf Formularien des Bezogenen ein wesentliches Erfor- 
dernis nur in Peru und Argentinien, wo auch die Ordnungs- 
nummer als essentiell angesehen wird. In Argentinien ist sie 
es sogar auf der Souche. 

Der neue deutsche Entwurf kennt die Beschränkung auf For- 
mularien nicht, der österreichische kennt sie nur in beschränktem 
Masse. Nach § 24 des Entwurfes geniesst ein Inlandcheck nur 

1) a. a. O. § 555. 

2) s. 33. 
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dann die Stempelbegünstigung, wenn er auf hiezu bestimmten 
Blanketten eines checkfähigen Bezogenen ausgestellt ist. Der 
Auslandcheck ist deswegen nicht auf Blankette beschränkt, 
weil er gebührenrechtlich mit den kurzfälligen kaufmännischen 
Anweisungen gleichgestellt ist. Die Beschränkung der Inland- 
checks wird dadurch *) motiviert, dass es zweckmässig sei, den 
Verkehr auf den Gebrauch von Checkbüchlein hinzuleiten, um 
den Schutz gegen Fälschungen zu vermehren, und die Rechts- 
sicherheit auf dem Gebiete des Checkwesens zu fördern. Den 
Verkehr könne dies kaum behindern, weil die Benutzung von 
Checkbüchlein, die der Bezogene dem Contoinhaber aushändigt, 
überall gebräuchlich sei, wo ein Checkverkehr besteht und der 
Bezogene zu seinem eigenen Schutze gegen Fälschungen auf 
den ausschliesslichen Gebrauch seiner Blankette seitens seiner 
Checkkunden bestehen werde. Diese Bestimmung in Österreich 
ist vermutlich auf den Einfluss Funks zurückzufuhren, der sich 
mehrfach-) dahin ausgesprochen hat, es wäre, da der Check 
ohne vorhergegangenes Aviso sofort bei der Präsentation zalilbar 
sei, zu gefährlich, sich bloss auf die Prüfung der Echtheit der 
Unterschrift zu verlassen und daher flir die Sicherheit des Ver- 
kehrs geradezu notwendig, nur bestimmte Blankette zu benützen, 
die oft auch gewisse geheime Merkmale haben. 

Abgesehen davon, dass Funks Argumentation im wesent- 
lichen vom Interesse der zahlenden Bank inspiriert ist und der 
Gesetzgeber keinen Grund hat, Kautelen zu gunsten der Bank, 
die sich ja im Bedürfnisfalle selbst durch Reglement und Ver- 
trag zu schützen in der Lage ist, zu schaffen, ist es gar keine 
ausgemachte Sache, dass die Sicherheit des Verkehrs durch 
diese Beschränkung wirklich erhöht werde. Die Benutzung von 
Formularien wird die Geschäftswelt eher in Sicherheit wiegen 
und veranlassen, die Unterschrift weniger sorgfaltig zu prüfen. 
Ferner wird das Publikum bei Ausstellung von Checks auf 
Formularien einer bekannten Bank den Check lieber annehmen, 

i) Erl. Bern., S. 31. 

2) Funk: Über die rechtliche Natur des Check, 1878, S. 13, und Questiou- 
naire, S. 25. 
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da ihm das eine Gewähr zu bieten scheint, dass der Aussteller 
mit dem Bezogenen wirklich in Geschäftsverbindung steht. Es 
bedingt das einerseits eine Steigerung des Vertrauens in den 
Check, andererseits eine Gefahr, indem auch hier wieder das 
gesteigerte Vertrauen zur Sorglosigkeit anwachsen kann. Der 
Gesetzgeber wird es daher besser der Geschäftswelt selber über- 
lassen, zu entscheiden, ob sie den Nutzen oder den Schaden 
höher anschlagen will, und wird gescheiter ihrem Entscheide 
vorzugreifen unterlassen. 

BunzH) fuhrt einen weiteren, durchaus triftigen Grund an, 
die Ausstellung des Check auf Blanketten des Bezogenen nicht 
für ein wesentliches Erfordernis zu erklären, nämlich die Unmög- 
lichkeit fiir den Checknehmer zu prüfen, ob es wirklich die 
echten Blankette der Bank sind ; alles aber, was nicht direkt aus 
der Urkunde ersichtlich ist, darf nicht essentiell sein. Auch 
Cohn'-^) ist gegen die Beschränkung, namentlich auch da viele 
Kontroversen daraus entstehen könnten darüber, welche Worte 
vorgedruckt sein müssen? ob der Nehmer die Echtheit des 
Blankettes oder die Rechtmässigkeit des Blanketterwerbs durch 
den Aussteller zu prüfen habe u. s. w. Auch meint Cohn, 
würden die Kosten der Checkausstellung dadurch erhöht. 
Simonson^) ist ebenfalls der Ansicht, dass eine zwingende Vor- 
schrift, den Check auf Blanketten des Bezogenen auszustellen, 
ohne Grund zu tief in die Vertragsfreiheit der Parteien ein- 
schneide. Es kann ja doch wohl einmal der Fall vorkommen, dass 
ein Aussteller ein Interesse daran hat, nicht an die Blankette 
der Bank gebunden zu sein. Wenn er z. B. in einer abgelegenen 
Gegend wohnt und ihm sein Vorrat an Formularen ausgegangen 
ist, so kann es sein, dass er genötigt ist, einen Check in der 
Zwischenzeit, bis er wieder ein neues Checkbuch von seiner 
Bank bezogen hat, auszustellen. 

Am angemessensten wird es sein, wenn das Gesetz es 
den Banken überlässt, selbst zu bestimmen, wie sie es mit den 



1) a. a. O. S. 25. 

2) Zur Lehre vom Check, S. 428. 

*) Beiträge zur Lehre vom Check, S. 39. 
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Formularien halten wollen. Als eine Musterbestimmung erlaube 
ich mir aber ^ 4aJ und cj der allgemeinen Bestimmungen über 
den Conto-Corrent- Verkehr bei der Schweizerischen Kreditanstalt 
in Zürich anzuführen: 

« aj Anweisungen und Checks, für welche die von uns selbst 
ausgegebenen Formulare zur Verwendung gelangen, werden 
auch ohne besonderen Avis bezahlt. Ist auch fiir solche Dis- 
positionen die jeweilige Avisierung vereinbart, so sind ausser 
den auf uns abgegebenen Beträgen auch die Nummer der ein- 
zelnen Anweisungen bezw. Checks zu avisieren. 

cJ Tratten, Anweisungen und Checks, fiir welche nicht 
unsere eigenen Formulare verwendet werden, können, sofern 
sie auf einen Betrag von über 500 Franken lauten, nur dann 
honoriert werden, wenn sie gehörig avisiert sind. Für Beträge 
unter 500 Franken müssen wir ebenfalls ausdrückliche Avisierung 
verlangen, sofern wir nicht ein für allemal zur Einlösung 
solcher kleiner Abgaben auch ohne Avis speciell brieflich 
ermächtigt werden.» 

Hierin ist in mustergültiger Weise das Interesse der Bank 
mit dem Interesse des Kunden vereinigt. 

In Beziehung auf das schweizerische Recht wirft Zoller, ') 
obwohl er der Ansicht ist, dass durch die Formulare und 
Checkbücher im Falle des Verlustes die Gefahr betrügerischer 
Checkausstellung erhöht werde, die Frage auf, ob nicht doch 
die Vorschrift des Blankettes wünschenswert wäre, aus dem 
einfachen Grunde, weil für den Check so yiele Formalitäten vor- 
geschrieben sind, dass man zu gültiger Ausstellung kaum werde des 
Blankettes entbehren können. Ich kann mich dieser Ausfuhrung 
Zollers nicht anschliessen, da ich nicht einsehe, warum man 
einem so geschickten Mann, der im stände ist, alle Formalitäten 
zu erfüllen, die Anwendung seiner Geschicklichkeit verbieten solle, 
nur weil es viele giebt, die dieselbe nicht besitzen. Wird es doch 
auch kaum jemand einfallen, aus diesem Grunde beim Wechsel 
den Formularzwang zu fordern, und der Wechsel hat doch min- 
destens ebenso viele Formalitäten zu berücksichtigen. 

1) a. a. O. S. 18. 
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s 30- 

Die Angabe der Geldsumme. 

Das zweite wesentliche Erfordernis, welches Art. 830 S. O.-R. 
für den Check aufstellt, ist: 

«die mit Worten auszusetzende Angabe der Geldsummet. 

Dass die Summe, auf welche der Check lautet, auf dem 
Check selbst ausgedrückt sein muss, ist ein so selbstverständ- 
liches Verlangen, dass über dessen Zweckmässigkeit Erörterungen 
anzustellen völlig unnütz ist. Das Erfordernis ergiebt sich von 
selbst aus der Natur des Check als eines Formalpapieres, wie 
es im S. O.-R. eines sein will. 

Schon ein wenig stutzig könnte man werden über den 
Ausdruck « die mit Worten auszusetzende Angabe » , während 
in Art. 722,2 für offenbar denselben Begriff der Ausdruck ein 
Buchstaben geschrieben» gebraucht ist. Im Ernste kann aber 
nicht daran gezweifelt werden, dass die beiden Ausdrücke 
denselben Sinn haben, da weder für den einen noch für den 
andern ein plausibler Weise abweichender Sinn ausfindig gemacht 
werden könnte. In beiden Fällen will das Gesetz die bequemere, 
aber eben deshalb leichter veränderliche Schreibweise der Zahlen 
durch Ziflfern ausschliessen zu Gunsten der umständlicheren, 
aber gerade deswegen weniger leicht verfälschbaren Schreib- 
weise in ausgeschriebenen Zahlworten. Abgesehen davon, dass 
es unzweckmässig und begriffs verwirrend ist, in ein und dem- 
selben Gesetze für dieselben Begriffe verschiedene Ausdrücke zu 
gebrauchen, so möchte ich auch seiner grössern Klarheit halber 
dem Ausdruck* des Art. 722 ein Buchstaben geschrieben» den Vor- 
zug geben, da nicht c Worte » der Gegensatz zu «Ziffern» ist, 
sondern « Buchstaben », ja da sogar sehr häufig auch im Sprach- 
gebrauch von durch Ziffern ausgedrückten Worten die Rede 
sein kann. Man denke z. B. an die Zählung der Worte in 
Telegrammen, wobei die in Ziffern ausgedrückten Worte ebenso 
gut mitgezählt werden, als die in Buchstaben geschriebenen. 
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Nach S. O.-R. lässt sich aber nicht bezweifeln, dass auf dem 
Check selbst die zu zahlende Geldsumme mit Buchstaben ge- 
schrieben sein muss, und dass ein Papier, auf welchem die 
Summe nicht mit Buchstaben geschrieben ist, eben kein Check 
im Sinne des S. O.-R. sein kann. 

Wohl aber lässt sich darüber zweifeln, ob der Art. 830 
Ziff. 2 der Angabe der Geldsumme einen bestimmten Platz auf 
der Urkunde anweist oder nicht. Muss «die mit Worten aus- 
zusetzende Geldsumme» im Kontexte des Check stehen? Ich 
verneine diese Frage aufs bestimmteste. Für meine Gründe 
kann ich im wesentlichen auf § 28 verweisen, worin ich mich 
darüber ausspreche, dass das Wort Check nicht notwendiger- 
weise im Kontexte des Check stehen müsse. 

Hier wie dort kann der Beweis dafür aus der Vergleichung 
der Formfassung der Art. 830 und 722 entnommen werden. 

Wenn Art. 722,2 von der «Angabe der zu zahlenden 
Geldsumme, im Kontexte mit Buchstaben geschrieben» spricht, 
während Art. 830,2 nur «die Angabe der in Worten auszu- 
setzenden Geldsumme» fordert, so liegt der Unterschied zu sehr 
auf der Hand, als dass man ihn übersehen könnte, und ist man 
wohl berechtigt, aus dem Fehlen der Worte «im Kontexte» auf 
ein Fehlen der Absicht des Gesetzgebers, die Stellung in den 
Kontext zu verlangen, zu schliessen. Schneider und Fick in 
ihrem Kommentar sprechen sich nicht über diesen Punkt aus, 
scheinen aber durch ihre Verweisung auf ihre Anmerkung zu 
722,2 die gegenteilige Meinung auszudrücken. Auch ich bin 
der Ansicht, dass dieselben Erwägungen, die beim Wechsel zum 
Erfordernis der Ausschreibung der Summe in Buchstaben im 
Kontexte geführt haben, beim Check in demselben Masse hätten 
bestimmend wirken sollen. Wenn Burckardt-Fürst*enberger sagt, 
«der massgebende Handelsgebrauch hat die grössere Sicherheit 
entgegen den meisten bisherigen positiven Satzungen nur in 
der im Kontexte des Wechsels mit Buchstaben ausgeschriebenen 
Summe gefunden», so gilt das für den Check ebenso, wie für den 
Wechsel. Ich kann mich aber trotzdem nicht entschliessen, 
den Wunsch den Vater des Gedankens sein zu lassen und in 
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der Auslegung des Gesetzes von der Wortauslegung abzugehen, 
die mich zwingt, weder dem Worte Check, noch der Angabe 
der Geldsumme in der Checkurkunde einen bestimmten Platz 
anzuweisen. Ich lege aber diesem Entscheid keine besondere 
Bedeutung bei, denn während ich in § 28 Fälle angeführt habe, 
in welchen sehr wohl ein Bedürfnis eintreten kann, das Wort 
Check an einen andern Ort als in den Kontext der Urkunde, 
etwa in den Titel, zu setzen, während ich dort gewichtige Auto- 
ritäten anfuhren konnte, welche eine solche Möglichkeit aus 
praktischen Gründen forderten, so ist mir dies beides hier 
unmöglich. Ich kann mir schlechterdings keinen Fall konstruieren, 
in dem der Aussteller ein Interesse daran haben könnte, die 
Angabe der Geldsumme nicht in den Kontext zu setzen. 
Andererseits kann ich aber auch nicht behaupten, dass die 
Stellung der Angabe der Summe in Buchstaben geschrieben in 
den Kontext eine absolute Notwendigkeit sei. In einem Gesetz 
wie das schweizerische O.-R., das für den Wechsel dieses Erfor- 
dernis kennt, wäre es allerdings für den Check im Interesse der 
Gleichförmigkeit ebenfalls wünschenswert gewesen. 

Über die Notwendigkeit dieses Erfordernisses sind übrigens 
selbst in Beziehung auf den Wechsel in unserer schweizerischen 
Gesetzgebung verschiedene Anschauungen herrschend gewesen. 
Burckardt-Fürstenberger und das Wechselkonkordat, sowie Hun- 
zinger standen auf dem Standpunkt des heutigen Gesetzes, 
während Fick von diesem Erfordernis absah, wohl hauptsächlich, 
um das Papier mit möglichst wenig Formerfordernissen zu 
belasten. Erst die nationalrätliche Kommission kehrte wieder 
zu den alten Entwürfen zurück. 

Ein praktischer Nachteil wird sich aber aus dem Fehlen dieses 
Erfordernisses namentlich deshalb nicht ergeben, weil auch ohne 
gesetzlichen Zwang der Verkehr ganz von selbst an ihm festhalten 
wird infolge der seit langem eingewurzelten Gewohnheit, im Texte 
wichtiger Urkunden die Zahlen in Buchstaben auszuschreiben. 

Eine andere Frage taucht auf, wenn die Summe mehrmals 
in der Urkunde erscheint und wenn Abweichungen in diesen 
Summenangaben vorkommen. 
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Auch diese Frage wird uns direkt durch das Gesetz beant- 
wortet : 

§ 723. eist die Summe mehrmals in Buchstaben geschrieben, 
so gilt bei Abweichungen die geringere Summe.» 

Dass im Falle einer Abweichung der ausgeschriebenen, von 
einer in Ziffern ausgesetzten Summe, die erstere den Vorrang 
hat, gilt als selbstverständlich. In diesem Sinn ist die Streichung 
dieser Bestimmung, die im Fickschen Entwurf ausdrücklich 
festgesetzt war, gemäss Vorlage des Justizdepartement vom 
19. Januar 1881 zu verstehen.^) 

In den neuen Entwürfen Österreichs und Deutschlands finden 
sich ausdrückliche Bestimmungen über diesen Punkt. Der 
deutsche Entwurf, § 3, nimmt den Wortlaut der allgemeinen 
W.-O., Art. 5, herüber: 

«Ist die zu zahlende Geldsumme (§ i Nr. 2) in Buchstaben 
und in Ziffern ausgedrückt, so gilt bei Abweichungen die in 
Buchstaben ausgedrückte Summe. Ist die Summe mehrmals 
mit Buchstaben oder mehrmals mit Ziffern geschrieben, so gilt 
bei Abweichungen die geringere Summe.» 

Der österreichische Entwurf dagegen verweist lediglich auf 
diesen Artikel, indem er in 

§ 20 bestimmt: 

«Nebst den Vorschriften dieses Gesetzes haben fiir den 
Check die Bestimmungen sinngemäss zu gelten, welche die 
allgemeine Wechselordnung (kaiserliches Patent vom 25. Jänner 
1850, R.-G.-Bl. Nr. 51) enthält: 

2. Über Abweichungen in den im Wechsel enthaltenen 
Summenangaben (Artikel 5).» 

Eine weitere Frage ist in der Litteratur vereinzelt aufge- 
taucht: Ob die Angabe der Geldsumme von dem Aussteller 
eigenhändig geschrieben werden müsse? 

Das S. O.-R. hat mit Recht keine Bestimmung hierüber auf- 
gestellt, und es wird daher im einzelnen Fall bald der Aussteller 



*) Vergl. Schneider und Fick, Anm. i zu 723. 
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selbst, bald ein Angestellter desselben, ja sogar eventuell eine 
Drittperson die Summe in den Check einschreiben. Es könnte 
z. B. wohl vorkommen, dass ein Checkkunde einer Person, zu 
der er unbedingtes Vertrauen hat, von sich unterzeichnete 
Checkformulare übergäbe in der Meinung, dass hernach im 
Bedürfnisfalle diese Person die Summe und das Datum nach- 
trüge. Ja, ich kann mir sogar Fälle denken, wo die Summe 
gar nicht geschrieben, sondern gedruckt ist, z. B. wenn ein 
Checkkunde einer oder verschiedenen Personen periodisch die- 
selben Leistungen zu machen hat, etwa Leibrentenzahlungen, 
so könnte er sich wohl der Bequemlichkeit halber Formulare 
drucken lassen, die schon die Checksumme enthielten. Aus 
diesen Gründen kann ich Chastenet^) nur zustimmen, wenn er 
die aufgeworfene Frage verneint. Auch Kapp*^) scheint sie in 
verneinendem Sinne zu beantworten. 

,^ 31- 

Die Sunimenbesehränkung. 

Nach dem wirim vorigen Paragraphen von dem Erfordernis 
der Angabe der Geldsumme im formellen Sinne gesprochen 
haben, bleibt uns noch übrig, von dem materiellen Inhalt dieses 
Erfordernisses zu reden. Was ist unter Geldsumme im Sinne 
des Art. 830 S. O.-R. zu verstehen? Ist die Summe irgend 
einer Beschränkung unterworfen ? Betrachten wir zunächst die 
quantitative Ausdehnungsfähigkeit des Begriffes Summe. 

Das S. O.-R. enthält nicht die geringste Beschränkung der 
Summe in quantitativer Beziehung. Nach S. O.-R. kann ebenso 
gut ein Check über einen Rappen als über fünf Milliarden 
Franken gezogen werden. Es wird sich aber von selbst ver- 
stehen, dass im Rahmen dieser rechtlichen Grenzenlosigkeit 
faktisch doch Schranken bestehen. Es ist aber dem freien 
Ermessen der Checkbanken überlassen, sich vertraglich die 

») a. a. O. S. 85. 
*) a. a. O. S. 31. 
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Innehaltung dieser Schranken auszubedingen und dieselben 
machen auch in ausgiebigem Masse Gebrauch von diesem Recht. 
Dass nach oben die Summe im einzelnen Falle in der Regel 
jeweilen durch die Höhe der Deckung beschränkt ist, werden 
wir an anderem Orte zu erörtern Gelegenheit haben. Hier 
gilt es noch auf eine historisch interessante Summenbeschränkung 
des älteren Checkrechts einzutreten. 

Unter Georg III. und IV. ^) waren Gesetze erlassen worden, 
die eine Checkziehung unter 5 resp. i£ untersagten, ebenso 
wie es untersagt war, Banknoten 2) unter 20 sh. auszugeben. 
Die Übertretung dieses Verbotes war mit einer Busse von 
5 — 20 £ bedroht. Die Verbote waren nach Cohn lediglich der 
Furcht entsprungen, es möchte der Geldmarkt mit kleinen, dem 
Papiergeld ähnelden Checks, überschwemmt, und das Noten- 
privilegium der Bank of England dadurch geschmälert werden. 
Heute ist diese Beschränkung der Checksumme nach unten 
auch in England aufgehoben durch die Bills of Exchange Act 
von 1882 3) und ist überall die Checksumme rechtlich unbe- 
schränkt. De lege ferenda ist eine Beschränkung auch durchaus 
nicht zu empfehlen, da die Checkbanken viel besser in der Lage 
sind, zu beurteilen, welche Schranken dem Geschäftsverkehr 
des Platzes entsprechen, als dies dem Gesetzgeber möglich 
wäre. Die beiden neuen Entwürfe in Deutschland und Öster- 
reich sehen denn auch von einer quantitativen Beschränkung 
der Checksumme völlig ab. 

Dass für den Check wie für den Wechsel das Zinsverbot 
des Art. 725 Abs. II gültig ist, braucht kaum hervorgehoben 
zu werden. 

§ 725 Abs. II. fDas in einem CAeck enthaltene Zins ver- 
sprechen gilt als nicht geschrieben. » 

Zu den Gründen, die für dieses Zinsverbot beim Wechsel 
angeführt werden, es sei als mit der nötigen Bestimmtheit und 



1) Cohn : Zur Lehre vom Check, S. 442. 

2) Le Mercier: Etudes sur les ch^ques, 1874, S. 11. 

3) Byles: A treatise of the low of bills of exchange, promissory notes, 
bank-notes and checks, 1876. 
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Erkennbarkeit der Summe nicht vereinbar anzusehen, tritt beim 
Check noch ein weiterer Grund hinzu. Ein Zinsversprechen 
wäre, da der Check immer auf Sicht lautet und einer ganz 
kurzen Präsentationsfrist unterstellt ist, bei ihm völlig unprak- 
tisch, und ist daher ebenso wie beim Wechsel die Meinung 
des Gesetzes die, dass auch civilrechtlich ein solches Zinsver- 
spreclien unverbindlich sei. Da aber das Verbot eines Zins- 
versprechens nicht eigentlich als eine Beschränkung der Check- 
summe aufgefasst werden kann, so darf ich meine Behauptung 
aufrecht erhalten: Die Checksumme ist quantitativ durch das 
Gesetz nicht beschränkt. 



S 32. 

Die Währungsbeschränkang. 

Es bleibt noch zu untersuchen, ob qualitativ eine Be- 
schränkung der Checksumme existiert. 

Für das S. 0,-R. ist auch eine solche Beschränkung zu 
leugnen, da es den vertragschliessenden Parteien schon nach 
den allgemeinen Prinzipien des Art. 97 *) völlig freisteht, die 
Zahlung in jeder beliebigen Münze zu vereinbaren. 

Noch weiter aber geht Art. 756: 

»Lautet ein Check auf eine Münzsorte, welche am Zahlungs- 
orte keinen Umlauf hat, oder auf eine Rechnungs Währung, so 
kann die Check^wmm^ nach ihrem Werte zur Verfallzeit in der 
Landesmünze gezahlt werden, sofern nicht der Aussteller durch 
den Gebrauch des Wortes t effektiv» oder eines ähnlichen 
Zusatzes die Zahlung in der im Check benannten Münzsorte 
ausdrücklich bestimmt hat.» 

1) Art. 97. «Geldsorten sind in der Landesmünze zu bezahlen. 

Ist in dem Vertrage eine Münzsorte bestimmt, welche am Zahlungsort 
keinen Umlauf hat, so kann die geschuldete Summe nach ihrem Wert zur Ver- 
fallzeit in der Landesmünze bezahlt werden, sofern nioht durch den Gebrauch 
des Wortes „effektiv" oder eines ähnlichen Zusatzes die wortgetreue Erfüllung 
des Vertrages ausbedungen ist. * 
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Nach diesem Artikel kann der Checkaussteller von sich 
aus ohne vorgängigen speciellen Vertrag die Zahlung in einer 
andern als der Landesmünze anordnen. Dass aber auch die 
am Zahlungsorte übliche Münzsorte einer andern als der inlän- 
dischen Währung angehören kann, erhellt sofort aus dem inter- 
nationalen Charakter des Check. 

Ein Fall, der jedoch hierbei Zweifel envecken kann, ist 
der, wenn eine besondere Sorte Banknoten angegeben ist. Es 
ist dann zu unterscheiden, ob es Banknoten mit Zwangskurs 
sind oder nicht. Ist dies der Fall, so wird zu entscheiden sein, 
wie wenn eine fremde Münzsorte genannt wäre, wenn nicht, so 
handelt es sich um einen Effektencheck, der nach den Aus- 
führungen des folgenden Paragraphen als ein eigentlicher Check 
nicht anzuerkennen ist, und also eine ganz gewöhnliche Schuld- 
verpflichtung, die nach gewöhnlichem civilem Recht zu behan- 
deln ist, darstellt. 

Die Beschränkung der Checksumme auf inländische Wäh- 
rung wird mehrfach de lege ferenda* gefordert, und z. B. in 
England de lege lata behauptet. Grant*) meint, der Check 
brauche nicht anders, als in englischem Geld bezahlt zu werden, 
was schon aus allgemeineren Grundsätzen sich folgern lasse. 
Dagegen ist einzuwenden, dass sect. 72,4 der Bills of Exchange 
Act von 1882, den oben erwähnten schweizerischen dem Sinne 
nach identische Bestimmungen für England enthält. 

Die beiden neuen Entwürfe Deutschlands und Österreichs 
enthalten keinerlei Beschränkung der Währung, wohl aber schlug 
der braunschweigische Entwurf eine solche vor. Mit Recht ist 
man demselben aber in dieser Hinsicht nicht gefolgt, denn eine 
Beschränkung auf inländische Währung wäre für den Auslands- 
check geradezu ein Unsinn. Cohn^) führt als Grund an, der 
für eine solche Beschränkung geltend gemacht worden ist, dass 
das fiskalische Interesse eine Garantie daflir fordere, dass nicht 
internationale Wechsel die Gestalt internationaler Checks an- 



1) a. a. o. S. 17. 

2) Conrads Jahrb., XXXIII, 6, 480. 
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nähmen, und so den Stempel umgingen. Cohn macht aber 
mit Recht darauf aufmerksam, es folge daraus höchstens, dass 
man dem aufs Ausland resp. in ausländischer Währung gezogenen 
Check das Steuerprivilegium, nicht aber, dass man ihm seinen 
juristischen Charakter als Check abspreche. 

Auch Simonson ^) spricht sich entschieden gegen eine solche 
Beschränkung aus, ebenfalls hauptsächlich mit Rücksicht auf 
die internationalen Checks, aber auch im Hinblick auf die Ver- 
tragsfreiheit der Parteien bei inländischen Checks. Er wendet 
sich hauptsächlich gegen Kapp, dem er insofern unrecht thut, 
als dieser 2) ausdrücklich den Parteien das Recht zugestehen 
will, abweichende Verabredungen zu treffen; als Regel möchte 
allerdings Kapp die Beschränkung auf die inländische Währung 
aufstellen. Ich bin der Ansicht, dass aus den schon angeführten 
Gründen eine solche Beschränkung unzweckmässig ist, und 
halte den Zustand, wie er im S. O.-R. sich darstellt, für einen 
völlig gesunden. 

§ 33- 

Der Effektencheck. 

Wenn wir nun auch gesehen haben, dass die Geldsumme 
in Quantität und Qualität beim Check unbeschränkt ist, so 
müssen wir doch daran festhalten, dass immer eine Geld- 
summe der Gegenstand des Check sein muss. Es fuhrt nun 
dies Erfordernis dazu, eine Sorte Papiere, die auch unter dem 
Namen Check umlaufen, von unserer Betrachtung auszuscheiden, 
ich meine die in Österreich und in neuerer Zeit auch in Deutsch- 
land üblichen Effektenchecks. So viel Ähnlichkeit ein solcher 
Effektencheck auch mit unserem Check in wirtschaftlicher Be- 
ziehung haben mag — er eignet sich z. B. auch zum Clearing- 
verkehr — so müssen wir doch streng daran festhalten, dass 
der eigentliche Check an das Erfordernis einer Geldsumme 

^) Beiträge zur Lehre vom Check, S. 38. 
2) a, a. O. S. 38. 
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gebunden ist. Kapp ') folgert diese Forderung schon aus dem 
Wechselcharakter des Check, aber selbst wenn man nicht geneigt 
ist, den Wechselcharakter des Check unbedingt anzuerkennen, 
so wird der Efifektencheck sich doch vom Geldcheck dadurch 
scharf trennen lassen, dass er lediglich eine eigenartige Waren- 
anweisung ist. Er steht dem Warrant näher als dem Check. 
Funk ist im Irrtum, wenn er meint, in rechtlicher Beziehung 
bestehe zwischen Effekten- und Geldcheck gar kein Unterschied. 
Cohn^) macht mit Recht darauf aufmerksam, dass bei einzelnen 
Effekten, wie den Lospapieren, ganz andere Gesichtspunkte zur 
Geltung kämen, namentlich für die Frage nach dem Übergang 
des Eigentums an der Deckung, als dies bei den Geldchecks 
der Fall ist. Ein Kardinalunterschied ist der, dass beim Effekten- 
check immer ein depositum reguläre der Checkziehung zu Grunde 
liegen muss, während beim Geldcheck ein solches sogar zu den 
Seltenheiten gehört. Da auch die Effekten an Fungibilität dem 
Geld durchaus nicht gleichstehen, so ist Cohn ebenfalls der 
Meinung, dass alle diese Unterschiede nicht ohne Konsequenzen 
sein können. Auch er glaubt im Effektencheck eine Erweiterung 
des Checkbegriffs über seine ursprünglichen Zwecke hinaus 
sehen zu dürfen, und lässt den Effektencheck eine Übergangs- 
form zu den völlig anders gearteten Warenpapieren bilden. 

In allen Staaten mit Checkverkehr versteht man unter 
Check nur ein auf eine Geldsumme lautendes Papier, sei es, 
dass dies durch Gesetz festgestellt sei, wie in der Schweiz, in 
Portugal, in Holland, in Kanada, sei es, dass dies stillschweigend 
vom Geschäflsverkehr so anerkannt ist, wie in England. Chitty*') 
führt ausdrücklich die Unmöglichkeit der Checkausstellung auf 
Waren oder Wertpapiere (East-India Bonds) an, und hält allein 
Geldchecks für zulässig. Eine nur scheinbare Ausnahme von 
dieser Regel im englischen Geschäftsverkehr erwähnt Cohn, 
nämlich die Möglichkeit, die Zahlung in Tratten oder in Sola- 



1) a. a. O. S. 39. 

2) Zur Lehre vom Check, S. 440. 

3) a. a. O. S. 85. 
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wechseln auszubedingen, welche Ausnahme nur c'me scheinbare 
sei, da diese nur eine im voraus verabredete Modalität der 
Zahlung einer Geldsumme ist. 

Bei dieser völligen Übereinstimmung der Checkgebräuche 
der ganzen Welt in diesem Punkte ist es nur zu begrüssen, 
dass der neue österreichische und der neue deutsche Entwurf 
durch den Gebrauch des Wortes c Geldsumme » bei Aufzählung 
der wesentlichen Erfordernisse trotz entgegengesetzter Bestre- 
bungen einzelner Autoren, nicht von den allgemeinen Gebräuchen 
abgewichen sind. Die Begründung zum deutschen Entwürfe 
spricht ihren Standpunkt noch völlig klar aus, indem sie sagt ^) : 
« Sogenannte Effektenchecks und Warenchecks sind durch das 
Erfordernis einer bestimmten Geldsumme ausgeschlossen. » 



5i 34. 
Die Unterschrift des Ausstellers. 

Als drittes Erfordernis stellt Art. 830 S. O.-R. auf 

«die Unterschrift des Ausstellers mit seinem Namen 
oder seiner Firma.» 

Es ist dies ein Erfordernis, das sich für eine Urkunde so 
sehr von selbst versteht, dass seine Zweckmässigkeit keinem 
Zweifel unterliegt, und dass auch die beiden neuen Entwürfe 
Deutschlands und Österreichs es unter demselben Wortlaut 
aufstellen, in § i Ziffer 4 des deutschen und § 2 Ziffer 2 des 
österreichischen Entwurfes. 

In welchem Sinn die Worte « mit seinem Namen oder 
seiner Firma» auszulegen seien, behalte ich mir vor, weiter 
unten in ji 39 zu erörtern, zugleich mit derselben Frage in 
Beziehung auf Name oder Firma des Bezogenen, Aber auch 
schon der Begriff « Unterschrift des Ausstellers » giebt zu meh- 
reren Fragen Anlass. Zunächst kann man im Zweifel sein, 
wo sich diese Unterschrift des Check befinden muss. Den 



1) Zur zweiten Lesung, S. 30. 
Dr. Fick, Der Check. 1 3 
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nächsten Anhaltspunkt, diese Frage zu beantworten, giebt der 
grammatikalische Sinn des Wortes Unterschrift. Man wird 
dabei sofort daran denken, dass dieselbe sich eben unter dem 
Kontext des Check befinden müsse. In der That ist es auch 
der Fall, dass die Unterschrift sich meist rechts unter dem 
Kontext befindet, und ein vorsichtiger Geschäftsmann wird in 
der Regel seine Unterschrift möglichst nahe unter dem Kontext 
anbringen, um Einschiebungen zwischen seiner Unterschrift und 
dem Kontext zu erschweren, und so Fälschungen, die hierdurch 
begangen werden könnten, möglichst vorzubeugen. 

In der englischen Praxis nun hat man begonnen, von dieser 
strengen Auslegung abzuweichen, und jede Stelle der Vorderseite 
des Check als geeignet zur Anbringung der Unterschrift anzu- 
erkennen. Zoller *) behauptet auch für die Schweiz, es sei die 
ganze Vorderseite dazu geeignet. Ich kann mich nicht dazu ent- 
schliessen, diese Ansicht zu teilen, da ich die Gefahren dieser 
freieren Auslegung, die dazu geeignet ist, Fälschungen aller Art 
zu erleichtern, nicht leicht anzusehen vermag. 

Schweizerische Urteile, die auf diese Frage ein Licht werfen 
könnten, sind mir nicht zu Gesicht gekommen. Dagegen haben 
österreichische und deutsche Gerichte sich mehrfach über den 
Begriflf Unterschrift ausgesprochen. Wenn das Urteil des sechsten 
Civilsenates des deutschen Reichsgerichts vom 1 1. November 1895 
in Beziehung zwar nur auf das preussische Landrecht sagt, es 
sei deuth'ch zum Ausdrucke gebracht, dciss die Schriftform nur 
da als gewahrt angesehen werden kann, wo die Unterschrift 
dem Inhalt der Urkunde räumlich nachfolgt, sich also unter 
der Niederschrift des Vertrages befindet, so sind wir doch 
berechtigt, diese Ansicht zu der unsrigen zu machen, auch in 
Beziehung auf das S. O.-R.^), das wie das preussische Land- 
recht zur Gültigkeit schriftlicher Verträge, fiir die die schriftliche 
Form gesetzlich vorgeschrieben ist, die Unterschrift aller Per- 
sonen verlangt, welche verpflichtet werden sollen. Für die 

1) a. a. O. S. 16. 

2) Art. 12. 
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Unterschrift des Wechsels stellt die Forderung, dass dieselbe 
unter dem Kontexte des Wechsels stehen müsse, ein Er- 
kenntnis des königlichen Wechsel- Appellationsgerichts für Unter- 
franken und Aschaffenburg vom i. Juli 1852 auf, indem es 
sagt: cDie in dem Kontexte eines Wechsels zwischen den 
Worten „den Wert habe ich" und „erhalten" enthaltene Ein- 
zeichnung des Namens des Ausstellers ersetzt den Mangel 
der Namensunterschrift nicht; denn schon das Wort ,, Unter- 
schrift" bezeichnet die Stelle, wohin des Ausstellers Name oder 
Firma geschrieben sein muss, nämlich am Ende und unter dem 
ganzen Inhalte des Wechselvertrages. » Diese Ausfiihrungen 
scheinen mir auch noch heute sowohl für den Wechsel als für 
den Check, weil der Logik entsprechend, richtig zu sein. Dem 
entgegen behauptet der Kommentar zum S. O.-R. von Schneider 
und Fick in Anmerkung 17 zu Art. 722, es gebe deutsche 
Urteile, die eine Unterschrift auch auf der Rückseite zulassen. 
Leider^ wird nicht gesagt, ob diese Urteile als begründet anzu- 
sehen seien oder nicht. Urteile reichsdeutscher Gerichte dieses 
Inhalts habe ich nicht auffinden können, ich nehme daher an, 
dass es sich um das Erkenntnis des österreichischen obersten 
Gerichtshofs vom 25. November 1862 in Sachen Low Löwenbein 
contra Wenzel Wirkner handle. Low Löwenbein hatte einen 
Wechsel an eigene Ordre gezogen, ohne ihn zu unterschreiben, 
dagegen befanden sich sein Name, sowie das Accept Wenzel 
Wirkners zu oberst auf der Rückseite des Wechsels. Der 
oberste Gerichtshof hob die Urteile der Untergerichte, die den 
Wechsel wegen Mangel eines Formerfordernisses für ungültig 
erklärten, auf, mit der Begründung: cdenn es ist im Art. 4 
Z. 5 der W.-O. nicht vorgeschrieben, dass die Unterschrift des 
Ausstellers als solche nur dann zu gelten habe, wenn sie auf 
die Vorderseite des Wechsels angesetzt ist, daher ihre volle 
Gültigkeit als solche auch bei deren Ansetzung auf die Rück- 
seite des Wechsels im allgemeinen gesetzlich nicht ausgeschlossen 
erscheint.» Mir scheint folgende Ausfuhrung des Prager Ober- 
landesgerichts in diesem Falle logisch richtiger zu sein : 

cDa der Wechsel ein Formalakt ist, so kann auf Erklä- 
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rungen, welche ausserhalb desselben liegen, und dies sind solche, 
die auf der Rückseite des Wechsels erscheinen und den Inhalt 
des Wechsels ergänzen sollen, keine Rücksicht genommen werden, 
weil sie eben ayf dem Wechsel nicht vorkommen. In dieser 
Rücksicht kommt daher die auf der Rückseite des zur Wechsel- 
ausfertigung bestimmten Papierstreifens erscheinende Namens- 
fertigung des Low Löwenbein, weil ihr die gesetzliche Ver- 
mutung des Art. 12 der W.-O., dass sie ein Blanko-Indossament 
sei, entgegensteht, in keinen Betracht.» 

Namentlich letzterer Punkt veranlasst mich, jedenfalls eine 
Setzung der Unterschrift auf die Rückseite fiir ausgeschlossen 
zu halten. Sowohl beim Wechsel als auch beim Check dient 
im Handelsverkehre die Rückseite ganz bestimmten technischen 
Operationen, und es könnte nur Unklarheiten verursachen, wenn 
man auch andere Wechselerklärungen auf ihr zulassen wollte, 
aber auch für die Vorderseite scheint mir sowohl das Bedürfnis 
des Verkehrs als die grammatikalische Auslegung des Gesetzes- 
textes zu fordern, dass die Unterschrift nur unter dem Kontext 
anzubringen sei. 

Nachdem wir die P>age über das «wo?» der Unterschrift 
erledigt haben, bleibt uns noch das «wie?» zu erörtern. Nach- 
dem wir bei der allgemeinen Erörterung des Begriffes der 
Schriftlichkeit in § 22 gesehen haben, dass unter Schrift auch 
der Stempel und der Druck inbegriffen sei, können wir doch 
noch zweifeln, ob nicht im speciellen die Unterschrift einer engern 
Auslegung unterliege, ob nicht vielleicht die Unterschrift aus 
besonderen Gründen wegen ihrer ganz hervorragenden Wichtig- 
keit ftir die Echtheit der Urkunde propria manu wirklich 
geschrieben werden müsse, unter Ausschliessung von Druck, 
Stempel und dergleichen. Die Meinungen hierüber gehen sehr 
weit auseinander. In der deutschen Judikatur finden wir ver- 
schiedene Ansichten. Die Urteile des I. Civilsenats des Reichs- 
i^erichts vom 12. Juli 1882 und vom i. März 1884 anerkennen 
bei Prozessurkunden die Gültigkeit der Unterschrift vermittelst 
Blaustempel. Das Urteil desselben I. Civilsenats vom 29. Februar 
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i888 dagegen lässt für eine privatrechtliche Urkunde den Ent- 
scheid offen, während das Untergericht in dem betreffenden 
Falle die UnterStempelung des Namens nicht als Unterschrift 
anerkannt hatte. Das Reichsoberhandelsgericht (Sen. I) dagegen 
spricht in seinem Urteil vom 9. Oktober 1874 deutlich aus, 
dass der Aussteller eines Wechsels seinen Namen unter- 
schreiben müsse und seine Namensunterschrift nicht durch 
einen Namensstempel etc. ersetzen könne. 

Im englischen Recht wird man eine freiere Auslegung 
wagen dürfen, nach dem allgemeinen Satz t Schreiben umfasst 
Druck». Ja selbst das französische Recht scheint gedruckte 
Unterschrift gelten zu lassen, wenigstens teilt Chastenet^) mit, 
es komme manchmal vor, dass der Name zum voraus auf dem 
Checkformular gedruckt sei. 

Die wissenschaftliche Litteratur neigt aber eher dazu, ein 
Verbot der nicht geschriebenen Unterschrift im Interesse der 
leichteren Prüfung der Echtheit zu fordern. So Simonson,^) 
Hanausek^) und Bubenik.*) In Japan wird sogar eine zu der 
Unterschrift hinzutretende Untersiegelung gefordert. 

In der Schweiz trifft man auf geteilte Ansichten. Schneider 
und Fick *) sind der Meinung, die Unterschrift könne durch Auf- 
drücken eines Stempels geschehen, was Zeerleder und Carrard 
verneinen. 

Ich glaube auch hier die weiteste Auslegung des Wortes 
Schrift anwenden zu dürfen, denn im S. O.-R. finden sich 
keine Andeutungen, die uns fiir die Unterschrift zu einer engern 
Auslegung zwingen würden, und auch kein praktisches Bedürfnis 
scheint mir dafiir zu sprechen. Die Checkbanken sind in der 
Lage, ihre Interessen durch Aufstellung von Reglementen 
genügend zu schützen, und thun dies auch in reichlichem Masse ; 
ich sehe aber nicht ein, warum man einer Bank, die sich mit 
einem bis auf die Unterschrift vorgedruckten Formular genügend 



1) a. a. O. S. 80. — «) a. a. O. S. 36. 

•) Der Check im GiroYCrkehr der Österreich-ungarischen Bank, 1889, S. 12. 
*) Die Technik des Giroverkehrs bei der Österreich-ungarischen Bank, 
1888, S. 78. — *) Anm. 4 zu Art. 12. 
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gesichert glaubt, oder die irgend einem charakteristischen Stempel 
den gleichen Glauben schenkt wie einer Unterschrift, das ver- 
bieten solle. In der Regel wird wohl die Bank von selbst 
vorsichtig genug sein, nur solche Checks zu honorieren, deren 
Unterschrift sie mit der bei ihr deponierten Handschrift des 
Kunden vergleichen kann. Unter Umständen kann es aber 
auch vorkommen, dass eine Bank sich durch einen Firmen- 
stempel besser gesichert glaubt, als durch eigenhändige Unter- 
schrift. Von einem ähnlichen Gedanken scheint z. B. § 27 
Lemma III des Checkreglements des Berliner Kassenvereins 
diktiert zu sein, wenn dort gesagt wird: 

t Im eigenen Interesse der Girocontoinhaber wird bestimmt, 
dass sie ihrer Unterschrift unter den Checks stets einen trockenen 
oder farbigen Firmenstempel beizufügen haben. » 

Die weitere Frage, ob als Unterschrift auch ein beglaubigtes 
Handzeichen genüge, ist gemäss Art. 820 für das S. O.-R. zu 
verneinen. Doch werde ich in § 56 noch Gelegenheit finden, 
des näheren auf sie einzutreten. 

Hier bleibt noch übrig zu fragen, tvon wem muss der 
Check unterschrieben sein?» Im französischen Recht scheint 
stellenweise die Behauptung aufgetaucht zu sein, der Checkkunde 
habe in allen Fällen selbst als Aussteller zu unterschreiben. 
Sie wird aber auch dort mit Erfolg bekämpft. ^) Hier gelten, 
wie überall, die allgemeinen Grundsätze der Stellvertretung, 
Prokura u. s. w., denn es wäre fiir grosse Geschäfte eine harte 
Zumutung, wenn der Chef stets die oft täglich nach hunderten 
und tausenden zählenden Checks eigenhändig zu unterschreiben 
hätte. Es ist das um so unbedenklicher, da gegen Missbrauch 
solcher Stellvertretung ja auch ein kräftiger Schutz gewährt 
wird durch Art. 821 S. O.-R.: 

« Wer eine C4^^/&erklärung als Bevollmächtigter eines andern 
unterzeichnet, ohne dazu Vollmacht zu haben, haftet persönlich 
in gleicher Weise wie der angebliche Vollmachtgeber gehaftet 
haben würde, wenn die Vollmacht erteilt gewesen wäre. Das- 



1) Chastenet, a. a. O. S. 82. 
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selbe gilt von Vormündern und andern Vertretern, welche mit 
Überschreitung ihrer Befugnisse C6^f/6erklärungen ausstellen. » 
Im selben Sinne werden auch in den neuen Entwürfen die Bestim- 
mungen des § 95 W.-O. als auf den Check anwendbar erklärt. 

Den Banken bleibt natürlich unbenommen, sfch noch nach 

Belieben weiteren Schutz in ihren Reglementen zu sieben. Um 

zu zeigen, in welcher Weise das geschieht, führe ich als Beispiel 

die einschlägigen Bestimmungen des Berliner Kassenvereins an: 

«§ 39- Unterschriften. 

Für den Eintritt neuer Geschäftsinhaber oder Direktoren 
von Aktiengesellschaften etc., sowie für Prokuristen und Hand- 
lungsbevollmächtigte ist eine besondere Bescheinigung bezw. 
Vollmacht, für welche die Bank des Berliner Kassenvereins die 
Formulare liefert, auszustellen. 

Von Veränderungen in den Unterschriften ist der Bank 
des Berliner Kassenvereins stets besondere schriftliche Anzeige 
zu machen. 

Alle ihr mitgeteilten Unterschriften und Vollmachten sind 
der Bank des Berliner Kassenvereins gegenüber so lange rechts- 
gültig, bis ihr schriftlich angezeigt worden ist, dass sie ausser 
Kraft gesetzt worden sind.» 

?5 35. 

Das Zeitdatum. 

Wenn wir das vierte Erfordernis des Art. 830 S. O.-R. 
in Augenschein nehmen 

tDie Angabe des Ortes, des Jahres und des Monats- 
tages der Ausstellung, letzterer mit W^ orten ausgedrückt», 
so muss uns sogleich auffallen, dass dem Zeitdatum eine beson- 
dere Bedeutung beigemessen zu werden scheint. Es sei mir 
daher vergönnt, über das Zeitdatum zuerst Erörterungen an- 
zustellen. 

Überall ist es gebräuchlich, den Check zu datieren, ob es 
aber nötig ist, das Datum unter die wesentlichen Formerforder- 
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nisse aufzunehmen, ist eine Frage, die wohl aufgeworfen werden 
kann. Kuhlenbeck ^) verneint sie unbedingt und beruft sich auf 
die , gewichtige Autorität Thöls, der dies Erfordernis sogar für 
den Wechsel als willkürlich erklärt. Auch ich bin der Ansicht, 
dass man im Interesse der Erleichterung des Verkehrs mit 
wesentlichen Formerfordernissen möglichst sparsam umgehen 
soll. Das Erfordernis des Datums ist aber keine absolute Not- 
wendigkeit. Wenn die Handelskammern Mülhausen, Mannheim, 
Hamburg, wenn Landgraf, Haberstich und andere betonen, wie 
wichtig die Kenntnis des Datums für Präsentationsfrist, Regress- 
recht, Verjährung u. s. w. sei, so ist das immer noch kein Grund, 
dasselbe zum wesentlichen Formerfordernis zu machen, so lange 
uns noch andere Mittel zu Gebote stehen, denselben Zweck der 
Sicherung zu erreichen. Dass es aber solche andere Mittel 
thatsächlich giebt, beweist uns das holländische Recht. 

In Holland haftet einfach der Aussteller bei Mangel des 
Datums in infinitum und ist ihm die Berufung auf Ablauf von 
Regress- oder Verjährungsfristen untersagt, weil der Anfangs- 
termin dieser Fristen unbestimmt ist, ohne dass ihm der Beweis 
des Ausstellungstages gestattet wäre, letzteres im Gegensatz 
zum englischen Recht. 

Auch Cohn 2) ist der Ansicht, dass die Datierung des Check 
ohne Androhung von Nichtigkeit und Geldbussen am sichersten 
durch Adoption des holländischen Systems erreicht werde. Er 
hält dies System für gerecht, indem es den Aussteller die 
Folgen seiner eigenen Nachlässigkeit oder Böswilligkeit tragen 
lässt, und ihm die Berufung auf eine Frist abschneidet, deren 
Anfangspunkt durch seine Schuld ungewiss ist. 

Wenn ich nun schon die Notwendigkeit des Datums als 
wesentlichen Formerfordernisses leugne, so muss mir natürlich 
um so mehr die Forderung der Ausschreibung des Monats- 
datums in Buchstaben als ungerechtfertigt erscheinen, ganz 
abgesehen davon, dass auch hier wieder die Fassung des 



1) a. a. O. S. 96. 

2) Zur Lehre vom Check, S. 474. 
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Gesetzes, die den Begriff «Worte» dem Begriff «Zahlen» gegen- 
überstellt, zu rügen ist, und dass, ohne den strengen Wortlaut zu 
verletzen, wohl der Monatsname durch die Monatszahl ersetzt 
werden könnte, was aber jedenfalls dem Geiste dieses, wenigstens 
hier etwas kleinlichen Gesetzes widerspräche. Ich bedaure die 
Kleinlichkeit des Gesetzes um so mehr, als ein solches Aus- 
schreiben des Monatstages in Buchstaben nicht, wie das Aus- 
schreiben der Summenzahl, schon so wie so zu den Gewohn- 
heiten des Geschäftsverkehrs gehört. Als Beweis dafür, wie 
ungewohnt diese Forderung dem Geschäftsmanne erscheinen 
muss, führe ich nur an, dass meist die Banken es für nötig erachtet 
haben, an die Stelle, wo das Datum hingehört, in kleinem Druck 
eine Notiz tin Buchstaben auszuschreiben» anzubringen. Ich 
kann mich aber auch direkt auf meine Umfrage bei den schwei- 
zerichen Bankdirektoren berufen, durch die ich erfahren habe, 
dass noch heute, nachdem das Erfordernis schon fast 15 Jahre 
Rechtskraft hat, der Geschäftsgebrauch noch häufig genug das- 
selbe ignoriert. 

Unserem bewunderungswürdigen Vorbild, dem englischen 
Recht, ist es denn auch völlig fremd, und es war erst das 
französische Gesetz, das diese Neuerung in das Checkwesen 
des Kontinents einführte. 

In Frankreich war es, wie bei den meisten Bestimmungen 
des französischen Gesetzes, das fiskalische Interesse, das den 
Ausschlag gab. Mathieu Bodet war sogar so weit gegangen, 
auch die Jahreszahl in Buchstaben ausgeschrieben zu fordern, 
Darimon und die Kommission dagegen begnügten sich mit der 
Ziffer des Monatstages. Obwohl nun das fiskalische Interesse, 
das in Frankreich ausschlaggebend gewesen war, für das schwei- 
zerische Recht nicht in Betracht kam, da die Eidgenossenschaft 
keinen Wechselstempel kennt, so sah sich doch der schwei- 
zerische Gesetzgeber gedrungen, das Erfordernis der Ausschrei- 
bung des Monatstages in Buchstaben aus dem französischen 
Vorbild herüberzunehmen, aus welchem Grunde, ist mir nicht 
klar geworden. War es blosse gedankenlose Nachahmung ? 
oder hatte er, wie neuerdings die Handelskammern von Ham- 
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bürg, Mannheim und Mülhausen, die Feststellung des Datums 
für den Ablauf der Fristen für wichtig genug gehalten, um 
den Verkehr mit diesem ganz ungewohnten Erfordernis zu 
beschweren? Solche den Verkehr beschwerende Erfordernisse 
werden übrigens immer weniger notwendig durch die Fort- 
schritte der modernen Technik, namentlich seitdem die Schriften- 
kontrolle durch Photographien mit verschiedenfarbigem Licht 
bei Verdacht der Fälschung ein so einfaches Mittel zu deren 
Entlarvung bietet. Es sind denn auch ausser der Schweiz 
nur Spanien und Peru in diesem Punkt Frankreichs Vorbild 
gefolgt, und ich begrüsse es mit Freuden, dass trotz einer 
kräftigen Strömung für die Forderung des Buchstabendatums 
der deutsche Entwurf in § i Ziffer 5 und der österreichische 
in § 2 Ziffer 3 schlechthin « die Angabe des Ortes, (des) Monats- 
tages und (des) Jahres der Ausstellung» fordern. Es sei mir 
zum Schlüsse hier noch gestattet, auf eine Sonderbarkeit des 
französischen Rechtes hinzuweisen, die von Panhard erwähnt 
wird. Das Gesetz von 1874 bestimmt zwar auch für die Platz- 
checks, dass das Datum mit Buchstaben geschrieben sei, unter- 
lässt es aber, diese Norm mit einer Sanktion zu versehen. 
Panhard fügt hinzu, es sei das der einzige Punkt, in welchem 
das Gesetz von 1874, absichtlich oder nicht, sich weniger streng 
zeige, als das Gesetz von 1865. Wir stehen hier vor einem 
der nicht allzu häufigen Beispiele einer echten lex imperfecta. 

Eine weitere Erschwerung des Checkverkehrs ist in Frank- 
reich durch Art. 5 Abs. II des Gesetzes vom 19. Februar 1874 
eingeführt worden, die aber nicht in der Weise der soeben 
besprochenen Bestimmung Schule zu machen im stände war. 
Es ist das die Forderung, dass das Datum von derselben Hand 
geschrieben werden müsse, wie der ganze übrige Check. Schon 
Mathieu Bodet, der in der französischen Kammer diese Bestim- 
mung verteidigte, scheint die darin enthaltene Belästigung des 
Checkverkehrs empfunden zu haben, wenn er sagt: 

«Wir verlangen, dass der Check von der Hand dessen, 
der den Check schreibt, datiert werde. Warum das? Weil 
man dann keine Nachdatierung vornehmen kann. Wir verlangen 
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nicht, dass es der Unterzeichner sei, der ihn schreibt: in den 
bedeutenden Häusern unterschreibt man tausende von Checks, 
wir können nicht verlangen, dass der Direktor sie selber schreibe?; 
mit eigener Hand ; das wird ein Angestellter sein, aber er wird 
ein Wort mehr zu schreiben haben, nichts darüber.» 

Man kann sich nur darüber freuen, dass wenigstens in 
dieser Beziehung das schweizerische Gesetz sich von seinem 
Vorbild entfernt hat, und auch die beiden neuen Entwürfe thun 
recht daran, diesen Punkt nicht zu berühren. 

Wenn ein Check des. schweizerischen Obligationenrechtes 
überhaupt nicht datiert ist, so steht fest, dass er mangels eines 
wesentlichen Formerfordernisses eben kein Check im Sinn des 
S. O.-R. sein kann, und ebenso ist zu entscheiden, wenn das 
Datum zwar angegeben, der Monatstag aber nicht in Buchstaben 
ausgeschrieben ist. Tritt dieser Fall ein, so ist die Urkunde 
zwar kein formaler Check, sie kann aber doch gültig sein als 
eine Anweisung des bürgerlichen Rechts und auf diese Weise 
ihren wirtschaftlichen Zweck trotz alledem erreichen. 

Nicht alle Checkgesetzgebungen sind so streng, den Datums- 
mangel mit Nichtigkeit der Urkunde als Check zu bestrafen. 
Das französische Gesetz und der österreichische Entwurf büssen 
ihn als Stempelverkürzung und auch Italien bedroht ihn mit einer 
Busse von zehn Prozent der Checksumme. England und Hol- 
land bestrafen ihn nicht, abgesehen von den in Holland üblichen, 
im vorigen Paragraphen besprochenen prozessualen Nachteilen. 
Der deutsche Entwurf dagegen steht hier auf demselben Boden, 
wie das schweizerische Recht. 

Was nun die Behandlung eines falsch datierten Checks 
anbetrifft, so gehen die Meinungen weit auseinander. Was das 
S. O.-R. anbetrifft, so wird man nicht fehlgehen, wenn man 
den Check als Formalpapier genau so behandelt, wie den 
Wechsel, d. h. das auf dem Check enthaltene Datum gilt fiir 
das richtige, namentlich wenn die Angabe nicht eine Unmög- 
lichkeit oder doch eine den ernstlichen Willen ausschliessende 
Unw-ahrheit enthält. ^) Antedatierungen wären also, weil immer 

*) Hafner: Anm. 2 zu Art. 725. 
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keine logische Unmöglichkeit enthaltend, stets fiir richtig anzu- 
sehen. Sie werden wohl selten genug vorkommen, da man 
kaum ein Interesse daran haben kann, die ohnehin kurze Prä- 
sentationsfrist noch willkürlich zu verkürzen, man müsste denn 
ein Manöver, von dem ich durch eine Zeitungsnotiz Kenntnis 
erhalten habe, für zweckmässig erachten. Danach soll es Firmen 
geben, die an ferne Orte zu versendende Checks absichtlich 
antedatieren, damit sie an ihrem Bestimmungsort als präjudicierte 
schon anlangen. Sie thun das in der Meinung, die bezogene 
Bank sei dann eher in der Lage, einen ihr verdächtigen Check- 
präsentanten zu beanstanden, da sie ja ohnehin zur sofortigen 
Zahlung nicht mehr verpflichtet sei. Ich muss gestehen, dass 
mir die Zweckmässigkeit dieses Manövers etwas zweifelhaft 
erscheint, und ich verhalte mich daher auch kritisch in Bezug 
auf die Glaubwürdigkeit dieses Berichtes. 

Postdatierungen dagegen können sehr häufig im Interesse 
des Ausstellers liegen, um Zeit zur Beschaffung der Deckung 
zu gewinnen, oder um Zinsen noch etwas länger lukrieren zu 
können oder aus ähnlichen Gründen. Das S. O.-R. hat, weil 
nicht von fiskalischen Gesichtspunkten eingeengt, keinen Grund, 
solche Postdatierungen zu verunmöglichen. Haberstich *) folgert 
zwar aus der Wichtigkeit des Datums fiir die Bestimmung der 
Präsentationsfrist die Unzulässigkeit jeglicher Falschdatierung, 
Ich glaube aber, dass Schneider und Fick^) völlig im Rechte 
sind, wenn sie ausführen: 

« Ein solcher Check ist so lange ungültig, als der Tag der 
Ausstellung nicht herbeigekommen ist, bis dahin kann der Aus- 
steller das Papier zurückfordern. Hat er das nicht gethan, so 
ist es von da an ein gültiger Check. Auf keinen Fall wird 
der Beweis der Postdatierung einem gutgläubigen Enverber 
entgegengehalten werden können. » 

Es ist dies auch die Auffassung des englischen Rechts. 
Shaw 3) drückt das so aus, der postdatierte Check sei nicht 

J) a. a. O. S. 752. 

2) Art. 833, Anm. 2. 

^) A practical treatise on Üie law of bankers cheques, 1871, S. 3 und 6. 
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auf Sicht zahlbar, es sei übrigens ein rechtsgültiger Brauch 
unter den Bankers, einen postdatierten Check nicht vorher zu 
bezalilen. Byles^) spricht das noch deutlicher aus: 

€ Das in der Urkunde enthaltene Datum bildet prima facie 
Beweis für die Zeit, wann die Urkunde gemacht ist.» Auch 
für das amerikanische Recht giebt Daniel 2) an, der Check 
dürfe sein wirkliches Datum tragen, oder antedatiert oder post- 
datiert sein. 

In Frankreich gilt zwar Ante- und Post-Datierung nicht 
als eine eigentliche Fälschung,^) wohl aber als eine «Contra- 
vention», und wird daher gebüsst wie das Fehlen des Datums 
mit 6 o/o der Checksumme. **) Ebenso steht auf Falschdatierung 
in Italien die lO^/oige Busse, und auch in den erläuternden 
Bemerkungen zum österreichischen Entwürfe^) wird gesagt: 

«Die unterlassene oder falsche Datierung eines Check wird 
als Stempelverkürzung bestraft, weil sie den Missbrauch des 
Check zu Kreditzwecken unter gleichzeitiger Umgehung des 
Wechselstempels ermöglicht. » 

Der Gesetzentwurf bestimmt nämlich in § 24 Abs. V: 
« Die nachteiligen Folgen des J5 20 u. ff. des Gesetzes vom 
8. März 1876, R.-G.-Bl. Nr. 26, haben auch in dem Falle 
einzutreten, wenn ein undatierter oder mit falschem Datum 
versehener Check ausgehändigt wird, und ist die Gebühren- 
erhöhung von dem Aussteller zur ungeteilten Hand mit jenen 
Personen, welche mit Kenntnis dieser Umstände den Check 
annehmen, weiter begeben oder auszahlen, einzuheben. Die 
auf einem solchen Check verwendeten Stempelzeichen sind als 
nicht vorhanden anzusehen.» 

Der neue deutsche Entwurf verhält sich ähnlich, indem 
mit Geldstrafe bis zu 1000 Mark bestraft wird, «wer einen 
Check begiebt, bei dessen Ausstellung er vorsätzlich den Tag 
der Ausstellung nicht oder unrichtig bezeichnet hat. » 



J) a. a. O. S. 77. 

2) a. a. O. II, S. 538. 

8) Blande Nr. 141. 

*) L. d. 19, II, 74, Art. 6. — 5) Zu § 24 S. 32. 
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Cohn ') dagegen spricht sich de lege ferenda für das eng- 
lisch-amerikanische System, das die Unwahrheit als Wahrheit 
behandelt, aus, ausgenommen den Fall, dass ein strafbarer 
Betrug darin liege. Als Grund dafür führt er, abgesehen von 
der Analogie des Wechsels, auch im deutschen Recht an, dass, 
wenn Aussteller und Remittent oder späterer Nehmer von der 
unrichtigen Datierung unterrichtet und mit derselben einver- 
standen seien, sie sich allen Folgen unterwerfen, die aus dem 
falschen Ausstellungsdatum ihnen erwachsen können, und dass 
auch schon in der Annahme des Check die Genehmigung der 
falschen Datierung zu finden sein dürfte, da die Prüfung der Form- 
richtigkeit seitens jedes Nehmers vorausgesetzt werden müsse. 

S 36- 

Das Ortsdatum. 

Aus dem Wortlaut des Art. 830 Ziffer 4, den wir schon 
in S 35 wiedergegeben haben, geht hervor, dass cdie Angabe 
des Ortes — — der Ausstellung» zu den wesentlichen Form- 
erfordernissen des schweizerischen Check gehört. Über die 
Zweckmässigkeit dieser Bestimmung lässt sich streiten. Wir 
können imm,er von dem Grundsatz ausgehen, dass jedes nicht 
absolut notwendige Formerfordernis den Checkverkehr unnötiger- 
w-eise belastet und folglich vom Übel ist. Es scheint mir das 
auch hier der Fall zu sein, und folglich die Forderung des 
Ortsdatums, weil nicht unbedingt nötig, unzweckmässig. Im 
englischen Recht ist die Angabe des Ausstellungsortes zwar 
durchaus üblich, aber nicht unbedingt vorgeschrieben. 2) 

In Frankreich wird die Angabe des Ortsdatums als ein 
wesentliches Formerfordernis aufgestellt durch Art. 5 des Gesetzes 
vom 19. Februar 1874. Nouguier erklärt diese Forderung einzig 
und allein aus fiskalischen Rücksichten, die die Finanzlage 
Frankreichs ganz besonders in Betracht zu ziehen zwinge. 

') Zur Lehre vom Check, S. 4;;. 
2) Shaw, a. a. O. S. 2. 
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Platzchecks, Distanzchecks, Auslandchecks, Inlandchecks seien 
verschiedenen Bestimmungen unterworfen, und um die VVahr- 
nehmbarkeit all dieser Unterschiede zu sichern, sei unbedingt 
unerlässlich, die Angabe des Ursprungsortes vorzuschreiben. 
Auch Chastenet ist der Ansicht, dass bloss durch die ver- 
schiedenartige Besteuerung von Platz- und Distanzcheck die 
Angabe des Ausstellungsortes notwendig geworden sei. Wäre 
dies wirklich der einzige Grund, den man für die Forderung 
des Ortsdatums anzuführen im Stande ist, so wäre für das 
schweizerische Recht ohne weiteres erwiesen, dass sie völlig 
unnütz sei, da das schweizerische Checkrecht keine fiskalischen 
Interessen zu berücksichtigen hat. Es lässt sich aber doch 
noch, was auch schon in der französischen Litteratur durch 
Lyon-Caen') erkannt worden ist, ein anderer Grund für die 
Angabe des Ortsdatums anfuhren, und der wäre, dass überall 
wo, wie es in der Schweiz der Fall ist, Platz- und Distanzchecks 
verschiedenen Fristen unterworfen sind, man ein Interesse' daran 
hat, zu wissen, ob der Check ein Platz- oder ein Distanzcheck 
sei. Hier ist es aber das belgische Recht, das uns einen Ausweg 
zeigt, wodurch dieses Interesse ohne Aufstellung des wesent- 
lichen Formerfordernisses des Ortsdatums gewahrt wird. Das 
belgische Gesetz vom 20. Juni 1873 enthält in seinem Art. 4 
Abs. II die Fiktion, dass ein Check ohne Angabe des Aus- 
stellungsortes ein Platzcheck sei. Diese Fiktion ist völlig aus- 
reichend und erspart die immer wo möglich zu vermeidende 
Aufstellung eines wesentlichen Formerfordernisses. Einen andern 
Grund für die Angabe des Ortsdatums erwähnt Cohn. 2) Es 
sei die Weglassung desselben namentlich beim Inhabercheck 
leicht über die Person des Ausstellers irreführend und könne 
zu Streitigkeiten Anlass geben. Er schlägt aber gleich selbst 
diese Erwägung zurück, indem er weiter anfuhrt, dass der 
Nehmer eines Check ohne Ortsdatum eine etwaige Irreführung 
nur seiner eigenen Unvorsichtigkeit zuzuschreiben habe und dass 
Täuschungen und Streitigkeiten auch nach dem französischen 

1) a. a. O. § 558. 

2) Zur Lehre vom Check, S. 478. 
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System nicht ausgeschlossen seien, da ja der Ausstellungsort 
keineswegs der Wohnort des Ausstellers zu sein brauche. Im 
übrigen ist auch er') der Ansicht, dass die Fiktion des bel- 
gischen Gesetzes vollständig genüge. 

Auch die Handelskammer Mannheim ^) billigt die Fordenmg 
des Ortsdatums nur dann, wenn damit eine Direktive gegeben 
werden soll, und kein wesentliches Erfordernis geschaffen wird. 
Kuhlenbeck '^) verneint, wie beim Zeitdatum sich auf Thöls 
Ansicht in Beziehung auf den Wechsel berufend, auch die 
Zweckmässigkeit des Ortsdatums als Formessentiale und erklärt 
diese Forderung fiir rein willkürlich. Leider sind trotz dieser 
Stimmen in der Litteratur der deutsche Entwurf in § i Ziffer 5, 
der österreichische in § 2 Ziffer 3 dem französisch-schweizerischen 
Vorbild gefolgt, und fordern als Formessentiale «die Angabe 
des Ortes — — — der Ausstellung.» 

Des ferneren kann man fragen, ob das Ortsdatum wahr 
sein müsse. Aus der Natur des Check als Formalpapier, wie 
er uns im S. O.-R. erscheint, folgt sofort, dass der angegebene 
Ort als wahrer Ausstellungsort zu gelten hat, auch wenn er es 
nicht ist. 

Auch für ausländische Rechtsgebiete ist dieser Grundsatz 
kaum angefochten worden. Im Zweifel darüber scheint Hanausek^) 
zu sein, wenn er sagt, die Bank habe, so viel er sehe, 
kein Interesse, dass das angegebene Ortsdatum wahr sei, wenn 
er aber hinzufügt,^) ob es de lege ferenda zweckmässig sei, 
das Falschdatieren eines Check unter Umständen einer Gebühren- 
strafe zu unterwerfen, wolle er hier nicht erörtern. 

i) Conrads Jahrb. XXXIII, 480. 

2) a. a. O. S. 6. 

3) a. a. O. S. 96. 
*) a. a. O. S. II. 
^) Anm. 20. 
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S 37- 

Platz- und Distanzchecks. 

Während der Wechsel ursprünglich vielfach als reines Distanz- 
papier anzusehen war, so ist umgekehrt der Check ein Papier, 
das seine hauptsächlichsten Funktionen im Platzverkehr erfüllt. 
Heute unterliegt es zwar keinem Zweifel mehr, dass in der 
ganzen Welt Distanzchecks vorkommen und rechtlich zulässig 
sind, es fehlt aber nicht an einzelnen Symptomen, die noch 
daran erinnern, dass der Ursprung des Check im Platzverkehr 
zu suchen ist Abgesehen von den alten Kassiersbrief je in 
Holland, die dem Platzverkehr entsprungen sind, war auch in 
England ursprünglich die Vergünstigung der Freiheit vom Penny- 
stempel auf Platzchecks (innerhalb 1 5 englischen Meilen) beschränkt 
(Gesetz vom 25. Juli 1864). In Frankreich war ein Hauptgrund 
für die- Notwendigkeit der Checkgesetzgebung überhaupt das Ver- 
bot der Platzwechsel, das erst durch das Gesetz vom 7./8. Juni 1894 
aufgehoben wurde. Von 1865 bis 1874, in welchem Jahre der 
Distanzcheck dem höheren Stempel von 20 Cts. unterworfen 
wurde, waren zwar Platz- und Distanzchecks einander gleich- 
gestellt, aber noch längere Zeit waren Auslands- und Kolonien- 
checks gesetzlichen Schranken untenvorfen, und sind noch heute 
in vielen Fällen illusorisch wegen der kurzen Präsentationsfrist, 
die bei überseeischen Checks einzuhalten meist eine physische 
Unmöglichkeit ist. Unter demselben Mangel fiir gewisse Distanz- 
checks leidet auch das schweizerische Recht. Das portugiesische 
Gesetz redet nur von den Platzchecks, während in der That auch 
dort Distanzchecks vorkommen. Kurz, die Zurücksetzung des 
Distanzcheck hinter den Platzcheck gehört im wesentlichen der 
Vergangenheit an. Als eine historische Reminiscenz aber daran 
ist noch eine Stelle des neuen österreichischen Entwurfes anzu- 
sehen, ich meine § 4 Abs. II, wo der Entwurf noch für notwendig 
hält, ausdrücklich auszusprechen : « Der Zahlungsort kann vom 
Ausstellungsorte verschieden sein.» 

Dr. Fick, Der Check. 14 
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§ 38. 

Die Bezeichnung des Bezogenen« 

Als fünftes Erfordernis für den Check stellt der Art. 830 
S. O.-R. auf: «der Name der Person oder der Firma, welche 
die Zahlung leisten soll (des Bezogenen), t 

Zunächst ist auch hier wieder die Wortfassung zu rügen, 
da sie an zwei Stellen von der Fassung des inhaltlich gleichen 
Erfordernisses beim Wechsel abweicht. Die Ziffer 7 des Art 722 
lautet : « Der Name der Person oder d i e Firma, welche die 
Zahlung leisten soll (des Bezogenen oder Trassaten), t 

Warum die Ziffer 5 des Art. 830 von dieser Fassung 
abweicht, ist nicht erfindlich, und es haben sich denn auch der 
französische und der italienische Text von diesem Fassungs- 
fehler freigehalten, indem bei ihnen Art. 722 Ziffer 7 mit 
Art. 830 Ziffer 5 wörtlich übereinstimmt. 

Dass ein Formalpapier wie der Check die Bezeichnung 
des Bezogenen enthalten muss, ist eigentlich selbstverständlich 
und den modernen Checkrechten durchaus nicht fremd. Eine 
merkwürdige Ausnahme bildet hier das italienische Gesetz, 
w^elches die Bezeichnung des Bezogenen nicht unter die wesent- 
lichen Erfordernisse aufgenommen hat. Mir ist nicht klar 
geworden, ob es damit einen bestimmten Zweck verfolgt und 
Checks ohne Bezeichnung des Bezogenen für praktisch möglich 
hält, oder ob es unterlassen hat, dieses Essentiale aufzustellen, 
es für überflüssig haltend, in dem Sinne, dass die Bezeichnung 
des Bezogenen so selbstverständlich sei, dass es keinem Check- 
aussteller einfiele, sie zu unterlassen, auch ohne eine diesbezüg- 
liche besondere Gesetzesnorm. Wenn letztere Erwägung richtig 
wäre, so wäre das aber gerade ein Beweis dafür, dass die Auf- 
stellung dieses Erfordernisses, weil den Verkehr nicht belastend, 
völlig unbedenklich sei. Wir haben also keinen Grund, für 
das S. O.-R. dies Erfordernis anzugreifen. 

Es taucht hier aber schon zum zweitenmal ein Ausdruck 
auf, dessen Bedeutung näher zu untersuchen nicht überflüssig 



— 211 — 

ist, «der Name der Person oder der Firma t. Handeln wir von 
diesem in einem eigenen Paragraph. 

§ 39. 

Der Name der Person und die Firma des Bezogenen nnd 
des Ausstellers. 

Was unter der Firma zu verstehen sei, näher zu erläutern, ist 
hier nicht der Ort, da wir bezüglich dessen einfach auf die 
positiven Bestimmungen des S. O.-R. zu verweisen in der Lage 
sind. Sie sind enthalten in den Artikeln 552, 590, 612, 680 
Ziffer I und Art. 865 ff. 

Was aber als Name der Person sowohl für den Bezogenen 
als auch für den Aussteller zu gelten habe, ist dem Zweifel 
wohl unterworfen. 

Es scheinen mir hier Schneider und Fick den richtigen 
Standpunkt zu vertreten, wenn sie sagen ^): «Für den Namen 
des Bezogenen, an welchen der Zahlungsauftrag gerichtet ist, 
gelten die gewöhnlichen Regeln; es genügt also, wenn er nur 
irgendwie erkennbar ist.» Dasselbe gilt auch für den Namen 
des Ausstellers. Auch das wird von Schneider und Fick flir 
Unterschriften im allgemeinen ausdrücklich anerkannt 2): «Es ist 
gleichgültig, wie die Unterschrift lautet, wenn nur die Person daraus 
erkennbar ist. So kann genügen ,Dein Otto*, , Deine Mutter*.» 

An Bezeichnungen dieser Art ist nun beim Check wohl 
nicht zu denken. Denn es wird wohl keinem Menschen ein- 
fallen, sich in einem Check mit solchen vertraulichen Worten 
zu unterzeichnen, wohl aber könnte man wohl daran denken, 
dass jemand mit einem andern als seinem bürgerlichen Namen, 
der auch nicht seine Firma ist, unterzeichnet, oder den Bezogenen 
mit einem solchen Namen bezeichnet. In England beispielsweise 
kommt es vor, dass der Aussteller nur mit ^inem Zeichen an 
Stelle seines Namens, etwa mit den Anfangsbuchstaben unter- 



1) Anm. 18 zu Art. 722. 
•) Anm. 4 zu Art. 12. 



— 212 — 

zeichnet. Cohn ^) findet zwar, dass diese laxe Praxis nicht zu 
billigen sei, ich glaube aber, dass sie völlig gerechtfertigt ist, 
sofern die Deutlichkeit der Bezeichnung nicht darunter leidet. 
Ich kann mir sogar vorstellen, dass unter Umständen im Interesse 
der Deutlichkeit ein solches Zeichen vorzuziehen sei, wenn z. B. 
ein Mensch mit einem sehr gebräuchlichen Namen ein charak- 
teristisches Handzeichen wählt, das ihn von anderen Leuten 
gleichen Namens unterscheidet und unter seinen Geschäfts- 
freunden genügend bekannt ist. 

Da nun in unserem Gesetz der Ausdruck tName der 
Person» gebraucht wird, so könnte man auf den Gedanken 
kommen, ein solches Zeichen in der Unterschrift oder in der 
Bezeichnung des Bezogenen müsste sich notwendigerweise an 
den bürgerlichen Namen anlehnen. Ich glaube aber, dass hier 
« Name der Person » nicht in diesem engen Sinn zu verstehen 
sei, sondern dass der Gegensatz dazu eher das in Art. 820 
erwähnte, notariell beglaubigte Kreuz- oder Handzeichen eines 
Schriftunkundigen sei. Auch Hafner 2) scheint dieser Ansicht 
zu sein. Ich glaube, dass «Name der Person» extensiv auszu- 
legen sei und neben dem bürgerlichen Namen, der allerdings 
die Regel bildet, auch Spitznamen oder landesübliche Neben- 
namen, oder selbstgewählte Namen zur Bezeichnung des Aus- 
stellers oder des Bezogenen dienen können. Den Beweis ent- 
nehme ich dem Gesetz selbst, indem es an Stellen, wo es den 
bürgerlichen Namen allein gelten lassen will,^) den technischen 
Ausdruck «Familiennamen», ^ bürgerlichen Namen » verwendet. 
Ich lasse mich darin auch nicht irre machen durch ein Urteil 
des I. Senates des Reichsoberhandelsgerichts vom 12. Mai 1876, 
worin der Name des Trassanten als nicht im Wechsel enthalten 
angesehen wird, weil die Zeile « die Fr. Schmelzerschen Erben » 
nicht ihre bürgerlichen Namen enthält, denn dort ist nicht der 
Gegensatz des bürgerlichen Namens zu einem andern Namen, 
sondern zu einer namenlosen Kollektivbezeichnung erörtert. 

1) Conrads Jahrb., XXXIII, 6, 480. 

2) Art. 830 Anm. 5. 

3) Art. 867. 
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Die Thatsache aber, dass es erlaubt ist, an Stelle des 
bürgerlichen Namens auch einen andern, von diesem abweichenden 
Namen als Bezeichnung des Ausstellers oder des Bezogenen 
zu wählen, scheint mir auch praktisch nicht unwichtig zu sein. 
Kommt es doch thatsächlich vor, dass ein Mensch Kredit 
geniesst unter einem ganz anderen als seinem wirklichen Fami- 
liennamen, so bei Leuten, die diesen letztern gar nicht kennen 
und ihm gar keinen Glauben schenken würden. Ich denke 
dabei an gewisse bäuerliche Verhältnisse, wo der Familienname 
völlig hinter dem Namen des Hofes zurücktritt, wo man vom 
Oberburgsteiger, vom Sandwirt u. s. w. spricht, ohne den 
Familiennamen je zu benutzen, ja wo eventuell ein Spitzname 
diesen völlig verdrängt hat. Allerdings werden sich die Kreise 
der das Checkgeschäft Betreibenden selten oder nie aus diesen 
Kreisen rekrutieren, aber völlig ausgeschlossen wäre es doch 
nicht. Schon eher für den Checkverkehr in Betracht kämen 
die Fälle, wo berühmte Schauspieler oder Schriftsteller nur 
unter einem Pseudonym bekannt sind und Kredit geniessen, 
oder andere Privatleute der Häufigkeit ihres Namens wegen 
einen zweiten Namen sich zur Unterscheidung neben ihrem 
Familiennamen zulegen. Beispielsweise würde der in Zürich 
unter dem Namen Milan wohlbekannte Recitator Meyer aus 
Frankfurt hier eher Kredit für einen c Milan» unterzeichneten 
Check finden, als wenn er sich «Meyer» unterschriebe. Ja, 
unter Umständen kann es zu einem unabweislichen Bedürfnis 
werden, einen andern als den Familiennamen zur Bezeich- 
nung zu wählen. Man denke sich nur die Verlegenheit, 
wenn man einen Check auf einen Einwohner des Dorfes 
Montavon zu ziehen hätte, wo sämtliche Bewohner ausnahms- 
los den Familiennamen Montavon tragen! Da die Fassung 
der Bestimmungen «der Name der Person oder die (der) Firma t 
noch solchen Zweifeln ruft, wäre es vorzuziehen, wir würden 
uns mit einer allgemeineren Fassung begnügen, etwa wie sie 
das holländische Recht hat : « die Angabe desjenigen , der 
zahlen solU. 
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Cohn fuhrt noch einen weitern Grund an, warum eine 
solche Fassung zu bevorzugen wäre. Nach ihm lassen die 
Worte «Person oder Firma» offen, ob Rentämter, Kassen, 
Direktionen etc. im Check als Bezogene bezeichnet werden 
können. Die beiden neuen Entwürfe, der deutsche in § i 
Ziffer 5, der österreichische in § 2 Ziffer 4, lehnen sich aber, 
wie das schweizerische Gesetz, auch hier an den Wortlaut der 
W.-O. an, «der (den) Name(n) der Person oder die Firma, 
welche die Zahlung leisten soll. Bezogener (des Bezogenen).» 
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Der trassiert eigene Check. 

Dass der Name oder die Firma des Bezogenen zugleich 
die des Ausstellers sein dürfe, geht für das S. O.-R. unzweifel- 
haft aus Art. 724 Abs. II hervor: 

«Desgleichen kann der Aussteller sich selbst als Bezogenen 
bezeichnen, sofern die Zahlung an einem andern Ort als dem 
der Ausstellung geschehen soll (trassiert eigene Checks)%. 

Enthält doch dieser Artikel durchaus keinen Widerspruch 
gegen die Bestimmungen des Titels XXX. 

Trotzdem ist vielfach die Meinung verbreitet, es seien im 
S. O.-R. die trassiert eigenen Checks unstatthaft. In diesem 
Sinn erklären sich Zoller ^) und Cohn, 2) dagegen spricht Hafner 3) 
sich ausdrücklich für die Zulässigkeit trassiert eigener Checks aus. 

Dagegen ist unzweifelhaft zugleich mit dem trassiert eigenen 
Platzwechsel auch der trassiert eigene Platzcheck verboten. 
Obwohl beim Platzcheck gewöhnlich kein dringendes Bedürfnis 
vorliegt, die Selbsttrassierung vorzunehmen, da der Check stets 
auf Sicht lautet, und daher der Checknehmer von seinem Check- 
aussteller, der zugleich Bezogener wäre, sogleich auch Zahlung 

1) a. a. O. S. 16. 

2) Beitr. zur Lehre vom Check, S. 406. 

3) Kommentar zu S. O.-R. Art. 830 Anm. 7 a. 
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zu fordern berechtigt wäre, welches Rechtsgeschäft viel ein- 
facher durch eine gewöhnliche Quittung abgewickelt würde, so 
ist doch das ausdrückliche Verbot des trassiert eigenen Platz- 
check wie Platzwechsels als höchst überflüssig anzusehen. Es 
kommen mir solche Gesetzesbestimmungen immer vor, wie im 
organischen Leben ein aus alter Vorzeit zurückgebliebener 
Knochen, der heute nur noch als eine Erinnerung an die 
Abstammung stehen geblieben ist und für den heute lebenden 
Organismus seinen ursprünglichen Zweck eingebüsst hat. Wel- 
chem Zufall wir in der deutschen Wechselordnung und infolge- 
dessen auch im S. O.-R. dieses vorsündflutliche Überbleibsel 
des Verbotes des trassiert eigenen Platzwechsels zu verdanken 
haben, fuhrt Fick in § i des zweiten Kapitels seines c Trassiert 
eigenen Wechsel > aus. Der Grund dafür liegt in der zufälligen 
Reihenfolge der Fragestellung in der 5. und 24. Kommissions- 
sitzung. Dieses Verbot ist, wie das in Frankreich bis vor 
kurzem zu Recht bestehende Verbot des Platzwechsels über- 
haupt, und wie die durch die ganze Wechselgesetzgebung der 
letzten Jahrhunderte sich hinziehende stiefmütterliche Behandlung 
des Eigenwechsels, nach Lehmann i) in der Wurzel auf das 
kanonische Zinsverbot zurückzufuhren. Das Zinsennehmen, d. h. 
das Ausbedingen einer Provision für Hinausrücken der Fälligkeit 
war verboten. «Nur infolge einer Ortsdiflferenz zwischen beiden 
Leistungen durfte die eine ihrem Betrage nach die andere über- 
steigen. » Weil nun nur die Wechsel, bei denen Provision 
gestattet war, in Gebrauch kamen, so gewöhnte man sich bald 
daran, die andern, die Platzwechsel, für unzulässig anzusehen, 
und ein letzter Rest dieser Entwicklung ist das uns vorliegende 
Verbot. Einen andern Grund für dasselbe fuhren Schneider 
und Fick 2) an, indem sie Bluntschli citieren: «Mit gutem Grund 
sind Platzwechsel von dieser Form ausgeschlossen; denn wenn 
auch der Ort der Ausstellung und der Zahlung der gleiche ist, 
so erscheint die Form, nach welcher A. dem A. den Auftrag 
giebt zu zahlen, unnatürlich, und es ist einfacher, die Form des 

1) Lehrbuch des Wechselrechts, S. 37, Anm. i a und S. 108, S. 39, S. 40. 

2) Zu S. O.-R. Art. 724 Anm. 4. 
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eigenen Wechsels zu wählen, wonach A, verspricht zu zahlen. » 
Ich habe mehrere Gründe, mich letzterer Auseinandersetzung 
nicht anzuschliessen, denn einerseits finde ich mit Lehmann, ') 
es sei völlig zwecklos, da es rein vom Belieben des Ausstellers 
abhängt, ob er den von ihm gewollten Zahlungsort auch als 
Ort des Ausstellungsdatums wählt. «Einen praktischen Sinn 
hätte die Beschränkung des trassiert eigenen Wechsels auf den 
Distanzwechsel nur dann, wenn der im Wechsel genannte Aus- 
stellungsort stets der wahre Ausstellungsort wäre. Die Verfasser 
der W.-O. haben das stillschweigend angenommen, aber nirgends 
als nötig ausgesprochen, letzteres mit Recht, denn wenn eine 
Differenz zwischen dem wahren und dem genannten Ausstellungs- 
ort den Wechsel nichtig machen würde, wäre der ganze Wech- 
selverkehr untergraben, da diese Differenz aus dem Wechsel 
schlechthin nicht zu erkennen ist. > Dass im Bedürfnisfalle der 
Verkehr sich dieses Mittels, einfach ein scheinbares Distanzpapier 
durch Fingierung eines andern Ausstellungsortes zu schaffen, 
thatsächlich bedient, lehrt uns das Beispid Frankreichs, wo 
dieser Gebrauch bis zur Erlaubnis des Distanzwechsels im 
Schwang war. Andererseits aber hat auch der Verkehr ein 
weiteres Mittel, das Verbot des Platzcheck oder Platzwechsels 
zu umgehen, falls er dessen bedarf, er kann nämlich einfach 
das trassiert eigene Papier durch Verschleierung der Identität 
der Bezeichnungen zu einer vollgültigen Tratte erheben. Denn 
nach Fick2) sind «trassiert eigene Wechsel nur solche Wechsel, 
welche in der Form einer Zahlungsanweisung oder eines Zah- 
lungsbefehls abgefasst sind, und auch sonst allen Erfordernissen 
der Tratte entsprechen, aber direkt oder doch indirekt, 
nämlich durch völlig gleiche Bezeichnung des Trassanten 
und Trassaten auf Identität dieser Personen hinweisen, t Zu 
demselben Resultat gelangt auch Lehmann, 3) der noch beson- 
ders darauf aufmerksam macht, dass die Identität aus dem 
Wechsel selbst ersichtlich sein müsse, wozu blosse Namens- 

1) a. a. O., § 103 bei Anm. 4—6. 

*) Prof. Dr. Heinrich Fick: Der trassierte eigene Wechsel, S. 21. 

8) a. a. O. § 103 bei Anm. 7. 
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gleichheit, wenn sie nicht durch andere Momente unterstützt 
werde, nicht genüge. *) Aus diesen Gründen ist es zu bedauern, 
dass man immer noch an dem zwecklosen und kleinlichen Verbot 
festgehalten hat, insbesondere in der Schweiz, wo doch zum 
ersten Male der trassiert eigene Wechsel von Gesetzen berück- 
sichtigt wurde, und zwar von den alten Wechselordnungen 
St. Gallens, Zürichs und Basels.*) 

Was nun speciell den trassiert eigenen Check anlangt, der 
durch Art. 724 des S. O.-R. gestattet ist, so glaube ich, dass 
diese Stellungnahme vom praktischen Gesichtspunkte durchaus 
zu rechtfertigen ist. Man kann sich sehr wohl vorstellen, dass 
Fälle eintreten können, wo die Selbstbeziehung äusserst vorteil- 
haft ist. Man denke daran, dass der Prinzipal seinem Reisenden 
gestattet, nach Bedürfnis auf seine eigene Firma zu ziehen, dass 
ein Bankier seine Familie auf sich ziehen lässt, oder selbst auf 
Reisen seine Geldbedürfnisse durch Checks auf sich selbst deckt, 
ja selbst ein Fall des echten trassiert eigenen Platzcheck könnte 
praktisch werden, z. B. wenn ein Bankier die Zahlungen seiner 
Privatbedürfnisse von seiner Wohnung aus durch Checks, die 
an der Kasse seines Geschäfts zahlbar sind, besorgt. Von dem 
Falle, wo Filialen desselben Geschäftes anf einander zu ziehen 
in die Lage kommen, können wir hier absehen, da solche 
Checks sich in der Regel wohl eher als echte Tratten charak- 
terisieren. 

Im Hinblick auf diese praktisch möglichen Fälle ist es mir 
nicht begreiflich, wie tief noch die Abneigung gegen trassiert 
eigene Checks in der Gerichtspraxis und der theoretischen 
Litteratur verschiedener Länder wurzelt. 

Die englische Jurisprudenz schliesst strengstens den trassiert 
eigenen Check aus. Nach Cohn') geht die englische Praxis 
sogar so weit, zu verbieten, dass ein Mitinhaber einer Handels- 
gesellschaft wegen seines Privatguthabens auf seine Firma ziehe. 



') Vergl. darüber auch: Reichsgerichtliche Entscheidungen, XIX, Nr. 18. 
*) Das Nähere hierüber siehe bei H. Fick : Der trassierte eigene Wechsel, 
Teil I. § 5. 

^ Zur Lehre vom Check, S. 445, Anm. 16. 
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Das französische Recht ist zwar in diesem Falle nicht so 
streng wie das englische, aber dennoch darf Nouguier ^) der 
Zustimmung seiner Landsleute gewiss sein, wenn er die Check- 
ziehung auf sich selbst für unzulässig erklärt. Er beruft sich 
hiefiir auf die Energie des Textes, die sich dagegen auflehne, 
und den Geist des Gesetzes, der es verbiete. Er glaubt, dass 
die Pflicht des Ausstellers, für genügende Deckung zu sorgen, 
und das Recht des Nehmers, ausser dem Aussteller noch den 
Bezogenen zum direkten und solidarisch haftenden Schuldner 
zu haben, dass diese Pflicht und dieses Recht illusorisch würden, 
wenn der Unterzeichner des Check die Rollen des Ausstellers 
und des Bezogenen in sich vereinigte. 

Diese Argumentation ist völlig richtig fiir das französische 
Recht, nicht aber fiir unsere Begriffe, wonach diese Pflicht 
nicht so streng betont, dieses Recht überhaupt nicht aner- 
kannt wird. 

Der deutsche und der österreichische Entwurf schliessen 
die Selbstbeziehung durch Checks aus. Die Motive zum deut- 
schen Entwurf*^) fuhren als Grund dafür ausdrücklich an, dass 
für Zulassung trassiert eigener Checks kein Bedürfnis vorliege. 
Denselben Grund hatte schon die Begründung des Reichsbank- 
entwurfes geltend gemacht, und dafür teils Zustimmung,') teils 
Anfeindung^) erfahren. Cohn fasst auch die Ausschliessung 
durch die beiden flntwürfe nicht so streng auf, und meint, es 
sei vielleicht doch Checkziehung auf Filialen, ebenso durch 
Angestellte und Familienglieder zulässig. Im übrigen hat sich 
Cohn auch schon früher für die Zulassung der trassiert eigenen 
Checks ausgesprochen.^) Auch ich finde die Stellungnahme 
der beiden Entwürfe bedauerlich, wenn ich ihr auch keine 
hochtragische Bedeutung zuerkenne. 

1) a. a. (). S. 63. 

2) a. a. O. S. 34. 

3) Simonson in Schmollers Jahrb. XVI, 53. 
*) V. Canstein: a. a. O. S. 132. 

5) a. a. O. S. 406. 
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S 41. 

Die Angabe des Zahlangsortes. 

Als letztes wesentliches Formerfordernis wird im S. O.-R. 
Art. 830 Ziffer 6 genannt: 

«Die Angabe des Ortes, wo die Zahlung geschehen soll; 
der bei dem Namen oder der Firma des Bezogenen angegebene 
Ort gilt für den Check als Zahlungsort und zugleich als Wohnort 
des Bezogenen. » 

Die Zweckmässigkeit dieser Bestimmung folgt gleich aus 
dem wirtschaftlichen Zweck des Papiers selbst, denn was sollte 
man mit einem Check anfangen, ohne zu wissen, wo derselbe 
eingelöst werden soll? Es ist daher auch eine Forderung, die 
von allen Checkrechten aufgestellt wird. 

Ebenso zweckmässig ist es aber, auch die oben genannte 
Zahlungsortspräsumption vom Wechsel herüberzunehmen, denn 
zur genauen Bezeichnung des Bezogenen wird wohl meist dessen 
Wohnort erforderlich sein, und es wäre unnötig zu verlangen, 
dass dieser Wohnort noch einmal extra als Zahlungsort ange- 
führt werde. Die Präsumption genügt völlig, um die Klarheit 
des Papieres zu sichern. Es handelt sich dabei um eine prae- 
sumptio iuris et de iure, bei der ein Gegenbeweis unzulässig 
erscheint. Es lässt sich das folgern einerseits aus dem Wort- 
laut des Gesetzes «gilt für den Check als Zahlungsort und 
zugleich als Wohnort des Bezogenen», also wenn er es nicht 
ist, so gilt er es doch, anderseits aus der Natur des Check 
als Formalpapier, bei dem alles Wesentliche auf dem Papier 
selber erkennbar sein muss, was nicht mehr der Fall wäre, 
wenn man gegen die Präsumption den Beweis der Unwahrheit 
zulassen wollte. Die Richtigkeit dieser Auffassung anzuerkennen, 
hat mit Bezug auf den Wechsel, bei dem die Gründe genau 
ebenso zutreffen wie hier, das Reichs-Oberhandelsgericht Gelegen- 
heit gehabt. Der erste Senat des Reichs-Oberhandelsgerichts 
sagt in seinem Urteil vom 14. Oktober 1873 über den wörtlich 
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gleichlautenden Art. 4 Ziffer 8 der W.-O. : cNach seiner aus- 
drücklichen Bestimmung soll der bei dem Namen oder der 
Firma des Bezogenen angegebene Ort in der Regel als Zah- 
lungsort und als Wohnort des Bezogenen gelten. Er gilt 
also als Wohnort, wenn er auch nicht der wahre 
Wohnort ist. Er bildet das wechselmässige Domizil des 
Bezogenen (für die Präsentation zur Annahme, für wechsel- 
mässige Notifikation etc.), wenn auch das bürgerliche Domizil 
sich an einem andern Orte befindet.» 

Der deutsche Entwurf, § 2, hat daher wohl daran gethan, 
diese Präsumption mit denselben Worten des Art. 4 Ziffer 8 
der Wechselordnung aufzunehmen. Er geht aber noch etwas 
weiter, indem er hinzufügt: 

«Ist ein solcher Ort nicht angegeben, so vertritt dessen 
Stelle der Ausstellungsort.» 

Diese weitere Präsumption ist eine löbliche Vergünstigung 
des Check. Sie ist eine Umkehrung der Präsumption des bel- 
gischen Gesetzes, das einen Check ohne Ausstellungsdatum als 
Platzcheck gelten lässt, wofür dann die Angabe des Zahlungs- 
ortes massgebend ist. Wir haben weiter oben von dieser 
belgischen Fiktion gesprochen und uns für deren Zweckmässig- 
keit ausgesprochen. Trotz der guten Meinung, welche der 
vorliegenden umgekehrten Fiktion des deutschen Entwurfes zu 
Grunde liegt, kann ich mich doch nicht für sie begeistern, denn 
im deutschen Entwurf wird die weniger wichtige Angabe des 
Ausstellungsortes als wesentlich gefordert, während die weit 
wichtigere des Zahlungsortes eventuell durch Fiktion ergänzt 
wird. Eine Fiktion ist und bleibt aber immer ein Notbehelf, 
und man soll einen solchen Notbehelf besser, wie das Muster 
des belgischen Gesetzes zeigt, bei der weniger wichtigen Angabe 
in Wirksamkeit treten lassen und bei der wichtigeren die grössere 
Strenge des wesentlichen Formerfordernisses walten lassen. 

Einen weitaus glücklicheren Standpunkt scheint mir der 
österreichische Entwurf in seinem Ji 4 Abs. III einzunehmen, 
in dem dieser zwar auch eine Fiktion verwendet, aber eine, 
die dem Checkverkehr mindestens ebenso günstig ist, und die 
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einer viel wesentlicheren Grundlage, als der so ziemlich zufällige 
Ausstellungsort ist, sich erfreut. Er lautet: 

«Sofern kein Zahlungsort angegeben ist, oder der ange- 
gebene Zahlungsort den Erfordernissen des Absatz I nicht ent- 
spricht, gilt der Check an dem Orte zahlbar, wo die bezogene 
Anstalt ihren Sitz oder die bezogene Firma oder Person ihre 
Hauptniederlassung hat. ^ 

Man könnte dagegen einwenden, dass diese der Fiktion 
zu Grunde liegenden Thatsachen nicht aus dem Check selbst 
erkennbar seien, ich glaube aber, dass dies Bedenken nicht 
schwer wiegt, da der Fall ja nur bei bekannten grossen Firmen 
vorkommen kann und der leichtsinnige Checknehmer, der einen 
Check auf eine Firma, von der ihm nicht einmal der Wohnort 
bekannt ist, annimmt, nur gerechterw^eise den Nachteil der ihm 
aus seiner eigenen Unvorsichtigkeit erwächst, tragen muss. Für 
den Checkverkehr scheint mir aber diese österreichische Bestim- 
mung so günstig, dass ich eine Adoptierung dieses Prinzipes 
in allen übrigen Rechtsgebieten nur herbeiwünschen könnte. 

§ 42. 

Das Domizilverbot. 

Bei einer Vergleichung des Art. 830 Ziffer 6 S. O.-R. mit 
dem entsprechenden Art. 722 Ziffer 8 fällt zunächst ins Auge, 
dass der Zwischensatz des letzteren «insofern nicht ein eigener 
Zahlungsort angegeben ist^, dort weggelassen ist. Nach dem 
Prinzip des Art. 836, wonach alle Bestimmungen des Titel XXIX, 
sofern sie nicht direkt einer Bestimmung des Titel XXX wider- 
sprechen, auch für den Check gültig sein sollen, könnte man 
daran denken, aus dem Wechselrecht, speciell dem Art. 722 
Ziffer 8, die Möglichkeit der Domizilierung auch für den Check 
abzuleiten. Ich bin aber nicht geneigt, dies zu thun, da aus 
der Weglassung des betreffenden Passus des Art. 722 in dem 
diesem in jeder Beziehung parallel gehenden Art. 830 klar 
genug zu folgen scheint, dass dies mit Absicht geschehen ist, 
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und dass die Weglassung eben stillschweigend ein Verbot der 
Domizilchecks ausdrückt. Wir sind umsomehr genötigt, diesen 
Schluss zu ziehen, da wir schon an andern Orten die Gegen- 
überstellung des abweichenden . Wortlautes der beiden Artikel 
zur Auslegung des Gesetzes benutzt haben. Auch schweizerische 
Schriftsteller, wie Haberstich, *) Schneider und Fick^) folgern 
aus diesen Gründen das Verbot, Checks zu domizilieren, im 
S. O.-R., und es ist mir eine gegenteilige Ansicht nicht bekannt 
geworden. 

Sehr schroff spricht das Verbot des Domizilwechsels aus 
der deutsche Entwurf in § 2 Abs. II : 

«Die Angabe eines anderen Zahlungsortes macht den 
Check ungültig. » 

In der Litteratur findet dieses Vorgehen teils Zustimmung, 
teils nicht. Hoppenstedt 3) glaubt, dass der Paragraph zwar 
nichts schade, will aber dahingestellt sein lassen, ob er not- 
wendig sei, ja er neigt sich der Meinung zu, dass er ganz wohl 
entbehrt werden könne. Auch ich bin dieser Ansicht, und 
gehe nur insofern weiter, dass ich nach dem Prinzip, dass alles 
Unnötige eine Belastung des Gesetzes enthält, ihn direkt für 
schädlich halte und daher bekämpfe. Die Begründung des 
deutschen Entwurfes*) stützt dagegen das Verbot des Domizil- 
check mit dem Argumente, dass es der Natur des Checkver- 
kehrs widersprechen würde, wenn der Bezogene, der der Kasse- 
halter des Ausstellers ist, an einem Orte zahlen sollte, wo er 
weder wohnt, noch eine geschäftliche Niederlassung habe, also 
auch keine Kasse halte. 

Simonson*) scheint, im Gegensatz zu Hoppenstedt, mit 
dieser Auseinandersetzung völlig einverstanden, wenn er be- 
hauptet, der domizilierte Check würde insofern einen inneren 

J) a. a. O. S. 752. 

2) Zu S. O.-R. Art. 830 Anm. 7. 

8) Ein zweites Wort zum Checkgesetz, S. 28. 

4) a. a. O. S. 33. 

*) In Schmollers Jahrbücher, XVI, 4, 53. 
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Widerspruch enthalten, als dann jemand auf eine Zahlstelle 
ziehen würde, die keine Zahlstelle sei. 

Dass die Domizilierung aber doch nicht ganz so widersinnig 
sei, beweist die österreichische Bankpraxis, welche sogenannte 
Domizilchecks bis jetzt gekannt hat, und zwar in dem Sinn, 
dass Checks bei einer andern als der bezogenen Firma zahlbar 
gestellt wurden. PoUak berichtet darüber in der zweiten Experten- 
beratung vom 18. Mai 1894. 

Auch in diesem Punkt, in betreff der Domizilierung von 
Checks, scheint mir, wenn denn durchaus etwas darüber im 
Gesetz bestimmt werden soll, der österreichische Entwurf die 
glücklichere Fassung zu treffen in seinem § 4 Abs. I: 

« Als Zahlungsort kann im Check nur ein Ort bezeichnet 
werden, an dem der Bezogene eine Handelsniederlassung (Sam- 
melstelle der Postsparkasse, Filiale, Zweigniederlassung) hat, 
oder an dem sich eine Abrechnungsstelle befindet, bei wekrher 
der Bezogene vertreten ist. » 

Der Absatz III stellt, wie wir im vorigen Paragraph gesehen 
haben, eine Abweichung von dieser Vorschrift nicht unter die 
harte Sanktion der Ungültigkeit des Check, sondern lässt nur 
die betreffende Bestimmung unbeachtet, und schon wegen 
dieser, der Gültigkeit der Urkunde günstigeren Sanktion ver- 
dient der österreichische Entwurf den Vorzug. Dazu tritt aber 
noch, dass er eine Ausnahme zu Gunsten der Domizilierung 
bei einer Abrechnungsstelle, bei der der Bezogene vertreten ist, 
anerkennt, was man als dem Bedürfnis des Checkverkehrs durch- 
aus entsprechend halten darf. 

Die österreichischen Motive *) gehen denn auch nicht von 
dem Widerspruch des domizilierten Check mit der Natur des 
Checkverkehrs aus, sondern begnügen sich damit, auf den prak- 
tischen Grund hinzuweisen, dass abgesehen von der Verteuerung 
und von der Frage, wer die daraus erwachsenden Kosten zu 
tragen hätte, die Geneigtheit, Checkauszahlungen zu übernehmen, 
sich erheblich vermindern würde, wenn der Bezogene zur Zah- 

1) a. a. o. S. 19. 
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lung an jedem beliebigen Orte genötigt werden könnte. Dass 
aber selbst diese Erwägung nicht absolut zwingend wäre, giebt 
gleich der folgende Satz der Motive zu, worin erwähnt 
wird, dass auch der Checkvertrag ausreichend wäre, den Be- 
zogenen vor einer Willkür dieser Art zu schützen, und voraus- 
sichtlich zu diesem Zweck verwendet werden würde. Das Verbot 
des Domizilcheck ist in der Fassung des deutschen Entwurfes 
hart, des schweizerischen Gesetzes als einfache Auslassung 
der Erlaubnis indifferent, in der österreichischen Fassung zum 
mindesten nicht unbillig, vielleicht sogar empfehlenswert. 

S 43- 

Mehrzahl der Zahlungsorte. Notadressen. 

Das S. O.-R. enthält darüber, ob mehrere Zahlungsorte 
beim Check angegeben werden dürfen, keine Bestimmung. Es 
wird also nach schweizerischem Checkrecht dem nichts ent- 
gegenstehen. Ebenso widerspricht die Notadresse keiner Be- 
stimmung des Titels XXX und ist folglich Art. 780 in Kraft: 

«Befinden sich auf dem von dem Bezogenen nicht einge- 
lösten Check oder der Kopie Notadressen *, welche auf den 
Zahlungsort lauten, so muss der Inhaber den Check spätestens 
am zweiten Werktage nach dem Zahlungstag den sämtlichen 
Notadressen * zur Zahlung vorlegen, und den Erfolg im Protest 
mangels Zahlung oder in einem Anhang zu demselben bemerken 
lassen. 

«Unterlässt er dieses, so verliert er den Regress gegen 
den Adressanten * und dessen Nachmänner. » 

Dass Checks mit mehreren Zahlungsorten vorkommen, wird 
von Cohn ') behauptet. Man kann sich auch leicht vorstellen, 
dass Geschäfte mit mehreren Filialen ihren Kunden gestatten, 
auf alle diese nach Belieben zu ziehen. Es wäre das eine 
Vergünstigung ftir den Bankkunden, die wohl geeignet wäre, 

^) Zur Lehre vom Check, S. 408. 
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neue Kunden anzulocken und daher auch im Interesse der Bank 
sein kann. Auf dasselbe Geschäftsbedürfnis ist es wohl auch 
zurückzufuhren, wenn in unserer Zeit nach Cohns *) Angabe 
einzelne Banken ihren Kunden Checkbücher geben, deren 
Formulare ausser der eigentlich zu bezeichnenden Bank eine 
Anzahl befreundeter Bankfirmen an anderen Orten benennen, 
bei denen nach Wahl des Kunden Zahlung gesucht werden 
kann, resp. die (auf telegraphische Anfrage) Zahlung leisten. 
Ebenso wie solche Checks nach S. O.-R. zulässig wären, ist auch 
Angabe von Notadressen für den Fall der Nichtzahlung gestattet. 

In der Litteratur ist viel über die Frage der Zulässigkeit 
derselben verhandelt worden. Während sie im S. O.-R. durch 
Verbindung von Art. 836 mit Art. 780 unzweifelhaft erscheint, 
ist sie im französischen Recht eine offene. Lyon-Caen und 
Renault 2) sagen aber mit Recht, es sei nicht einzusehen, warum 
jemand, der bei zwei Banken Gelder deponiert habe, nicht bei 
Beziehung der einen die andere als Notadresse benennen dürfe. 
Auch Nouguier^) gesteht dem Check die Notadresse zu, haupt- 
sächlich weil er dieses Zugeständnis zur Popularisierung des 
Check geeignet findet, da es die Garantie der Zahlung ver- 
mehre. Denselben Standpunkt vertreten Chastenet*) und Pan- 
hard.*) Nur Bedaride spricht sich dagegen aus. 

Vernünftigerweise schliesst auch der österreichische Ent- 
wurf in § 20 Ziffer 4 die Notadresse nicht aus. 

Die Begründung des deutschen Entwurfes^) dagegen hält 
es fiir der Natur des Checkverkehrs widersprechend, w^enn statt 
des Bezogenen ein Dritter die Zahlung leisten sollte, obwohl in 
der deutschen Litteratur Cohn sich schon vor langen Jahren^) 
und noch in neuester Zeit dafür ausspricht, dass sowohl Angabe 
mehrerer Zahlungsorte als Notadressen statthaft sein sollten. 

1) a. a. O. Anm. 160. 

2) a. a. O. § 587. 
«) a. a. O. S. 92. 
*) a. a. O. S. 121. 
6) a. a. O. S. 113. 

«) a. a. O. S. 33. — '') a. a. O. S. 408 bei Anm. 162. 
Dr. Fick, Der Oieck. 1 5 
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s 44. 

Die Angabe des Remittenten. 

Nach der Analogie des Wechsels, bei welchem die Angabe 
des Remittenten ein wesentliches Formerfordernis ist, wäre man 
versucht, auch beim Check dieses Formerfordernis zu fordern. 
Bei Betrachtung des Art. 830 S. O.-R. wird uns aber sofort 
auffallen, dass wir vergeblich nach einer derartigen Bestimmung 
suchen. Ganz mit Recht hat der Check des S. O.-R. die 
Angabe des Remittenten nicht als Essentiale aufgestellt, nicht 
in dem Sinn, dass der Remittent nicht zu den wesentlichen 
Personen im Checkverkehr gehörte, sondern deswegen, weil bei 
einem Papier, das, wie beim Check vorzugsweise der Fall ist, 
Inhaberstellung verträgt, eine Fiktion völlig ausreicht, die den 
Check ohne Benennung des Remittenten als Inhabercheck gelten 
lässt. Eine solche Fiktion stellt denn auch das S. O.-R. in 
seinem Art. 832 auf: 

cDie Ausstellung des Check kann an den Inhaber, an 
eine bestimmte Person oder an deren Ordre geschehen. 

Ist niemand genannt, an den bezahlt \verden soll, so 
wird Ausstellung auf den Inhaber angenommen. > 

Eine ähnliche Bestimmung wird sehr hübsch motiviert in 
den erläuternden Bemerkungen zum österreichischen Entwurf, i) 
deren Wortlaut ich daher auch hier zur Motivierung des schwei- 
zerischen Gesetzes anführe: 

cWenn man es bisher nicht für notwendig gefunden hat, 
die Ausstellung des Inhabercheck an irgend welche beschränkende 
Voraussetzungen oder an die besondere Einwilligung der Bank 
zu binden, so kann vom Standpunkt des Bezogenen kaum ein 
Bedenken dagegen obwalten, Checks, bei deren Ausfertigung 
die Bezeichnung des Zahlungsempfängers unterblieb, auf den 
jeweiligen Überbringer zu beziehen, statt sie der harten Sanktion 
der Ungültigkeit zu unterwerfen. Auch für das Verhältnis der 

1) a. a. O. S. 19. 
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beiden andern Beteiligten lässt sich dies rechtfertigen. Denn 
ein Checkaussteller, der die Person des Remittenten nachher zu 
bestimmen unterlässt, giebt dadurch zu erkennen, dass ihm die 
Person des thatsächlichen Zahlungsempfängers gleichgültig ist, 
dass er mit der Zahlung an jeden einverstanden ist, an den das 
Papier gelangen kann, und dieselbe Gesinnung giebt derjenige 
kund, der einen Check nimmt, ohne die Bindung an seinen 
Namen zu begehren. » 

Wenn es nun auch erlaubt ist, die Bezeichnung des Remit- 
tenten einfach zu unterlassen, so wird doch die Regel sein, 
dass von einer der in Art. 832 Abs. I angeführten Möglich- 
keiten Gebrauch gemacht ist, und der Check also auf einen 
bestimmten Namen, oder an Ordre, oder ausdrücklich an den 
Inhaber gestellt ist. 

Wir haben beim Check also drei Möglichkeiten. Er ist 
entweder : 

Rektacheck oder 
Ordrecheck oder 
Inhabercheck, 
letzteres sei . es durch ausdrückliche Bezeichnung, sei es durch 
stillschweigende Unterlassung der Angabe eines Remittenten. 
Auf die drei Formen werden wir in eigenen Paragraphen noch 
im einzelnen zurückkommen. Hier bleibt uns noch abzuwägen, 
ob einer der drei Sorten Checks der Vorzug gebührt. Am 
wenigsten dem Wesen des Check entspricht der wenig beweg- 
liche Rektacheck, den wir im folgenden Paragraphen zugleich 
mit andern Versuchen, dem Check die höchstmögliche Sicherheit 
zu gewähren, ohne die Beweglichkeit so sehr einzuschränken, 
wie das beim Rektacheck der Fall ist, kennen lernen werden. 

Der Ordre- und der Inhabercheck wiegen weitaus vor dem 
Rektacheck vor und werden sich, was die Häufigkeit des Vor- 
kommens anbetriflfl, untereinander im schweizerischen Check- 
verkehr ungefähr die Wage halten. Jedenfalls aber haben wir 
beide Sorten als überaus wichtige Formen des Check zu be- 
trachten. In der Litteratur ist mehrfach darüber gestritten 
worden, welche vor der andern den Vorrang verdiene. So 
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allgemein wird man da aber wohl kaum eine Entscheidung 
treffen können, da jede der beiden Formen ihre eigentümlichen 
Vorteile hat, die Ordrestellung den der höheren Sicherheit, die 
Inhaberstellung dagegen den der grösseren Beweglichkeit. Die 
Begründung zum deutschen Entwurf ^) weist ganz richtig darauf 
hin, dass bei der häufig erwünschten kurzen Cirkulation des 
Check es in der Regel dem Zweck der Beteiligten am besten 
entspreche, die Übertragung, wie bei der kaufmännischen An- 
weisung und ähnlichen Papieren im Wege des Indossaments 
mit selbständiger Haftung des Indossanten stattfinden zu lassen, 
damit der zweite oder dritte Nehmer sich auch ohne genaue 
Kenntnis der Verhältnisse und der Unterschrift des Ausstellers, 
mit Rücksicht auf die ihm bekannte Vertrauenswürdigkeit seines 
Vormannes, zur Annahme entschliessen könne. Für den Fall 
dagegen, in dem die rasche, bequeme Cirkulation und Ein- 
kassierung des Check den überwiegenden Gesichtspunkt bilde, 
eigne sich vorzugsweise der Inhabercheck, welcher durch blosse 
Aushändigung übertragen werden könne, wobei von einer check- 
rechtlichen Haftung der aus dem Papier nicht ersichtlichen 
Zwischenmänner abgesehen werde. Praktisch gesprochen wird 
das wohl soviel heissen, als, wo der Gesichtspunkt der Sicher- 
heit den der Beweglichkeit überwiegt, eignet sich der Ordrecheck, 
umgekehrt, wo wir ein grösseres Interesse an der Beweglichkeit 
haben als an der Sicherheit, da verwenden wir den Inhabercheck, 
oder wie Cohn^) sich ausdrückt, die Frage sei gar nicht allge- 
mein, sondern nach den Bedürfnissen des einzelnen Falles zu 
beantworten, es empfehle sich zur Versendung der Rekta- und 
Ordrecheck mehr, während sich am Zahlungsort der Inhaber- 
check in erhöhtem Grade eigne. 

In den verschiedenen Ländern hat Praxis und Gesetz denn 
auch in verschiedener Weise Stellung zu dieser Frage genommen. 

In England wiegt der Inhabercheck bei weitem vor. Für 
Rektachccks fehlt das Bedürfnis, da die specially crossed checks 



J) a. a. O. S. 22. 

2) Zur Lehre vom Check, S. 471. 
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dieselbe Sicherheit wie jene bieten, und Ordrechecks, welche 
nur durch Indossament übertragen werden, sind nach Koch*) 
erst in unserer Zeit zugelassen worden, und werden haupt- 
sächlich zu Remittierungen per Post gebraucht, weil in jenem 
Erfordernisse ein gewisser Schutz liege, obwohl der Bankier 
die Echtheit der Indossamente zu prüfen nicht verpflichtet sei. 

In Frankreich sind zwar durch das Gesetz von 1865 ^dle 
drei Formen gestattet, aber noch der erste Entwurf in dem 
projet de budget für 1865, der der Kammer 1864 vorgelegt 
wurde, sprach in seinem Art. 6 nur von Rektachecks und Checks 
mit alternativer Inhaberklausel, während Ordrechecks und Indos- 
sament durch ihn völlig ausgeschlossen waren. 

In Deutschland war lange Zeit die Frage zweifelhaft, ob 
Ordrechecks unter den Begriflf Check des Art. 24 des Gesetzes 
betreffend die Wechselstempelsteuer vom 10. Juni 1869 fallen 
oder nicht, und wurde nach Bayerdörffer 2) in einem Schreiben 
der Provinzialsteuerdirektion der preussischen Provinz Sachsen 
zu Ungunsten des Ordrecheck entschieden. Seitdem aber das 
Reichs-Oberhandelsgericht in seinem Urteil des ersten Senats 
vom 24. Oktober 1875 den Ordrecheck als stempelfrei anerkannt 
hat, sind wohl die Zweifel über seine Zulässigkeit verstummt, 
obwohl nach dem Vorgange der Berliner Banken der Check 
mit alternativer Inhaberklausel numerisch weitaus überwiegend ist. 

Der neue deutsche Entwurf dagegen hat die Bezeichnung 
des Remittenten überflüssigerweise unter die wesentlichen Form- 
erfordernisse aufgenommen, im § i Ziffer 3 : 

«Die Bezeichnung des Zahlungsempfängers, als solcher 
kann entweder eine bestimmte Person oder Firma, oder der 
Inhaber des Check bezeichnet werden; sind dem Namen oder 
der Firma des Zahlungsempfängers die Worte «oder Über- 
bringer ^ oder ein gleichbedeutender Zusatz beigefügt, so gilt 
der Check als auf den Inhaber gestellt. » 

Hier wird ausdrücklich von dem Namencheck, dem Inhaber- 
check und dem Check mit alternativer Inhaberklausel gehandelt. 



1) Gesammelte Vorträge, S. 144. 

2) a. a. O. S. 10. 
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Der Ordrecheck wird aber ebenfalls im neuen deutschen Ent- 
würfe ausdrücklich zugelassen und zwar in § 6 Abs. I: 

« Der auf eine bestimmte Person oder Firma gestellte Check 
ist durch Indossament übertragbar, falls nicht der Aussteller 
die Übertragung durch die Worte « nicht an Ordre » oder durch 
einen gleichbedeutenden Zusatz untersagt hat.» 

Auf die Einzelheiten der vorstehenden Bestimmungen des 
neuen deutschen Entwurfs behalte ich mir vor, in den folgenden 
Paragraphen noch näher einzutreten. Hier habe ich nur zeigen 
wollen, dass auch in Deutschland nach dem neuen Entwurf 
Rektacheck, Ordre- und Inhabercheck nebeneinander bestehen. 

Dasselbe ist auch nach dem neuen österreichischen Ent- 
wurf Rechtens, und dieser zeichnet sich nur dadurch vorteilhaft 
vor dem deutschen aus, dass er die Angabe des Remittenten 
nicht unter die wesentlichen Formerfordernisse aufgenommen 
hat. Er begnügt sich damit, in § 3 Abs. I und III zu sagen: 

«Der Check kann auf den Namen einer Person oder 
Firma, an deren Ordre oder auf den Inhaber (Überbringer) 
lauten. 

Ein Check, in welchem dem Namen oder der Firma des 
Zahlungsempfängers die Worte «oder Inhaber (Überbringer)» 
beigefügt sind, desgleichen ein Check, der keine Angabe darüber 
enthält, an wen gezahlt werden soll, ist dem Inhaber (Über- 
bringer) auszubezahlen.» 



§ 45- 

Der Rektacheck und das englische Crossing. 

Dass im S. O.-R. der Rektacheck zugelassen sei, ist ganz 
unzweifelhaft durch den xA.rt. 832 in Verbindung mit 83^ 
und 727 festgestellt. Eine andere Frage ist aber für das 
schweizerische Recht sehr kontrovers, nämlich: Ob die Aus- 
stellung des Check auf eine bestimmte Person, wie sie Art. S3^ 
vorsieht, schon genüge, um einen Rektacheck zu schaffen, oder 
ob die Vorschrift des Art. 72'/ bezüglich der negativen Ord^'^- 



— 231 — 

klausel auch auf den Check Anwendung finde. Meines Erachtens 
ist ein Bestandteil des schweizerischen Checkrechts auch der 
flir den Check in folgender Weise lautende Art. 727 : 

« Der CAecknehmtr kann den C/teck an einen andern durch 
Indossament (Giro) übertragen. 

«Hat jedoch der Aussteller die Übertragung im CAeck 
durch die Worte «nicht an Ordre ^ oder durch einen gleich- 
bedeutenden Ausdruck untersagt, so hat das Indossament keine 
cAeckrechÜiche Wirkung. » 

RosseP) sagt zwar ausdrücklich das Gegenteil, nämlich, 
dass ein zu Gunsten einer bestimmten Person ausgestellter 
Check, der nicht die Ordreklausel enthalte, nicht durch Indos- 
sament übertragen werden könne, und ebenso citieren Schneider 
und Fick*) ein bernisches Urteil: 

«Ein Check, welcher zu Gunsten einer bestimmten Person 
lautet, ohne den Zusatz «an Ordre», kann nicht indossiert 
wenden. » 

Ebenso sagt Hafner 3): 

«Dass der Check auch ohne die Ordreklausel Ordrepapier 
und als solches indossabel sei, und nur die negative Ordreklausel 
ihm diese Eigenschaft benehme, wird sich kaum behaupten 
lassen, vielmehr anzunehmen sein, dass Art. 832 Abs. I auch 
insoweit als der auf eine bestimmte Person gestellte Check als 
Rektacheck zu betrachten (und daher nicht durch Indossament 
mit den in Art. 728 und 732 angegebenen Wirkungen über- 
tragbar) ist, eine von den Bestimmungen über den gezogenen 
Wechsel abweichende Bestimmung enthält. Art. 836. » 

Gleichwohl muss ich auf meiner oben ausgesprochenen An- 
sicht beharren, denn meines Erachtens bestimmte der Art. 836, 
dass alle Rechtssätze des Titels XXX Ausnahmerechtssätze 
gegenüber denen des Titels XXIX darstellen, und um die 
Ansicht Hafners zu teilen, müsste man dann einen Ausnahme- 



1) Manuel S. 890. 

^ Zu S. O.-R. Art. 832 Anm. i. 

^ Kommentar zu S. O.-R. Art. 832 Anm. 2. 
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rechtssatz zu Ungunsten eines Regelrechtssatzes extensiv inter- 
pretieren, was mir nicht erlaubt erscheint. Aber selbst wenn 
man mit mir in dieser Beziehung nicht übereinstimmt, und eine 
extensive Auslegung des Art. 832 prinzipiell fiir zulässig hielte, 
so würde man doch, ohne den Wortlaut des Gesetzes so streng 
zu interpretieren, aus inneren Gründen zu demselben Resultat 
kommen. Zoller führt das sehr hübsch mit folgenden Worten 
aus : « Dieselbe ratio legis, welche den Gesetzgeber veranlasste, 
einen Wechsel auf eine benannte Person, bei dem jede Ordre- 
klausel fehlt, für indossabel zu erklären, trifft fiir den Check 
noch in weit höherem Masse zu. Es wäre unbegreiflich, wie 
der Gesetzgeber die Cirkulationsfähigkeit des Check im Ver- 
gleiche zu derjenigen des Wechsels auf der einen Seite erhöhen 
könnte, indem er die Ausstellung auf den- Inhaber für statthaft 
erklärt, während er sie auf der andern Seite dadurch ein- 
schränkte, dass er Checks auf eine benannte Person ohne weiteres 
fiir nicht indossabel erklärt, da doch ähnliche Wechsel indos- 
sabel sind. Rektacheck ist demgemäss nur derjenige Check, 
bei welchem die Übertragbarkeit durch die negative Ordre- 
klausel ausdrücklich hinwegbedungen ist.» 

Diese von mir ebenfalls verteidigte Ansicht steht denn 
auch in der Litteratur nicht vereinzelt da. Auch Schneider 
und Fick^) scheinen sie zu teilen, und Haberstich 2) spricht 
direkt aus: «Weder der Wortlaut des Art. 832 noch innere 
Gründe rechtfertigen es, die im Gesetz selbst gebotene Herbei- 
ziehung der Vorschriften über den Wechsel auszuschliessen.» 
Ebenso schliesst sich Cohn dieser Ansicht an. Anders ent- 
schieden hat dagegen der bernische Appell- und Kassationshof 
in Sachen Monnoyuer contra Guerne am 6. Dezember 1883.*) 
Ausser der Schweiz fordern aber auch noch andere Länder die 
negative Ordreklausel zum Zustandekommen eines Rektacheck, 
so Italien^) und nach Cohn auch Spanien. In Beziehung auf 

J) Zu S. Ü.-R. Art. 836 Anm. i. 

2) a. a. O. S. 753. 

') Revue der Gerichtspraxis im Gebiet des Bundescivilrechts, II, S. 108. 

*) Art 340 verbunden mit 256. 
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letzteres Land scheint mir aber der Wortlaut des Art. 535 
H.-G.-B. in Borchardts Übersetzung eher das Gegenteil zu 
besagen. Aber nicht nur diese Frage ist in der Litteratur 
aufgeworfen worden, sondern auch die Zweckmässigkeit der 
Zulassung des Rektacheck überhaupt wird angezweifelt. In Eng- 
land ist der Rektacheck zwar gesetzlich nicht ausgeschlossen, *) 
er kommt aber thatsächlich äusserst selten vor. Dfer Grund 
dafür, dass England seiner entbehren kann, liegt im wesentlichen 
darin, dass das Crossing die Sicherheit des Checkverkehrs völlig 
genügend garantiert." Wir werden weiter unten noch Gelegenheit 
finden, einlässlicher davon zu sprechen. Ein weiterer Grund, 
der die Sicherheit auch der nicht gekreuzten Checks erhöht, 
wird von dem österreichischen Experten Clemens in der Sitzung 
vom 18. Mai 1894 darin gefunden, dass die Clearingbankers 
in der Lage sind, die Zahlung in neuen Noten der Bank von 
England, welche den Nummern nach arithmetisch geordnet sind, 
zu leisten. Der Rektacheck wird dadurch aber völlig überflüssig, 
hingegen thut das englische Gesetz wohl daran, ihn nicht noch 
ausdrücklich zu verbieten, da ein solches Verbot das Gesetz 
nur unnötigerweise belasten würde. 

In Nordamerika sollen*) Rektaschecks dagegen thatsächlich 
vorkommen, wenn auch nicht so häufig als die beiden andern 
Sorten. 

In Frankreich kann ein Check, der auf einen Namen lautet, 
ohne die Ordreklausel zu enthalten, nicht indossiert werden. 
Für das französische Recht darf man aber auch logischerweise 
voraussetzen, dass ein Geschäftsmann, der die Ordreklausel 
weglässt, etwas besonderes durch diese Weglassung ausdrücken 
will, da die Ordreklausel ein Essentiale des Wechsels und somit 
der französischen Geschäftswelt völlig in Fleisch und Blut über- 
gegangen ist. War ja doch sogar die Wegbedingung der 
Ordrestellung durch negative Ordreklausel nicht einmal zulässig. 

In Deutschland war die Stimmung der massgebenden Kreise 
dem Rektacheck nicht besonders günstig. Der Entwurf der 

1) Shaw, 7. 

2) Palitscheck in der österreichischen Expertenberatung vom 18. Mai 1894. 
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Reichsbank gestattete nicht nur, dass jeder Namencheck ohne 
Ordreklausel indossabel sein solle, sondern schloss sogar die 
Wegbedingung der Indossabilität durch negative Ordreklausel 
ausdrücklich aus. Ebenso lässt die Abrechnungsstelle der Reichs- 
bank den Rektacheck nicht zur Abrechnung zu, und entzieht 
ihm daher seine Lebenskraft. Simonson') wendet sich mit 
Energie gegen diese dem Rektacheck feindselige Stellungnahme. 
Er glaubt, es liege kein Grund vor, den Aussteller, der ein 
Interesse daran habe, die Ausstellung an eine bestimmte Person 
vorzuschreiben, daran zu verhindern, und auch das Wesen des 
Check biete keinen Grund zu dieser Beschränkung. Denn für 
den Wechsel, der seiner Bestimmung nach Umlaufspapier sei, 
habe man wohl annehmen dürfen, dass derselbe auch ohne 
ausdrückliche Bestimmung im Papier selbst als Ordrepapier 
beabsichtigt sei, und doch habe man in Abs. II des Art. 9 
der W.-O. gestattet, ihm die Ordrequalität ausdrücklich zu 
benehmen. Man habe nun keinen Grund dafür, bei dem Check 
noch strenger zu sein, als bei dem Wechsel. Ich glaube 
dagegen, dass die weiter oben angeführte Ansicht Zollers, dass 
eine höhere Beschränkung der Cirkulationsfähigkeit als sie beim 
Wechsel stattfindet, im Widerspruch zu der Erleichterung der 
Umlaufsfähigkeit, die in der Inhaberstellung gegeben ist, im 
Widerspruch stehe, mehr Berechtigung hat. Simonson meint 
nun des weiteren, dass diese Rücksicht auf die Bequemlichkeit 
des Bezogenen, welche allerdings die Legitimationsprüfung 
erspare, hierfür keine ausreichende Begründung biete. 

In letzterem kann ich Simonson eher beistimmen, dass 
diese Rücksicht auf die Bequemlichkeit der Banken, wie sie 
von der Reichsbank geübt und vorgeschlagen wird, zu weit 
gehe; ich bin aber der Ansicht, dass der Standpunkt des 
schweizerischen Rechtes, um die Interessen des Ausstellers zu 
wahren, völlig ausreichend sei. Aus kaufmännischen Kreisen 
ist denn auch der Wunsch nach einer solchen Regelung laut 
geworden, so z. B. von seiten der Handelskammer Mülhausen, *) 

^) Beiträge zur Lehre vom Check, S. 27. 
'-) a. a. O. S. 4. 
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und der neue deutsche Entwurf trägt dem Rechnung, wenn 
er in seinem § 6 Abs. I bestimmt: 

« Der auf eine bestimmte Person oder Firma gestellte Check 
ist durch Indossament übertragbar, falls nicht der Aussteller 
die Übertragung durch die Worte « nicht an Ordre » oder durch 
einen gleichbedeutenden Zusatz untersagt hat. » 

In Österreich ist die Frage nach der Zweckmässigkeit des 
Namencheck am ausfuhrlichsten erörtert worden in der Exper- 
tensitzung vom i8. Mai 1894. Dagegen wird namentlich von 
Krassny geltend gemacht, dass der Namencheck eine Erschwe- 
rung im Checkverkehr schaffe, indem der Bezogene des öftern 
gezwungen werde, die Zahlung zu verweigern. Für ihn wird 
am häufigsten der bestehende Rechtszustand ins Feld geführt, 
der den Rektacheck kenne und noch keine schlechten Erfah- 
rungen mit ihm gemacht habe. Immerhin wiegen die Befür- 
worter unter den Experten, 14 an Zahl, numerisch bedeutend 
über die drei Gegner vor. Der neue österreichische Entwurf 
sagt denn auch in seinem § 6 Abs. II: 

c Das auf einen andern Check als den Ordrecheck gesetzte 
Indossament hat keine checkrechtliche Wirkung.» 

Die erläuternden Bemerkungen zum österreichischen Ent- 
wurf i) motivieren das mit folgenden Worten: «Die Indossierung 
von Namenchecks zu untersagen, rechtfertigt sich durch das 
bisweilen vorhandene Bedürfnis nach Checks, die von der Person 
des ersten Checknehmers unablösbar sind. Hiezu soll der Namen- 
check verwendbar sein.» Diesem Bedürfnis wird aber meines 
Erachtens durch den deutschen Entwurf, dem ich in diesem 
Punkt den Vorzug gebe, völlig genügend Rechnung getragen. 
Den Ausschlag wird wohl die Rücksichtnahme auf die bestehende 
Praxis der österreichischen Postsparkassen gegeben haben. 

Eine weitere Frage, was fiir Wirkungen ein trotzdem auf 
dem Rektacheck angebrachtes Indossament haben werde, wird 
von Wendt in seinem allgemeinen Anweisungsrecht 2) aufge- 



1) a. a. O. S. 20. 

*) a. a. O. S. 140 — 141. 
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worfen. Die Lösung Wendts, die Unübertragbarkeit der An- 
weisung als solcher bleibe auch für Checks unaus^chliessbar, 
und das Verbot beschränke seine Wirkung auf die dem Check 
eigentümlichen obligatorischen Seiten, versteht sich für das 
S. O.-R. von selbst. Seinem Wunsch nach einer diesbezüg- 
lichen, dem Art. 9 der W.-O. ähnlichen Bestimmung, ein 
solches Indossament entbehre der checkrechtlichen Wirkung, 
leistet das S. O.-R. Art. 727, sowie der österreichische Entwurf 
§ 6 Abs. II Genüge, für den deutschen Entwurf kann man 
allerdings Wendts Forderung nur unterstützen. 

Wir haben in diesem Paragraphen schon einmal Gelegenheit 
gehabt, eines Instituts Erwähnung zu thun, das, in England 
üblich, dieselben Zwecke, den Checkverkehr zu sichern, in viel 
höherem Masse und viel geeigneterer Weise verfolgt, als der 
Rektacheck, Es ist dies das englische Crossing, bei dem einen 
Augenblick zu verweilen wohl der Mühe lohnt. In England 
kann der Aussteller, oder wenn dieser es noch nicht gethan 
hat, jeder Inhaber den Check kreuzen, d. h. mit zwei Quer- 
strichen versehen. Hat er das gethan, und zwischen die zwei 
Querstriche die Firma eines Bankiers eingetragen, so ist die 
bezogene Bank verpflichtet, an niemand anders als an den 
bezeichneten Bankier Zahlung zu leisten. Wir haben dann den 
Fall des speciallycrossing. Beim specially crossing können 
übrigens auch die üblichen Querstriche fehlen und genügt die 
Angabe des Namens eines Bankiers auf der Vorderseite des 
Check. Unterlässt er es aber, einen Namen zwischen die Quer- 
striche zu schreiben, und schreibt gar nichts oder nur c & Co. * 
dazwischen, so hat das die Wirkung, dass die bezogene Bank an 
niemand anders als an einen Bankier Zahlung zu leisten berech- 
tigt ist. Wir haben dann den Fall des generally crossing. 
Zu der speciellen Kreuzung, wie zu der generellen kann der 
Aussteller oder, falls das nicht schon vorher geschehen ist, 
jeder Inhaber die Worte « not negotiable i hinzufügen, wodurch 
eine ähnliche Wirkung erzielt wird, wie bei uns durch die 
negative Ordreklausel, indem dann eine Weiterbegebung des 
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Check nur noch die Wirkung einer Cession hat, und sich 
folglich ein jeder Nehmer, auch der gutgläubige, die Einreden 
aus der Person seiner Vormänner gefallen lassen muss. Ebenso 
ist jeder Inhaber eines generell gekreuzten Check denselben in 
einen speciell gekreuzten Check zu verwandeln berechtigt. Der 
speciell gekreuzte Check kann dann nur zum Inkasso an einen 
andern Bankier weiter gekreuzt werden, dagegen kann ein mit 
Inkasso eines ungekreuzten oder generell gekreuzten Check 
beauftragter Bankier auf sich selber speciell kreuzen. Die 
einmal erfolgte Kreuzung darf weder ausgestrichen noch in 
einer andern Weise als der oben bezeichneten Verengerung 
abgeändert werden. Die bezogene Bank haftet für allen Schaden, 
der dem wahren Eigentümer aus einer Nichtbeachtung der 
Kreuzung entsteht. 

Diese Sitte des «crossing» ist in England erst lange nachdem 
sie von der Gewohnheit eingeführt worden war, auch durch 
die Gesetzgebung anerkannt worden. Koch^) bringt die Ent- 
stehung in Zusammenhang mit der Gewohnheit, Checks durch 
das Clearinghaus einzulösen. Für den Kontinent ist diese vor- 
zügliche Art, sich gegen Unsicherheit des Checkverkehrs zu 
schützen, leider noch nicht praktisch, da wir noch nicht so sehr 
daran gewöhnt sind, alle unsere Kassageschäfte von einem 
Bankier besorgen zu lassen, und daher eine Beschränkung der 
Einzugsberechtigten auf einen Bankier von unserer Geschäfts- 
welt noch häufig als eine Belästigung der Freiheit im Verkehr 
empfunden würde, während sie in England dem auch ohne 
diesen Zwang geübten Brauche entspricht, also in keiner 
Weise lästig wird. Wir sind daher gezwungen, uns so lange 
mit dem weniger vorzüglichen Auskunftsmittel des Rektacheck 
zu behelfen, bis auch unsere Geschäftsgebräuche andere, den 
englischen 2) ähnliche, geworden sind. Der Grund aber, weshalb 
das Crossing an Zweckmässigkeit die Rektastellung weit über- 
ragt, ist hauptsächlich der, dass durch das Crossing in der den 



1) Gesammelte Schriften, S. 220 Anm. 16. 

2) Vgl. hierüber Funk, Quest, S. 36, und BayerdörflFer, S. 46. 
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Verkehr am wenigsten belastenden Weise die Legitimations- 
prüfung verschoben wird, an eine Stelle, wo sie leicht und 
sicher vorgenommen werden kann. Diese Thatsache scheint 
V. Canstein *) völlig zu verkennen, wenn er behauptet, durch 
Einführung der Normen des Wechsetechts über die Rektaklausel 
für den Check würde man die Crossierung überflüssig machen, oder 
zum mindesten sei Crossing und Rektaklausel gleichwertig. Dem 
ist aber nicht so, denn Cohn'-^) fuhrt sehr richtig aus, man 
könne dem Bezogenen wohl zumuten, die Persönlichkeit und 
die Unterschrift einer verhältnismässig kleinen Zahl von Bankiers 
seines Wohnortes zu kennen, man könne ihm aber nicht 
bezüglich jedes beliebigen Präsentanten die gleiche Zumutung 
machen. Die eigentliche Legitimationsprüfung nehme das Cros- 
sing sonach der Zahlungsstelle ab und verlege sie in das 
Komptoir jenes Bankiers, der den Check behufs Inkasso über- 
nimmt, der dann seinerseits die Pflicht habe, die Persönlichkeit 
seiner Kunden, die ihm das Inkasso übertragen, zu kennen. 
Der vorsichtige Aussteller wird daher den Check speciell kreuzen, 
wenn er weiss, mit welchem Bankier der Remittent in Geschäfts- 
verbindung steht, wenn nicht, generell, und dann wird der 
Remittent den Namen seines Bankiers eintragen, und so die 
generelle in eine specielle Kreuzung verwandeln, wenn er nicht 
vorzieht, den Check noch generell gekreuzt weiter cirkulieren 
zu lassen. Es ist denn auch eine bekannte Thatsache, dass in 
England die gekreuzten Check im Verkehr die ganz über- 
wiegende Mehrzahl bilden. Um so mehr ist es zu verwundern, 
dass in Nordamerika das Crossing keinen Eingang gefunden 
haben soll, wie vielfach behauptet wird. 8) Unter den Gesetz- 
gebungen des Kontinents ist es allein das spanische Handels- 
gesetzbuch, das in Art. 541 ^) seiner mit folgenden Worten 
Erwähnung thut : 

») a. a. O. S. 131. 
2) Conr. Jahrb., a. a. O. S. 481. 

8) Lyon-Caen et Renault: § 560 Anm. i. Daniel: On ncgotiablc instru- 
ments, § 1585, S. 542 und 543. Koch, a. a. O. S. 226. 
4) Borchardt, V, 88. 
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«Der Aussteller oder jeder gesetzliche Inhaber eines Zah- 
lungsmandates hat das Recht, darauf zu bemerken, dass die 
Zahlung an einen Bankier oder an eine bestimmte Gesellschaft 
erfolge, was er dadurch ausdrückt, dass er auf die Vorderseite 
den Namen dieses Bankiers oder der Gesellschaft, oder nur die 
Worte «und Kompagnie» quer darüber schreibt. 

Die an eine andere Person, welche nicht der Bankier 
oder die angegebene Gesellschaft ist, geleistete Zahlung befreit 
den Bezogenen nicht von seiner Haftbarkeit, wenn er ungehörig 
gezahlt hat.» 

In Frankreich wird das Crossing nicht gesetzlich erwähnt. 
Es sollen auch Versuche von seiten der Banken gemacht worden 
sein, es einzufuhren. Nouguier hält es aber für völlig über- 
flüssig, wegen der Möglichkeit der Indossierung der Checks. 
Ich habe den Vorzug des Crossing bereits deutlich genug 
erörtert, um mir hier die Entgegnung auf Nouguiers Ansicht 
ersparen zu können, denn das Indossament allein reicht durchaus 
nicht aus, um jene eigentümliche Verschiebung der Legitimations- 
prüfung von dem Bezogenen auf eine andere Bank, zu deren 
Kundenkreis der sich Legitimierende gehört, die also im stände 
ist, die Legitimation leicht und sicher zu prüfen, zu bewirken. 

In der Schweiz habe ich nicht einmal von Versuchen, das 
englische Crossing nachzuahmen, Spuren zu entdecken vermocht. 
Das schweizerische Gesetz hat sich denn auch hier, wie neuerdings 
die Entwürfe in Deutschland und Österreich jeglicher Erwähnung 
mit Recht enthalten, dagegen haben sich in Deutschland und Öster- 
reich andere, zum Teil dem englischen Recht ähnliche, aber durch- 
aus nicht gleiche Sicherungsmittel selbständig entwickelt, und es 
sei mir gestattet, diesen den folgenden Paragraphen zu widmen. 

§ 46. 

Die Qnerung ^«nur zur Yerrechnnng^^ nnd anderweite 
Sichernngsmittel. 

Im Verkehr der deutschen Reichsbank hat sich ein ganz 
eigentümliches Institut, «die Querung nur zur Verrechnung», 



— 240 — 

ausgebildet, das dann schliesslich in die beiden neuen Entwürfe 
Deutschlands und Österreichs übergegangen ist. Mit der eng- 
lischen Kreuzung hat es im wesentlichen die Form gemein. 
Denn dort wie hier handelt es sich um eine quer über die 
Vorderseite des Textes geschriebene Notiz. Im älteren Reichs- 
bankverkehr lautete dieselbe : t Nur zahlbar an einen Girokunden 
der Reichsbank.» Seit 1891 ist der Vermerk: tNur zur Ver- 
rechnung» üblich geworden. Der Sinn war in beiden Fällen 
derselbe. Wie beim englischen Crossing sollte der Kreis der 
Zahlungscmpfangsberechtigten beschränkt werden, und zwar 
nicht wie dort auf Bankiers überhaupt, sondern auf Girokunden 
der Reichsbank, und ferner sollte an Stelle der Bareinlösung 
blosse Buchung treten. In ihren Funktionen ähneln diese, 
«nur zur Verrechnung» gekreuzten Checks mehr den in § 26 
erwähnten Überweisungschecks, den mandats rouges des fran- 
zösischen Geschäftsverkehrs, als den englischen crossed checks. 
Sie unterscheiden sich von letzteren in ihrem Wesen namentlich 
dadurch, dass sie nicht wie diese auch bar ausgezahlt werden 
können, und folglich nur den Kreis der zum Zahlungsempfang 
Berechtigten beschränken, sondern sie schliessen die Barzahlung 
geradezu aus. In ihrem Zwecke ist allerdings die Querung nur 
zur Verrechnung dem englischen Crossing verwandt, indem 
beide wirksam der Gefahr von Unterschlagung und Fälschung 
vorbeugen. 

Über die Zweckmässigkeit dieser Einrichtung sind die 
Meinungen geteilt. Die Österreichisch -Ungarische Bank hat 
es fiir gut gefunden, die Querung « nur zur Verrechnung » 
auch in ihren Geschäftsverkehr aufzunehmen. Hanausek^) be- 
hauptet, sie habe sich in der Deutschen Reichsbank nicht 
bewährt, und auch die Handelskammer Mülhausen^) spricht 
sich dagegen aus. Ich bin der Ansicht, dass in Ländern, die 
ein grosses centrales Bankinstitut ihr eigen nennen, wie die 
Banque de France, die Deutsche Reichsbank u. s. w., die 
gewissermassen für das ganze Land einen einzigen Giroplatz 

1) a. a. O. S. 16 Anm. 39. 

2) a. a. O. S. 10. 
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darstellen, dieser Verrechniingscheck gute Dienste zu leisten im 
Stande ist. So lange für die Schweiz dies noch nicht der Fall 
ist, möchte ich hier nicht für die Einführung der Querung t nur 
zur Verrechnung» plaidieren. In Deutschland und Österreich 
scheinen aber doch die massgebenden Kreise der Ansicht zu 
sein, dass sich das Institut bewährt habe, und die Entwürfe 
regeln dasselbe in einlässlicher Weise. 

Deutscher Entwurf: 

«S II. Der Inhaber eines Check kann durch den quer 
über die Vorderseite geschriebenen oder gedruckten Zusatz: 
cnur zur Verrechnung» verbieten, dass der Check bar bezahlt 
werde. Derselbe darf in diesem Falle nur zur Verrechnung 
mit dem Bezogenen oder einem Girokunden desselben oder 
einem Mitglied der an dem Zahlungsort bestehenden Abrech- 
nungsstelle (S 9) benutzt werden. Die hiernach stattfindende 
Verrechnung gilt als Zahlung im Sinn dieses Gesetzes. Das 
Verbot kann nicht zurückgenommen werden. Die Übertretung 
desselben macht den Bezogenen für den dadurch entstehenden 
Schaden verantwortlich. 

c§ 12. Auf die Verpflichtung des Bezogenen zur Ver- 
rechnung finden die Bestimmungen des § 10 entsprechende 
Anwendung. Der Bezogene, welcher im Falle des § 1 1 den 
Check zur Verrechnung in Empfang nimmt, haftet dem Präsen- 
tanten für die dessen Bestimmung entsprechende alsbaldige 
Gutschrift des Checkbetrags.» 

Österreichischer Entwurf: 
€§ 22. Der Aussteller und jeder Indossant eines Check 
kann durch den quer über die Vorderseite des Check geschrie- 
benen oder gedruckten Zusatz «nur zur Verrechnung» dem 
Bezogenen verbieten, dass der Check bar bezahlt werde. Der 
Check darf in diesem Falle nur zur Verrechnung mit dem 
Bezogenen oder einem Girokunden desselben oder mit einem 
Mitglied der am Zahlungsort bestehenden Abrechnungsstelle 
benutzt werden. Die hienach stattfindende Verrechnung gilt 
als Zahlung (Einlösung) des Check im Sinn dieses Gesetzes. 

Dr. Fick, Der Check. 16 
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Der Bezogene haftet für allen Schaden, der aus der Ausser- 
achtlassung des Verbotes entsteht. 

t Der Vermerk « nur zur Verrechnung > kann nicht zurück- 
genommen werden.! 

Eine zwar nicht gegen Unterschlagung des Papiers, aber 
gegen Fälschung der Checksumme gerichtete Vorsichtsmassregel 
ist ebenfalls im deutschen Checkverkehr gebräuchlich geworden. 
Auf den Checkformularen pflegt rechts an der Seite eine Zahlen- 
reihe so angebracht zu werden, dass ein Teil derselben leicht 
abgeschnitten werden kann. Der Aussteller hat nun vor der 
Begebung des Check alle diejenigen Zahlen abzutrennen, welche 
die Checksumme übersteigen.') Der Bezogene hat es dann 
leicht, zu prüfen, ob die angegebene Summe sich in den rich- 
tigen Grenzen hält. Eine Fälschung ist daher nur noch inner- 
halb ganz geringem Umfang möglich, und wird daher nie 
lukrativ erscheinen, folglich seltener vorkommen und auch dann 
von geringer Bedeutung sein. Zur Behandlung in einem Check- 
gesetz eignet sich dieser deutsche Geschäftsgebrauch weniger, 
wohl aber lohnt es sich für die bezogenen Banken, zu über- 
legen, ob sie nicht auch in ihren Geschäfl:sordnungen sich dieses 
Sicherungsmittel zu Nutze machen wollen. 

S 47- 

Der Ordrecheck. 

Über den Ordrecheck sind wir in der Lage, uns kurz zu 
fassen, da wir über seine Stellung zwischen Rekta- und Inhaber- 
check schon ausftihrlich in § 44 gehandelt haben. 

Für die Schweiz ist es ganz unzweifelhaft, dass er zuge- 
lassen ist, und es sind in der schweizerischen Litteratur auch keine 
Angriffe auf ihn zu finden. Dass er in England, Frankreich, 
Deutschland und den übrigen Staaten heute zugelassen ist, 
haben wir bereits in § 44 erfahren. Es bleibt uns hier nur noch 



1) Geschäftsordnung des Berliner Kassavereins, § 27 Lemma II. 
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zu betrachten, was für Angriffen er in Frankreich namentlich 
und auch in Deutschland ausgesetzt gewesen. Abgesehen davon, 
dass der Entwurf des Budgets für 1865 in Frankreich dem 
Ordrecheck die Stempelbegünstigung verweigerte, was nachher 
im definitiven Checkgesetz umgeändert wurde, so geht doch 
noch aus den Motiven zum Checkgesetz vom 16. Februar 1865 
hervor, dass die Regierung sich nur schweren Herzens ent- 
schloss, den Ordrecheck zu gestatten. Die Regierung wider- 
stand ursprünglich seiner Einführung, wie in den Motiven aus- 
geführt ist, nicht, weil sie die Vorteile verkannte, die derselbe 
vom ökonomischen Gesichtspunkt aus bieten konnte, oder die 
Erleichterungen, die dadurch der Ausstellung und Übertragung 
gegeben waren, sondern lediglich weil sie befürchtete, die dem 
Check gewährten Vergünstigungen möchten anderen Papieren 
zu gute kommen, insbesondere gewissen Kreditpapieren, zum 
Nachteil des Staatsschatzes und des Gleichgewichts im Budget. 
Es war eingestandenermassen nur das energische Vorgehen 
mehrerer Abgeordneter, welche die Regierung veranlassten, dem 
Check Abgabenfreiheit und Ordrestellung zugleich zu concedieren, 
nachdem sie die ihr nötig scheinenden Kautelen getroffen hatte. 
Irrtümlicherweise berufen sich dann die Motive des fran- 
zösischen Gesetzes auf das Vorbild des englischen Rechts, um 
zu beweisen, dass die Ordrestellung für den Check wesentlich 
sei, indem dort, bevor Ordrestellung zulässig war, ein Sur- 
rogat dafür durch das Crossing geschaffen worden sei. Die 
Behauptung ist aber insofern schon durchaus falsch, als Crossing 
und Ordrequalität des Check sich durchaus nicht decken oder 
auch nur gegenseitig ersetzen könnten, sondern auch heute noch 
im englischen Recht ruhig nebeneinander fortbestehen, ja sogar 
der Ordrecheck selbst das Crossing durchaus nicht ausschliesst. 
Es hätte aber gar nicht der Berufung hierauf bedurft, da, wie 
Darimon in seinem Bericht vor der Kammer mitteilt, der Ordre- 
check von den Vertretern des Handels und des Bankwesens 
nahezu mit Einstimmigkeit gefordert wurde, wegen der Vorteile, 
die er durch die Vereinigung von erhöhter Sicherheit der Cir- 
kulation mit hochgradiger Leichtigkeit der Bewegung bietet. 
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so dass die Ordrestellung, wie Darimon sagt, für den Distanz- 
check nahezu unentbehrlich ist. Auch in der französischen 
Litteratur wird dann der Ordrecheck als vorzüglich anerkannt. 
So nennt ihn Nouguier i) die einzige Form, die dem Eigentümer 
sowohl die Sicherheit bietet, auf die er rechnen darf, als auch 
den Vorteil des Geschäfts, dessen hauptsächlichstes Gebiet der 
Check bildet. 

In der deutschen Litteratur wird der Ordrecheck insbe- 
sondere von Kuhlenbeck*) angegriffen, der de lege ferenda die 
Ansicht ausspricht, es sei das Indossament beim reinen Check 
zu verbieten, beziehungsweise für wirkungslos zu erklären, nur 
beim roten Check erscheine das Indossament an einen andern 
Girokunden, als grössere Beweglichkeit des Giroverkehrs bewir- 
kend, unbedenklich. Selbst Hildebrandt ^) spricht sich auffälliger- 
weise gegen den Ordrecheck aus. Er meint, weil beim Check 
die Summe zufällig bestimmt und meist ziemlich hoch zu sein 
pflege, so sei er zur Cirkulation nicht geeignet. Behrendt) 
spricht sich vom Standpunkt des bestehenden deutschen Rechts 
nur sehr einschränkend für den Ordrecheck aus, so dass nach 
seiner Ansicht, partikularrechtliche Bestimmungen vorbehalten, 
nur von Kaufleuten ausgestellte Ordrechecks indossierbar wären, 
und dass die Steuerfreiheit des Ordrecheks anfänglich bestritten 
war, haben wir schon weiter oben in § 44 gesehen. 

Aber allen diesen Anfeindungen gegenüber hat sich der 
Ordrecheck siegreich Bahn gebrochen, so dass wohl nirgends 
mehr seine Zulässigkeit angezweifelt werden kann, und auch 
die beiden neuen Entwürfe haben ihn ausdrücklich anerkannt. 

Das Indossament. 

Da wir gerade am Ordrecheck stehen, so scheint es mir 
angebracht, dasjenige Institut, das zur Ausnützung der Ordre- 

1) a. a. O. S. 55—56. 

«) a. a. O. S. 158. 

8) a. a. O. S. 18. — *) a. a. O. S. 34. 
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qualität dient, eingehender zu besprechen, das Indossament. 
Seine Geschichte von seinen Anfängen, die nach Etienne Cleirac ^) 
auf den berühmten Minister Ludwigs XIV., Kardinal Richelieu 
zurückgehen, bis heute zu besprechen, kann nicht in unserer 
Aufgabe liegen, da der Check gleich das fertig ausgebildete 
Institut vom Wechsel übernommen hat, und die Geschichte 
desselben folglich vollkommen dem Wechselrechte angehört. 

Der Reichhaltigkeit des Materials an Einzelbestimmungen 
wegen, die nur zum Teil Anlass zu eingehender Besprechung 
geben, sei es mir gestattet, von meiner sonstigen Methode 
abzuweichen, indem ich in diesem Paragraphen im allgemeinen 
das Gesetz selbst sprechen lasse, und nur wo Anlass dazu 
vorhanden, Einschaltungen kritischer oder rechtsvergleichender 
Natur an den betreffenden Stellen vornehme. Ich verwende 
hier wie überall den im Hinblick auf den Check bereinigten 
Gesetzestext. 

Art. 727 Abs. I: «Der CS^^^nehmer kann den C/teck an 
einen anderen durch Indossament (Giro) übertragen.» 

Abs. II, der die Bestimmung betreff der negativen Ordre- 
klausel enthält, ist bereits in § 45 beim Rektacheck eingehend 
besprochen worden. Eine kleine Abweichung, die durch die 
Behandlung des Namencheck als Rektacheck im österreichischen 
Recht verständlich wird, enthält der österreichische Entwurf 
S 6 Abs. I: 

« Der Check, der an Ordre lautet, kann durch Indossament 
(Giro) übertragen werden; eine entgegenstehende Vereinbarung 
ist unverbindlich.» 

Der neue deutsche Entwurf steht bezüglich Indossierbarkeit 
und negative Ordreklausel auf dem Standpunkt des S. O.-R., 
wie wir ebenfalls bereits in § 45 gesehen haben. Der Voll- 
ständigkeit der Vergleichung halber führe ich hier nur den 
ersten Satz des § 6 Abs. I an: 

« Der auf eine bestimmte Person oder Firma gestellte Check 
ist durch Indossament übertragbar.» 



1) Sur les lettres de change 1659, vgl. Nouguier 
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Art. 728. c Durch das Indossament gehen alle Rechte 
aus dem Check auf den Indossatar über, insbesondere auch die 
Befugnis, den Check weiter zu indossieren. Auch an den Aus- 
steller, Bezoge'hen * oder einen früheren Indossanten kann der 
Check gültig indossiert und von demselben weiter indossiert 
werden, t 

Die letztere Bestimmung behalte ich mir vor, im folgenden 
Paragraphen noch näher zu besprechen. Was den ersten Teil 
betrifft, so kann er in keiner Weise angefochten werden. Der 
österreichische Entwurf S 6 Abs. III drückt denselben Gedanken 
mit genau demselben Wortlaut aus: 

« Durch das Indossament gehen alle Rechte aus dem Check 
auf den Indossatar über, insbesondere auch die Befugnis, den 
Check weiter zu indossieren.» 

Art. 729. cDas Indossament muss auf den Checke eine 
Kopie desselben oder ein mit dem Check oder der Kopie ver- 
bundenes Blatt (Allonge) geschrieben werden.» 

Der diesem entsprechende Artikel 11 der W.-O. wird in 
dem neuen deutschen Entwurf S 6 Abs. II dem Österreichischen 
S 7 für sinngemäss anwendbar erklärt, jedoch mit Ausschliessung- 
der Kopie für den Check, welch letztere Bestimmung wir bereits 
in S 23 erörtert haben. Demgemäss kann auch nach dem 
deutschen und österreichischen Entwurf auf eine mit dem Check 
selbst verbundene Allonge ein Indossament geschrieben werden. 

Art. 730. cEin Indossament ist gültig, wenn der Indossant 
auch nur seinen Namen oder seine Firma auf die Rückseite 
des Check oder der Kopie oder auf die Allonge schreibt. 
(Blanko-Indossament). » 

Art. 731. «Jeder Inhaber eines Ouck ist befugt, die auf 
demselben befindlichen Blankoindossamente auszufüllen ; er kann 
den Check aber auch ohne diese Ausfüllung weiter indossieren.» 

Die diesem entsprechenden Artikel der W.-O. 12 und 13 
sind ebenfalls, abgesehen von ihren Bestimmungen betreff Kopie, 
vom deutschen und österreichischen Entwurf für anwendbar 
erklärt worden. 
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Dass beim Check das Blankoindossament zugelassen werden 
muss, versteht sich eigentlich von selbst, denn wenn wir es 
schon beim Wechsel, der direkte Inhaberstellung nicht zulässt, 
nicht ausschliessen, so liegt für den Check, der unmittelbar 
als Inhaberpapier ausgestellt werden kann, nicht der geringste 
Grund vor, strenger zu sein, und das Blankoindossament 
zu verbieten. Spricht doch sogar das französische Recht, das 
das Blankoindossament beim Wechsel verbietet, für den Check 
ausdrücklich seine Zulässigkeit aus in Abs. IV § i des Gesetzes 
von 1865. Für das S. O.-R. sprechen sich Schneider und 
Fick in Anm. 3 zu Art. 832 ausdrücklich für dessen Zulässig- 
keit aus, was, weil selbstverständlich, überflüssig erscheint, ja 
sogar unnützerweise den Gedanken erweckt, als sei es überhaupt 
je bestritten gewesen. Beim Check ist die Zulassung des Blanko- 
indossaments so naturgemäss, dass Hildebrandt ^) sogar behaupten 
darf, wenn der Check durch mehrere Hände gehe, so werde 
er stets in blanko indossiert, welche Behauptung allerdings doch 
wohl eine sehr starke Übertreibung in sich schliessen dürfle. 

Ein Gedanke, den man anregen könnte, ist der, ob nicht 
vielleicht beim Check das Blankoindossament wie das Voll- 
indossament auch auf der Vorderseite des Check stehen dürfe, 
da der Grund für ' das Verbot es dorthin zu setzen, für den 
Check wegfällt. Wie auch Schneider und Fick*) ausfuhren, 
ist nämlich der Grund des Verbotes die Möglickkeit der Ver- 
wechselung mit dem Accept. Da aber das Accept beim Check 
unstatthaft ist, so fällt die Möglichkeit dieser Verwechselung 
ausser Betracht. Ich glaube aber dennoch, dass auch beim 
Check das Blankoindossament nur auf der Rückseite stehen 
darf, denn einerseits ist eine gewisse Unklarheit im Falle der 
Blankoindossierung auf der Vorderseite doch noch vorhanden, 
indem, wie Hafner') richtig anmerkt, eine Verwechselung mit 
einem Mitaussteller des Art. 808 nicht ausgeschlossen wäre. 



1) a. a. O. S. 16. 

2) Anm. 3 zu S. O.-R. Art. 730. 

*) Kommentar, Anm. 4 zu Art. 730 S. O.-R. 



— 248 — 

und andererseits spricht namentlich der Wortlaut des oben 
angeführten Art. 730 allzu deutlich dagegen. 

Art. 732. «Der Indossant haftet jedem spätem Inhaber 
des Check für dessen * Zahlung ^//r^^mässig. Hat er aber dem 
Indossament die Bemerkung «ohne Gewährleistung», «ohne 
Obligo» oder einen gleichbedeutenden Vorbehalt hinzugefügt, 
so ist er von der Verbindlichkeit aus seinem Indossament 
befreit. » 

Dass dieser Artikel keiner Bestimmung des Titel XXX 
widerspricht und folglich für den Check rechtsgültig ist, scheint 
mir zweifellos, weniger aber, ob er auch praktisch sei. Der 
österreichische Entwurf zwar scheint dieser Ansicht zu sein, 
wenn er in § 15 bestimmt: 

«Dem Inhaber des Check haften lediglich der Aussteller 
und die Indossanten für die Zahlung des Checkbetrages (Regress- 
verbindlichkeit). Hat aber ein Indossant dem Indossament die 
Bemerkung « ohne Gewährleistung » , « ohne Obligo » oder einen 
gleichbedeutenden Vorbehalt hinzugefügt, so ist er von der 
Verbindlichkeit aus seinem Indossament befreit». 

Und ebenso der deutsche Entwurf in § 13: 

«Der Aussteller und die Indossanten haften dem Inhaber 
für die Einlösung des Check. Hat ein Indossant dem Indos- 
sament die Bemerkung «ohne Gewährleistung», «ohne Obligo» 
oder einen gleichbedeutenden Vorbehalt hinzugefügt, so ist er 
von der Verbindlichkeit aus seinem Indossament befreit.» 

Dagegen schiene mir eine Weglassung dieser Bestimmug 
keine Lücke fühlbar zu lassen. Ist es doch so wie so ein Recht 
von zweifelhaftem Wert für die Gediegenheit des Verkehrs, das 
der Indossant haben soll, jede eigene Wechselschuld durch 
diese Klausel von sich abzulehnen, und sind doch schon längst 
aus kaufmännischen Kreisen Stimmen laut geworden, die das 
Verbot dieser Klausel wünschten. So sprach sich nach Schneider 
und Fick i) das kaufmännische Direktorium St. Gallen energisch 
in diesem Sinn aus, und hat die Lausanner Börse Wechsel mit 

*) Anm. 2 zu Art. 732 vS. O.-R. 
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der Garantieausschliessungsklausel direkt für nicht bankabel 
erklärt. 

cArt. 733. Ist in dem Indossamente die Weiterbegebung 
durch die Worte 4 nicht an Ordre» oder durch einen gleich- 
bedeutenden Ausdruck verboten, so haben diejenigen, an welche 
der Check aus der Hand des Indossatars gelangt, gegen den 
Indossanten keinen Regress.» 

Diese Bestimmung fehlt den beiden neuen Entwürfen und, 
wie mir scheint, nicht zu deren Vorteil, denn, wenn es aller- 
dings bedenklich erscheint, die Möglichkeit der Ablehnung aller 
Wechselschuld bezw. Checkschuld zu gestatten, so kann es 
doch sehr wohl im berechtigten Interesse eines Indossanten 
liegen, für seinen eigenen Schutz den Ordrecheck gewisser- 
massen in einen Rektacheck zu verwandeln, indem er seinem 
Indossatar gegenüber zwar die checkmässige Garantie auf sich 
nimmt, nicht aber gegenüber dessen Nachfolgern. Der öster- 
reichische Entwurf schliesst übrigens in dem oben genannten 
S 6 Abs. I die Möglichkeit des Orderverbots beim Ordercheck 
aus, während der deutsche Entwurf nur durch Unterlassung 
der Citierung des betreffenden Artikel der W.-O, stillschweigend 
dasselbe bestimmt. 

«Art. 734. Wenn ein Check indossiert wird, nachdem die 
für die Protesterhebung mangels Zahlung bestimmte Frist abge- 
laufen ist, so erlangt der Indossatar * die Regressrechte gegen 
diejenigen, welche den Check nach Ablauf dieser Frist indossiert 
haben. * Ist aber der Check vor dem Indossamente bereits 
mangels Zahlung protestiert worden, so hat der Indossatar nur 
die Rechte seines Indossanten gegen den * Aussteller und 
diejenigen, welche den Check bis zur Protest erhebung indossiert 
haben. Auch ist in einem solchen Falle der Indossant nicht 
^Ä^^>hnässig verpflichtet. > 

Hafner sieht in dem Nachindossament einen Widerspruch 
zu Titel XXX und hält es daher fiir den Check fiir unzulässig. 
Ich kann in dem in vorstehender Weise verkürzten Art. 734 
keinen direkten Widerspruch zu Titel XXX sehen und muss 
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ihn daher nach Art. 836 gelten lassen, wenn ich ihm auch 
keine praktische Bedeutung zumesse. Die beiden neuen Ent- 
würfe haben ohne Nachteil das Nachindossament ungeregelt 
gelassen, und es wird daher aus einem solchen keine andere als 
die civilrechtliche Vertragsklage gegen den unmittelbaren Vor- 
mann entspringen. Im Interesse der Beschränkung des Check 
auf eine möglichst kurze Präsentationsfrist liegt es allerdings 
durchaus, das Nachindossament zu verbieten. Da ich aber diese 
kurze Präsentation im wesentlichen als eine Forderung, die 
durch fiskalische Interessen geboten erscheint, ansehe, so vermag 
ich auch in dem Standpunkt des S. O.-R., das die Nach- 
indossamente zulässt, keinen erheblichen Schaden zu erblicken. 

«Art. 735. Ist dem Indossament die Bemerkung «Zur 
Einkassierung», «in procura» oder eine andere die Bevoll- 
mächtigung ausdrückende Formel beigefügt worden, so überträgt 
das Indossament das Eigentum an dem Check nicht, ermächtigt 
aber den Indossatar zur Einziehung der CheckloT^trwvüg und 
zur Protesterhebung, sowie zur Einklagung der nicht bezahlten 
und zur Erhebung der deponierten CA^'rytschuld. 

Ein solcher Indossatar ist auch ermächtigt, diese Befugnis 
durch ein weiteres Prokura-Indossament einem anderen zu über- 
tragen. Dagegen ist derselbe zur weiteren Begebung durch 
eigentliches Indossament selbst dann nicht befugt, wenn dem 
Prokura-Indossament der Zusatz «oder Ordre» hinzugefugt ist.» 

Die Bestimmungen über das Prokura-Indossament auch auf 
den Check auszudehnen, ist schon deshalb sehr wünschenswert, 
da man es beim Check geradezu als den Normalfall ansehen 
darf, dass vom Checkeigentümer eine Drittperson, eben dessen 
Bankier, mit der Einkassierung betraut wird. Der österreichische 
Entwurf thut das denn auch ausdrücklich in S 20 Ziffer 3, wo 
er unter den Bestimmungen der W.-O., die für den Check 
sinngemäss zu gelten haben, ausdrücklich die « über das Prokura- 
Indossament (Art. 17)» anfuhrt. Wenn der neue deutsche 
Entwurf das unterlässt, so ist diese Unterlassungssünde übrigens 
auch nicht so gross, da man schliesslich denselben Wirtschaft- 
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liehen Effekt auch mit dem Vollindossament oder dem Blanco- 
indossament erzielen kann, 

«Art. 755. Der Inhaber eines indossierten Check wird 
durch eine zusammenhängende, bis auf ihn hinuntergehende Reihe 
von Indossamenten als Eigentümer des Check legitimiert. 

Das erste Indossament muss demnach mit dem Namen 
des CX^'r^nehmers, jedes folgende Indossament mit dem Namen 
Desjenigen unterzeichnet sein, welchen das unmittelbar vorher- 
gehende Indossament als Indossatar benennt. 

Wenn auf ein Blanco-Indossament ein weiteres Indossament 
folgt, so wird angenommen, dass der Aussteller des letzteren 
den Check durch das Blanco-Indossament erworben hat. 

Ausgestrichene Indossamente werden bei Prüfung der 
Legitimation als nicht geschrieben angesehen. 

Die Echtheit der Indossamente zu prüfen, ist der Zahlende 
nicht verpflichtet.» 

Ebenso bestimmen auch die beiden neuen Entwürfe durch 
Verweisung auf Art. 36 der W.-O. 

Zum Schluss des Paragraphen will ich den Wortlaut in 
extenso anfuhren, durch den die weiter oben mehrfach erwähnten 
analogen Anwendungen von Bestimmungen der W.-O., von 
den beiden Entwürfen für den Check angeordnet werden. 

Deutscher Entwurf. 

«S 6 Abs. II. Im übrigen finden in betreff des Indossa- 
ments, der Legitimation des Inhabers eines indossierten Check 
und deren Prüfung, sowie m betreff der Verpflichtung des 
Besitzers zur Herausgabe die Vorschriften, welche die Art. 11 — 13, 
36 und 74 der W.-O. bezüglich des Wechsels enthalten, mit der 
Massgabe entsprechende Anwendung, dass ein auf eine Abschrift 
des Check gesetztes Indossament keine checkrechtliche Wirk- 
samkeit hat.» 

Österreichischer Entwurf. 

«S 7. Die Vorschriften der allgemeinen Wechselordnung 
(kaiserliches Patent vom 25. Januar 1850, R.-G.-B1. Nr. 51) 
über die Form des Indossamentes, das Verbot der Weiter- 
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begebung, die Legitimation des Inhabers eines indossierten 
Wechsels und die Prüfung dieser Legitimation sowie über die 
Verpflichtung des legitimierten Besitzers zur Herausgabe des 
Papiers (Art. ii — 13, 15, 36 und 74) haben auf den Check 
mit der Einschränkung sinngemäss Anwendung zu finden, dass 
ein auf die Abschrift eines Ordercheck gesetztes Indossament 
keine checkrechtliche Wirkung hat.» 

S 49- 

Checbs an eigene Order. 

Das S. O.-R. lässt solche aus3rücklich zu, wie eine Ver- 
bindung von Art. 836 mit 724 sofort ergiebt. 

cArt. 724 Abs. I. Der Aussteller kann sich selbst als 
CAecknchmer bezeichnen [Check an eigene Order).» 

Die Zweckmässigkeit dieser Bestimmung kann kaum ange- 
fochten werden. Namentlich bei den noch nicht so sehr ent- 
wickelten Checkverhältnissen des Kontinents wird es ungeheuer 
häufig vorkommen, dass ein Checkkunde selber des baren Geldes 
bedarf, und alsdann ist der Check an eigene Order die natur- 
gemässeste Art, für ihn selbst eine Barabhebung auf Checkkonto 
zu bewirken. Es stünden ihm allerdings auch noch andere 
Mittel und Wege offen, denselben Zweck zu erreichen, z. B. 
vermittelst eines Inhabercheck, aber trotzdem lässt sich gegen 
die Checks an eigene Order nichts einwenden. Dass auch an 
den Aussteller ein Check wieder gültig indossiert werden kann, 
versteht sich hiernach nicht nur von selbst, sondern ist in dem 
im vorigen Paragraphen citierten Art. 728 ausdrücklich festgestellt. 
Betreff dessen, was als Check an eigene Order anzusehen sei, 
gelten dieselben Regeln, die wir schon beim trassiert eigenen 
Check angeführt haben. Die Identität des Ausstellers und des 
Remittenten muss aus dem Check selbst absolut deutlich 
ersichtlich sein. Blosse Namensgleichheit allein reicht nicht aus, 
einem Check die Qualität eines Check an eigene Order zu 
verleihen. Die üblichen Formeln sind wie beim Wechsel: «an 
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in^ch selbst», «an die Order meine eigene», «an die Order 
meines Giros» u. s. f. 

Die Zulässigkeit des Check an eigene Order ist eine allge- 
meine und nicht nur im S, O.-R. vereinzelt dastehende. Die 
beiden neuen Entwürfe haben sie denn auch ausdrücklich 
anerkannt. 

Deutscher Entwurf, 

«§4. Der Aussteller kann sich selbst als Zahlungs- 
empfänger bezeichnen.» 

Österreichischer Entwurf. 
«§ 3 Abs. III. Der Aussteller kann sich selbst als Zah- 
lungsempfänger (Remittent) bezeichnen.» 

§ SO- 

Der Bezogene als Remittent^ Indossant und Indossatar. 

Ebenso wie der Aussteller sich selbst als Remittenten bezeichnen 
kann, ist es nach S. O.-R. auch zulässig, an den Bezogenen 
zu remittieren. Es ist das in Art. 728 ausdrücklich gesagt. 
Folglich ist den Vorschriften des Art. 832 Genüge geleistet, 
wenn der Bezogene selbst als Remittent angegeben ist.^) Die 
Formel kann dann lauten «an die Order Ihre eigene» oder 
«die Bank beliebe zu zahlen an sich selbst» oder ähnlich. Es 
ist diese Form praktisch, wenn der Aussteller eine Schuld von 
sich selbst an die bezogene Bank durch Check begleichen will, 
ein Fall, der nach Funk 2) nicht nur nicht zu den Seltenheiten 
gehört, sondern in Österreich die Mehrzahl der Checks aus- 
ipachen soll. Letztere Behauptung dürfte aber wohl etwas 
stark übertrieben sein. 

Ebenso wie der Aussteller selbst an den Bezogenen remit- 
tieren kann, ebenso kann auch ein späterer Indossatar an den 



^) In Beziehung auf den Wechsel vergl. Lehmann, a. a. O. § 92 bei 7, 
bei 8 und bei 21. 

2) a. a. O. S. 15. 
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Bezogenen weiter indossieren. Nach S. O.-R. steht das fest 
durch Zusammenstellung des Art. 836 mit Art. 728, den wir 
in § 27 in extenso mitgeteilt haben. Es heisst darin aus- 
drücklich : 

« Auch an den Aussteller, Bezogenen * oder einen früheren 
Indossanten kann der Check gültig indossiert und von dem- 
selben weiter indossiert werden.» 

Es ist also sowohl das Indossament an den Bezogenen als 
das Indossament des Bezogenen zulässig. Gegen die Zulässig- 
keit dieser beiden Möglichkeiten ist aber in Deutschland und 
Österreich des heftigsten geeifert worden, und sei es mir hierzu 
Stellung zu nehmen gestattet. 

Der § 6 des deutschen Entwurfs schliesst mit den Worten : 

«Ein Indossament des Bezogenen sowie ein Indossament 
an den Bezogenen ist ungültig.» Zunächst für letztere Bestim- 
mung, das Verbot der Indossierung an den Bezogenen, fiilirt 
die Begründung des deutschen Entwurfes folgende Gründe 
ins Feld: 

«Ein Indossament an den Bezogenen würde, wenn der 
letztere ein ausreichendes Guthaben in Händen hat, den Check 
also einzulösen verpflichtet ist, keinen rechtlichen oder wirt- 
schaftlichen Zweck haben, der nicht auch ohne Indossament 
auf einfacherem Wege zu befriedigen wäre. Hat der Bezogene 
aber kein ausreichendes Guthaben des Ausstellers in Händen, 
so liegt eine Verdunkelung dieses Sachverhalts vor, wenn er, 
statt die Einlösung zu verweigern, den Check durch Indossa- 
ment auf sich als Eigentümer übertragen lässt und der Zahlung 
der Checksumme formell die Bedeutung der Valutazahlung für 
das indossierte Papier beilegt. Der Inhaber des Check, welcher 
von dem Bezogenen die Zahlung der Checksumme begehrt, ist 
in Wahrheit Präsentant, er vertauscht diese Rolle mit der eines 
den Check weiter begebenden Indossanten, damit die Frage 
der Nichteinlösung des Check einstweilen unentschieden bleiben 
kann. Geht nachträglich von dem Aussteller Deckung ein, so 
wird der Bezogene den Check als eingelöst behandeln. Bleibt 
die Deckung aus, so hat er, nachdem er die Einlösung des 
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Check sich selbst gegenüber verweigert hat, als letzter Indossa- 
tar den checkmässigen Regress gegen die Aussteller und die 
sonstigen Vormänner, auch gegen seinen Indossanten. Die 
Zulassung dieser Manipulation würde also nur dazu dienen, dem 
Bezogenen die Zahlung der Checksumme auf nicht rechtzeitig 
gedeckte Checks ohne Risiko zu ermöglichen und eine Um- 
gehung der Vorschriften dieses Entwurfes über das Erfordernis 
eines Guthabens zu erleichtern.» 

Diesen Ausfuhrungen gegenüber muss ich darauf beharren, 
dass das Indossament an den Bezogenen nicht nur eine sehr 
gebräuchliche, sondern auch eine völlig der Natur des Geschäfts 
entsprechende Quittungsform darstellt. Aber auch abgesehen von 
dieser Quittungsfunktion eines solchen Indossamentes scheint 
mir eine wirkliche Indossamentmöglichkeit durchaus im Inter- 
esse aller am Geschäft beteiligten Personen zu liegen. Der 
Bezogene wird durch ein solches Indossament in die Lage 
versetzt, ohne grosses Risiko eine grössere Coulanz bei der 
Einlösung eines Check walten zu lassen, die in erster Linie 
dem Checkeigentümer selbst zu gute kommt, da er dadurch 
schneller befriedigt wird, als das sonst der Fall wäre, anderer- 
seits aber auch dem Checkaussteller, dessen Kredit dadurch 
gehoben bezw. vor einer Erschütterung bewahrt wird, und 
drittens der Bank, die durch den Ruf weitgehender Coulanz im 
Geschäftsverkehr ebenfalls nur gewinnen kann. Ein Interesse, 
eine Checkeinlösung ohne Deckung zu verhindern, hätte also 
nur der Fiskus, der befürchten muss, auf diese Weise eigent- 
lich stempelpflichtige Kreditpapiere sich entschlüpfen zu sehen. 
Dieses fiskalische Interesse kann aber auch anderweitig gesichert 
werden, ohne das Indossament an den Bezogenen direkt fiir 
ungültig zu erklären. Aus Bankkreisen selbst ist denn auch 
in Deutschland der Wunsch laut geworden, dieses Verbot zu 
ersetzen durch eine Bestimmung, dass das Indossament an den 
Bezogenen fiir eine Quittung zu gelten habe. Der öster- 
reichische Entwurf, der ebenfalls befiirchtct, bei Zulassung der 
Indossierung an den Bezogenen werde der Bezogene leicht 
anstatt auf ein ausreichendes Guthaben auf solvente Vormänner 
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sehen und dadurch der Check dem Wechsel näher gebracht 
zum Schaden des Fiskus, begnügt sich in § 6, Absatz IV mit 
der völlig für diesen Zweck ausreichenden Bestimmung: 

«Ein Indossament an den Bezogenen gilt als Quittung.» 
Für das S, O.-R., das mit den fiskalischen Interessen nicht 
zu rechnen hat, ist selbstredend die Zulassung des Indossa- 
mentes an den Bezogenen nur zu begrüssen, aber selbst in 
kaufmännischen Kreisen des deutschen Reiches wurden Stimmen 
laut, die seine Zulässigkeit fordern, so z, B. die Handelskammer 
Mülhausen. *) 

Etwas anders verhält es sich mit der Weiterindossierung 
durch den Bezogenen. Wie wir oben gesehen haben, verbietet 
der deutsche Entwurf in § 6 auch «das Indossament des 
Bezogenen* und begründet das folge nd ermassen : 

«Ein Indossament des Bezogenen, das bei Inhaberchecks 
auch ohne vorangegangenes Indossament an ihn vorkommen 
könnte, würde eine abstrakte Schuldverpflichtung gegenüber 
jedem späteren Inhaber ohne Rücksicht auf das Vorhandensein 
eines Guthabens begründen, also insofern dieselbe Bedeutung 
haben wie ein Accept.» 

Auch hier ist es vor allem das fiskalische Interesse, das 
zu dem Verbote führt, es würde also auch eine Unterstellung 
eines vom Bezogenen weiter indossierten Check unter den 
Wechselstempcl denselben Zweck erreichen. Das Verbot ist 
aber deshalb unschädlich, weil, worauf die Handelskammer 
Mülhausen mit Recht verweist, der Geschäftsverkehr ein der- 
artiges Indossament praktisch nicht kennt. Das S. O.-R. ist 
daher weder zu loben, noch zu tadeln, dass es das Indossament 
des Bezogenen gestattet. Vom Standpunkt des S. O.-R., bei 
dem fiskalische Rücksichten nicht obwalten, kann man dem 
Bezogenen den Spass wohl lassen, wenn es ihm einfallt, einen 
Check zu ähnlichenZwecken zu verwenden, wie sie ein Eigen- 
wechsel verfolgt ; es wird das aber wohl kaum jemals vorkommen. 
Mit Recht betonen die österreichischen erläuternden Bemer- 

') S. 7. 
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kungen ^) zum Checkgesetzentwurf, dass jedenfalls das eigen- 
artige Checkverhältnis durch das Ineinanderaufgehen von Check- 
inhaber und Bezogenen sein Ende finde. Hildebrand kann 
daher fiir das englische Recht wohl sagen, es falle dem Gesetz 
gar nicht ein, eine Wiederausgabe für möglich zu halten, und 
von diesem Standpunkte die Ansicht, dass die Wiederausgabe 
durch die Bankverwaltung kriminell sei, bekämpfen. Der öster- 
reichische Entwurf begeht daher keinen fühlbaren Fehler, wenn 
auch er in § 6, Absatz 4 sagt: 

«Ein Indossament des Bezogenen ist ungültig.» 
In der deutschen Litteratur ist die Gültigkeit eines solchen 
Indossamentes denn auch vielfach angefochten worden von 
Hoppenstedt und Simonson, sogar mit der Behauptung, dass 
auch die W.-O. kein Indossament des Bezogenen kenne, welche 
Behauptung allerdings schon von Simonson 2) selbst im Hinblick 
auf Art. 10 W.-O. zurückgenommen werden musste. 

S 51- 

Der Inhabereheck. 

Dass in der Schweiz, wie in allen Ländern, der Check 
auch auf den Inhaber ausgestellt werden darf, und was für 
Vorzüge und Nachteile der Inhabercheck gegenüber dem Ordre- 
check habe, haben wir schon in § 44 erörtert. Ebenso haben 
wir dort gesehen, dass wir im schweizerischen Recht ausdrück- 
liche Inhaberchecks, die das Wort «Inhaber», «Überbringer» 
oder ein gleichbedeutendes zur Bezeichnung des Remittenten 
wählen, von den stillschweigenden, die es einfach unterlassen, 
einen Remittenten zu bezeichnen, und vermöge gesetzlicher 
Fiktion als auf den Inhaber gestellt gelten, zu unterscheiden 
vermögen. An der Zweckmässigkeit der Inhaberstellung für 
den Check zu zweifeln, bleibt uns daher um so weniger Grund, 



1) S. 21. 

«) Anm. I, S. 54. Der Entwurf eines Checkgesetzes in Schmollers Jahr- 
büchem. XVI, 4. 

Dr. Fiele, Der Check. 17 



— 258 — 

als nicht nur schon Munzinger in seinem Entwürfe eines Handek- 
rechtes bei seiner Bankanweisung in S 444 ausdrücklich Inhaber- 
stellung zulässt mit der Begründung, die reelle Garantie für 
den Check durch das Bankdepositum vermindere die Gefahr 
der leichten Übertragung von Hand zu Hand und mache die 
persönliche Garantie von Indossanten entbehrlich, sondern auch 
die uns vorbildlichen Rechtsgebilde in England und Frankreich 
den Inhabercheck kennen. Für England ist das mehr oder 
weniger selbstverständlich, indem dort auch der Wechsel an 
Inhaber gestellt werden kann, für Frankreich dagegen, das beim 
Wechsel nicht einmal Blankoindossierung zulässt, müssen schon 
triftige Gründe vorgelegen haben, im Gegensatz hierzu beim 
Check direkte Inhaberstellung zuzulassen. 

In Deutschland und Österreich sind denn auch, wie wir 
bereits erfahren haben, die Entwürfe dem allgemeinen Beispiele 
in dieser Beziehung gefolgt, während man nach dem jetzigen 
Recht nicht so ohne weiteres sagen kann, ob Inhaberchecks 
zulässig seien, es entscheidet sich das nach den bürgerlichen 
Partikularrechten. Nach Behrend ^) ist das in Preussen und den 
meisten deutschen Ländern der Fall. 

Für das S. O.-R bleibt nun noch eine Frage offen, ob 
nämlich der namentlich in England überaus gebräuchliche*) 
Check mit alternativer Inhaberklausel «an N. N. oder Über- 
bringer» zulässig sei, und welche Wirkung diese Klausel habe. 
Das Gesetz giebt uns hierüber keine Auskunfl. Thatsächlich 
abör bedienen sich auch in der Schweiz sehr viele Banken 
dieser Formel in ihren Formularen. Ich glaube nun, dass man 
nicht anders entscheiden kann, als dass durch diese Klausel der 
Vertragswille dahin festgestellt werden soll, dass der Aussteller 
allerdings die benannte Person als Remittenten bezeichnet, 
zugleich aber diesen ermächtigt, an seiner Stelle durch jeden 
beliebigen Inhaber einziehen zu lassen. Der praktische Erfolg 
wird also derselbe sein, als ob der Aussteller von vornherein 
den Check nur auf den Inhaber gestellt hätte. 

1) a. a. O., S. 34. 

2) Grant: S. 12, Seyd: S. lo, Shaw: S. 2, Macleod: S. 333. 
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Ebenso wird wohl auch für Deutschland zu entscheiden 
sein, wo der Check mit alternativer Inhaberklausel eine grosse 
Rolle spielt. Der Berliner Checkverkehr z. B. kennt überhaupt 
keine andere Form des Check. Es ist daher auch ein frommer 
Wunsch der Handelskammer Mülhausen geblieben, diesen 
Zustand zu gunsten der Orderstellung zu verändern. Besagte 
Handelskammer wünscht nämlich den Gesichtspunkt der Sicher- 
heit des Verkehrs Ausschlag geben zu lassen und daher im 
Zweifel die Annahme gelten zu lassen, der Aussteller eines 
Check habe in erster Linie die Gültigkeit der Orderklausel im 
Auge gehabt. Sie schlägt dementsprechend folgende Fassung 
des Gesetzes vor: 

« Sind dem Namen oder der Firma des Zahlungsempfängers 
die Worte «oder Überbringer» oder ein gleicher Zusatz bei- 
gefügt, so gilt der Check als an Order gestellt. » 

So wohl- gemeint auch dieser Vorschlag Mülhausens ist, 
so scheint mir diese Fassung doch allzusehr den Wortlaut der 
Checkurkunde zu vergewaltigen, als dass ich sie empfehlen 
möchte. Ich bin daher der Ansicht, dass die beiden neuen 
Entwürfe ') den richtigen Standpunkt einnehmen, wenn sie den 
Check mit alternativer Inhaberklausel als Inhabercheck ansehen. 

§ 52. 
Indossierbarkeit des Inhabercheck. 

Eine andere Frage ist es wieder, ob nicht jeder Inhaber 
eines Inhabercheck diesen durch Setzung eines Indossamentes 
auf denselben in einen Ordercheck verwandeln könne. Mül- 
hausen ist natürlich sehr für diese Meinung, und Simonson 
behauptet, es liege kein Grund vor, dem Inhabercheck die 
Indossabilität zu versagen. In England soll nach Alexander 
Blum 2) die Praxis ebenfalls in diesem Sinne entschieden haben. 



1) Deutscher Entwurf § i, Z. 3; österreichischer Entwurf § 3, Abs. Itt, 
vgl. Tent weiter oben in § 22. 

*) öster. Experten, II. Sitzung vom 18. V. 94, S. 71. 
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Anfänglich neigten auch in Deutschland die gesetzgebenden 
Faktoren nach dieser Richtung, so dass in mehreren der altem 
Entwürfe noch die Bestimmung vorkam: «Auch der auf den 
Inhaber gestellte Check kann indossiert werden. Jeder Inhaber 
ist legitimiert, das erste Indossament auf den Check zu setzen. » 
Erst der neueste deutsche Entwurf hat dem Drängen der 
Handelskammern Hamburg und Mannheim nachgegeben, die 
diese Bestimmung mit der Begründung bekämpften, sie sei dem 
Checkverkehr hinderlich, da sie die Legitimationsprüfung not- 
wendig mache, was doppelt wenig wünschenswert sei bei einem 
Rechtsinstitut, welchem ja erst zur eigentlichen Einführung 
und Popularisierung durch seine Kodifikation geholfen werden 
solle. ^) Die Begründung zum neuesten Entwurf^) sagt denn 
auch ausdrücklich: 

«Bei einem Inhabercheck, sowohl dem reinen, als dem 
alternativen, kann ein Indossament im eigentlichen Sinne als 
ein die Rechte aus dem Papier übertragender Akt nicht in 
Betracht kommen, da die blosse Aushändigung des Check zur 
Übertragung genügt. Dadurch, dass ein oder mehrere Zwischen- 
männer ihre Unterschrift auf die Rückseite eines Inhabercheck ') 
setzen, wird zwar nach § 13, Abs. III eine Haftung für die 
Einlösung des Check in demselben Umfange, wie beim Indossa- 
ment des Ordercheck begründet, die Eigenschaft des Inhaber- 
check als eines auch weiterhin durch blosse Aushändigung über- 
tragbaren und an jeden Inhaber zahlbaren Papiers wird aber 
dadurch nicht berührt. » 

In ebendemselben Sinne entscheidet sich auch der öster- 
reichische Entwurf, der, wie wir schon in § 45 gesehen haben, 
in S 6, Abs. II dem « auf einen anderen » als dem Ordercheck 
«gesetzten Indossament keine checkrechtliche Wirkung» zuer- 



1) Mannheim, 27. IX. 92. 

2) Zu § 6. 

^) «Auch bei dem auf den Inhaber gestellten Check haftet jeder, welcher 
seinen Namen oder seine Firma auf die Rückseite des Check geschrieben hat, 
dem Inhaber für die Einlösung. Auf den Bezogenen findet diese Bestimmung 
keine Anwendung. 
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kennt. Die erläuternden Bemerkungen^) motivieren diese 
Stellungnahme namentlich damit, dass bei Inhaberchecks — wie 
bei sonstigen Inhaberpapieren — Indossamente kein Bedürfnis 
seien, ferner, dass Missverständnisse einen guten Boden landen, 
dass manche Haftungen, die man sonst nie übernommen hätte, 
ertragen werden müssten, weil man sie als unvermeidliche 
Folge des zum Erwerbe des Check für notwendig gehaltenen 
Indossamentes angesehen habe. Gerade aber der erste Grund, 
dass kein Bedürfnis vorliege, würde mich eher bestimmen, das 
Indossament nicht direkt zu verbieten, da auch ohne Verbot 
gerade wegen des mangelnden Bedürfnisses sowieso eine Indos- 
sierung des Inhabercheck selten genug vorkommen wird, ein 
Verbot desselben aber in einem konkreten Falle doch lästig 
empfunden werden könnte. In der Schweiz schweigt das 
Gesetz über diesen Punkt. In Munzingers Handelsrechtsent- 
wurf, S 444, Abs. II, war der Standpunkt des neuen deutschen 
Entwurfes vertreten, so dass eigentliche Indossierung unzulässig 
erschien, ein auf die Urkunde gesetzter Name dagegen Haft- 
barkeit wie die eines Indossanten bewirkte. Im S. O.-R. scheint 
mir eine Verwandlung eines Inhabercheck durch Indossierung 
in einen Ordercheck durchaus zulässig zu sein. Ich stütze mich 
hiefiir nicht nur auf das analoge Institut des blanco indossierten 
Wechsels, der faktisch ein Inhaberpapier ist, und doch gemäss 
Art. 73 1 auch ohne Ausfüllung des Blancoindossamentes blanco 
oder mit Vollindossament weiter indossiert werden kann, sondern 
direkt auf den Wortlaut des Gesetzes Art. 727: 

«Der Ci^^^nehmer kann den Check an einen anderen 
durch Indossament (Giro) übertragen.» Diese Bestimmung 
scheint mir der Bestimmung des Art. 832, dass der Check an 
Inhaber gestellt werden könne, durchaus nicht zu widersprechen, 
und es scheint mir daher die Indossierbarkeit nur für den aus- 
drücklich «nicht an Order» gestellten Check ausgeschlossen 
zu sein. 



») S. 20. 

{ ....•-:•■: N 



— 262 — 

s 53. 

Die Sichtstellung. 

Art. 833. Der Check ist auch dann auf Sicht zahlbar, 
wenn er eine andere oder keine Bestimmung über die Ver- 
fallzeit enthält. 

Art. 750. Ein * Check ist bei der Vorzeigung fallig. * 

Art. 752. cRespekttage finden nicht statt.» 
Dies sind die Bestimmungen des schweizerischen Obliga- 
tionenrechtes über den Tag der Zahlung. Über Art. 750 
und 752 ist nichts weiter zu bemerken, da sie so ziemlich 
selbstverständlich sind, dagegen Art. 833 verdient eine ein- 
gehende Betrachtung. Die Bestimmung, dass der Check nur 
ein Sichtpapier sein könne, stammt wie manches andere im 
schweizerischen Checkrechte von dem französischen Vorbilde 
her und steht im direkten Widerspruch mit den älteren schwei- 
zerischen Checkusancen. Als in der Schweiz der Check unter 
dem Namen Bankmandat sich entwickelte, war es Brauch bei 
den Depositenbanken, dass sie sich bei höheren Summen ver- 
tragsgemäss mehrere Respekttage ausbedungen hatten, sei es, 
dass das in dem Bankmandat selber zum Ausdruck kam, sei 
es, dass die Urkunde auf Sicht lautete, wie z. B. bei der eid- 
genössischen Bank in Bern der Fall war, die Anweisung aber 
trotzdem erst drei oder acht Tage nach Vorweisung bezahlt 
werden musste. Der Entwurf Munzingers für ein Handels- 
gesetzbuch trug denn auch diesen schweizerischen Verhältnissen 
Rücksicht, indem er es dem Aussteller des Check überliess, die 
Verfallzeit nach Belieben so zu bestimmen, wie das beim Wechsel 
möglich ist; und er that wohl daran, denn gerade diese Be- 
stimmung des S. O.-R. ist es gewesen, w-elche indirekt den 
Rückgang des Checkverkehrs bei einzelnen schweizerischen 
Banken, ^) z. B. der Bank in Zürich, bewirkte. 

Wenn nun auch die Beschränkung der Checks auf Sicht- 
checks ausländischen Ursprungs ist, so ist dagegen die Sanktion 

1) Vgl. oben in § 13 und § 18. 
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des Art. 833 nicht die nach der herrschenden Meinung im 
französischen Rechte bestehende harte Sanktion der Ungültig- 
keit des Check selbst, sondern die dem schweizerischen Recht 
eigentümliche, völlig ausreichende Bestimmung, dass die Sicht- 
stellung in dem Sinne präsumiert werde, dass jeder Gegenbeweis, 
selbst aus dem Papiere, unzulässig sei. Der Check ist vermöge 
gesetzlicher Fiktion ein Sichtpapier. Eine ähnliche Präsumption, 
wenn auch nicht als praesumptio iuris et de iure, sondern mit 
Zulassung des Gegenbeweises aus dem Papiere selbst kannte 
schon der Munzingersche Handelsrechtsentwurf in Art. 443 : 

«Eine Bankanweisung, welche auf eine bei einer Depositen- 
anstalt deponierte Summe ausgestellt wird (Cheque), ist auch 
dann gültig, wenn sie keine Bestimmung über die Verfallzeit 
enthält. Sie ist in diesem Falle als ein Titel auf Sicht anzu- 
sehen. » Munzinger *) motiviert diese Bestimmung damit, dass sie 
tief im Charakter des ganzen Institutes begründet sei, dass der 
Check nur dann, wenn er wenigstens in der Regel auf Sicht 
laute, die Rolle, die zu spielen er berufen ist, auch wirksam 
ausfuhren werde. Thatsächlich wird diese Regel auch beinahe 
in allen Ländern vom Checkverkehre anerkannt, wenn auch die 
betreffenden Gesetze sie nicht ausdrücklich normieren. Bevor 
wir näher auf die Frage der Zweckmässigkeit dessen, beim 
Check Sichtstellung zu fordern, eintreten, sei es mir gestattet, 
einen kurzen Blick auf die Bestimmungen und Geschäftspraktiken 
betreffend Sichtstellung des Check in den übrigen Ländern zu 
werfen. 

In England hat das Erfordernis der Zahlbarkeit auf Sicht 
sogar in die Legaldefinition ^) Aufnahme gefunden. Ein Check 
ist ein auf einen Bankier gezogener, auf Anfordern zahlbarer 
Wechsel. Cohn*) und Riesser*) behaupten, dass trotzdem 
Nichtsichtchecks, die wenige Tage nach Sicht oder a dato 

') S. 415. 

2) Bills of Exchange- Act von 1882, Art. 73. 
8) In Conrads Jahrbüchern XXXIII 6.476. 
<) Zur Revision des H. G. B. S. 274. 
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zahlbar gestellt sind, vollständig als Checks beurteilt werden. 
In der englischen und amerikanischen Litteratur scheint dem- 
entgegen aber auch die Ansicht vertreten zu sein, dass die 
Sichtstellung ein Essentiale sei. So sagt z. B. Morse i): 

« Er ist unmittelbar auf Anfordern zahlbar an, oder einige 
Tage nach dem Tage seines Datums, und das sogar dann, 
wenn die Worte « auf Anfordern > nicht ausdrücklich da sind», 
und der Amerikaner Daniel 2): 

«Die ganze Checktheorie und der ganze Checkgebrauch 
stützt sich auf die unmittelbare Zahlbarkeit als sein Unter- 
scheidungsmerkmal. » 

Derselben Ansicht scheint auch Kapp 8) zu sein, der sich 
immer auf das englische Checkrecht stützt. Er behauptet, die 
Zahlbarkeit auf Präsentation ohne Gewährung von Respekttagen 
sei dem Papier als solchem eigentümlich. 

Auch Lyon-Caen und Renault ^) sind der Ansicht, dass im 
englischen und amerikanischen Recht der Check notwendiger- 
weise auf Sicht gestellt sein müsse. Im amerikanischen Recht 
scheint zwar die Frage doch kontrovers zu sein, ob nicht auch 
ein auf einen Bankier gezogenes und eine gewisse Frist nach Sicht 
oder a dato lautendes Papier doch als Check zu gelten hätte.^) 

In Frankreich war der Gesetzgeber trotz des Widerstandes 
des Bankierstandes, ^) der die Zulässigkeit der Checks mit abge- 
stufter Fälligkeit (^cheance gradu^e) bis zu mindestens I4tägiger 
Präsentationsfrist forderte, wohl hauptsächlich aus Furcht vor 
Stempeldefraudationen zu dem Schlüsse gekommen, in Absatz III 
des Art. i des Gesetzes vom 14. Juni 1865 ausdrücklich zu 
bestimmen : 

«Es kann nur auf Sicht gezogen werden.» Obwohl diese 
Bestimmung an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig Hess, 

J) a. a. o. S. 242. 

8) a. a. O. II S. 533. 

8) a. a. O. S. 63. 

*) a. a. O. § 561. 

ö) Daniel a. a. O. II Abs. 1573— 1576. — ^) Darimon, rapport. 
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finden sich auch noch später Abweichungen in den Check- 
formularen vor. 

Munzinger^) fuhrt einen Check auf die «societ^ generale 
de credit industriel et commerciaU in Paris an, der drei Tage 
nach Sicht zahlbar gestellt war, allerdings unter Hinzufiigung 
der Bemerkung, «die soci^te g6n6rale behält sich das Recht 
vor, bei Sicht zu zahlen >. Auch Nouguier*) erzählt, dass trotz 
des energischen Verbotes im Gesetz gewisse Banken auch 
fernerhin mit ihren Kunden Abmachungen trafen, dahingehend, 
es müsse, um bedeutende Summen aus ihren Kassen zurück- 
zuziehen, mehrere Tage vor der Ausstellung Avisierung erfolgen 
und zwar 6 bis selbst 14 Tage im voraus, dass in anderen 
Fällen sich Banken in ihren Statuten vorbehielten, trotz der 
Zahlbarkeit des Check auf Sicht, ihn erst zwei oder drei Tage 
nach Sicht zu quittieren, welchen Bestimmungen die Kunden 
sich gefügt haben. Wieder eine andere Form der Umgehung 
der Sichtstellung war die, dass zwar nicht auf dem Check selbst 
die Bestimmung enthalten war, dass nicht bei Sicht gezahlt 
werden solle, sondern auf einem besondern angehefteten Blätt- 
chen (fiche).^) Alle diese Umgehungen der Gesetzesbestimmungen 
wurden dann unmöglich gemacht durch den Absatz V des Art. 5 
des Gesetzes vom 19. Februar 1874: 

«Alle Abmachungen zwischen dem Aussteller, dem Check- 
eigentümer oder dem Bezogenen, die zum Gegenstand haben, 
den Check anders als auf Sicht und auf die erste Präsentation 
zahlbar zu machen, sind ganz und gar nichtig.» 

Denselben Standpunkt wie das französische Recht, indem 
sie Checks nur auf Sicht zu stellen gestatten, nehmen ausser 
dem S. O.-R. noch ein das belgische Gesetz vom 10. Juli 1873, 
Art, I, und nach Lyon-Caens und Renaults^) Angabe auch das 
spanische Recht. Der von Lyon-Caen und Renault flir diese 



1) a. a. o. S. 414. 

2) a. a. O. S. 220. 

3) Lyon-CaSn et Renault a. a. O. § 560. 
*) a. a. O. § 561. 
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Behauptung angezogene S 539» Alinea i scheint mir aber 
keineswegs diese Bestimmung zu enthalten, ^) da darin nicht 
gesagt ist, wann diese Präsentation erfolgen müsse. 

Nicht ausschliesslich auf Sicht kann der Check gestellt 
werden nach holländischem, *) *) italienischem, *) *) rumänischem,^) 
portugiesischem^)*) und österreichischem*)*) Recht. Es werden 
hier Checks wenige Tage nach dato oder nach Sicht zugelassen. 
Die Präsumption spricht dagegen ebenfalls für die Sicht- 
stellung. 

In Deutschland ist heute nur der Sichtcheck üblich, und 
der Entwurf ändert in S 5 nichts an dem jetztigen Zustand, 
wenn er bestimmt: tDer Check ist bei Sicht zahlbar, die 
Angabe einer andern Zahlungszeit macht den Check als solchen 
ungültig.» 

Der Entwurf motiviert diese Bestimmung mit ihrer harten 
Sanktion damit, dass sie ein notwendiges Korrelat zu der kurzen 
Präsentationsfrist sei, welch letztere ihren Zweck verfehlen würde, 
wenn sie durch Bestimmung einer Zahlungsfrist umgangen werden 
könnte. 

In Österreich scheinen befristete Checks bisweilen vorzu- 
kommen, jedoch wohl selten genug, indem in der Experten- 
beratung vom 8. Mai 1892 einzig Lieber es für der Mühe Wert 
achtet, sie zu erwähnen. Durch den neuen Entwurf werden 
sie verunmöglicht. § 5. cDer Check ist bei Vorzeigung (bei Sicht) 
zahlbar, wenngleich er eine andere oder keine Bestimmung 
über die Verfallzeit enthält.» 

Einen gewissen Widerspruch zu dieser, dem schweizerischen 
Rechte entlehnten, Bestimmung enthält der § 24, indem er 
Inlandchecks , die nicht ausdrücklich oder stillschweigend als 
Inhaberchecks sich charakterisieren, von der Stempelvergünstig- 
ung ausnimmt, denn nach § 5 kann es ja gar keine solche 



1) Borchardt V S. 88 § 539. «Die Zahlung des Mandats ist von dem 
Bezogenen im Akte der Präsentation zu fordern. ^ 
*) Riesser a. a. O. S. 274. 
8) Lyon-Ca6n et Renault a. a. O. § 561. 
*) Cohn in Conr. Jahrb. XXXIII 6. 476. 



— 267 — 

geben, da auch der mit Zahlungstag versehene Check gemäss 
gesetzlicher Fiktion ein Sichtcheck ist. Der § 24 begeht dem 
nach § 5 fingierten Sichtcheck gegenüber eine schreiende Unge- 
rechtigkeit, indem er ihn ohne jeglichen Grund dem Wechsel- 
stempel unterwirft, unterscheidet er sich doch in seiner Wirkung 
keineswegs voni ausdrücklichen Sichtcheck, der sich der Stempel- 
vergünstigung erfreut. Der Schutz, den der Gesetzgeber gegen 
ausgedehnte Umgehungen des Skalastempels für Anweisungen 
und Wechsel gewähren will, ist durch die Fiktion des § 5 bereits 
in ausreichendem Masse erreicht. Es fällt dadurch auch die 
feine Unterscheidung zwischen den befristeten Inlandchecks und 
Auslandchecks, die in § 24 und den erläuternden Bemerkungen 
dazu gemacht wird, wegen der gleichen Besteuerung der letzteren 
mit den kurzfälligen kaufmännischen Anweisungen, dahin. Es 
ist unlogisch, der härtern Sanktion der Ungültigkeit der Befrist- 
ung nun auch noch die Sanktion der höheren Besteuerung hin- 
zuzufügen. 

Die Litteratur über die Zweckmässigkeit des Erfordernisses 
der Sichtstellung ist äusserst reichhaltig. Besonders in Frank- 
reich ist dasselbe mit grosser Energie gefordert, erreicht und 
verteidigt worden. Im Vordergrunde steht dabei immer einge- 
standenermassen das Stempelinteresse. So sagen die Motive 
zum Checkgesetzentwurf ausdrücklich, diese Bestimmung sei 
wesentlich, um die Rechte des Fiskus sicher zu stellen (sauve- 
garder), und Nouguier i) wendet gegen die oben erwähnten, im 
Geschäftsleben gebräuchlichen Nebenabmachungen über Avisie- 
rung, Respekttage u. s. w. hauptsächlich nur das ein, dass der 
Fiskus nicht alle diese, durch Privatabmachungen denaturierten 
Checks kennen könne und folglich seiner Rechte beraubt werde. 
An anderem Orte *) berechnet er, dass die Zulassung der Checks 
mit abgestufter Fälligkeit durch ihre Vermischung mit den 
Wechseln dem Fiskus eine starke Einbusse von den zwölf 
Millionen Franken, die er aus dem Wechselstempel ziehe, 



1) a. a. o. S. 221. 

^ s. 49. 
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bereiten würden. Auch Chastenet*) befurchtet, dass ohne die 
Sichtstellung der Check sich vielfach zum Schaden des Fiskus 
an die Stelle des Wechsels setzen würde, und Darimon^) betont, 
dass eine solche Befürchtung namentlich dann gerechtfertigt 
erscheine, wenn man die Indossierung des Check zulasse. Der 
ursprüngliche französische Entwurf hatte nämlich den Order- 
check verboten, dagegen die Sichtstellung nicht als wesentlich 
gefordert. Mit seltener Einmütigkeit wird aber in der französi- 
schen Litteratur, gleich nach dem Eingeständnis, dass fiskalische 
Interessen vorwaltend waren, aufs schärfste betont, es seien 
diese Rücksichten nicht die einzigen, die zur Forderung der 
Sichtstellung geführt hätten. Schon die Motive zum Entwurf 
selbst konstatieren, dass die Sichtstellung mit der Natur des 
Papiers in Harmonie stünden, und dass die von der Regierung 
angestellte Enquete festgestellt habe, dass sowieso im Geschäfts- 
verkehr die Kassen ausreichende Deckung behielten, um auf 
Sichtzahlung gerüstet zu sein und nur einen Teil der Depositen 
sicher und kursfällig anlegten. Schon in der Kammer machte 
u. a. der Staatsminister Rouher^) darauf aufmerksam, dass die 
Sichtstellung auch infolgedessen dem Check natürlich eigen sei, 
weil ja sein Wert nur auf dem Gedanken der vertragsmässigen 
Disponibilität der Summe, die er repräsentiere, bestehe, und 
dass jede Andersdatierung der Zahlung voraussetze, dass die 
Deckung, über die man verfuge, im Moment der Checkaus- 
stellung nicht frei sei. 

Dadurch, meint nun Darimon in seinem Bericht an die 
Kammer, würde der Check in die Kategorie der Kreditpapiere 
mit einem gewissen Risiko eintreten. Die Summe der Vorteile, 
die man aus den Depositen in Kontokorrent zöge, würde dann 
überboten durch die Masse der Unzukömmlichkeiten, wenn die 
Checks nicht immer auf Anfordern zahlbar wären. Man würde 
dann seine Kasse lieber wieder bei sich und seine Kapitalien 
wieder beständig unter der eigenen Hand haben, und das wäre 



») a. a. O. S. 86. 

*) in seinem «rapport» vor der Kammer. 

®) Nougiiier a. a, O. S. 45. Chastenet a. a. O. S. 86. 
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der Tod der Depositenbanken. Ebenso meint Nouguier, ^) der 
Check vertrage nur die Sichtstellung, weil er eine Zahlung ver- 
mitteln wolle und weil das Versprechen einer zukünftigen 
Zahlung nicht genüge, um eine Zahlung darzustellen« Ein 
weiterer Grund, der allerdings sehr wenig stichhaltig ist, wurde 
noch in der Sitzung vom 25. Mai 1864 von dem Abgeordneten 
Pouyer-Quertier für die Sichtstellüng geltend gemacht, nämlich, 
dass es nicht möglich sei, Checks mit verschiedenen Fälligkeits- 
terminen im Clearingverkehr zu kompensieren. Dem gegenüber 
hat man das einfache Mittel, eben solche Checks erst am Tage 
ihrer Fälligkeit der Abrechnungsstelle einzureichen, falls der 
Bezogene nicht auch freiwillig schon vorher Zahlung im Wege 
der Verrechnung zu leisten bereit ist. 

Gegen diese allgemeine Übereinstimmung in der Forderung 
der Sichtstellung ist nur von einer Seite aus in Frankreich 
energisch Front gemacht worden. In Bankierskreisen wurde 
der Wunsch nach Checks mit abgestufter Fälligkeit laut. Man 
führte dafür an, dass in den Augen der Checkkunden die Mög- 
lichkeit, jeden Augenblick zu disponieren, weniger schwer wiege, 
als das Interesse eines erhöhten Zinses, dass dieser höhere Zins 
dann aber nicht von den Banken gewährt werden könne, wenn 
sie stets erhebliche Summen zur Sichtzahlung bereit halten 
müssten. Andererseits machen die Bankiers aufmerksam auf 
die Möglichkeit einer Panik im Falle einer Krise, welche dann 
die Existenz der Checkbanken gefährden könnte, wenn die 
Checks nur auf Sicht lauten dürften, während bei den Checks 
mit abgestufter Fälligkeit die Banken im stände wären, langsam 
ihre Geschäfte abzuwickeln und den Geldforderungen Genüge zu 
leisten. Hiergegen weiss Darimon nur das Interesse des Fiskus 
ins Feld zu führen, und ausserdem glaubt er, dass die Gefahr 
der Krisen infolge der sich mehrenden Abrechnungen geringer 
werde. Um die Befürchtungen der Depositenbanken zu zer- 
streuen, weist er ferner auf das Beispiel Englands hin, wo bei 
häufigen Krisen die Banken trotz der Sichtchecks in ihrer Ent- 
wicklung nicht gestört worden seien. 

1) a. a. O. S. 49. 
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In der schweizerischen, deutschen und österreichischen 
Litteratur ist die Stimmung mit Bezug auf die Frage der Sicht- 
stellung eine wesentlich andere. 

Munzinger^) ist zwar auch der Ansicht, dass der Check 
seiner Natur nach auf Sicht lauten müsse, und also in jedem 
Moment realisiert werden könne, da ja auch die Provision in 
jedem Momente vorhanden sei, er hat aber, wie wir weiter 
oben schon gesehen haben, in seinem Handelsrechtsentwurf 
diesen Standpunkt nicht durch rigorose Vorschriften schützen 
zu müssen geglaubt. 

In Deutschland steht der französischen Auffassung Bayer- 
dörffer nahe, der die Auffassung vertritt, der den Check 
begleitende Vorgang — Ausgabe, Präsentation, Einlösung — 
bilde ein unzertrennliches Ganzes, welches eben in seiner 
Gesamtheit die Stelle einer Barbezahlung vertreten solle; diese 
Aufgabe könne der Check aber nur dann erfüllen, wenn sich 
der Vorgang ohne Unterbrechung abwickle; zögen wir die 
einzelnen Teile auseinander, so dass der Inhaber den Betrag 
nicht sofort erheben könne, so erhalte er nicht eine der Bar- 
zahlung gleiche Leistung von seinem Schuldner, sondern es sei 
ihm nur ein im Augenblick noch nicht realisierbares Forde- 
rungsrecht übertragen worden. 

In gleichem Sinne sagt Kapp, wer einen Check in 
Zahlung nehme, wolle weder kreditieren noch prolongieren, er 
gehe nur darauf ein, dass das Zahlungsgeschäft selbst, zunächst 
zur Bequemlichkeit des Schuldners, von dessen Person auf die 
seines Bankiers mittelst Checks übertragen werde. 

Dass dies die Regel sein soll, darüber herrscht nur eine 
Ansicht, dagegen sprechen sich viele dafür aus, nicht zu streng 
diese Regel vor Durchbrechung zu schützen. So hält Cohn*) 
die Sichtstellung fiir den Begriff des Check durchaus nicht für 
unerlässlich, ebenso erklärte Simonson ^) dieses Erfordernis nicht 

J) a. a. O. S. 410— 411. — 2) a. a. O. S. 11. — ») a. a. O. S. 39. 

2) in Conr Jahrb. XXXIII 6. 476. 

3) Zum Checkgesetzetwurf im Archiv fiir bürgerliches Recht. S. 23, 

VI, 351. 
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für ein Elssentiale, wohl aber für ein Naturale des Check. Ähn- 
lich Riesser. ') 

In Österreich scheint mit Ausnahme der Ansicht von 
Canstein's so ziemlich Übereinstimmung darüber zu herrschen, 
dass der Sichtcheck allein zu gestatten sei. Bunzl^) ist dieser 
Meinung, weil in Österreich der Check nur für zwei Funktionen 
da sei, erstens fällige Zahlungen zu vermitteln und zweitens 
insbesondere disponible Guthaben einzuziehen. Im Hinblick 
auf diese zwei Funktionen sei aber die Sichtstellung als ein 
wesentliches Erfordernis anzusehen. Funk ^) ist für die alleinige 
Zulassung des Sichtcheck hauptsächlich aus fiskalischen Rück- 
sichten, allein auch deswegen, weil er nur dann seiner eigent- 
lichen Funktion, Stellvertreter des baren Geldes zu sein, ent- 
spreche. Unter den Experten, die beim Checkgesetzentwurf 
zu Rate gezogen wurden, herrschte darüber, dass der Sicht- 
check der allein zulässige sei, völlige Übereinstimmung, und es 
wurde nur darüber beraten, ob, wie im deutschen Entwurf, 
Ungültigkeit die Folge der Nichtsichtstellung sein solle, oder 
ob es genüge, nach dem schweizerischen Muster bloss jede 
entgegengesetzte Bestimmung für ungültig zu erklären. 

Was das schweizerische Recht anbetrifft, so finde ich es 
zwar bedauerlich, dass es dem französischen Vorbilde gefolgt ist 
und nur den Sichtcheck für zulässig erklärt. Denn erstens fallen 
die fiskalischen Interessen bei uns fort, und in zweiter Linie 
wurde dadurch ein gesunder Keim des schweizerischen Check- 
verkehrs unterbunden, während meines Erachtens eine De- 
generierung des Checks in ein Kreditpapier nicht zu furchten 
gewesen wäre. Jedenfalls aber ist für die Sicherstellung der 
Sichtstellung des Check das schweizerische Recht völlig aus- 
reichend und verdient, wenn man denselben Zweck erreichen 
will, Nachahmung, indem es durchaus im Interesse des Check- 
verkehrs liegt, möglichst wenig Bestimmungen zu treffen, die 
die Zahl der ungültigen Checks zum Schaden der Verkehrs- 

1) a. a. o. S. 274. 

2) a. a. O. S. 16. 

') Questionnaire S. 26. 
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Sicherheit erhöhen. Den NichtSichtvermerk als ungeschrieben 
zu betrachten, ist völlig ausreichend. In diesem Sinne haben 
sich denn auch die österreichischen Experten in der IL Sitzung 
am i8. Mai 1894 in ihrer grossen Mehrzahl ausgesprochen und 
demgemäss hat der österreichische Entwurf sich in diesem Sinne 
entschieden. 

Ebenso werden in der Litteratur ähnliche Stimmen laut, so 
Simonson, ^) der auf das Beispiel der Schweiz hinweist. Auch in 
kaufmännischen und Bankkreisen wird diese Ansicht mehrfach 
ausgesprochen, namentlich von dem Verein deutscher Privat- 
banken 2) und wiederholt von der Handelskammer Mannheim. *) 

Eine andere Sanktion wäre ebenso sehr ausreichend wie 
diese, ohne die Ungültigkeit des auf im bestimmten Tag zahlbar 
gestellten Check zu statuieren , ich meine die Bestimmung, dass 
ein solcher dem vollen Wechselstempel unterworfen sein solle. 

Nach der Auffassung Lyon-Caens und Renaults*) ist dies 
auch der Standpunkt des französischen Rechts, indem sie be- 
haupten, die Angabe eines Fälligkeitstermines oder eine Nach- 
Sichtstellung im Check selbst, im Gegensatz zu einem ange- 
hefteten Zettelchen, welches einfach ungültig wäre, bewirke, 
dass Wechselstempel und Busse wegen Umgehung desselben 
das Papier treffen, während die Bestimmung an und für sich 
vollgültig sei. Sie behaupten, dass das auch der herrschenden 
Meinung in Frankreich entspreche, wenn sie auch zugeben 
müssen, dass die übrigen Autoren sich nicht immer mit der 
genügenden Präcision darüber ausprechen. Diese Lösung ent- 
spricht nicht so sehr wie die erstere dem Interesse des am 
Checkverkehre beteiligten Publikums, genügt aber völlig zur 
Wahrung des Steuerinteresses. Sie ist unnötigerweise, wie wir 
bereits weiter oben gesehen haben^ im österreichischen Entwürfe 
ebenfalls enthalten und wird von Cohn gefordert. Keine dieser 



J) Im Archiv für bürgerliches Recht VI 351. 

2) Abänderungsvorschläge in Vertraul. Mitteilungen des Vereins dentscher 
Banken vom 11. Juni 1892. 

3) Handelskammer Mannheiip. Schreiben vom 27. September 1893. 

4) a. a. O. § 560. 
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beiden milderen Sanktionen für das Erfordernis der Sichtstellung 
wählt trotzdem der deutsche Entwurf in § 5. Die Begründung >) 
weiss das in folgender Weise zu motivieren: 

«Eine Bestimmung, wonach die Angabe einer anderen 
Zahlungszeit nur als nicht geschrieben zu gelten hätte (so die 
Schweiz § 833), ist nicht für angemessen erächtet worden, da 
der Inhaber des Check durch eine solche Angabe leicht in den 
Irrtum versetzt werden könnte, dass er denselben nicht in der 
gesetzlichen Frist zu präsentieren hätte und er dann, wenn der 
Check gültig wäre, des Regressrechtes verlustig ginge. > 

Dem gegenüber machen die erläuternden Bemerkungen-) 
zum österreichischen Entwurf mit Recht darauf aufmerksam, dass 
diese Rücksichtnahme auf den Gesetzesunkundigen übertrieben 
sei und dass für den, der das Gesetz kenne, eine Täuschung 
ausgeschlossen erscheine. Wenn wir aber immer auf die 
Gesetzesunkundigen Rücksicht nehmen wollten, so dürften wir 
gar keine Gesetze erlassen, aus Furcht, dass einmal ein Unkun- 
diger durch dieselben Schaden erleiden möchte. 

Wenn ich mich hier für die Ungültigkeit der Nichtsicht- 
bestimmung oder für die Besteuerung des Nichtsichtcheck aus- 
gesprochen habe, so that ich das nur für den Fall, dass ich 
die Sichtstellung für ein wesentliches Erfordernis des Check 
halten müsste. Ob dem so sei, bleibt noch eine Frage, die 
der Erwägung wert ist. Ich bin entschieden der Ansicht, dass 
massig befristete Checks selbst da, wo ein Stempelinteresse 
in Frage kommt, zulässig sein sollten, denn die Banken 
können gerade da, wo der Checkverkehr noch im Entstehen 
ist, sehr wohl ein Interesse daran haben, sich Respekttage 
auszubedingen , wie das Beispiel des älteren schweizerischen 
Checkverkehrs und die ewigen Versuche der französischen 
Checkbanken, die Sichtstellung zu umgehen, von denen 
wir bereits gehört haben, zur Genüge erhärten. Sich gegen 
Missbrauch der Checks zu Kreditzwecken zu schützen, haben 



') s. 35. 

2) S. 20. 
Dr.Fick, Der Check. ^® 



— 274 — 

aber die interessierten Banken völlig in der Hand, wenn sie 
diesbezügliche Bestimmungen in ihre Reglemente aufnehmen, 
ähnlich wie z. B. die Schweiz. Kreditanstalt in Zürich, die in 
S 4 e ihrer allgemeinen Bestimmungen über den Kontokorrent- 
Verkehr festsetzt: 

«Zu Lasten eines Checkkontos sollen grundsätzlich auf 
uns keine Dispositionen auf Zeit, sondern nur per Sicht abge- 
geben werden. Geschieht das erstere gleichwohl, so müssten 
wir eine Kommission in Rechnung bringen. » 

Mit dem Wunsch nach Zulassung von Nichtsichtchecks 
befinde ich mich denn auch nicht in schlechter Gesellschaft. 
Cohn, ^) Riesser, 2) Simonson, ^) und viele andere wünschen, dass 
in dieser Beziehung die Vertragsfreiheit nicht beschränkt werde, 
namentlich im Interesse der Bezogenen, die vielfach ein Interesse 
daran haben können, sich eine Frist zur Beschaffung von 
grösseren Zahlungen auszubedingen. Das Faktum, dass der 
Check von Natur ein Sichtpapier sei, würde auch hierdurch 
keineswegs geändert und könnte durch die gesetzliche Präsump- 
tion, nicht Fiktion, dass er ein Sichtpapier sei, noch wirksam 
unterstützt werden, welche Forderung eine allgemeine und 
auch von den Freunden des befristeten Check anerkannte ist. 



§ S6- 

Mangel eines wesentlichen Erfordernisses. 

Nachdem wir nun ausführlich von der Form des Check ge- 
handelt und alle wesentlichen Formerfordernisse desselben betrach- 
tet haben, ist es an der Zeit, zu untersuchen, was für Wir- 
kungen der Mangel eines dieser wesentlichen Formerfordemisse 
äussere. Der Art. 725 des Gesetzes: «Aus einer Schrift, welcher 
eines der wesentlichen Erfordernisse eines C/teck fehlt, entsteht 
keine c/ieckmässigc Verbindlichkeit. Auch haben die auf eine 



1) in Conrads Jahrbüchern XXXIII 6 476. 

•) a. a, O. S. 274. 

•) im Archiv für bürgerliches Recht VI 351. 



— 275 — 

solche Schrift gesetzten Erklärungen (Indossament * Aval) keine 
CheckkvdA* lässt keinen Zweifel aufkommen, dass ein Papier, 
dem eines der wesentlichen Erfordernisse des Art. 830 fehlt, 
eben nicht als Check im Sinne des Gesetzes angesehen werden 
kann. Es ist dieser Grundsatz auch in einem Entscheid des 
Bundesgerichtes deutlich ausgesprochen worden. *) Ebenso 
zweifellos wird man in diesem Falle noch weiter untersucjien 
dürfen, als was das Papier doch weiter Geltung haben könne. 
Nach S. 0-R, wird es denn auch meist kein grosser 
Schaden für die am Checkverkehr beteiligten Personen sein, 
falls die Urkunde Mangels eines wesentlichen Formerfordernisses 
sich als Nichtcheck charakterisiert. Ja! ein Fall wäre denkbar, 
wo ein solcher mangelhafter Check nicht einmal des Wechsel- 
rechtes verlustig ginge, abgesehen von der prozessualen Wechsel- 
strenge. Ich meine den Fall, wo ein Ordercheck nur der 
Selbstbezeichnung als Check entbehrt, oder das Datum nicht 
mit Worten geschrieben ist. Dann hätten wir nämlich eine 
vollgültige, wechselähnliche Orderanweisung des Art. 830 in 
ihm vor uns, die zur Erreichung des wirtschaftlichen Zweckes 
des Check ebenso gut geeignet ist, wie der Check selbst, nach 
Zoller 2) sogar vorzuziehen wäre. 

Aber selbst wenn mehr Erfordernisse fehlen, als dass das 
Papier noch als eine solche wechselähnliche Orderanweisung 
angesehen werden könnte, so werden die Checkgeschäftbetei- 
ligten kaum einen Nachteil erleiden, indem dann in der Regel sich 
das Papier doch wenigstens als eine Anweisung des bürgerlichen 
Rechtes^) charakterisieren wird, die ebenfalls sich zum selbem 
wirtschaftlichen Zwecke wie der Check sehr wohl eignet, wenn 
sie auch des Sprungregresses ^) entbehren muss. 

Darauf gesetzte Erklärungen können ebenfalls noch Wirkung 
nach gewöhnlichem bürgerlichem Rechte haben, so kann das 



1) Vergl. Revue der Gerichtspraxis im Gebiete des Bnndescivilrechts III 
S. 10. 

«) a. a. O. S. 37. 

8) S. O.-R. Alt. 406—413. 

*) Schneider nnd Fick, Anm. i zu Art. 413 S. O.-R. 
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Indossament eine Cession, der Aval eine Bürgschaft des bürger- 
lichen Rechtes darstellen. Die schweizerische Litteratur spricht 
sich ausnahmslos in diesem Sinne aus, so Schneider und Fick ^), 
Haberstich, 2) Zoller. 3) 

Aus diesem Grunde stellt es sich daher auch als keine 
Härte dar, wenn das Bundesgericht ^) in der Sitzung vom 
6. April 1884 entschieden hat, dass, soweit die Form eines Check 
in Frage stehe, der Mangel eines wesentlichen Erfordernisses 
auch im ordentlichen Prozesse von Amts wegen zu prüfen sei, 
so dass beim Vorhandensein eines solchen Mangels die Klage 
selbst dann abgewiesen werden müsse, wenn der Beklagte den 
auf Abweisung gerichteten Antrag nicht auf diesen Grund 
gestützt habe.^) Im gleichen Sinne ist unsere Frage auch im 
ausländischen Rechte zu beurteilen. Am ehesten zweifelhaft 
könnte das noch im französischen Rechtsgebiete sein, aber Lyon- 
Caen und Renault^) heben mit Recht hervor, dass es irrationell 
sei, absolut zu bestimmen, ein unregelmässiger Check sei in 
seiner vollen Wirksamkeit ausser Kraft gesetzt. Man muss die 
Teile, in denen der unregelmässige Check zufriedenstellend ist, 
betrachten und danach entscheiden, welches die Natur des Papiers 
sei. Je nach der Art der Unregelmässigkeit kann er noch 
gelten als Wechsel oder als tbillet ä ordre», als Order- oder 
Inhaberschuldschein, oder aber auch ganz ungültig sein. In 
diesem Sinn entscheidet ein Urteil des Pariser Kassationshofes 
vom 19. April 1877 im Gegensatz zu einem Urteil des Unter- 
gerichtes zu Dijon vom 14. April 1876. 

Ohne dass dies ausdrücklich gesagt wäre, ist das auch der 
Standpunkt des deutschen Entwurfes, während der österreichische 
Entwurf am Schlüsse des § 2 ausdrücklich bestimmt : 

1) Anm. zu Art. 725 S. O.-R. 
«) a. a. O. S. 751. 
8) a. a. O. S. 17. 

*} Bundesgerichtliche Entscheidungen X 370 ff. 

*) Vergl. Bucher, S. 565 zu Art 830 und Revue der Gcrichtspraxis- im 
Gebiete des Bundescivil rechts III, S. 10. 
«) § 596. 
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« Aus einer Schrift, der eines dieser Erfordernisse fehlt oder 
in welcher die Zahlungsaufforderung an einen nicht checkfahigen 
Bezogenen (§ i) gerichtet ist, sowie aus den auf eine solche 
Schrift gesetzten Indossamenten entsteht keine Verbindlickeit 
im Sinne dieses Gesetzes. Ob und welche anderen Rechts- 
wirkungen eine solche Schrift äussert ist nach den sonstigen 
Bestimmungen des Civil- und Handelsrechtes zu beurteilen.» 

§ 55. 

Das internationale Checkrecht. 

Es bleibt hier noch übrig, aufmerksam zu machen auf eine 
Ausnahme von der Regel, dass der Check, der nicht alle Er- 
fordernisse des schweizerischen Checkrechts erfiilllt, kein Check 
im Sinne des S. O.-R. sei. Diese Ausnahme betrifft den im 
Ausland ausgestellten Check. Das internationale Checkrecht ist 
in den Art. 823 und 824 niedergelegt: 

Art. 823. «Die wesentlichen Erfordernisse eines im Aus- 
lande ausgestellten Checke sowie jeder anderen im Auslande 
ausgestellten CÄ^^y&erklärung, werden nach den Gesetzen des 
Ortes beurteilt, an welchen die Erklärung erfolgt ist. 

Entsprechen jedoch die im Auslande geschehenen Check- 
erklärungen den Anforderungen des schweizerischen Gesetzes, 
so kann daraus, dass sie nach ausländischen Gesetzen mangel- 
haft sind, kein Einwand gegen die Rechtsverbindlichkeit der 
später in der Schweiz auf den Check gesetzten Erklärungen 
entnommen werden. 

Ebenso haben CA^r>&erklärungen, wodurch sich ein Schweizer 
einem anderen Schweizer im Auslande verpflichtet, C7/^f>&kraft, 
wenn sie auch nur den Anforderungen der schweizerischen 
Gesetzgebung entsprechen.» 

Art. 824. «Über die Form der mit einem Check an einem 
ausländischen Platze zur Ausübung oder Erhaltung des Check- 
rechtes vorzunehmenden Handlungen entscheidet das dort gel- 
tende - Recht. » 
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Gegen die obigen Bestimmungen lässt sich nichts ein- 
wenden, denn sie sprechen bloss das ausdrücklich aus, was sich 
nach den allgemeinen Prinzipien über internationale Statuten- 
kollision eigentlich schon von selbst ergiebt, und es würde auch 
ohne diese Specialbestimmungen ähnlich zu entscheiden sein, 
falls nicht eine entgegenstehende Bestimmung die Anwendung 
der allgemeinen Prinzipien ausdrücklich verbieten würde, wie 
das im französischen Rechte der Fall ist. Der Art. 9 des 
französischen Gesetzes vom 19. Februar 1874 bestimmt nämlich: 
cAUe Bestimmungen bezüglich der in Frankreich gezogenen 
Checks sind anwendbar auf die ausserhalb Frankreichs gezoge- 
nen und in Frankreich zahlbaren Checks.» Das Naturgemässe 
ist aber, dass man die allgemeinen Prinzipien auch auf den 
Check anwendet. Die beiden neuen Entwürfe thun das mit 
Recht ebenfalls. Deutscher Entwurf § 23 : 

«Die wesentlichen Erfordernisse eines im Auslande ausge- 
stellten Check sowie jeder im Auslande auf einem Check 
gesetzten Erklärung werden nach den Gesetzen des Ortes 
beurteilt, an welchem die Ausstellung bezw. die Erklärung 
erfolgt ist. 

Entspricht jedoch der im Auslande ausgestellte Check oder 
die im Auslande auf den Check gesetzte Erklärung den 
Anforderungen des inländischen Gesetzes, so kann daraus, dass 
nach ausländischem Gesetze ein Mangel vorliegt, kein Einwand 
gegen die Gültigkeit des von einem Inländer ausgestellten, im 
Inlande zahlbaren Check oder gegen die Rechtsverbindlichkeit 
der später im Inlande auf den Check gesetzten Erklärungen 
entnommen werden.» 

Der österreichische Entwurf will nach § 20, Ziffer 9 auf 
den Check sinngemäss anwenden die Bestimmungen 

«über die im Auslande ausgestellten Wechsel und die 
Form der mit einem Wechsel an einem ausländischen Platze 
vorzunehmenden Handlungen (Art. 85, 86).» 
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KAPITEL V. 

Die materiellen Voraussetzungen. 

s 56. 

Die Checkhandlungsfähigkeit. 

Abgesehen von den Formen, die der Check erfüllen muss, 
und die wir im vorigen Kapitel kennen gelernt haben, giebt 
es noch einige materielle Voraussetzungen, deren Nichtvorhan- 
densein der Gültigkeit des Check Abbruch zu thun geeignet ist. 

In erster Linie gehört dahin die Voraussetzung, dass der 
Check von einer Person ausgestellt sei, die rechtlich fähig ist, 
einen Check auszustellen. Da nun schon beim Wechsel die 
weitgehenden Beschränkungen, einen solchen auszustellen, der 
Geschichte angehören, so versteht sich von selbst, dass auch 
beim Check die Beschränkung der aktiven Checkfähigkeit keine 
sehr weitgehende sein kann. Fast überall *) ist es die Regel, 
dass die Check- und Wechselfähigkeit mit der allgemeinen 
Handlungsfähigkeit zusammenfällt. 

Im allgemeinen ist das auch im S. O.-R. der Fall. Wir 
haben aber doch einige unwesentliche Ausnahmen zu ver- 
zeichnen. In erster Linie denke ich an die verschiedene Ab- 
stufung der Wechsel- und folglich auch der Check-Fähigkeit, 2) 

1) Vergl. Bills of Exchange Act Art. 22. — Lyon-Cagn § 597. — 
A. D. W. O. Art. I. — 2) Vergl. Zoller, S. 15. 
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indem der vollen Wechselstrenge unterworfen nur der sein kann, 
der thatsächlich ') in ein schweizerisches 2) Handelsregister ein- 
getragen ist, während der Nichteingetragene, aber allgemein 
Handlungsfähige nur der materiellen, nicht der formellen Wechsel- 
strenge unterworfen ist. Es wird das bestimmt in Art. 720 : 

« C/ieciCahig ist jeder, der sich durch Verträge verpflichten 
kann. 

Dagegen bleiben die Bestimmungen des Art. 812 dieses 
Gesetzes, sowie die in anderen eidgenössischen und kantonalen 
Gesetzen {lir C7/^^^execution und C/ieckproztss enthaltenen beson- 
dern Vorschriften auf diejenigen Personen und Gesellschaften 
beschränkt, welche im Handelsregister eingetragen sind. » ^) 

Zweitens kann unter Umständen ein Ausländer eine andere 
aktive Checkfähigkeit haben als die in Art. 720 vorgeschriebene 
gemäss den Prinzipien des Art. 822: 

«Die Fähigkeit von Ausländern, c/ieckmdiSsigG Verpflich- 
tungen zu übernehmen richtet sich nach dem Rechte des Staates, 
dem sie angehören. 

Wenn jedoch ein nach dem Rechte seines Landes nicht 
c/ieckfahlger Ausländer in der Schweiz Cfa'ri&verbindlichkeiten 
eingeht, so wird er verpflichtet, insofern er nach dem schweize- 
rischen Gesetze c/iecHähig wäre. 

Für die C7/^'^/&fähigkeit von Schweizern, seien sie im In- 
lande oder Auslande wohnhaft, gelten die Bestimmungen dieses 
Gesetzes, t 

Drittens aber giebt es noch eine dem schweizerischen Rechte 
eigentümliche Beschränkung der aktiven Checkfähigkeit. Es 

^) Vergl. Schneider und Fick, Anm. 6 zu 720. 

^) Vergl. Schneider und Fick, Anm. 12 zu 720. 

8) Art. 812: «Bei allen nach Art, 811*) zulässigen Einreden soll der 
Richter, wenn ihm die vorgebrachten Thatsachen unglaubhaft erscheinen, sofor- 
tige vorläufige Exekution nötigenfalls unter Kaulion sauflage verfügen. 

'■^) Art. 811. Der CAgcJ^schuidner kann sich nur solcher Einreden 
bedienen, welche aus dem C/iukrecht selbst hervorgehen und ihm unmittelbar 
gegen den jedesmaligen Kläger zustehen. 
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sind nämlich des Schreibens Unkundige von ihr völlig ausge- 
schlossen. 

Art. 820 : * C7/r^^erklärungen, welche statt des Namens 
mit Kreuzen oder anderen Zeichen vollzogen sind, haben selbst 
dann, wenn diese Zeichen amtlich oder notarialisch beglaubigt 
worden, keine CheckVx^^. » 

Mit dieser Vorschrift scheint mir das schweizerische Recht 
einen Fortschritt über das französische,') deutsche *'^) und öster- 
reichische 2) Recht hinaus zu enthalten, welche sämtlich auch 
beim Wechsel notariell beglaubigte Handzeichen als Unterschrift 
gelten lassen. Ich glaube aber, dass wir bei den heutigen 
Schulverhältnissen wohl berechtigt sind, anzunehmen, dass die 
Unkunde des Schreibens als ein Symptom für einen so geringen 
Grad von geistiger Entwicklung des betreffenden Individuums 
gelten kann, dass wir ihm nicht unrecht thun, wenn wir an- 
nehmen, seine geistigen Fähigkeiten reichen auch nicht aus, die 
Tragweite einer Check- oder Wechsel-Unterschrift zu ermessen. 

Gleichwohl würde ich fiir die deutschen oder österreichi- 
schen Checkgesetze wegen des geringen praktischen Wertes 
diese Specialbestimmung nicht besonders fordern, sondern es 
durchaus angemessen finden, wenn die Checkgesetze, wie das 
S. O.-R. es thut, sich damit begnügen, die Checkfähigkeit 
genau mit der Wechselfahigkeit zusammenfallen zu lassen. Der 
österreichische Entwurf thut das denn auch mit Recht aus- 
drücklich : 

S 20. « Nebst den Vorschriften dieses Gesetzes haben fiir 
den Check die Bestimmungen sinngemäss zu gelten, welche die 
allgemeine Wechselordnung (kais. Patent vom 25. Januar 1850, 
R. G. Bl. Nr. 51) enthält 

I. über den Mangel oder die Beschränkung der Verpflich- 
tungsfähigkeit einzelner auf einem Wechsel unterschriebener 
Personen (Art. 3) — — — — _-_ — — — _ — — — 

1 2. über mangelhafte Unterschriften von Wechselerklärungen 
(Art, 94 und 95). » 

1) Chastenet S. 82. — «) A. D. W. O. Art. 94. 
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S 57- 



Die passive Checkfähigkeit. 

Während wir im Wechselrecht gewöhnt sind, zwischen 
aktiver und passiver Wechselfähigkeit zu unterscheiden in dem 
Sinne, dass aktive Wechselfähigkeit die Fähigheit aus einem 
Wechsel berechtigt, passive dagegen aus einem Wechsel ver- 
pflichtet zu werden, ist, hat sich unter den Checkschriflstellern 
eine davon abweichende Ausdrucksweise entwickelt, die heut- 
zutage allgemein anerkannt ist, so dass auch ich mich derselben 
nicht entziehen kann, obwohl ich bedaure, hier einer missverständ- 
lichen technischen Bezeichnung Vorschub leisten zu müssen. 
Man bezeichnet allgemein mit passiver Checkfähigkeit die Fähig- 
keit durch einen Check bezogen zu werden, und im Gegensatz 
dazu muss man wohl als active Checkfähigkeit, welch letzterer 
Begriff in der Litteratur keine Rolle spielt, die Fähigkeit, einen 
Check zu ziehen, verstehen. Die passive Checkfähigkeit in 
diesem Sinne nun ist eine vielumstrittene Sache. 

Das englische Gesetz drückt schon in seiner Definition des 
Check den Grundsatz aus, dass nur ein « Banker > durch einen 
Check bezogen werden kann. Es entspricht das denn auch 
der ganzen Entwickelung des Checkverkehrs in England aufs 
beste und kann, weil historisch begründet, durchaus nicht ange- 
fochten werden. Anders liegt die Sache auf dem Kontinent, 
wo der Checkverkehr sich im wesentlichen nicht organisch ent- 
wickelt hat, sondern mehr oder weniger als eine fremde Pflanze 
vom englischen Boden her verpflanzt worden ist. Es taucht 
hier eine weitere Frage auf, ob für die kontinentalen Verhält- 
nisse diese Beschränkung der passiven Checkfähigkeit ebenfalls 
ein Bedürfnis, oder auch nur zweckmässig sei. Schon in 
Amerika, wo die wirtschaftlichen Verhältnisse noch den eng- 
lischen am nächsten verwandt sind, macht sich eine Strömung 
geltend, die von dem strengen Erfordernis, dass der Bezogene 
des Check ein « Banker » sein müsse, sich entfernt. In New- 
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York wird durch das bürgerliche Gesetzbuch bestimmt, dass 
der Bezogene nicht wirklich ein «Banker» zu sein braucht, 
sondern dass es genügt, ihn auf dem Check selbst als solchen 
zu bezeichnen. 1) Es ist also dort das materielle Erfordernis 
der Bankierseigenschaft des Bezogenen herabgedrückt zu einem 
blossen Formerfordernis. Vollends aber auf dem europäischen 
Kontinent, wo das Bankwesen eine von dem englischen völlig 
abweichende Ent\vicklung genommen hat, ist die Herübernahme 
der englischen Beschränkung der passiven Checkfähigkeit zwar 
oft gefordert, meist aber mit Recht erfolgreich bekämpft 
worden. In Frankreich war dieselbe von Achille Adam als 
untrennbar von der Natur der Dinge, und von Soubeyran und 
Wilmowsky2) als eine Notwendigkeit dargestellt, ebenso von 
Lyon-Caen und Renault*) befürwortet worden. Darimon 
dagegen in seinem Bericht vor der Kammer, 1865, fuhrt aus, 
dass eine Beschränkung in Frankreich einer Ausbreitung des 
Checkverkehrs hinderlich wäre, und dass im übrigen die Depo- 
siten-Banken selbst Vorteil aus einer freieren Bestimmung ziehen 
würden. In der Sitzung vom 11. und 12. Februar 1874 war 
es namentlich Pouyer-Quertier, der entgegen Wilmowsky es 
durchsetzte, dass auch fernerhin die französische Gesetzgebung 
die passive Checkfähigkeit völlig freigab. Die übrigen jüngeren 
Gesetzgebungen stellten sich verschieden zu dieser Frage. 
Belgien, Spanien, Rumänien fordern nach dem französischen 
Vorbild keinerlei Beschränkung, in Italien können nur Kredit- 
institute und Kaufleute bezogen w^erden, und in Peru gar nur 
Kreditanstalten allein, Japan dagegen hat die Beschränkung des 
englischen Rechts. 

Für die Schweiz war in Munzingers Handelsrechtsentwurf eine 
Beschränkung der passiven Checkfähigkeit auf Depositenanstalten 
vorgeschlagen, das definitive Gesetz aber nahm das französische 
System vollständiger Freiheit in der Wahl des Bezogenen an. Aber 

*) Cohn, zur Lehre vom Check, S. 450. 

2) Im Journal officiel vom 14. II. 94. 

3) a. a. O. S. § 570. 
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trotzdem sagt Haberstich ^) mit Recht, auch in der Schweiz müsse 
sich der Checkverkehr, der gesetzlich zwar den Privatschuldner 
nicht ausschliesse, auf die Banken konzentrieren, um Vorteile 
von Belang zu gewähren. Gerade deshalb aber begrüsse ich 
es, dass wir das Prinzip der Freiheit adoptiert haben, weil 
vermöge der wirtschaftlichen Notwendigkeit es ohne gesetz- 
lichen Zwang ganz von selbst in diejenigen Bahnen fliessen 
muss, die am meisten wirtschaftliche Vorteile mit sich bringen. 
Eine Beschränkung wäre bei uns höchstens dazu geeignet, die 
freie wirtschaftliche Entwickelung in lästiger Weise einzu- 
dämmen. 

In der deutschen Litteratur ist viel über die Frage hin und 
her gestritten worden. Insbesondere war es in Deutschland der 
Verein deutscher Banken, der die Beschränkung als mit dem 
Wesen des Check untrennbar verbunden befürwortete und zum 
mindesten die Checks auf Banken allein der Stempelvergünsti- 
gung teilhaftig werden lassen wollte, weil doch die Centralisation 
der verftigbaren Guthaben durch Einfiihrung des Checksystems 
erreicht werden solle. Aus ähnlichen Gründen und hauptsäch- 
lich auch mit Hinblick auf die historische Entwickelung wollen 
ebenfalls die Beschränkung der passiven Checkfähigkeit Kapp, 
Siemens, 2) Wendt, ^) die Stuttgarter Handelskammer und andere 
mehr. Insbesondere aber in Österreich machte sich die 
Strömung nach Einschränkung der passiven Checkfähigkeit 
mächtig geltend. Funk geht so weit w^ie Munzinger und will 
sogar die Privatbankiers zu Gunsten der grossen Bankinstitute 
ausschliessen. Er^^) führt als Gründe hiefür an, erstens, dass 
bis jetzt in Österreich die Checks thatsächlich auf diese An- 
stalten beschränkt waren, dass zum anderen die grossen öffent- 
lichen Institute vertrauenswürdiger als die Privatbankiers seien, 
wegen der öffentlichen Kontrolle, der dieselben unterstehen,^) 

J) Haberslich, Handbuch des S. O.-R., S. 748. 

2) Siemens, Die I^ge des Chegkwesens in Deutschland. 

8) Wendt, Diis allgemeine Anweisungsrecht. 

*) Funk, Die rechtliche Natur des Check, S. 12. 

^) Funk, Questionnaire, S. 16. 
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endlich, dass die grossen Banken sich weniger leicht dazu her- 
geben würden, das fiskalische Interesse des Staates durch Hinter- 
ziehung der Stempelsteuer zu schädigen. Bunzl ^) findet diesen 
Standpunkt Funks mit Recht intolerant, zum mindesten gegen- 
über den Privatbankiers, und Leonhardt befürchtet, dass eine 
so engherzige Beschränkung eher dazu geeignet sei, den Check 
zu diskreditieren, als ihn zu popularisieren. Auch die Experten- 
beratung vom 17. Mai 1894 sprach sich im allgemeinen gegen 
eine so enge Beschränkung auf Banken aus, indem diese ein 
Monopol schaffen würde. Es werden dem entgegen verschie- 
dene andere Beschränkungen in Vorschlag gebracht, auf Mit- 
glieder des Saldierungsvereins, oder auf Angehörige der ersten 
Erwerbssteuerklasse, oder auf protokollierte Firmen, oder auf 
gewerbsmässig Bankiersgeschäftetreibende, oder aber die Be- 
stimmung, dass solche Bezogene, die nicht Mitglieder des 
Saldierungsvereins seien, verpflichtet würden, die auf sie gezo- 
genen Checks bei einem Mitgliede desselben zahlbar zu stellen. 
Für die engste Beschränkung auf Banken allein wurden nur 
spärliche Stimmen laut, und der Vertreter von S. M. v. Rot- 
schild, Alexander Blum, machte im Hinweis auf die Geschichte 
der österreichischen Banken während der letzten 25 Jahre mit 
Recht darauf aufmerksam, wie sehr es mit der höheren Ver- 
trauenswürdigkeit der öffentlichen Banken gegenüber manchen 
Privatbankiers hapere. 

Das Resultat der Beratungen war der § i des neuen öster- 
reichischen Entwurfes : 

« Checkfähig im Sinne dieses Gesetzes sind : 

1. Die k. k. Postsparkasse, öffentliche Banken und andere 
zur Übernahme von Geld für fremde Rechnung statutenmässig 
berechtigte Anstalten; 

2. Alle Firmen und Personen, die gewerbemässig Bankier- 
und Geldwechslergeschäfte betreiben, falls sie zugleich in ein 
bei der Handels- und Gewerbekammer zu führendes öffentliches 
Register eingetragen sind. 



*) Bunzl, Material zu einem Checkgesetzentwurf, S. 11. 
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Diese Eintragung erfolgt auf Ansuchen und darf nicht 
verweigert werden, sobald der gewerbemässige Betrieb von 
Bankier- und Geldwechslergeschäften nachgewiesen ist. Bei 
Einstellung oder Aufgeben dieses Geschäftsbetriebes ist die 
Eintragung zu löschen. Die näheren Vorschriften über die 
Einrichtung und Führung des Registers, sowie über das bei 
Eintragungen und Löschungen zu beobachtende Verfahren sind 
im Verordnungswege zu erlassen. Über Beschwerden wegen 
Verweigerung der Eintragung oder wegen Löschung einer Ein- 
tragung entscheidet der Handelsminister im Einvernehmen mit 
dem Justizminister.» 

Wie die erläuternden Bemerkungen i) zum österreichischen 
Entwurf diese Vorschrift verteidigen, sei mir hier gestattet, in 
extenso mitzuteilen: 

«Die Beschränkung der Checkfähigkeit empfiehlt sich aus 
Gründen der Volkswirtschaft, weil nur mittels ihrer der Check- 
verkehr im grossen Stil geldersparend wirkt und seine aus- 
gleichende und prophylaktische Funktion für den Umlauf der 
Barmittel erfüllen kann. Es wird überall anerkannt, dass erst 
in Verbindung mit dem Giroverkehr der Check alle seine Vor- 
züge und Kräfte entfaltet. Diese Verbindung kann nicht vom 
Gesetz geschaffen werden, aber die Beschränkung der Check- 
fahigkeit drängt zu ihr hin und verhindert damit, dass der beste 
Teil der Leistungskraft des Check gebunden, ungenützt bleibt. 
Infolge dieser Beschränkung bilden sich im Checkverkehr ganz 
von selbst Kreise, deren Mittelpunkt die einzelnen checkfähigen 
Subjekte sind. In diesen Mittelpunkten sammeln sich die Gut- 
haben je einer grösseren Anzahl von Personen, und indem hier 
auch die Zahlungsaufträge aller dieser Personen zusammentreffen, 
ist schon an und für sich, ohne dass noch eine organisatorische 
Thätigkeit eingreift, die Chance gegeben, Zahlungen ohne Ver- 
wendung von Barmitteln durch Skontration zu bewirken. Der 
volle volkswirtschaftliche Nutzen des Checkwesens wird sich 
erst einstellen, wenn diese Mittelpunkte wieder untereinander 

1) a. a. O. S. 16. 
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in Verbindung treten und damit der Kreis, innerhalb dessen 
geldlos gezahlt wird, immer weiter sich spannt. Aber eine 
derartige Vereinigung ist auf Basis der allgemeinen Checkfähig- 
keit unwahrscheinlich, vielleicht unmöglich, und deshalb wird 
sich ein Checkgesetz, das — wie die vom Abgeordnetenhause 
im Jahre 1892 beschlossene Resolution ergiebt — in einem 
engeren Zusammenhang mit der Währungsreform gedacht wird, 
nicht zur allgemeinen Checkfähigkeit bekennen dürfen.» 

Wenn dies wirklich die einzigen Motive zur Stellungnahme 
des österreichischen Gesetzes sind, so würde meines Erachtens 
der Zweck wohl besser erreicht, wenn für die Eintragung in 
das Register nicht der Nachweis des gewerbsmässigen Betriebs 
von Bankier- und Geldwechslergeschäften, sondern der leichter 
zu erbringende, weil augenfällige Nachweis der Geschäftsverbin- 
dung mit einem Mitglied des Saldierungsvereins, beziehungs- 
weise irgend einer Abrechnungsstelle verlangt würde. In diesem 
Falle würde die Checkfähigkeit einerseits weiter ausgedehnt und 
könnte jeder, der das Bedürfnis fühlt, sich beziehen zu lassen, 
diese Fähigkeit leicht erreichen, ohne dass andererseits der 
Checkverkehr von seinem naturgemässen Ziele der Ausgleichung 
der Zahlungen ohne Aufwand von Geld abgelenkt würde. Ich 
hielte aber selbst diese Vorsichtsmassregel für überflüssig und 
halte den Standpunkt des jetzigen österreichischen Entwurfes 
für entschieden zu engherzig. Gegen den Vorwurf der Eng- 
herzigkeit verteidigen sich nun die erläuternden Bemerkungen *) 
in folgender Weise: 

«Durch die Bestimmungen des § i ist es nicht verboten, 
auf andere als die in Ziffer i und 2 bezeichneten Rechtssubjekte 
Checks auszustellen; ebensowenig wären derlei Checks deshalb 
allein, weil dem Bezogenen nach § i die passive Checkfähigkeit 
fehlt, ungültig. Es sind nur nicht Checks im Sinn des vor- 
liegenden Gesetzes : Sie sind nach dem allgemeinen Anweisungs- 
recht des bürgerlichen Gesetzbuchs und des Handelsgesetzbuchs 
zu beurteilen. Die besonderen Vorteile, mit welchen das Check- 

1) a. a. O. S. 17—18. 
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gesetz die in Gemässheit seiner Vorschriften errichteten Checks 
ausstattet (z. B. Regresshaftung des Ausstellers, Indossierbarkeit, 
Haftung des Indossanten) kommen ihnen nicht zu,- sie sind 
deshalb, sofern diese stärkeren Rechtsvvirkungen den Anspruch 
aus dem Check in höherem Masse sichern, minderwertige Checks. 
Dieses Nebeneinander ist nichts Anormales, es findet ebenso bei 
Wechselerklärungen und vor allen kaufmännischen Anweisungen 
statt. Es gilt von dem Mangel der passiven Checkfähigkeit 
dasselbe, wie von der Ausfertigung von Checks, welchen eines 
der in § 2 angeführten wesentlichen Erfordernisse abgeht. Das 
Papier hört deswegen nicht auf, ein Check zu sein, es ist nur 
— mit den eben dargelegten praktischen Wirkungen — kein 
Check im Sinne und mit der Vollkraft des Checkgesetzes (S 2 
letzter Absatz.)» 

Dem gegenüber ist es nicht uninteressant, den die Be- 
schränkung ablehnenden Standpunkt der Begründung zum deut- 
schen Entwurf^) zum Vergleich heranzuziehen. Hier wird gesagt: 

«Abgesehen davon, dass die Begriffe «Bankhaus», «Geld- 
institut», auf welche der $ 24 Abs. 2 Nr. i des Wechselstem- 
pelsteuergesetzes vom 10. Juni 1869 verweist, bei uns nicht 
so fest umgrenzt sind, wie in England der Begriff eines Banker, 
liegt auch kein ausreichender Grund vor zu verhindern, dass 
beispielsweise Sparkassen und Vorschussvereine, wie in Öster- 
reich, oder Notare, wie in Frankreich, einen Checkverkehr als 
Bezogene unterhalten. Auch die Gesetze Belgiens, Frankreichs 
und der Schweiz haben in diesem Punkt volle Freiheit gelassen. 
Die Solidität des Checkverkehrs, welcher eine Beschränkung 
der passiven Checkfähigkeit dienen soll, wird durch das im 
Entwurf vorgesehene Erfordernis eines ausreichenden Guthabens 
des Ausstellers bei dem Bezogenen besser und wirksamer 
gewährleistet. » 

Dieser völlig anderen Stellungnahme des deutschen Ent- 
wurfes, die der des österreichischen diametral entgegengesetzt 
ist, entspricht denn auch, wie zu erwarten steht, eine völlig 

^) a. a. O. S. 29. 
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andere Haltung der gesamten deutschen Litteratur. Den weiter 
oben erwähnten Befürwortern einer Beschränkung der passiven 
Checkfahigkeit unter den deutschen Autoren steht eine gewichtige 
Anzahl deutscher Schriftsteller gegenüber, die die Freigabe der 
Fähigkeit bezogen zu werden, mit Nachdruck verlangen. Schon 
Bayerdörfifer ') macht darauf aufmerksam, dass es nicht in der 
Sache selbst liege, dass der Bezogene ein Bankier sei, sondern 
dass hier lediglich die Bedürfnisse des Verkehrs massgebend 
sein dürften, imd man folglich abwarten müsse, wie sich diese 
Bedürfnisse gestalten. Dass diese Bedürfnisse sich aber anders 
gestaltet haben als in England, wird allgemein angenommen. 
Birnbaum'^) anerkennt zwar die Wünschbarkeit der Konzen- 
trierung des Checkverkehrs auf Banken und Bankiers, muss 
aber eine gesetzliche Beschränkung auf solche schon um des- 
willen für ausgeschlossen erklären, weil in Deutschland ein 
abgeschlossener Bankiersstand nicht existiert, und folglich eine 
genaue Abgrenzung nicht möglich wäre. Koch^) findet sogar, 
dass unter dem Namen Bankier und Bank sich Geschäftsunter- 
nehmungen bedenklichster Art verbergen, und schon darum 
kein Privileg fiir diese geschaffen werden dürfe. Er"*) weist 
auch auf die französische Gepflogenheit, dass Notare Checkkonti 
eröffnen, hin und fordert energisch Freiheit der passiven Check- 
fähigkeit. Ebenso ' vertritt denselben Standpunkt die Handels- 
kammer Mannheim schon im Jahre 1879, dann aber von neuem 
in ihrer Publikation vom 27. September 1892, indem sie nament- 
h'ch ausser Bankiers auch Aktiengesellschaften, Genossenschaften, 
Stiftungen, Vereine und sonstige Personenvereinigungen für 
geeignete Checkbezögene hält. Ahnlich urteilt auch die Han- 
dels- und Gewerbekammer Dresden. Insbesondere ist es aber 
auch Cohns Verdienst, für die Freiheit der passiven Check- 
fähigkeit gewirkt zu haben, teilweise mit derselben Begründung, 



1) Bayerdörffer : Das Checksystem, S. 7. 

2) Birnbaum: Der Check, S. 35. 

3) R. Koch: Zum Checkgesetzentwurf, S. 24. 

*) R. Koch: Über Giroverkehr und den Gebrauch von Checks als Zah- 
lungsmittel, S. 31. 

Dr. Fick, Der Check. ^^ 
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die schon erwähnt wurde, dass unsere kontinentalen Banken 
im Gegensatz zu den englischen Bankers nicht dieselbe Ver- 
trauenswürdigkeit besitzen, da sie vielfach auch Spekulations- 
geschäfte treiben. Nach ihm gebührt das Vertrauen in höherem 
Masse dem Notar. Diese Behauptung dürfte zwar in der 
Schweiz einiger Ungläubigkeit begegnen bei allen denen, welche 
sich noch der gar nicht so lange hinter uns liegenden Zeit 
erinnern, wo der berühmte Zürcher Pamphletist Locher den 
Notaren zurufen durfte : « Nur kein solches Gedränge an der 
Zuchthausthüre ! immer hübsch einer nach dem andern ! » Mit 
Recht aber führt Colin endlich aus, dass auch Warenkaufleute 
und Fabrikanten unter Umständen sehr wohl sich dazu eignen, 
dem Checkverkehr als Bezogene zu dienen, namentlich in 
kleineren Städten und Industrieorten, wo wohl das Bedürfnis 
nach Checkverkehr, aber kein Bankier ist, und ftir welche eine 
Beschränkung der passiven Checkfähigkeit auf Bankiers ein 
Verbot der Platzchecks in sich begreifen würde. Ferner weist 
Cohn auch darauf hin, dass selbst dann, wenn die Depositen- 
banken wirklich so jicher wären, wie die Verteidiger der 
Beschränkung uns glauben machen wollen, dass selbst dann 
eine Ausschliessung der Privatkonkurrenz im Bankwesen, also 
ein Monopol, nicht gerechtfertigt wäre, ja sogar, dass es nicht 
einmal im öffentlichen Interesse läge, da dann einer durch einen 
Ring leicht zu bewerkstelligenden übermässigen Ausbeutung des 
Checkpublikums durch ungünstige Verzinsungsbedingungen und 
andere ähnliche Manipulationen, die bei der freien Konkurrenz 
ausgeschlossen oder doch sehr erschwert wären, Vorschub ge- 
leistet würde. 

Ich glaube aber auch getrost behaupten zu können, dass 
keinerlei Gefahr in der Freigebung der passiven Checkfähigkeit 
liegt, da sich ohne alle gesetzliche Bevormundung ganz von 
selbst der Check verkehr auf die geeigneten Institute beschränken 
wird, indem das Publikum eben nur mit den ihm vertrauens- 
würdigen in Verkehr tritt, und die zum Checkgeschäft nicht 
geeigneten Personen in der Konkurrenz, unterliegen müssten, 
und folglich bald ganz von selbst sich vom Checkgeschäft fern 
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halten würden, eine Ansicht, die auch von Alexander Blum in 
der österreichischen Expertensitzung vom 17. Mai 1894 ver- 
treten wurde. Als Beweis für diese Behauptung kann ich mit 
Simonson ^) auf die Geschichte der englischen Warrants hin- 
weisen, wo sich die Selbstkorrcktur des gescluiftl'-hen Verkehrs 
geoffenbart hat. 

Ich kann daher mit gutem Gewissen gegen jegliche Be- 
schränkung der passiven Checkfähigkeit, als einer überflüssigen 
und der gesunden Entwickelung des Checkverkehrs hinderlichen 
Bestimmung, Protest erheben und für deren v^öllige Freiheit 
eintreten. 

.^ 5«- 

Die Deckung. 

Fast das Hauptgewicht wird in der modernen Checkgesetz- 
gebung auf das Erfordernis der Deckung gelegt. 

Auch das schweizerische Gesetz kennt eine diesbezügliche 
Bestimmung in seinem Art. 83 1 : 

«Ein Check darf nur ausgestellt werden, wenn der Aus- 
steller über den angewiesenen Betrag bei dem Bezogenen sofort 
zu verfügen das Recht hat.» 

Schon Munzingers Entwurf hatte die Deckung zu einem 
Hauptkennzeichen des Check gemacht, ja, sogar in ^ 443 
dieses Erfordernis in seine Definition aufgenommen. Ja, er 
war geradezu der Ansicht, dass dies der wesentliche Unter- 
schied zwischen Wechsel und Anweisung einerseits und dem 
Check andererseits sei, indem bei jenen zwar auch der F'all 
nicht ausgeschlossen sei, dass die Deckung zum voraus und in 
Geld geleistet werde, dass dies beim Check aber eine essentielle 
Eigenschaft bilde. So weit gehen nun heutzutage wohl nur 
noch wenige. Der oben citierte Artikel des S. O.-R. verlangt 
jedoch immerhin deutlich genug, dass kein Check ohne Deckung 
ausgestellt werden solle. Es wäre aber eine entschiedene Un- 



^) Beiträge zur Lehre vom Check, S. 37 
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billigkeit, wenn man dies Erfordernis als ein wesentliches im 
Sinne der wesentlichen Formerfordernisse aufstellen wollte, so 
dass ein Check, der ohne Deckung gezogen wäre, keinen Check 
im Sinne des Gesetzes mehr darstellen sollte. Denn gerade 
diese ungedeckten Checks sind es, die den Schutz des Check- 
gesetzes am meisten benötigen, weil die gedeckten wohl ohne 
weiteres werden eingelöst werden, und gerade diese ungedeckten 
des strengen Regresses gegen Aussteller und Indossanten bedürfen, 
und weil man zu wesentlichen Erfordernissen doch nur solche 
Dinge machen darf, die aus der Urkunde selber ersichtlich sind. 
Das ist aber nie und nimmer der Fall bei dem Erfordernis der 
Deckung, das sich der Kenntnis des Checknehmers, weil in den 
internen Verhältnissen zwischen Aussteller und Bezogenen 
fussend, völlig entzieht. 

Es ist denn auch im S.O.-R. das Erfordernis der Deckung 
nicht mit der vollen Sanktion der Ungültigerklärung und der 
Strafe verschen, sondern wir haben hier einen Fall einer echten 
lex minus quam perfecta. Das Zuwiderhandeln gegen die 
Norm zieht nicht die Ungültigkeit des normwidrig ausgestellten 
Check nach sich, wohl aber ist es gemäss Art. 837 mit einer 
Busse von 5 ^/o der Checksumme strafbar. 

h^benso ist das Verhältnis auch in den meisten modernen 
Gesetzgebungen geregelt. 

In England ist zwar sowohl von einer gesetzlichen Bestim- 
mung, als auch infolgedessen von einer Strafdrohung Abstand 
genommen worden, aber es scheinen die Geschäftsgebräuche 
streng an dem Grundsatze festzuhalten, dass nur genügend gedeckte 
Checks ausgestellt werden. Es scheint dort auch ganz von 
selbst die Geschäftsusance auszureichen, um ohne Strafdrohung 
einen durchaus reellen Checkverkehr zu stände zu bringen, 
indem in luigland nach Seyd nur der ungeheuer geringe Pro- 
zentsatz von weniger als V^ ^/oo « schlechter Checks » kursiert. 
Frankreich dagegen hat mit den gesetzlichen Bestimmungen 
über die Deckung den Anfang gemacht und dieselben in seine 
Definition des Art. i vom Gesetz vom 14. Juni 1865 aufge- 
nommen. Es schützt diese Norm durch eine Busse von 6^/0. 
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Belgien folgte diesem Vorbild in seinem Art. 5 des Gesetzes 
vom 20. Juni 1873. Das italienische Gesetz verlangt als Grund- 
lage des Check einen verfügbaren Geldbetrag und schützt dies 
\^erlangen mit der Androhung einer Busse von 10 ^/o in Art. 
339 und 343 des Handelsgesetzbuches vom 2. April 1882. 
Auch in Spanien ist ein dem Bezogenen im voraus zu 
beschaffendes verfügbares Guthaben materielles Erfordernis, 
und ebenso erfordert Peru ein Depot. Das einzige Gesetz, das 
ausdrücklich auch Ziehung auf Kredit gestattet, ist das portu- 
giesische. Dass auch der deutsche und der österreichische 
Entwurf die Deckung zur Voraussetzung des Check machen, 
haben wir bereits in § 25 erfahren, wo wir das formelle Erforder- 
nis der Bezugnahme auf ein Guthaben in der Urkunde selbst 
besprochen haben. 

Bei dieser grossen l^nmütigkeit der modernen Check- 
gesetzgebungen in Bezug darauf, dass der Check auf eine that- 
sächliche Deckung hin gezogen sein müsse, können wir den 
hübschen Vergleich Wilmowskys, der den Check einen Metall- 
warrant ') nennt, ebenfalls uns zu eigen machen. Wir werden 
aber sogleich sehen, dass dies nur ein geistreicher Vergleich 
sein kann, wenn wir in den folgenden Paragraphen untersuchen, 
was wir eigentlich unter Deckung zu verstehen haben, und bei 
dieser Gelegenheit erfahren, dass alle Gesetze ausnahmslos eine 
äusserst weite Auslegung des Begriffes Deckung zulassen. 

§ 59- 

Überziehen der Deckung. 

Trotzdem überall die Deckung des Check als eine Voraus- 
setzung bei dessen Ziehung gilt, so kann man doch behaupten, 
dass wenigstens ein Überziehen der Deckung nicht absolut aus- 
geschlossen ist. Es lässt sich auch nicht einsehen, warum es 
einer Bank verboten sein sollte, einem guten alten Kunden, der 
aus Versehen einen über die Deckung hinausreichenden Check 



^) Panhard, S. 73 
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ausstellt, die Gefälligkeit zu erweisen, denselben, trotzdem er 
nicht genügend fundiert ist, einzulösen. So wird denn auch 
aus dem Vaterlande des Check berichtet, dass solche Über- 
ziehungen ohne vorgängige Verabredung namentlich dann leicht 
nachträglich durch Honorierung genehmigt werden, wenn es 
sich um einen offenbaren Irrtum eines alten sicheren Kunden, 
der ein wechselndes Guthaben bei der Bank zu halten pflegt, 
handelt. ') 2) Ja ! es soll, in der Provinz 2) wenigstens, gar nicht 
selten vorkommen, dass eine Bank in der Form Kredit gewährt, 
dass sie ihrem Kunden Überziehungen limitiert oder illimitiert *) 
gestattet (ovcrdrawn accounts). Gelegentlich, wenn auch nur 
ausnahmsweise, kommt es auch vor, dass selbst nach Zurück- 
ziehung der Deckung eine Bank den Check eines alten 
Geschäftsfreundes honoriert. 8) Dieses vertragsmässig gestattete 
und auch das ohne vorherige Abmachung geübte Überziehen 
der Checkdeckung soll namentlich in Amerika*) nicht gerade 
zu den Seltenheiten gehören. 

Wenn diese Geschäftspraxis auch nirgends in der Gesetz- 
gebung sanktioniert ist, so wird man doch auch für den Kon- 
tinent behaupten können, dass sie gelegentlich vorkommt. 
Auch in den Bankstatuten wird ihrer hie und da Erwähnung 
gethan, sei es, dass sie strenge ausgeschlossen wird, wie in 
§ 24 der Geschäftsordnung fiir den Inkasso und Giroverkehr 
der Bank des Berliner Kassenvereins von 1895: 

«Checks, deren Betrag das Guthaben übersteigt, werden 
nicht honoriert, und es wird der Verkehr mit den Ausstellern 
solcher Checks gänzlich abgebrochen. » 

Sei es, dass sie nur die Verpflichtung ablehnen, überzogene 
Checks einzulösen, sich aber das Recht hierin coulanter zu ver- 
fahren vorbehalten, wie z. B. die Schweizerische Kreditanstalt 
in Zürich in § 4, d der allgemeinen Bestimmungen über den 
Kontokorrentverkehr : 



1) Cohn, Zur Lehre vom Check, S. 458 — 459. 
2j Hildebrand, a. a. O., Anm. 20 und S. 36. 
^) Bayerdörffer, a. a. O., S. 13. 
4) Cohn, Cod. 458. 
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« Checks dürfen nur gegen disponibles Barguthaben, welches 
der Aussteller auf Checkconto bei uns besitzt, gezogen werden 
(Art. 831 und 837 des S. O.-R,). Checks, deren Betrag das 
disponible Barguthaben des Ausstellers auf Checkconto über- 
steigt, behalten wir uns vor, unbezahlt zu lassen, ohne dass 
wir verpflichtet wären, den Aussteller diesfalls zu avertieren. » 

Letzterer Standpunkt scheint bei uns in der Schweiz ^) der 
vorwiegende zu sein, indem auf mein Befragen die Mehrzahl 
der befragten Banken, 29 von 35, erklärten, gelegentlich auch 
überzogene Checks einzulösen, während nur sechs davon diese 
Möglichkeit gänzlich von sich wiesen. 

$5 60. 

Kreditchecks. 

Mehrfach wird es als ein Hauptunterscheidungsmerkmal 
zwischen Check und Wechsel bezeichnet, dass der Check kein 
Kreditpapier sei, d. h. nicht auf Kredit gezogen werden könne, 
während beim Wechsel die Kreditziehung die Regel bilde, er 
also als Kreditpapier gelten könne. So z. B. behauptet die 
Begründung 2) zum deutschen Entwurf, dass die Eigenschaft des 
Check als eines statt der Barzahlung dienenden reinen Zahlungs- 
mittels durch das Erfordernis des Guthabens, welches die Ein- 
lösung des Check unabhängig von dem persönlichen Kredit des 
Ausstellers materiell verbürgt, zu klarem Ausdruck gebracht 
werde. Haberstich 3) hält fiir den Haüptunterschicd zwischen 
Wechsel und Check, dass dieser sich als einen Auftrag auf 
Rechnung einer Schuld zu zahlen qualifiziere, jener aber ein 
Mandieren auf Kredit sei. Munzinger**) sagt noch schärfer: 
«Der Wechsel beruht auf persönlichem Vertrauen in die 
Zahlungsfähigkeit, während die Bezahlung des Check vom 
Momente seiner Ausstellung an durch ein Depositum garantiert 

1) Vgl. oben § 18. 

2) S. 24. 

3) a. a. O. S. 748. 
*) S. 410. 
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ist, und das persönliche Vertrauen kommt hier nur insoweit in 
Betracht, als der Nehmer des Check allerdings vorauszusetzen 
hat, dass der Aussteller kein Betrüger ist. » 

Diese Unterscheidung des Wechsels, als Kreditpapier von 
dem Check, als materiell gedecktem Papier, enthält zwar einen 
Kern von Wahrheit, insofern als dies Verhältnis die Regel 
bildet, aber ebenso, wie im voraus gedeckte Wechsel vorkommen 
können, ebenso kann auch die Deckung des Check durch 
Kreditgewährung vermittelt sein. Wir werden im folgenden 
sehen, dass überall trotz der strengen Forderung vorgängiger 
Deckung der Kreditcheck nicht ausgeschlossen ist. In England 
zunächst ist eine Manipulation durchaus gebräuchlich, die zwar 
äusserlich dem Erfordernis der Deckung Genüge leistet, faktisch 
aber das Ziehen auf Kredit möglich macht. Jeder Konto- 
korrentkunde darf eine sogenannte « Accomodation » fordern. 
In diesem Falle diskontiert die Bank dem Kunden seine 
Wechsel oder gewährt ihm auf Deckung hin oder sogar ohne 
Deckung ein Darlehen. Dieses Darlehen wird so gebucht, 
dass der Kunde auf einem besonderen Conto belastet wird, 
zugleich ihm aber auf seinem Checkconto dieselbe Summe gut 
geschrieben wird. Diesen Vorgang nennt man das • Nähren * 
des Conto. Auf solche Weise ist eine scheinbare Deckung- 
vorhanden, und es kann nur der Kunde bis zum Betrage des 
Darlehns Checks auf das genährte Conto ziehen. Nach Hilde- 
brand 1) muss aber der Kunde schon vom Moment der Nährung 
des Conto an Zins zahlen, auch wenn er erst später von dem 
Darlehen Gebrauch macht, wodurch sich das Geschäft der 
Zettcispekulation annähert. 

Aber nicht nur in England kommen durch gewährten 
Kredit gedeckte Checks vor, sondern auch in Frankreich ist, 
entgegen Funks-) irriger Meinung, der Kreditcheck durch die 
Gesetzgebung nicht ausgeschlossen. Der Wortlaut könnte uns 
zwar verleiten, das anzunehmen, aber abgesehen davon, dass 
die französische Litteratur allgemein die Zulässigkeit der Kredit- 

I) a. a. O., S. 35-;,6. 
-^ a. a. O., S. 13. 
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cliecks verficht, *) hat schon Darimons -) Kommissionsbcricht 
vor der Kammer das Gesetz deutlich dahin interpretiert, dass 
auch ohne vorg^ängiges Depot verfügbares Guthaben ange- 
nommen werden kann. I^Lbenso wird auch in Belgien zu ent- 
scheiden sein. 

Vollends aber der Wortlaut des schweizerischen und des 
italienischen Gesetzes lässt sich zwanglos auch auf Deckung 
durch gewährten Kredit ausdeuten, und das portugiesische 
Gesetz erwähnt diese Möglichkeit ausdrücklich. Ebenso sind 
in Japan Kreditchecks zugelassen. Für die Schweiz ist das 
zwar nicht durchaus unbestritten, denn Haberstich ^) folgert aus 
dem Wortlaut «zu verfügen das Recht hat^, dass die Aus- 
stellung des Check dann nicht zulässig sei, wenn dem Aus- 
steller vom Bezogenen ein den Betrag des Check deckender 
Kredit eingeräumt worden sei, weil blosse Kreditgewährung 
möglicherweise bis zur Präsentation gekündigt sein könnte. Der 
englische und französische Geschäftsgebrauch, den Haberstich 
für seine Behauptung ins Feld führt, sprechen, wie wir eben 
gesehen haben, im Gegenteil geg' i ihn. Hafner trifft die 
herrschende Ansicht, wenn er zugiebt, dass in der Schweiz 
sowohl gedeckter als ungedeckter Kredit eine genügende 
Deckung für die Checkausstellung darstelle. Zu demselben 
Resultat hat mich auch meine Umfrage**) bei den schweize- 
rischen Banken geführt. Von den 35 befragten Banken 
gewähren cirka die Hälfte sogar Blankokredit auf Checkconto, 
gedeckten Kredit aber weitaus die Mehrzahl. In der deutschen 
und österreichischen Litteratur ist vielfach die Forderung nach 
Zulassung der auf Kredit gezogenen Checks laut geworden,^) 
und es unterliegt denn auch keinem Zweifel, dass unter dem 

1) Lyon-Cam und Renault § 568. 

-) Nouguier, a. a. O., S. 36. 

3) a. a. O., S. 752. 

*) Vgl. oben § 18. 

^) Vgl. Funk: Cher die rechtliche Natur des Check, S. 13, Ouestionnaire, 
S. 22, Birnbaum, a. a. O., S. 36, Cohn an verschiedenen Orten. Handelskammer 
Mannheim und andere mehr. 
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in den Entwürfen angewandten Wort « Guthaben » auch ein 
solches, das auf Darlehen oder sonstiger Kreditgewährung 
beruht, zu verstehen sei. Als den allgemein anerkannten Stand- 
punkt kennzeichnend, darf man wohl in den meisten Ländern 
mit Checkverkehr Cohns^) Worte wiederholen: 

« Der Check darf wohl auf gewährten Kredit, er darf aber 
nicht in die Luft gezogen werden.» 

§ 6i. 

Was gilt als Deckung? 

Nachdem wir in den vorhergehenden §§ gesehen haben, 
dass der Begriff der Deckung beim Check kein eng gefasster 
ist, sei es mir hier gestattet, eine kurze Übersicht darüber 
zusammenzustellen, was alles man als Deckung ansehen kann. 
Ich verzichte darauf, ein völlig erschöpfendes Verzeichnis aller 
Arten von Deckung zu geben und begnüge mich damit, die- 
jenigen, die im Checkverkehre die grösste Rolle spielen, kurz 
anzuführen. Ich schliesse mich zu diesem Zwecke der Auf- 
zählung, wie sie in den erläuternden Bemerkungen 2) zum 
österreichischen Entwurf gegeben werden, an. 

Als Deckung kann also gelten: 

1. Barerläge des Checkausstellers. Es kann hier 
an Barerläge in Münzen oder in Noten gedacht werden. Es 
ist selbstverständlich, dass diese Art Deckung im engsten Sinne 
auch beim Check eine wesentliche Rolle spielt. 

2. Barerläge von Dritten für Rechnung des Check- 
ausstellers. Auch dies kann als ein Normalfall angesehen 
werden, indem häufig der Checkkunde seine Schuldner anweist, 
nicht ihm selbst, sondern seinem kassehaltenden Bankier Zah- 
lungen zu leisten. 

3. Zuwendung des Erlöses von Effekten und 
Coupons, die dem Bezogenen vom Aussteller zur Verwertung 



1) In Conrads Jahrb. XXXIII, 6, 479. 

2) S. 30. 
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übergeben wurden. Es wird auch das nicht selten sein, da meist der 
Checkkunde auch seine übrigen Geldgeschäfte seinem Bankier über- 
trägt, weil dieser diese Geschäfte rasch und billig erledigen kann. 

4. Gutschriften in Clearingverkehr bilden eine 
besonders wichtige und bei zunehmendem Checkverkehr sich 
ständig mehrende, in England heute schon überaus bevorzugte 
Art der Deckung. 

5. Inkasso von Wechseln, An weisu ngen etc., die 
bei dem Bezogenen zahlbar gestellt sind, ebenfalls in England 
heute schon überaus häufig und auch bei uns empfehlenswert. 

6. Diskontierung von Wechseln, was besonders für 
kaufmännische Kunden von unschätzbarem Wert werden kann. 

7. Lombardierung von Wertpapieren, ein zum 
Kontokorrentvertrag häufig hinzutretendes Geschäft. 

8. Darlehen des Bezogenen an den Aussteller, 
wofür den Typus die englische Accommodation bildet. 

Dem fügen die deutschen Motive noch hinzu: 

9. Ähnliche Kreditgeschäfte. Man kann hiebei an 
ein pactum de mutuo dando denken. 

Ferner möchte ich hinzufügen: 

10. Zum kommissions weisen Verkauf über- 
gebene Waren; 

11. die Schuldaus einem Kaufvertrage über schon 
gelieferte oder noch zu liefernde Waren. 

Für das schweizerische Recht hat noch insbesondere Be- 
deutung die Deckung, die besteht in: 

12. Jeder beliebigen fälligen Forderung des 
Ausstellers gegen den Bezogenen und 

13. jeder beliebigen fälligen Forderung eines 
Dritten gegen den Bezogenen, die vom Forderungsberechtigten 
dem Aussteller überwiesen ist. 

Ein Specialfall, der wohl selten genug praktisch werden mag', 
aber logisch durchaus nicht ausgeschlossen erscheint, wäre endlich : 

14. Eine Schenkung. Cohn setzt den Fall, dass ein 
Bankier seinem Lebensretter ein Checkbuch schenkt und einen 
gewissen Kredit schenkungsweise eröffnet. 
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V. Canstein führt noch eine weitere Möglichkeit an, wie 
Deckung gebildet werden könne «durch jenes Vermögen (Sachen, 
Forderungen und sonstige Rechte) des Check- oder Wechsel- 
nehmers, aus welchem der Bezogene seinen Revalierungsanspruch 
kraft des ihm zustehenden Pfand-, Retentions- oder Kompen- 
sationsrechtes befriedigen kann.» Hiermit scheint mir entweder 
etwas ganz Selbstverständliches, dass gedeckter Kredit zur 
Deckung verwandt werden könne, oder etwas Falsches gesagt 
zu sein, denn beim Check auf gedeckten Kredit werden als 
Checkdeckung nicht die zur Kreditdeckung hinterlegten Effekten, 
Waren u. s. w. fungieren, sondern die Checkdeckung liegt 
in dem gewährten Darlehen, Lombarddarlehen etc. selbst. 
V. Canstein braucht augenscheinlich seine eben erwähnte Behaup- 
tung nur zu dem Zwecke, um dem Checknehmer eine direkte 
Klage auf diese hinterlegten Gegenstände anzukonstruieren. 

Die ganze Aufzählung, die wir hier unternommen haben, 
ist von Bayerdörffer ') in die wenigen Worte zusammengefasst 
worden, unter Deckung als Grundlage des Check verstehe man 
«jede Summe, die der Bankier zur Disposition 
seiner Kunden hält». 

Es versteht sich dabei von selbst, dass dem Bankier frei- 
steht, was er seinem Kunden zur Disposition stellen will, nach 
Belieben zu bestimmen und einzuschränken. Die erläuternden 
Bemerkungen 2) zum österreichischen Entwurf bemerken hiezu 
aber mit Recht, dass eine solche Einschränkung der Befugnis, 
Checks zu ziehen, nur zwischen dem Kunden und der Bank 
Recht schaffe und folglich ein Ziehen auf nur vertragswidrige, 
nicht gesetzeswidrige Deckung keine strafbare Handlung 
darstelle. 

Die Banken haben denn auch verschiedene einschränkende 
Bestimmungen zu jeder Zeit und in jedem Lande erlassen. 
Insbesondere englische Banken pflegen häufig zur Bedingung 
zu machen, dass die Checksummc um ein Gewisses hinter der 

1) a. a. O. S. 13. 

2) S. 30. 
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Schuldsumme, die die Bank dem Kunden schuldet, zurück- 
bleibe, wie man sich ausdrückt, dass stets eine < good balance » 
auf Checkconto stehen bleibe. Andere Banken wiederum 
lassen sich, wie wir in «si 59 gehört haben, sogar ihre Deckung 
überziehen. Hildebrand *) will bemerken, dass das Verfahren 
je nach der Landesgegend wechselt. In landwirtschaftlichen 
Bezirken, wie z. B. Somcrsetshire, wo Überfluss an Kapital 
herrsche, kommen die Depositen in Kontokorrent natürlich 
grösstenteils durch faktische Einzahlung seitens des Publikums 
zu Stande; die dortigen Banken sendeten dann einen Teil des 
eingesandten Kapitals nach London, um es hier durch die Ver- 
mittelung der Jkoker in Wechsel oder Fonds anzulegen oder 
bei denselben als zinstragende Depositen zu placieren. In 
gewerbe- und handeltreibenden Distrikten dagegen, wie z. B. 
in Lankashire, wo ein stehender Kapitalmangel herrsche, seien 
die Depositen umgekehrt grösstenteils das Ergebnis von Wechsel- 
diskontierungen und Darlehensbcwilligungen seitens der Banken, 
die den dazu nötigen Kassenbestand zum Teil durch Wieder- 
verkauf diskontierter Wechsel an die Billbroker in London 
erlangen. 

Die englische Sitte, eine « good balance » zu fordern, hat 
sich teilweise auch auf dem Kontinent eingebürgert, und wir 
treffen Bestimmungen über die Deckungspflicht in einschränkendem 
Sinne bei den verschiedensten kontinentalen Banken an. Hier 
möge es genügen, ein Beispiel dafür herauszugreifen, in der 
Geschäftsordnung für den Inkasso- und Giroverkehr der Bank 
des Berliner Kassenvereins von 1895: 

c Abgesehen von den besonderen Bestimmungen des § 16 
(Kreditsaldo des laufenden Tages) kann jeder Inhaber über sein 
Guthaben, bis auf 3C0 Mark, welche stets als eiserner Bestand 
stehen bleiben müssen, während der in 5^ 18 festgesetzten 
Geschäftsstunden in beliebigen Beträgen vermittelst ordnungs- 
mässig ausgestellter Checks (j5.^ 25 — 29) jederzeit verfügen. Ver- 
fügungen anderer Art werden vorbehaltlich der Bestimmungen 

1) a. a. O. S. 37. 
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in § 30 über Wechsel, die bei der Bank zahlbar gestellt sind, 
nicht honoriert. Es kann aber auch jeder Giroconto-Inhaber 
stets sein ganzes Guthaben gegen einen Saldocheck, mit 
welchem gleichzeitig sämtliche nichtbenutzte Checkformulare 
zurückzugeben sind, erheben. In diesem Falle erlischt jedoch 
das betreffende Giroconto und kann demnächst erst auf schrift- 
lichen Antrag des Betreffenden und mit Genehmigung der Bank 
des Berliner Kassenvereins wieder eröffnet werden.» In der 
Schweiz kommen zwar auch gelegentlich solche Einschränkungen 
vor, in der Regel werden aber die Banken auf das ganze Gut- 
haben sich beziehen lassen und sich das Recht, aber nicht die 
Pflicht, Überziehungen zu honorieren, ausbedingen. 

S 62. 

Der Checkvertrag. 

Wie wir in den vorhergehenden Paragraphen gesehen haben, 
wird das Erfordernis der Deckung in einer so freien Weise aufge- 
fasst, dass wir beinahe eher behaupten können, es genüge an 
Stelle der Deckung die vertragsmässige Verpflichtung seitens 
des Bezogenen, vom Aussteller gezogene Checks einlösen zu 
wollen. Insofern ist es begreitlich, wenn ein solcher Vertrag, 
den wir Checkvertrag nennen können, als die wahre materielle 
Grundlage des Checkverkehrs vielfach angesehen wird. Leute 
wie P'unk, *) Bayerdörffer, -) Kapp, ^) Cohn *) und andere erklären 
den Checkvertrag für ein wesentliches Erfordernis des Check. 

Bayerdörffer und Kapp fordern sogar einen ganz bestimmten 
Checkvertrag und lassen sich nicht daran genügen, dass ein 
eventueller Schuldner sein Einverständis erklärt, dass die Schuld 
eingezogen werde. Als ein wesentliches Erfordernis könnte 
natürlich der Checkvertrag, weil er nicht aus dem Papier erkennbar 



^) a. a. O. S. 21 — 22. 

2) a. a. O. S. 16. 

3) a. a. O. S. 60. 

^) Handwörterbuch der Staalswissenschaften II, S. 815. — Zur Lehre 
vom Check, S. 456. 
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wäre, nicht in dem Sinne gelten, dass ein Check ohne Check- 
vertrag kein Check im Sinne des Gesetzes wäre, sondern nur 
in dem Sinne, dass der Aussteller keinen Check ohne Check- 
vertrag ausstellen dürfte. Es ist auch dieser Gesichtspunkt 
allein, den Simonson^) gegen die Checkvcrtragstheorie geltend 
macht, und man kann also wohl Simonsons Ansichten mit der 
Theorie an und fiir sich vereinigen, denn auch Simonson 
behauptet, der Bezogene könne nur auf Grund eines solchen 
Vertrages verpflichtet erscheinen. Auch die Einwendungen 
Birnbaums, 2) der die Notwendigkeit eines Checkvertrages 
leugnet, sind nicht gegen die in der deutschen Litteratur gänz- 
lich vorherrschende Checkvcrtragstheorie gerichtet, sondern 
stellen einfach fest, dass der Checkvertrag auch durch konklu- 
dente Handlungen ersetzt werden könne ; was auch Colin, ^) der 
eifrigste Verfechter des Vertrags, als Grundlage des Checks 
stets ausdrücklich anerkannt hat. Wenn nun auch BunzP) 
meint, dass auf keinen Fall der Aussteller der vorherigen Zu- 
stimmung der bezogenen Bank bedürfe, so ist auch von ihm 
die Behauptung falsch aufgefasst worden, indem selbstverständ- 
lich nicht bei jedem einzelnen Check diese Zustimmung einge- 
holt oder auch nur jemals expressis verbis erklärt sein muss, 
wohl aber muss nach der herrschenden Meinung eine Willens- 
übereinstimmung zum mindesten aus der Art des Geschäfts- 
verkehrs zwischen Aussteller und Bezogenen sich ergeben. 
Cohn^) ist nun so weit gegangen, für den Checkverkehr 
der ganzen Welt die Behauptung auszusprechen : « Kein 
Check ohne Checkvertrag» und den Check zu definieren, als 
die « schriftliche auf Grund einer Ermächtigung des Bezogenen 
ausgestellte Anweisung.» Wir werden weiter unten bei Be- 
sprechung des schweizerischen Rechtes sehen, dass diese 
Behauptung um ein Kleines zu modifizieren ist, es ist aber 



1) Wochenschrift für Aktienrecht und Bankwesen, 19. III. 92. 

^ Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht, XXX, 7. 

3) Bei Endemann III, 11 48. 

<) a. a. O. S. 14. 

*) Im Handwörterbuch der Staatswissenschaften II, 815. 
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nicht zu leugnen, dass sie einen Kern von Wahrheit enthält, 
und es ist Cohns Verdienst, das Augenmerk zuerst so scharf 
auf das Erfordernis des Checkvertrags gelenkt zu haben. Das 
französische und belgische Recht scheint dieser Auffassung 
Cohns durch seinen Wortlaut, der nichts über den Check vertrag 
enthält, am schroffsten zu widersprechen, und doch lässt sich 
gerade an diesem Cohns Behauptung aufs leichteste beweisen. 
Weder das Depositum noch die vorgängige Deckung noch die 
laufende Rechnung, wohl aber der vorgängige Vertrag, die 
vorgängige Genehmigung der Checkemission seitens des Bezo- 
genen ist essentiell. 

Die französische Litteratur ist einig über diesen Punkt, ') 
wohl wegen der unzweifelhaften Auslegung, welche das Gesetz 
schon von berufenster Seite bei seiner Entstehung erfahren 
hat. In seinem Bericht an die Kammer sagt der Regierungs- 
kommissar Darimon deutlich genug : « Die Ausstellung eines 
Check und der Mangel eines Vertrages zwischen Aussteller und 
Bezogenem sind zwei Dinge, die sich ausschliessen ». Charak- 
teristisch dafür sind auch die Verhandlungen in der Kammer 
selbst, am 5. Mai 1865. 

Loubet verlangt, es solle im Gesetz als Voraussetzung der 
Beziehung durch Checks gefordert werden: i. ein Depot, 
2. Verfügbarkeit der Deckung, 3. vorgängige Übereinkunft. 

Darimon ruft dazwischen : « Die vorgängige Übereinkunft 
ist Rechtens.» Loubet aber fordert ausdrückliche Erwähnung 
derselben im Gesetz. Ebenso Grenier. Lavenay fuhrt aus, dass 
seines Erachtens das Gesetz so wie so auf eine solche anspiele, 
und Darimon spricht das sehr scharf in folgender Weise aus: 

« Was sagt Artikel 5 ? 
Er sagt, dass es nur dann einen Check giebt, wenn die Deckung 
verfügbar ist. 

Wann ist die Deckung v^erfügbar? Wenn ich benachrichtigt 
bin, dass die Deckung zu meiner Verfügung stehe. Das ist klar. 

J) Nouijuier, Des cliiques, S. 42; Le Mercier, Etüde sur les cheques, 
S. loi, Chastenet, Des cheques, S. 79; Lyon-Caen und Renault § 569. 
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Was ist diese Benachrichtigung? Das ist augenscheinlich 
eine Übereinkunft, die zu Stande kommt zwischen dem Bezo- 
genen und dem Aussteller. Also ist, was der ehrenwerte Herr 
Louvet verlangt, in dem Gesetze enthalten.» 

Für das französische Recht wäre also die Frage entschieden. 
Im schweizerischen Recht haben wir es aber mit einem anderen 
Wortlaut zu thun und müssen daher eine selbständige Unter- 
suchung anstellen. Die Behauptung, der Checkvertrag sei eine 
essentielle Voraussetzung des Check auch nach schweizerischem 
Obligationenrecht, ist von verschiedenen Seiten aufgestellt 
worden. Vogt i) schliesst aus dem Art. 83 1 und aus dem Vor- 
bild des englischen Rechtes, dass der Check ein Versprechen 
des Bezogenen, den Check einzulösen, voraussetze, ebenso Cohn, 
der zu seiner Behauptung den Art. 410 herbeizieht. Gegen- 
teiliger Ansicht sind Schneider und Fick,*) sowie Zoller, der 
ausdrücklich ausspricht, es stehe, sobald nur Fälligkeit und 
Disponibilität des Guthabens vom Schuldner anerkannt seien, 
im Belieben des Gläubigers, ob er durch Checks oder auf irgend 
eine andere Weise darüber verfugen wolle, und der Bezogene 
sei zur Einlösung der Checks bis zum Betrage seiner Schuld 
verpflichtet, auch wenn er kein Versprechen dahin abgegeben 
habe, und ihm eine andere Art der Zahlung lieber gewesen 
wäre. Zoller 8) meint weiter, es wäre widersinnig, wenn da ein 
Check nicht eingelöst werden müsste, wo schon für die gewöhn- 
liche Anweisung ein Zwang für den Angewiesenen bestehe zu 
zahlen. Aber hier scheint Zoller doch ein Anerkenntnis des 
Bezogenen, dass er zahlungspflichtig sei, zu fordern, wenn 
auch keine ausdrückliche Zustimmung zur Beziehung durch 
Checks, und käme somit doch auf den französischen Stand- 
punkt heraus, der eine vorgängige Übereinkunft fordert. An 
anderer Stelle bringt das Zoller*) deutlicher zum Ausdruck, 
wenn er sagt: «Das Recht ist dann vorhanden, wenn es ent- 



*) S. 313 vgl. Schneider und Fick, Kommentar, Anm. 3 zu Art. 831. 
*) Anm. 3 zu 831. 

8) a. a. O. S. 21. — *) a. a. O. S. 19. 
Dr. Fick, Der Check. 20 
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weder vorher durch Vertrag konstituiert oder sonstwie aus- 
drücklich oder stillschweigend vom Bezogenen anerkannt 
worden ist. » 

Es sei mir gestattet, den Wortlaut des Gesetzes zu einer Aus- 
legung zu benutzen, die teils weiter, teils enger als die Zollers ist. 
Ich kann nämlich für das schweizerische Recht den vorgängigen 
Checkvertrag zwar als die weitaus überwiegende Regel, nicht 
aber als notwendige Grundlage im Checkverkehre anerkennen. 

Aus den Worten cDer Check darf nur ausgestellt 
werden, wenn der Aussteller über den angewiesenen Betrag 
bei dem Bezogenen sofort zu verfugen das Recht hat,» lässt 
sich zunächst folgern, dass einer nur dann, wenn er dies 
Recht hat, einen Check ausstellen darf. Umgekehrt lässt sich 
aber auch dem Wortlaut entnehmen, dass er dann immer 
einen Check ausstellen darf, wenn er sofort über den betreffen- 
den Betrag beim Bezogenen zu verfugen das Recht hat. Dieses 
Recht zu verfugen, wird nun in der Mehrzahl der Fälle wohl 
durch Übereinkunft zwischen dem Gläubiger und dem Schuldner 
festgestellt. Ist es nicht durch eine solche Übereinkunft festge- 
stellt, so ist der angewiesene Schuldner nach Art. 410, Absch. I 
nur insoweit Zahlung an den Angewiesenen zu leisten verpflichtet, 
als dadurch seine Lage in keiner Weise verschlimmert wird. 
Wie Cohn nun richtig bemerkt, würde wohl in der Regel eine 
Beziehung durch Checks auf Bruchteile der Schuld als eine 
solche Verschlimmerung der Lage des Schuldners anzusehen 
sein, und würde daher die Checkziehung ohne Checkvertrag 
im schweizerischen Recht sich auf die seltenen Fälle beschrän- 
ken, dass ein Gläubiger ein Interesse daran hätte, die ganze 
Schuld seines Schuldners durch einen Check zurückzuziehen. 
Wir sehen, das S. O.-R. lässt zwar Checks ohne vorgängige 
Übereinkunft grundsätzlich zu, sie spielen aber auch bei uns 
eine nur unbedeutende Rolle in der Praxis. 

Ähnlich wie in der Schweiz wird auch nach italienischem 
Recht entschieden werden müssen, gemäss Art. 339 des Handels- 
gesetzbuches vom I.Januar 1883. Cohn behauptet zwar auch 
dort die Notwendigkeit vorgängigen Checkvertrages. 
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Vorsichtiger und genauer als Cohn mit seiner Behauptung, 
« kein Check ohne Checkvertrag » drückt sich Kuhlenbeck i) aus : 
« Eine solche Verpflichtung kann sich, sofern nicht etwa beson- 
dere gesetzliche Bestimmungen ergänzend eingreifen, nur aus 
einem rechtlich anerkannten Vertrage ergeben.» Solche ergän- 
zende gesetzliche Bestimmungen, wenn auch ojine grosse prak- 
tische Tragweite kommen aber thatsächlich vor, wie wir soeben 
gesehen haben, z. B. in der Schweiz und in Italien. Wir 
können also Cohns Behauptung dahin modifizieren : Grund- 
lage der Checkziehung kann nur sein: entweder 
vertragsmässige Verpflichtung oder durch Gesetz 
angeordnete Verpflichtung des Bezogenen ein- 
zulösen. 

Um Cohn, dessen Theorie im grossen Ganzen richtig ist, 
und um dieser praktisch minderwertigen Ausnahme willen nicht 
umgestossen werden soll, Recht behalten zu lassen, können wir 
eine derartige gesetzliche Bestimmung als eine Fiktion auffassen 
und seine Worte etwas modifiziert beibehalten «Kein Check 
ohne Checkvertrag oder ge setzliche Fiktion eines 
solchen. » 

§ 63. 

Inhalt und Form des Checkvertrags. 

Der Inhalt des Checkvertages ist schon auf die verschie- 
denste Weise juristisch konstruiert worden. 

Die einen fassen ihn auf als ein Depositum, andere als ein 
Mutuum,2) wieder andere sprechen von ihm als einem Manda- 
tum^). Diese vergessen dabei, dass der Checkvertrag nicht wie 
das Mandat einseitig aufkündbar ist. Wieder andere, z. B. 
Kapp, *) kombinieren ihn aus einem Darlehen mit einem Mandat. 
Kapp stellt seinen Inhalt dahin fest, dass zunächst der Bankier 

1) Der Check. 74. 

^ Vgl. Maclcod, The thcory and practice of banking, S. 241. 

^ Hammerschlag, im östereichischen Staatswörterbuch sub voce Check. 

*) a. a. O. S. 44. Zeitschrift für Handelsrecht XXX, S. 156 flf. 
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seinem Kunden einen Bankkredit eröffnet, mit der Verpflich- 
tung, die auf diesen lautende Summe zur Verfügung des Kun- 
den zu halten und sie auf mündlich oder schriftlich erteilten 
Auftrag jederzeit an ihn selbst oder einen Dritten teilweise 
zurückzuzahlen. Er hält es nicht für fraglich, dass es sich hier 
um ein verzinsliches Darlehen handle, bei dem der Zins zum Teil 
oder sogar ganz in Arbeitsleistung bestehen kann, da im Gegen- 
satz zum Depositum das Interesse der Parteien am Abschluss des 
Geschäfts unzweifelhaft ein gegenseitiges sei. Er vergisst dabei» 
dass das Verhältnis nun plötzlich ein höchst kompliziertes und 
unnatürliches wird, falls die Grundlage des Geschäfts nicht in 
thatsächlicher Deckung besteht, indem sich dann plötzlich Dar- 
leiher und Schuldner vertauschen würden. Beinahe noch kom- 
plizierter ist Cohns^) Konstruktion, der im Checkvertrag einen 
eigentümlichen Vollmachtsvertrag sieht, und zwar soll Voll- 
machtgeber der Bezogene sein, der den Kunden ermächtigt, 
Scheine nach Massgabe besonderer Instruktion auszugeben, 
welche ihn (den Bankier) zur Einlösung verpflichten. Als 
specifische Eigentümlichkeit dieser Vollmacht giebt Cohn an, 
dass sie im eigenen Interesse des Bevollmächtigten erteilt 
sei. Dieser Theorie Cohns sieht man sogleich an, dass hier 
der Wunsch der Vater des Gedankens geworden ist, indem es in 
Cohns Absicht lag, ein direktes Klagerecht des Checkinhabers 
gegen den Bezogenen herauszukonstruieren. 

Ich kann mich nicht entschliessen, irgend eine dieser Er- 
klärungen über den Checkvertrag anzunehnen, denn, wie die 
Betreffenden alle selbst zugeben, schliesst sich der Checkvertrag 
stets einem anderen Rechtsgeschäft an und bildet meiner An- 
sicht nach einen nicht so ohne weiteres lösbaren Bestandteil 
dieses anderen Rechtsgeschäftes, sei dieses nun ein depositum 
reguläre oder irreguläre, ein Darlehen des Ausstellers an den 
Bezogenen oder des Bezogenen an den Aussteller, ein Konto- 
korrentvertrag, ein Krediteröffnungsvertrag, limitiert oder illimi- 
tiert, gedeckt oder ungedeckt, eine Schenkung oder was immer 

1) a. a. O. S. 8i. 
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€s sein möge. Die Nebenbestimmung, die zu den obgenannten 
oder auch anderen Verträgen hinzutritt, die wir Checkvertrag 
nennen dürfen, hat nur einen einzigen in allen Fällen wieder- 
kehrenden Inhalt, und der ist, die Verpflichtung der 
einen Partei (des Bezogenen), von der anderen 
Partei (dem Aussteller) ausgestellte Checks (oder 
in seltenen Fällen einen einzigen Check) zahlen 
zu wollen. Nebenbei kann der Checkvertrag noch alle mög- 
lichen Bestimmungen enthalten. Er kann und wird in den 
meisten Fällen diese Verpflichtung an eine ganze Reihe genau 
bestimmter Bedingungen knüpfen. Z. B. kann er nur unter 
der Bedingung sich zur Zahlung verpflichten, dass der Aus- 
steller immer ein ausreichendes Barguthaben bei ihm, dem 
Bezogenen, halte, ja sogar mehr, dass er, wie wir bereits in 
§ 6 1 besprochen haben, eine « good balance, ^ « einen eisernen 
Bestand t seines Guthabens unangetastet lasse. Falls der Be- 
zogene einen Kredit gewährt, kann er ihn beliebig limitieren 
u. s. w. Ja selbst Bestimmungen, die dem Zweck des Check- 
verkehrs widersprechen, können vertraglich zwischen dem Be- 
zogenen und dem Aussteller verabredet werden, z. B. können 
sie die Zerstückelungsbefugnis des Guthabens ganz aufheben 
oder einschränken, beispielsweise bestimmen, dass keine Checks 
über Bruchteile von Franken oder keine Checks unter 20 Fran- 
ken ausgestellt werden sollen. Alle solchen Bestimmungen des 
Checkvertrags schaffen aber bloss Recht zwischen den vertrag- 
schliessenden Parteien und können den Dritten nicht schädigen, 
denn wenn der Bezogene auf Grund einer Bestimmung des 
Checkvertrages Zahlung verweigert, so wird den vertrags- 
verletzenden Aussteller eine eventuelle Schadenersatzpflicht 
gegenüber dem geschädigten Dritten treffen. 

Aus der soeben geschehenen Charakterisierung des Check- 
vertrages als einer Nebenabrede irgend eines andern Vertrages 
geht ganz von selbst hervor, dass die Form der Vertrags- 
schliessung völlig frei ist. Der Checkvertrag kann in den 
feierlichsten Formen schriftlich oder mündlich, oder auch durch 
konkludente Handlung, etwa Übergabe und Entgegennahme 



— 310 — 

eines Checkbuches, oder sonstwie durch stillschweigende Über- 
einkunft entstehen. In der Regel werden allerdings die be- 
zogenen Banken für die Schliessung des Checkvertrages eine 
mehr oder weniger feierliche Form vorschreiben. Ich begnüge 
mich damit, als einziges Beispiel, wie das etwa zu geschehen 
pflegt, den § 38 der Geschäftsordnung fiir den Inkasso- und 
Giroverkehr der Bank des Berliner Kassenvereins von 1895^ 
folgen zu lassen: 

«Jeder, dem auf seinen schriftlichen Antrag bei der Bank 
des Berliner Kassenvereins ein Giroconto eröffnet worden ist, 
erhält ein Exemplar dieser Geschäftsordnung, wogegen derselbe 
einen Revers folgenden Inhalts: 

««Nachdem — auf Antrag die Bank des Berliner 

uns unseren ° 

Kassenvereins ein Girokonto eröffnet hat, ist — ein Exemplar 

uns *^ 

der Geschäfts - Ordnung, für den Inkasso und Giroverkehr 
der genannten Bank, Ausgabe 1895, ausgehändigt, und 

~ nach Massgabe der Bestimmungen dieser Geschäfts- 



treten wir 

Ordnung mit der Bank des Berliner Kassenvereins in Verbindung» » 

auszustellen hat. Dieser Revers ist von allen denjenigen 
Personen zu unterzeichnen, welche durch ihre Unterschrift die 
Firma rechtsverbindlich verpflichten können. » 

Die in obgenanntem Revers genannte Geschäftsordnung 
enthält dann alle Bedingungen einzeln aufgezählt und genau 
umgrenzt, unter welchen die Verpflichtung des Checkvertrags, 
Checks einzulösen, von der Bank übernommen werden soll. 

Dies ist eine Art der Schliessung des Checkvertrages. Recht- 
lich ist aber überall auch jede beliebige andere Form der Ver- 
tragsschliessung zulässig. 

S 64. 
Wann mnss die Becknng yorhanden sein? 

Nachdem wir in den letzten Paragraphen das Erfordernis der 
Deckung und das Erfordernis des Checkvertrages in ihrem Ver- 
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hältnis zu einander besprochen haben, können wir dazu übergehen, 
einzelne Fragen über die Deckung, die kontrovers geworden 
sind, genauer zu untersuchen. 

Viel ist unter anderem darüber gestritten worden, wann 
die Deckung vorhanden sein müsse, ob schon im Momente der 
Ausstellung oder der Begebung, oder erst im Momente der 
Präsentation. Nach den verschiedenen Ländern wird der Entscheid 
verschieden ausfallen müssen. 

Im Vaterlande des Check, in England, hat sich die Praxis 
dahin entschieden, dass es genügt, wenn die Deckung nur 
noch so zeitig eingeht, dass die Kassenbeamten der bezogenen 
Bank von dem Eingange Kenntnis haben können. Nach Cohns 
Mitteilungen wird ein bis zwei Stunden vor der Präsentation 
als hierzu genügend erachtet. *) Es wird das zwar von vielen 
Schriftstellern bestritten. Brentano z. B. behauptet irrtümlicher- 
weise in der Neubearbeitung der Schieber'schen Lehre von den 
Wechselbriefen, 2) dass der Bankier in England berechtigt sei, 
die Einlösung des Check zurückzuweisen, wenn die Deckung 
erst zur Zeit der Ausstellung oder später eingelaufen sei. Dem 
widerspricht aber Kapp aufs bestimmteste und behauptet, in 
England habe der Kunde fiir weiter nichts zu sorgen, als dass 
die Deckung im gewöhnlichen Geschäftslauf noch vor der Prä- 
sentation gut geschrieben werden könne. 3) Besonders aber in 
der französischen Litteratur*) trifft man häufig die Behauptung, 
dass in England die Deckung vor der Ausstellung schon be- 
schafft werden müsse. Schon in dem Bericht Darimons vor 
der Kammer wird ausdrücklich auf das englische Vorbild ver- 
wiesen, das als furchtbar rigoros hingestellt wird, in der For- 
derung der Deckung schon im Momente der Ausstellung. Auch 
Hildebrand sieht sich genötigt, gegen eine irrige Behauptung, 
die in der Vierteljahrsschrift fiir Volkswirtschaft von Faucher 
und Michaelis auftaucht, Stellung zu nehmen, gegen die Be- 



1) Zur Lehre vom Check S. 458 und in Conrads Jahrbüchern XXXIIl 6, 478. 

2) S. 247, Anm. 2. 

') a. a. O., S. 60 und Anm. 205. 
*) Le Mercier. 
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hauptung nämlich, dass schon Ausstellung eines Check ohne 
Deckung kriminell sei. Nach Hildebrand *) kommt es in der 
City von London unzählige Male vor, dass der Aussteller eines 
Check mit dem Einverständnis des Nehmers die nötige Deckung 
erst beschaflfl unmittelbar vor der Präsentation des Check durch 
das Clearinghaus. 

Ganz anders aber ist die Frage flir das französische Recht 
zu entscheiden. Schon das «Expos6 des motifs» zum Gesetz 
von 1865, auf welches Darimon in seinem Bericht an die 
Kammer Bezug nimmt, erklärt deutlich, dass man die Be- 
stimmung dahin auslegen müsse, dass die Deckung nicht allein 
im Momente der Präsentation, sondern auch im Momente der 
Ausstellung vorhanden sein müsse. Diese Bestimmung, behaup- 
tet das Expos6 weiter, hätte auch gar nichts Sonderbares, da 
der Check nur ein Zahlungsmittel sein solle und, wenn er ein 
Kreditinstrument werde, seinen Charakter verliere und folglich 
eine fiskalische Vergünstigung usurpiere, auf die er kein Recht 
mehr habe, und ausserdem das Vertrauen der Drittpersonen 
täusche, welche in ihm einen Ersatz wirklichen Geldes sehen 
müssen. Das fiskalische Interesse scheint aber auch hier, wie 
immer in der französischen Checkgesetzgebung, das vorwiegende 
gewesen zu sein. Der Wortlaut des französischen Gesetzes, 
Art. 6, ist denn auch so deutlich, dass über diesen Punkt in 
der französischen Litteratur Einstimmigkeit herrscht. 2) Aber 
ebenso einstimmig, wie die Autoren darüber sind, dass die 
Busse, die dem ungedeckten Check droht, auch dann rechts- 
gültig sei, wenn die Deckung zwischen Ausstellung und Prä- 
sentation doch noch einläuft, ebenso einstimmig erklären sie, 
dass in diesem Falle der Bezogene doch das Recht und die 
Pflicht habe, den Check einzulösen. Da in diesem Falle 
aber der Bezogene kein Interesse daran hat, die normwidrige 
Ausstellung anzuzeigen, und da der Beweis für einen anderen 
als den Bezogenen eminent schwer zu fuhren wäre, so wird 



1) a. a. O., Anm. 20. 

2) Nougier a. a. O. S. 65, 134. Chastenet a. a. O. S. 99, 151. Lyon- 
Caen und Renault § 574. 
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der Fall äusserst selten eintreten, dass die Busse für einen 
ungedeckt emittierten, aber noch vor der Präsentation gedeckten 
Check thatsächlich eingezogen wird. Es wird sich daher trotz 
des theoretisch verschiedenen Standpunktes die französische 
Praxis nicht viel anders stellen als die englische. Lyon-Caen 
und Renault!) machen noch ausdrücklich darauf aufmerksam, dass 
der Beweis für die c Administration de l'enregistrement t, 
welche solche Kontraventionen zu verfolgen hätte, ein äusserst 
schwieriger sei dadurch, dass selbst in dem Falle, wo seitens 
des Bezogenen die Einlösung nicht erfolgt sei, und infolgedessen 
Protest erhoben werde, noch eine besondere Beweisführung 
erforderlich wäre darüber, dass zur Zeit der Ausstellung die 
Deckung nicht vorhanden gewesen sei. Sie stützen sich für 
diese Behauptung auf die Erklärungen des Herrn de Lavenay 
vor der Kammer, auf welche näher einzutreten wir im nächsten 
Paragraphen Gelegenheit haben werden, und auf Beschlüsse der 
administration de Tenregistrement vom 29. November 1872 und 
vom 26. April 1873. 

In der Schweiz spricht der Wortlaut des Gesetzes «ein 
Check darf nur ausgestellt werden, wenn u, s. w. » eher dafür, 
dass bei uns der strenge französische Standpunkt des Erforder- 
nisses der Deckung zur Zeit der Ausstellung acceptiert sei, 
und in der That ist diese Behauptung auch vertreten worden. 
Haberstich 2) erklärt ausdrücklich : « Die Deckung darf nicht erst 
nach der Ausstellung erfolgen,» ebenso Jacottet 8) und Zoller 4). 
Aber trotzdem möchte ich behaupten : das schweizerische Recht 
verlangt die Deckung erst im Momente der Präsentation. Denn 
einerseits fällt für die Schweiz der Grund, der in Frankreich 
am meisten zu der strengen Auffassung gedrängt hat, gänzlich 
weg, der fiskalische, und andererseits scheint mir der Wortlaut 
des Art. 837: «Wer einen Check ausstellt ohne u. s. w. — hat 



') Lyon-CaSn und Renault § 572, Anm. 2. 

«) a. a. O. zu Art. 831. S. 748. 

') Jacottet. Manuel du droit f&d^ral des obligations, 473. 

*) a. a. O. S. 22. 
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dem Inhaber des Check ausser dem verursachten 
Schaden 5<^/o der angewiesenen Summe zu vergüten» das 
auszudrücken, dass die S^/oige Busse nur accesorisch zu dem 
Schadenersatz hinzutrete, und daher im Falle, dass Deckung 
vor der Präsentation erfolgte, ebenfalls dahinfalle. Es ist auch 
gar kein Grund einzusehen, warum der Aussteller, der sich 
noch bemühte, rechtzeitig den Schaden von dem Präsentanten 
abzuwenden, diesem noch eine Busse zahlen müsste, ausserdem 
ist auch für den interessierten Präsentanten der Beweis der 
Nichtdeckung zur Zeit der Ausstellung meist sehr schwer, und 
wird er in der Regel gar nichts davon erfahren, wenn er recht- 
zeitig honoriert worden ist. Wollte man aber die 5^/0 Busse 
als eine Strafe für normwidrige Checkausstellung auffassen und 
nicht als einen civilrechtlichen Anspruch des geschädigten Prä- 
sentanten gegen den Aussteller, so würde hier wohl der straf- 
rechtliche Begriff der rechtzeitigen thätigen Reue zutreffen, und 
aus diesem Grunde die Strafe hinfällig werden. 

Ich behaupte aus diesen Gründen, dass zwar der Wortlaut 
des S. O.-R. Deckung zur Zeit der Ausstellung verlangt, dass 
aber thatsächlich keine nachteiligen Folgen an den Mangel der 
Deckung zur Zeit der Ausstellung geknüpft sind, wenn nur 
zur Zeit der Präsentation das Deckungsverhältnis in Ordnung 
ist. Faktisch ist also für das Erfordernis der Deckung der 
Moment der Präsentation massgebend. 

Über die Zweckmässigkeit, den Moment der Ausstellung 
oder den der Präsentation Ausschlag geben zu lassen, ist aber 
namentlich in der deutschen und österreichischen Litteratur viel 
hin und her gestritten worden. Aus kaufmännischen Kreisen 
ist vielfach für den Moment der Präsentation plädiert worden. 
Auf diesem Standpunkt stehen unter anderen die Handels- 
kammer Hamburg und Riesser. Cohn*) hält die Bestimmung-, 
dass der Checkbetrag bereits zur Zeit der Ausstellung zur Ver- 
fügung des Ausstellers stehen müsse, für zu eng und solidem 
Verkehr nachteilig. Funk 2) hält dies einerseits für nicht nötig, 

1) in Conrads Jahrbüchern XXXIII 6. 478. 
*) Quest, 22. 
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andererseits für nicht ausreichend und mit ihm wünscht ur- 
sprünglich auch Simonson, ^) dass das Vorhandensein des Gut- 
habens zur Zeit der Präsentation gefordert werde. Später 
bekehrt sich Simonson 2) allerdings zur gegenteiligen Ansicht, 
wie er sagt, aus Gründen der Verkehrssicherheit, v. Canstein^) 
entscheidet sich für den Moment der Ausstellung aus Gründen, 
die ich nicht anerkennen kann, nämlich wegen seiner Cessions- 
theorie, die bei ihm in erster Linie steht, während sich prak- 
tische Erwägungen derselben stets unterordnen müssen. 

Ebenso kämpft Leonhardt^) für den Moment der Ausstel- 
lung, weil seiner Theorie nach der Check eine Beurkundung 
der Thatsache, dass der angewiesene Betrag bei dem Bezogenen 
zur Verfügung des Ausstellers stehe, darstellt, und auch Cohn, 
der civilrechtlich den Moment der Präsentation allein für wichtig 
hält, weiss nichts gegen eine strafrechtliche Bestimmung, die 
die Deckung zur Zeit der Ausstellung garantieren soll, einzu- 
wenden. Das gleiche Verlangen stellt offenbar unter dem Ein- 
fluss des im Elsass geltenden französischen Rechts die Handels- 
kammer Mülhausen. Bedeutende Bankpraktiker aber, wie Funk 
und Hoppenstedt, verlangen aufs dringendste, dass der Moment 
der Präsentation als ausschlaggebend anerkannt werde. Funk*) 
hält namentlich für sehr häufig den Fall, dass der Aussteller einen 
Check ausschreibe, obwohl er wisse, dass die Deckung erst in 
einigen Stunden durch Erlag eines Dritten oder in anderer 
Weise erfolgen werde. Auch Hoppenstedt*^) spricht von einer 
grossen Zahl von Fällen, in welchen schon jetzt im täglichen 
Leben Checks ausgeschrieben werden, die erst zwischen Aus- 
stellung und Präsentation gedeckt werden, z. B. der Fall, wo 
Wechsel zum Discont der Bank übersandt sind, aber die Nach- 
richt über die erfolgte Discontierung noch nicht eingetroffen 

*) Beitr. zur Lehre vom Check, S. 19. 

*) Zum Checkgesetzentwurf im Archiv für bürgerliches Recht VI. 

^ V. Canstein, Check, Wechsel und deren Deckung. S. 112. 

*) Leonhardt. Die gesetzliche Begründung des Checksystems in Österreich, 
S. 15. 

^) Questionnaire S. 22. 

*) Ein Wort zum Checkgeselz, S. 6. 
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ist, oder wenn der Aussteller eine Überweisung von auswärts 
erwartet u. s. w. Ferner weist Hoppenstedt ') daraufhin, dass 
eine civilrechtliche Bestimmung, dass der Aussteller fiir den 
Schaden hafte, welcher durch Begebung eines ungedeckten 
Check entsteht, logisch unrichtig sei. Ein Schaden könne ja 
dem Inhaber des Check erst erwachsen, wenn er den Check 
präsentiere. Eine Schadenersatzklage könne aber nur für die 
Fälle statuiert werden, in welchen ein Schaden erwachsen sei. 
Wenn nun hiermit der Nachweis erbracht sei, dass in civil- 
rechtlicher Beziehung nur der Zeitpunkt der Präsentation, nicht 
derjenige der Begebung des Check massgebend sein könne, so 
bleibe lediglich die Straf bestimmung übrig. Er fragt, ob man 
nun eine Strafbestimmung für einen Thatbestand herstellen solle, 
der civilrechtlich irrelevant sei. Die Bestimmung würde sich 
dann nur als eine polizeiliche charakterisieren, d. h. als eine 
solche, durch welche jemand aus Gründen des öflTentlichen 
Wohls von einem gewissen Thun abgehalten werden solle. 
Dergleichen Gründe sind aber nach Hoppenstedts Ansicht 
nicht zu konstruieren. Dass auch die beiden neuen Entwürfe 
nicht unberührt von den verschiedenen Ansichten bleiben, lässt 
sich begreifen. Der österreichische in § 23 lässt den Moment 
der Präsentation als massgebend erscheinen. 

In Deutschland lassen die älteren Entwürfe Zweifel auf- 
kommen, in welchem Moment die Deckung da sein muss, dann 
aber entscheidet sich der Gesetzgeber fiir den Moment der 
Begebung, so dass noch die Begründung des neuen deutschen 
Entwurfes die Deckung zur Zeit der Präsentation für ungenügend 
erklärt. Zuguterletzt wird die Forderung, dass zur Zeit der 
Begebung schon Deckung vorhanden sein müsse, aber doch 
wieder illusorisch gemacht durch den erst in dem der Öffent- 
lichkeit übergebenen Entwurf enthaltenen Zusatz: 

«Im Falle der Nr. i tritt Straflosigkeit ein, wenn inner- 
halb der Präsentationsfrist das Guthaben in der erforderlichen 
Höhe beschafft ist. » 

Die betreffenden Artikel der Entwürfe in extenso kennen 
zu lernen, werden wir in § 69 noch Gelegenheit haben. 

*) Hoppenstedt Zum Checkgesetz. S. 5. 
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S 65. 

Barf die Beckang noch vor der Präsentation zorttckgezogen 

werden ? 

Für den Fall, dass man den Moment der Ausstellung 
massgebend sein lässt für die Verpflichtung zur Deckung, kann 
noch die Frage aufgeworfen werden, ob es dem Aussteller eines 
im Momente der Ausstellung gedeckten Check gestattet sei, 
die Deckung nun noch vor der Präsentation zurückzuziehen. 
Dass dies in Ländern, wo faktisch der Moment der Präsentation 
für das Deckungserfordernis der massgebende ist, also wie wir 
im vorigen Paragraphen gesehen haben, in England, der Schweiz 
und nach den neuen Entwürfen auch in Österreich und Deutsch- 
land nicht der Fall ist, versteht sich von selbst. 

In Frankreich dagegen ist diese Frage bis zum heutigen 
Tage kontrovers. Ich wäre zwar sehr geneigt, mit Nouguier*) 
es ab einen Widersinn anzusehen, Deckung im Momente der 
Ausstellung zu verlangen und dann zu erlauben, dass der Aus- 
steller dieses Erfordernis durch Rückziehung der Deckung selbst 
wieder illusorisch mache, und würde daher gerne mit Nouguier 
annehmen, es treffe den die Deckung zwischen Ausstellung und 
Präsentation zurückziehenden Aussteller dieselbe Busse, wie den 
Aussteller eines der Deckung zur Zeit der Ausstellung erman- 
gelnden Check. Ich muss aber trotzdem anerkennen, dass das 
Zeugnis des Herrn de Lavenay für die Gesetzesauslegung zu ge- 
wichtig ist, um übergangen werden zu können. Herr de 
Lavenay sprach aber in der Kammersitzung vom 28. Mai 1865 
seine Ansicht deutlich dahin aus, dass ein gedeckt ausgestellter 
Check nach Rückziehung der Deckung nicht strafbar werde, 
weil ja bei der Ausstellung der Aussteller das Recht hatte, auf 
stempelfreies Papier den Check zu schreiben, beziehungsweise 
auf Papier mit dem niedrigen Checkstempel, und die nachträg- 
liche Änderung der Verhältnisse könne dieses Recht nicht mehr 

J) a. a. O. S. 65. 
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beeinträchtigen. Diese Logik kommt mir so vor, als ob wir 
sagten, es sei nicht strafbar, einen Wechselstempel abzulösen, 
denn der Wechsel sei ja nach Vorschrift auf Stempelpapier 
geschrieben worden, und die nachträgliche Ablösung könne 
daran nichts mehr ändern. Eine andere Verteidigung desselben 
Standpunktes lässt sich eher hören. Panhard*) nämlich folgert 
aus dem allgemeinen strafrechtlichen Grundsatz «nuUa poena 
sine leget, dass die Bestimmung nicht erweiternd interpretiert 
werden dürfe und, da der Wortlaut des Gesetzes nur die Aus- 
stellung ungedeckter Checks unter Strafe stelle, so müsse auch 
der gesetzmässig ausgestellte, hernach aber der Deckung be- 
raubte Check straflos bleiben. Die französische Praxis scheint 
denn auch sich in diesem Sinne zu entscheiden. Chastenet*) 
fuhrt ein diesbezügliches Urteil der «Cour de Rennes» vom 
i6. Juli 1877 an. 

Eine andere Frage ist die, ob civilrechtlich der Aussteller 
ein Recht habe, die Deckung vor Präsentation des Check zurück- 
zuziehen; wir werden dieselbe weiter unten bei Gelegenheit 
der Widerruflichkeit des Check in § 88 eingehender be- 
sprechen. 

§ 66. 

Rechtsverhältnisse^ wenn die Deckung fSir eine Mehrzahl 
von Checks nicht ausreicht. 

Sind mehrere Checks ausgestellt und reicht die Deckung 
nicht zur vollen Befriedigung aller Ansprüche aus, so können 
Zweifel eintreten, ob vielleicht die früher datierten einen Vorzug 
vor den jüngeren oder umgekehrt haben. 

Wenn es sich um zu verschiedenen Zeiten präsentierte 
handelt, so ist die Lösung der Frage verhältnismässig einfach. 
Die Bank zahlt eben so lange die ihr präsentierten Checks der 
Reihenfolge der Präsentation nach aus, als die Deckung aus- 



1) Panhard. Du ch^que, S. 97. 
^) Chastenet. Des ch^ques, S. 151, 
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reicht, nach dem schon im alten Rom geltenden Grundsatz 
«prior tempore potior iure». Es wäre ein Widersinn, zu ver- 
langen, dass jemand, der seinen Check einkassiert hat, nach- 
träglich gezwungen würde, sein Geld wieder herauszugeben, 
weil nachträglich noch ein älterer Check präsentiert wird. Zu 
einer anderen Ansicht kann man nur vermöge vorgefasster 
theoretischer Meinungen kommen, die einen Übergang des 
Eigentums an der Deckung schon im Momente der Begebung 
des Check konstruieren und dann ihre Theorien über die prak- 
tischen Bedürfnisse stellen. Das amerikanische Recht drückt 
obigen Grundsatz aus mit den Worten : «first come, first served» ^), 
und fiir das französische Recht wird die Gültigkeit desselben 
Prinzipes verbürgt durch Lyon-Caen und Renault 2). Auch 
für alle übrigen Länder kann meines Erachtens hierüber kein 
Zweifel herrschen, wohl aber wird es zweifelhaft, wie man ent- 
scheiden soll, wenn bei gleichzeitiger Präsentation einer Mehr- 
zahl von Checks die Deckung nicht ausreicht, ein Fall, der 
gerade beim Check leicht vorkommen kann, weil Checks meist 
von Banken für ihre Kunden präsentiert werden, und da oft 
eine Reihe von Checks auf dieselbe Bank von demselben Aus- 
steller in einer Hand zusammenkommen und in einem Akt der 
bezogenen Bank präsentiert werden. Das S. O.-R., wie die 
meisten übrigen Gesetze, lässt uns für die Lösung dieser Frage 
völlig im Stich. Es sind für dieselbe schon die verschieden- 
artigsten Vorschläge gemacht worden. Die amerikanische Praxis 
schwankt zwischen proratarischer Befriedigung der eingereichten 
Checks und Bevorzugung der dem Datum nach älteren vor 
den jüngeren 3), wenn die Bank es nicht vorzieht, die Honorie- 
rung sämtlicher Checks zu verweigern. Für zweckmässig 
erachtet Cohn,^) dem Bezogenen die Wahl zwischen proratari- 
scher Zahlung und Deponierung der Deckung zu lassen. Nach 
Riesser^) kommt man auch ohne jegliche gesetzliche Bestimmung 



1) Cohn in Conrads Jahrbüchern XXXIII, S. 484. 

«; § 576. 

•) Cohn, zur Lehre vom Check III, 104. 
*) a. a. O. — ^) 278. 
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dazu, dem Bezogenen diese Wahl zu lassen, beziehungsweise 
ihm das Recht der Deposition einzuräumen, wenn die Parteien 
nicht mit Ratenzahlung einverstanden sind. Gegen die Bevor- 
zugung des älteren Datums fuhrt Cohn mit Recht an, dass 
kein Checkinhaber in höherem Masse berechtigt sei, als der 
andere und dass auch keine Billigkeitsrücksichten für den Inhaber 
des älteren Check angeführt werden können, da er ja die Kon- 
kurrenz mit dem später ausgestellten Check nur seiner eigenen 
Saumseligkeit in der Einziehung zuzuschreiben hat. Nach dem 
schweizerischen Recht würde eher eine Begünstigung des Jüngern 
Check zu konstruieren sein, indem man in einem späteren, die 
Deckung überschreitenden, einen Widerruf des älteren vermuten 
dürfte. Dass aber ein solcher Widerruf nach S. O.-R. gestattet 
sei, werde ich weiter unten in § 88 zu beweisen versuchen* 
Praktisch könnte ich mir einen Fall etwa folgendermassen 
denken: Ich habe einen Check begeben, der meine Deckung' 
ganz oder nahezu erschöpft, und erfahre, während er cirkuliert^ 
dass meine bezogene Bank wackelt. Da es nun nicht in meiner 
Hand steht, die Präsentation des begebenen Check, der, weiss 
Gott wo, cirkuliert, zu beschleunigen, so dass sie noch vor dem 
vermuteten Sturz der Bank erfolgt, stelle ich rasch einen Check 
an eigene Order aus und lasse ihn sofort einkassieren. Ich 
handle dann sowohl in meinem Interesse, als in dem des Check- 
inhabers, indem ich durch den späteren Check den älteren 
widerrufe. Aber wenn ich diese Bevorzugung des jüngeren 
Check vor dem älteren als eine zu künstlich konstruierte 
zurückweise, so bietet mir doch das schweizerische Recht eine 
Handhabe, ein Prinzip zu finden. Meines Erachtens hat der 
Bezogene, der nicht genügende Deckung fiir mehrere gleich- 
zeitig präsentierte Checks hat, in erster Linie das Recht, die 
Bezahlung aller zu verweigern , da er überhaupt nur dem 
Aussteller gegenüber verpflichtet ist, zu zahlen, und der Aus- 
steller seinen Vertrag durch Ausstellung von Checks über den 
Betrag der Deckung hinaus gebrochen hat, der Bezogene also 
seine Verpflichtungen, bis die Sachlage geklärt ist, sistieren 
kann. In zweiter Linie kann der Bezogene nach willkürlicher 
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Auswahl einen Teil der Checks honorieren und dem Rest die 
Honorierung verweigern, weil kein Checkinhaber ihm gegenüber 
ein direktes Recht auf Honorierung hat und folglich durch Be- 
vorzugung der einen kein Recht der anderen verletzt wird. 
Drittens aber kann der Bezogene allen Präsentanten Teilzahlun- 
gen, proratarisch oder nach Willkür verteilt, anbieten, und sind 
die Checkpräsentanten nach Arf. 757 verpflichtet, solche Teil- 
zahlungen anzunehmen. 

Im übrigen kann es auch vorkommen, dass Banken einen 
Modus in ihren Geschäftsordnungen im voraus feststellen. Das 
ist z. B. in gar nicht unzweckmässiger Weise geschehen in der 
Lippe'schen Verordnung, welche in ;^ 18 bestimmt: 

« Die Zahlung erfolgt nach der Reihenfolge der Präsentation, 
bei mehreren gleichzeitig präsentierten Checks von demselben 
Datum geht die frühere Nummer der späteren vor. » 

^ 67. 

Checkreiterei. 

Trotz aller Vorsicht der gesetzlichen Bestimmungen über 
die Deckung kann es doch vorkommen, dass betrügliche Opera- 
tionen im Checkverkehr vorgenommen werden, und wie man 
von dem Reiten der Wechsel spricht, können wir auch von 
einer Checkreiterei reden, die allerdings bedeutend seltener zu 
dem erwünschten Ziele führt. Von Hülshoff *) wird die Mani- 
pulation unter dem Namen cKiting» genau beschrieben. 

« A und B haben Depots , der eine bei Bank C, der 
andere bei Bank D. Wenn nun das Saldo von beiden fertig 
ist, dann ziehen beide einen Check auf ihre Bank und tauschen 
sie unter sich aus, so dass B den von A auf Bank C ge- 
zogenen Check kriegt und A dagegen den von B auf Bank 
D gezogenen. Beide geben nun die vertauschten Checks in 
Depot, A den Besehen Check bei Bank C und B den A'schen 



1) Barend Hulshoff. De cheque uit een economisch en juridisch oogpunt 
beschouwed. S. 26. 

Dr.Fick, Der Check. 21 
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Check bei Bank D. Werden nun diese als gute Checks ange- 
nommen, dann haben beide wieder ein neues Guthaben gekriegt 
und ziehen rasch darauf bei ihrer Bank, und wenn am folgenden 
Morgen der Betrug auskommt, dann sind Bank C und D beide 
um dieselbe Summe gekommen. Auch Seyd (Sjöström) ^) kennt 
diese Machenschaft, hält sie aber für wenig gefährlich, da sie zu 
leicht entdeckt wird. In der That werden sich die Leute 
in der Regel hüten, Betrug dieser Art zu versuchen, da 
meist allzuleicht die Person der Betrüger, die, weil Inhaber 
von Checkkonten, ihren Banken bekannt sein müssen, heraus- 
zubringen ist. 

^ 68. 
Der Ayal. 

In der französischen Litteratur ist die Behauptung aufge- 
stellt worden, dass das Erfordernis der Deckung den Aval beim 
Check überflüssig mache und dass also ein Widerspruch zwischen 
Deckung und Aval bestehe. Es sei mir deshalb gleich hier 
gestattet, auf die chcckrechtliche Bürgschaft, Aval genannt, 
einzutreten. 

ICs ist in Frankreich Bcdaride, der ihn beim Check für 
unzulässig hält. Aber schon in der französischen Litteratur 
wird die gegenteilige Ansicht mit Schärfe vertreten. So Xou- 
guier, '^) Lyon-Caen und Renault^) und Chastenet,^) denn, wie 
sie richtig betonen, widerspricht der Aval weder einer Gesetzes- 
bestimmung, noch der Natur des Check, noch den Tendenzen 
des Gesetzgebers, und der Aval kann, wenn die Deckung 
durch unvorhergesehene Umstände vernichtet wird, sehr wohl 
von Nutzen sein, denn disponible Deckung ist immer noch 
kein einkassiertes Geld. Der Checknehmer kann z. B. Aval 
verlangen, wenn er Zweifel in die Zahlungsfähigkeit des 



1) Seyd: The London Bank-Check and Clearing-House-System, S. 36. 

2) a. a. O. S. 84. 
8) § 58;, Anni. 4. 
■*) a. a. O. S. 120. 
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Bezogenen setzt. Allerdinf^s wird man allg^emein einig in der 
Ansicht sein, dass Aval beim Check nichts Häufiges ist. 

Für das S. O.-R. ist die Zulässigkeit des .\vals bewiesen 
durch Art. 808, Absatz I: 

« Die ^//^r^'mässige Verpflichtung trifft den Aussteller ♦ 
und Indossanten des Checke sowie einen jeden, welcher den 
Checky die CheckVoy^x^ oder das Indossament mit unterzeichnet 
hat, selbst dann, wenn er sich dabei nur als Bürge (per aval) 
benannt hat. » 

Art. 809: 

«Die Regressansprüche eines Mitunterzeichners, welcher 
sich als Bürge bezeichnet hat gegen denjenigen, für welchen er 
sich verbürgt hat, sowie gegen allfallige Mitbürgen sind nach 
den Bestimmungen über Bürgschaft zu beurteilen. » 

Ebenso spricht sich auch 5^ 15, Absatz II des österreichi- 
schen Entwurfes über diesen Tunkt ausdrücklich aus: 

« Wie Aussteller und Indossanten haftet auch, wer den 
Check oder ein auf denselben gesetztes Indossament als Bürge 
(per aval) mit unterzeichnet hat. » 

Auch in der deutschen Litteratur ist Möglichkeit des Aval 
beim Check angenommen worden. ^) 

J^ 69. 

Strafe wegen uugeDügeiider Deckung. 

Eine weitere Sicherung dafür, dass die Deckung zur rich- 
tigen Zeit vorhanden sei, wird vielfach in Strafbestimmungen 
gesucht. Leider hat sich auch das schweizerische Recht ver- 
leiten lassen, eine solche Strafbestimmung aufzunehmen. Vor- 
erst sei es mir aber gestattet^ den Zustand des schweizerischen 
Rechtes nur festzustellen, ohne Kritik daran zu üben. 

Die Strafe isf fixiert in Art. '^Z'J '. 

« Wer einen Check ausstellt, ohne bei dem Bezogenen 
fiir den angewiesenen Betrag Deckung zu besitzen, hat dem 



1) Vgl. Cohn: a. a. O., S. iio, Anm. 210. 
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Inhaber des Check ausser dem verursachten Schaden 5 ^/o der 
angewiesenen Summe zu vergüten. » 

Über den Zeitpunkt, in dem die Deckung vorhanden sein 
muss, haben wir schon in ji 64 gehandelt und können daher 
hier darauf verzichten, von neuem darauf einzutreten. 

Dagegen tritt uns jetzt die Frage entgegen, ob die "in 
Art. 837 angedrohte Strafe irgend ein Verschulden voraussetzt. 
Aus dem Wortlaut « wer — ausstellt ohne Deckung zu 
besitzen» ergiebt sich die Antwort gleich von selbst, dass die 
Thatsache, dass der Aussteller keine Deckung besitzt, schon 
genügt, um die Strafe heraufzubeschwören, und dass keinerlei 
Willenshandlung des Ausstellers dazu gehört, weder dolus noch 
culpa lata noch culpa levissima. Auch wenn der Aussteller 
völlig in besten Treuen einen ungedeckten Check begiebt, 
trifft ihn die Strafe. 

Eine weitere Frage, ob die Strafbestimmung des Art. S^y 
an die Stelle der strafrechtlichen allgemeinen Bestimmungen 
über Betrug u. s. w. getreten sei, und folglich eine nach allge- 
meinen Prinzipien verwirkte Betrugsstrafe durch dieselbe aus- 
geschlossen würde, ist entschieden zu verneinen. Die 5 ^/oige 
Privatstrafe ist ganz unabhängig von eventuellem Betrug und 
tritt daher im Falle eines solchen noch zu der anderen hinzu. 
Sie wird also auch durch diese nicht ausgeschlossen. 

Ein weiteres Charakteristikum dieser Strafe im S. O.-R. 
ist auch, dass nicht der Staat den Betrag einzieht, sondern 
dass der Inhaber des Check ein Recht auf die Einziehung der 
5 0/0 hat. Bei diesem ganz privaten Charakter der Strafe und 
ihrer völligen Loslösung von jeglicher Verschuldung des Straf- 
fälligen ist es zu begreifen, wenn sich stellenweise in Bankiers- 
kreisen die Ansicht Bahn gebrochen hat, dass es sich dabei 
nicht um eine Strafe, sondern um eine gesetzlich fixierte erhöhte 
Provision handle, i) 

Wie wir schon in j^ 64 gesehen haben, steht diese Privat- 
strafe des S. O.-R. in einem engen Zusammenhange mit dem 

1) Vgl. oben § 18. 
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durch denselben Art. .837 garantierten Schadenersatzanspruch. 
Wo ein solcher Schadenersatzanspruch wegfällt, fällt auch die 
Strafe von 5 ^/o weg. Wenn also beispielsweise eine bezogene 
Bank sich entschliesst, aus Kulanz oder aus anderen Gründen 
einen ungedeckten Check gleichwohl zu honorieren, so hat 
der Checkinhaber keinen Schaden erlitten, folglich weder 
Schadenersatzanspruch noch einen Anspruch auf die 5 <^/oige 
Privatstrafe. Abgesehen von dem W^ortlaut des Artikels, der 
deutlich « ausser dem verursachten Schaden » die 5 ^/o dem 
Inhaber zuspricht, also ohne Schaden keine Strafe statuiert, 
liegt auch kein innerer Grund vor, die Strafe eintreten zu 
lassen, wenn der einzige Grund zur Strafe, den Inhaber vor 
Schaden durch Begebung eines ungedeckten Check zu schützen, 
dadurch dahinfallt, dass der Schaden gar nicht eintritt, abge- 
sehen nur von dem Falle betrüglicher Absicht, wo dann auch 
ohne Schaden mindestens die Betrugsversuchsstrafe verwirkt wäre. 

Umgekehrt kann aber auch ein Fall eintreten, wo die 
Privatstrafe fällig würde, trotzdem Deckung vorhanden ist, wenn 
z. B. ein Gläubiger seinen Schuldner mit nur einem Teil der 
Schuld bezieht und der Schuldner sich weigert, eine solche 
Teilzahlung zu leisten, gestützt auf Art. 410, Abs. I, insofern 
als seine Lage durch Teilzahlungen verschlimmert wird. In 
diesem Falle wäre zwar Deckung vorhanden, und trotzdem 
würde der Inhaber durch die Nichthonorierjng Schaden erleiden 
und ausser diesem Schaden noch 5 ^/o der Checksumme zu 
fordern berechtigt sein. 

Ist aber zwar Deckung vorhanden, nur nicht völlig aus- 
reichende, so werden die 5 ^/o Strafe nur von dem Rest der 
Checksumme fällig, wenn der Bezogene dem Inhaber die 
Deckung als Teilzahlung anbietet, denn Teilzahlungen anzunehmen 
ist er gemäss Art. 757 verpflichtet, i) 

Die 5 o^oige Privatstrafe ist also immer verwirkt, wenn der 
Check nicht honoriert wird, denn der Schaden ist stets erweis- 
bar, da er gesetzlich fixiert ist auf den Betrag der Protest- 



1) Vgl. Schneider und Fick: Anm. 2 zu 837. 
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kosten und übrigen Auslagen plus 6 ^/o Jahreszinsen und V^ ^/o 
Provision gemäss Art. 768, falls nicht vorgezogen wird, im ge- 
wöhnlichen Prozess einen höheren Schaden zu erweisen. *) Aus 
letzterer Möglichkeit lässt sich weiter folgern, dass für die Ein- 
ziehung der 5 ^/oigen Privatstrafe der Regressweg nicht not- 
wendigerweise beschritten werden muss, und dass folglich 
auch der Protest mangels Zahlung für dieselbe keine unum- 
gänglich notwendige Voraussetzung ist. ^) -) Aus dem Charakter 
dieser Privatstrafe, als einer zu der Schadenersatzpflicht hinzu- 
tretenden, geht des ferneren hervor, dass wir hier wieder einen 
Fall haben, für den die Deliktsfahigkeit juristischer Personen 
anerkannt werden muss. Das schweizerische Bundesgericht hat 
Gelegenheit gehabt, dies ausdrücklich anzuerkennen in seinem 
Urteil vom 6. September 1884 in Sachen Schlieper contra 
Banque cantonale vaudoise, ^j worin der Chef eines Institutes 
von aller persönlichen Haftbarkeit wegen Checkausstellung frei- 
gesprochen wird. Es ist das natürlich nur unter der Voraus- 
setzung richtig, dass der betreftende Beamte mit der Check- 
ausstellung innerhalb der Grenzen seiner Vertretungs vollmacht 
bleibt. 4) 

Dies die rechtliche Stellungnahme des heutigen schweize- 
richen Rechts. Kritik daran zu üben, werden wir bei Anlass 
der Besprechung der Kontroverse in der deutschen Litteratur 
Gelegenheit finden. Hier sei nur noch erwähnt, dass Cohn 
sich gegen die Privatstrafe des schweizerischen Rechts aus- 
spricht, zu gunsten einer öffentlichen, durch den Staat ein- 
zuziehenden. Mir scheint diese Frage ziemlich gleichgültig. 
Dass auch in der Schweiz von der Strafe oder erhöhten Pro- 
vision nur höchst sparsam Gebrauch gemacht wird, haben wir 
bereits früher zu erfahren Gelegenheit gehabt. ^) Praktisch wert- 

1) V<^1. Revue der Gerichtspraxis im Gebiete des Bundescivil rechts II, 
10, Anm. 2. 

2) Vgl. Cohn: a. a. O., S. 117, Anm. 226. 

3) Bundesgcrichts-Entscheidungen, X, S. 370. 
*) Bucher: Kommentar zu Art. 831, S. 565. 
5; Vgl. oben, § 18 



— 327 — 

voll ist dieselbe sicher nicht, und Mimzing;er ^) war schon der 
Ansicht gewesen, dass man auch ohne sie auskommen könne. 
Kr citiert hiefür auch Ccurcelle-Seneuil, der im «Temps» am 
3. Dezember 1864 den Check das « inoffensivste Kreditpapier» 
nennt, und ist mit diesem der Ansicht, dass ein Missbrauch 
des Check bei dem raschen Verfall desselben und bei der Art 
seines Gebrauchs zwischen gewohnten Geschäftsfreunden kaum 
zu befürchten sei. 

Thatsächlich ist denn auch der stärkste Checkverkehr der 
Welt, der englische und der amerikanische, ohne solche Straf- 
bestimmungen vorzüglich ausgekommen, lis gebührt der fran- 
zösischen Gesetzgebung das zweifelhafte Verdienst, die Strafe 
wegen ungenügender Deckung eingeführt zu haben. Auch in 
der französischen Litteratur wird anerkannt, dass die unge- 
deckte Ausstellung unter Umständen ein Betrug im Sinne des 
Strafgesetzes sein könne, und dass in diesem Fall das Straf- 
gesetz in Wirksamkeit trete, aber selbst wenn die Indicien des 
Betruges fehlen, so wird .gemäss Art 6 des Gesetzes vom 
14. Juni 1865 die Ausstellung eines ungedeckten Check mit 
6 ö/o der Checksumme zu Händen des Staates bestraft. Die 
französischen Schriftsteller sind einig in der Ansicht, dass es 
sich hier lediglich um eine im Interesse des Staatsschatzes-) 
unter Strafe gestellte * contraventionfiscalet,^) eine t fraude contre 
le fisc t **) handle. Als eine im Interesse des Fiskus aufgestellte 
Stempelsteuerstrafbestimmung lässt sich auch prinzipiell 
nicht viel dagegen einwenden. Sehr zu verwundern aber ist es, 
dass ein Land wie die Schweiz, wo diese fiskalischen Interessen 
keine Rolle spielen, das Beispiel Frankreichs einfach nachahmt. 
Die übrigen direkten oder indirekten Nachbildungen des fran- 
zösischen Rechts haben nur zum Teil die Strafbestimmungen 
herübergenommen, so Belgien (6 ^/o), Italien (10 ^Vo), Peru, 
Argentinien, Japan (10 ^/o), dagegen Spanien und Portugal 
sehen von einer solchen Strafe ab. 



J) a. a. O., S. 412. — 2j Chaslenet, a. a. O., S. 141. 
3) Nouguier, a. a. O., S. 130. 
*} Lyon-Caen und Renault, § 573 
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Wie schon erwähnt, hat sich Cohn als einer der wenigen 
unter den deutschen und österreichischen Schriftstellern fiir eine 
üfifentliche Geldstrafe bei Ausstellung, ungedeckter Checks, etwa 
nach dem Muster des französischen Rechtes, ausgesprochen, und 
auch noch zwei andere bedeutende Autoren äussern dieselbe 
Ansicht. Funk *] will die ungedeckte Ausstellung auch dann, 
wenn keine betrügerische Absicht vorliegt, wenn z. B. der 
Aussteller dadurch sich nur aus einer momentanen Geld- 
verlegenheit retten will, für strafbar erklären, um den Check 
nicht in seiner Egenschaft als Zahlungsmittel diskreditieren zu 
lassen. Nach ihm soll sie aber dann auf keinen Fi\\\ strafbar 
sein, wenn sie bona fide erfolgt. Der Standpunkt des schweize- 
rischen Rechts ist demgemäss hier sogar von einem Anhänger 
der Checkstrafe verurteilt, und das mit Recht, denn es kann 
nur ein Gefühl des Unbehagens in den Geschäftskreisen 
erwecken, wenn sich die Checkaussteller der Gefahr aussetzen 
müssen, eventuell ohne die geringste Verschuldung ihrerseits 
unter Strafe zu geraten, und eine solche Bestimmung ist 
höchstens geeignet, hemmend auf die T^ntwicklung des Check- 
verkehrs zu wirken. Der Reichsbankdirektor Dr. Koch ist die 
andere Autorität, die sich mehrfach flir Bestrafung ungedeckter 
Checkausstellung auch ohne die Indizien des Betruges ausge- 
sprochen hat, und zwar im Interesse der Sicherheit des Check- 
verkehrs, so in seinem Vortrag vom 7. Oktober 1882: «Über 
Bedürfnis und Inhalt eines Checkgesetzes für das deutsche 
Reich > und in seinem Gutachten über die Fnige : «Empfiehlt 
sich eine gesetzgeberische Regelung des Checkverkehrs r>, das 
auf Ersuchen der ständigen Deputation des deutschen Juristen- 
tages im Jahre 1884 erstattet wurde. Er tritt damit in Wider- 
si)nich zu seiner früher in einem am 9. Februar 1878 in der 
juristischen Gesellschaft Berlin gehaltenen Vortrag ausge- 
sprochenen Ansicht:-) v ICnthält sich das Gesetz positiver Straf- 
hcstinimungcn für einen Mangel an diesem Erfordernis (des 
(Guthabens), so sehe ich keinen Nachteil. * Wenn nun auch 

^) Qiicslif)nn:iirc, S. 23 — 2\. 

-) Koch, rio^a'iiniplle N'orlräcre und Aufsätze, S. 167 — 168. 
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Koch seine Ansicht hierüber geändert zu haben scheint, so ist 
doch die grosse IMehrzahl «'iller Schriftsteller, die sich über 
diese Frage geäussert haben, noch entschieden der Meinung, 
die Sicherheit des Check Verkehrs werde ganz genügend gewähr- 
leistet, einerseits durch die allgemeinen strafrechtlichen Bestim- 
mungen über Fälschung und Betrug, andererseits durch den 
Geschäftsverkehr selbst, indem ein unreeller Checkaussteller 
seinen Kredit rasch genug verlieren würde, und ferner durch 
die Schadenersatzpflicht des Ausstellers gegenüber dem geschä- 
digten Checknehmer, endlich aber ganz besonders durch das 
im Check enthaltene Garantieversprechen und den damit ver- 
bundenen strengen Regress. ICs ist also, abgesehen vom Falle 
des Betruges, eine Strafe ungedeckter Ausstellung teils unnötig, 
wie auch hauptsächlich dadurch erwiesen wird, dass in vielen 
Ländern eine Strafe nicht angedroht ist und sich dort auch 
kein Bedürfnis nach einer solchen herausgestellt hat, teils auch 
gefährlich, indem eine solche Strafe geeignet ist, dem Check- 
verkehre nur Mindernisse und Unannehmlichkeiten zu bereiten, 
und dadurch den Gebrauch von Check unbeliebt zu machen. ^) 
Dass die Checkstrafe wegen ungenügender Deckung beinahe 
völlig unpraktisch ist, haben wir an den Erfahrungen der 
schweizerischen Bankpraxis erkennen können, -) dass es aber 
andererseits ein bedenkliches Unternehmen ist, die Strafgesetze 
ohne Not zu vermehren, ist eine allgemein anerkannte That- 
sache. Ich sehe mich also genötigt, aufs schärfste gegen eine 
Strafbestimmung wie die vorliegende Opposition zu machen. 
Der Aussteller hat ein Interesse daran, nicht ohne Verschulden 
eine Strafe zu riskieren, die Sicherheit des Checkverkehrs ist 
durch den Regress genügend, ja besser garantiert als durch 

1) Bunzl, a. a. O., S. 13 — 14; Leonhardt, a. a. O., S. 16; Hildebrand, 
Anm. 20; Behrend, Gutachten (i88}); Birnbaum, a. a. O., vS. 37; Riesser, Zur 
Revision des Handelsgesetzbuches, S. 282, 283; Hattunp, Der Check und 
der Giroverkehr der deutschen Reichsbank, S. 45 — 46; Simonson, Zum Check- 
gesctzentvvurf im Archiv für bürgerliches Recht VI, S, 353-358; Hoppen- 
stedt, Zum Checkgesetz 7; Kapp, a. a. <)., S. 62 — 63. 
2) Vgl. oben § 18. 
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die Strafe, und wenn man dann noch ein übriges thun will, 
so mögen die Banken die imberechtigte Checkausstellung in 
ihren Statuten mit Abbruch der Geschäftsverbindung mit dem 
nachlässigen Kunden bedrohen, wie das heutzutage schon bei 
den meisten deutschen und österreichischen Banken der Fall 
ist. Auch in der Schweiz pflegen sich die Banken diese Mass- 
regel zu reservieren. Beispielsweise die schweizerische Kredit- 
anstalt in Zürich bestimmt in j^ i, Absatz II der allgemeinen 
Bestimmungen über den Kontokorrentverkehr: 

< Wir behalten uns das Recht vor, bestehende Geschäfts- 
verbindungen jederzeit nach freiem Ermessen aufzuheben, und 
unser etwaiges Guthaben aus denselben ohne weitere Kündi- 
gung einzufordern.» Eine solche Massregel mag genügen. 
Mehr zu thun, kann aber nur vom Übel sein. Aus den meist 
interessierten Kreisen ist denn auch in Deutschland, wo alle 
offiziellen Entwürfe vom Reichsbankentwurf bis auf den heutigen 
die Strafdrohung für ungedeckte Checkziehung enthalten, eine 
energische (Opposition laut geworden. Die Handelskammern 
Hamburg, Mannheim,*) Mülhausen-) erheben lebhaften Protest 
und ganz besonders der Verein deutscher Banken 3) höhnt im 
allgemeinen auf die Gewohnheit der modernen Gesetze, an dem 
Schluss rein civilrcchtlicher Vorschriften auch Strafbestimmungen 
einzureihen und weiss sich im speciellen in dem Angriff auf 
die vorliegende Checkstrafe eins mit allen Interessenten und 
Interessenvertretungen, die sich zum Entwurf des Checkgesetzes 
kritisch geäussert haben. 

Aber trotz dieser energischen und gewichtigen Opposition 
hat auch der neueste deutsche Entwurf bedauerlicherweise an 
den Strafvorschriften festgehalten und meint das in folgender 
Weise begründen zu können: 

-fDie vorgesehenen Straf bestimmungen sollen die den Ab- 
sichten des Entwurfs entsprechende Solidität des Checkverkehrs 
sicher stellen und eine missbräuchliche Verwendung des Chock 

1) 27. September 1892. 

2) S. 12. 

3) 12. November 1892. 
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zu Zwecken, für welche der Wechsel bestimmt ist, aiisschliessen. 
Für den Fall der unberechtigten Checkausstellung ohne 
zureichendes Guthaben, sind zwar schon in .^ 20 civilrcchtliche 
Nachteile angedroht, da diese aber nur unter gewissen, nicht 
immer vorliegenden Voraussetzungen eintreten und im übrigen 
die Gültigkeit des Check und die Rechtsverbindlichkeit der 
auf ihn gesetzten Unterschriften von dem Vorhandensein des 
Guthabens nicht abhängig gemacht werden kann, so ist eine 
Strafbestimmung für unentbehrlich zu erachten, welche auch 
dann zutrifft, wenn die Voraussetzungen eines strafrechtlich zu 
ahnenden Betrugs nicht nachweisbar sind. ^ Der Wortlaut des 
Strafparagraphen 28 ist: 

« Mit Geldstrafe bis zu eintausend IMark wird, sofern nicht 
nach anderweiten Bestimmungen eine härtere Strafe verwirkt 
ist, bestraft: 

1. Wer einen Check begiebt, obwohl er weiss oder ohne 
grobes Verschulden wissen muss, dass ihm zur Zeit der Be- 
gebung ein Guthaben, welches zur Einlösung dieses Check und 
der von ihm auf denselben Bezogenen etwa begebenen ander- 
weiten Check ausreicht, bei dem Bezogenen nicht zusteht. 

2. Wer einen Check begiebt, bei dessen Ausstellung er 
vorsätzlich den Tag der Ausstellung nicht oder unrichtig 
bezeichnet hat. ') 

Im Falle der Nr. i tritt Straflosigkeit ein, wenn innerhalb 
der Präsentationsfrist das Guthaben in der erforderlichen Höhe 
beschafft ist. » 2) 

Ein kleiner Vorteil dieses Gesetzes gegenüber dem schweize- 
rischen ist, dass es die Strafe nicht ins unendliche w-achsen 
lässt, sondern 1000 Mark als Maximum fixiert, und dass es 
nur bei grobem Verschulden die Strafe eintreten lässt. Von 
diesen Vorteilen ist merkwürdigerweise der österreichische Ent- 
^vurf wieder abgekommen. Ganz besonders merkwürdig wird 
diese Thatsache aber dadurch, dass die erläuternden Bemer- 



1) Vgl. oben § 35 

2) Vgl. oben § 64. 
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kun^jen alle Ani^riffspimkte ^^egen die Strafe überhaupt nicht 
nur gelten lassen, sondern sogar für sich geltend machen 
wollen. Ich lasse den Wortlaut folgen : ^) 

« Sie (nämlich die Bestimmungen, welche einen Druck auf 
den Aussteller dahin ausüben sollen, dass er nicht ohne Gut- 
haben ziehe) durch ein allgemeines unter die Sanktion von 
Strafnachteilen gestelltes Deckungsgebot zu ergänzen, kann nur 
förderlich sein, weil sich die Einbusse, die im Übergange von 
der Vertragsklage zum Regressanspruch im allgemeinen gelegen 
ist, im einzelnen Falle immerhin geringer stellen kann : alsdann 
hat es seinen Nutzen, wenn der Aussteller durch eine .lus- 
drückliche Strafdrohung an die Unzulässigkeit der Überziehung 
des (lUthabens gemahnt wird. 

Jene Petitionen (welche strenge Bestrafung der Ausgabe 
unbedeckter Checks verlangen) denken hiebei vorzugsweise an 
öffentliche Bestrafung; in dem Sinne etwa, dass wer nicht für 
die Deckung seines Check sorgt, eine Art Delikt begeht, auf 
das Geld- und Haftstrafen zu setzen wären. Eine solche 
Institution kann schon deshalb nicht befürwortet 
>\' e r d e n , \\' e i 1 b e i Ü b e r m a s s v o n S c h ä r f e d e r C h e c k - 
\' e r k e h r wohl eben so wenig gedeihen würde, wie 
wenn die ICrfüllung des Guthabenerfordernisses nur vom Beheben 
des Ausstellers abhängen möchte. Namentlich für das 
n i c h t k a u f m ä n n i s c h e Publikum, also für denjenigen 
Teil von zahlenden Parteien, der eben durch das 
Gesetz für den Checkverkehr gewonnen werden 
soll, wäre die Strafdrohung eine wirksame Ab- 
s c h r e c k u n g. A u c h d i e G e s c h ä f t s w e 1 1 a\' ü r d e dar i n 
bald ein Hemmnis des C h e c k v e r k e h r s erblicken. 
Bei regem Geld- und Waren- ( E ffekten-) Aus- 
tausche zwischen dem Kaufmann und der Bank 
kann h i e u n d d a bei Berechnung der Deckung f ü r 
alle aus g e g c b e n e n Checks ein Irrtum unterlaufen 
u n d a m k r i t i s c h e n Tage die Deckung nicht voll- 
kommen ausreichen. Solche l'älle würden dann 

1} s. 30. 
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zu einem Strafverfahren Anlass geben, um fest- 
zustellen, ob dem Kaufmann Dolus oder grobes 
Verschulden zur Last fällt; auch ohne V^erurteilung 
könnte dies für den einzelnen verhängnisvoll 
werden. Eine allzustrenge Reaktion würde prak- 
tisch vielleicht eher das Deckungs er fordernis ab- 
schwächen als befestigen; denn der Bezogene 
würde sich in anbetracht des sonst dem Aussteller 
drohenden strafgerichtlichen Verfahrens unter 
Umständen doch bestimmen lassen, ungedeckte 
Checks auf Kredit einzulösen, t Und trotz dieser über- 
zeugenden Auseinandersetzung, die die erläuternden Bemer- 
kungen gegen die Strafdrohung gelten machen, fahren sie fort : 

«Nach dem Entwürfe soll — was empfehlenswerter erscheint 
— das Überziehen des Guthabens statt als Delikt als einfache 
Ordnungswidrigkeit angesehen werden und einer Ordnungs- 
strafe von 3 ö/o des nicht gedeckten Checkbetrages unterworfen 
sein. » Der österreichische Entwurf geht also noch weiter als 
der deutsche, indem er nicht nur eine Strafe androht, die 
unter Umständen das Maximum von lOOO Mark überschreiten 
könnte, sondern dieselbe sogar dann androht, wenn keinerlei 
Verschulden des Ausstellers vorliegt. Es geschieht das in 
§ 23: 

« Unterbleibt die Einlösung eines Check, weil dem Aus- 
steller zur Zeit der Präsentation des Check bei deqi Bezogenen 
kein Guthaben zusteht, oder wird der Check wegen unzureichender 
Deckung nicht voll eingelöst, so trifft den Aussteller eine Ord- 
nungsstrafe in der Höhe von 3 "/o des nicht gedeckten Check- 
betrages. Auf diese Ordnungsstrafe wird vom Civilrichter 
erkannt. Das der Strafverhängung vorausgehende Verfahren 
hat sich nach den Vorschriften des kaiserlichen Patentes vom 
9. August 1854, R. G. Bl. Nr. 208, zu richten. Das Ver- 
fahren wird nur dann von Amts wegen eingeleitet, wenn der 
Civilrichter durch einen vor ihm durchgeführten Prozess von 
der mangelnden Deckung des Check Kenntnis erlangt. Für 
die Eintreibung der zu gunsten des Staatsschatzes einzu- 
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reichenden Ordnun<^sstrafe und für eine allfällige Umwandlung 
der Strafbeträge gelten die Bestimmungen der Justizministerial- 
verordnung vom 5. November 1852, R. G. Bl. Nr. 227. 

Die Verhängung der Ordnungsstrafe erfolgt unbeschadet 
einer etwaigen strafgerichtlichen Verfolgung des x\usstellcrs 
wegen Betruges und unbeschadet der Ansprüche des Check- 
inhabers auf Ersatz seines Schadens. » 

Wenn wir nun auch die J^estimmungen beider Entwürfe 
nicht billigen können, so dürfen wir doch, was präcise und 
logische Fassung anbetrifft, dem österreichischen Entwürfe die 
Palme zuerkennen, gegenüber der unlogischen und schlechten 
Fassung des deutschen Entwurfes. 



Das Acceptverbol 

Auch in einem engen Zusammenhang mit der Frage der 
Deckung steht das Acceptverbot, das in mehreren Staaten 
geltendes Recht ist. Auch das Acceptverbot ist der Angst 
entsprungen, dass vielleicht durch Accept gesicherte Checks 
ohne Deckung in Umlauf gesetzt werden könnten. Da nun 
die Angst vor den ungedeckten Checks im wesentlichen dem 
fiskalischen Interesse entspringt, so liegt für die Schweiz eigent- 
lich kein zwingender Grund vor, 'das strenge Acceptverbot 
aufzunehmen. Da der schweizerische Check immer ein Sicht- 
papier ist, so haben wir allerdings auch keinen Grund, uns 
allzusehr gegen das Acceptverbot zu ereifern, denn zum min- 
desten die Träscntation zur Annahme und den Regress Mangels 
Annahme zu gestatten, liegt kein Grund vor, wenn wir, wie 
beim Sichtpapier der Fall ist, zur gleichen Zeit die viel ein- 
greifendere und wirksamere Präsentation zur Zahlung, und den 
Regress mangels Zahlung zu bewirken berechtigt sind. 

Der Munzingersche Entwurf hatte sich denn auch damit 
begnügt, auch bei der Bankanweisung (Check) nur den Regress 
mangels Annahme auszuschliessen in seinem Art. 442 : 
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«Anweisungen werden nicht zur •Annahme präsentiert. 
Geschieht es, so ist der z.ur Zahlung Angewiesene nicht ver- 
pflichtet, sich darüber zu erklären, und der Inhaber nicht 
berechtigt, wegen Verweigerung der Annahme oder einer 
I^>klärung darüber, Protest erheben zu lassen und Regress zu 
nehmen. 

Wird eine Anweisung freiwillig acceptiert, so entsteht für 
den* Acceptanten die gleiche Verbindlichkeit, wie aus der An- 
nahme eines gezogenen Wechsels. Stellt jedoch der Acceptant 
vor dem Verfalltage seine Zahlungen ein, oder fällt er vor 
demselben in Konkurs, so ist der Inhaber der Anweisung nicht 
berechtigt, von dem Aussteller und dem Indossanten Sicher- 
stcllung zu fordern. » 

Dem Sinne nach, wenn auch nicht dem genauen Wortlaut 
nach, sind diese Bestimmungen in das S. ().-R., Art. 841, 
übergegangen, beziehen sich aber nicht auf den Check im 
engeren Sinne, sondern nur auf die Orderanweisungen des 
Art. 839. Auch für die gewöhnliche bürgerliche Anweisung 
hat das S. O.-R. in Art. 410 Absatz II ausdrücklich die Ver- 
pflichtung des Angewiesenen, die Annahme zu erklären, ver- 
neint, und in Art. 409 die Wirkungen einer trotzdem frei- 
willig erfolgten Annahmeerklärung festgestellt. Um so sicherer 
wird beim Check die Annahmeerkiärung ausgeschlossen durch 
Art. 834 Abs. I: 

«Die Präsentation zur Annahme und die Annahme finden 
bei dem Check nicht statt. » 

Der Unterschied des Wortlautes dieses Artikels von dem 
Wortlaut der Art. 841 und 409 ist zu sehr in die Augen 
springend, als dass man nicht annehmen müsste, es sei durch 
Art. 834 mehr gesagt, und daher jegliche Annahme, auch die 
freiwillige verboten. Trotzdem ist aber die Frage aufgetaucht, 
ob und was für Wirkungen ein Accept eines Check nach 
S. O.-R. habe. Allerdings ist es ein bedenkliches Ding, einem 
Versprechen jegliche rechtliche Wirksamkeit zu benehmen, und 
man sollte das nie ohne sehr triftigen Grund thun, weil ein 
solches Verfahren des Gesetzgebers beinahe als eine Prämiierung 
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des Wortbruches an^^^'sehen werden kann, was nur gestattet 
wäre, wenn man das Versprechen selbst als eine unsittliche 
Handlung betrachten darf (vergl. Wucher — Spiel — Wette). 
Obwohl das nun hier nicht der Fall ist, so ist doch der Wort- 
laut des Art. 834 so zwingend, dass wir dem Accept des 
Check nicht nur die besonderen Wirkungen, wie sie in den 
Art. 841 und 736 — 748 enthalten sind, sondern auch die in 
Art. 409 geregelten Wirkungen eines Annahmeversprechens 
ohne Vorbehalt im civilen Recht absprechen müssen ; immerhin 
aber glaube ich doch eine, wenn auch ganz minimale, Wirkung 
anerkennen zu müssen. Der Acceptant eines Check übernimmt 
zwar keine Wechsel- oder checkrechtliche Verpflichtung zu zahlen, 
wohl aber bindet" er sich vertragsmässig civilrechtlich, zwar nicht 
in dem Sinne des Art. 409, dass ihm die Einreden aus dem Ver- 
hältnisse zwischen ihm und dem Anw^eisenden nicht mehr 
zustehen würden, sondern nur in dem Sinne, dass der Check- 
inhaber, dem der Bezogene acceptiert hat, gegen diesen eine 
direkte Klage erhält, welche aber der Bezogene mit allen Einreden 
bekämpfen kann. Dass diese Klage nur von dem vertrag- 
schliessenden Checkinhaber gegen den Bezogenen angestrengt 
werden kann und nicht durch Indossament oder Begebung ohne 
solches übertragen wird, versteht sich von selbst, denn die 
Wirkung des Accepts als Formalakt auf der Urkunde ist ja 
ausdrücklich ausgeschlossen, und die Wirkung völlig unabhängig 
von dem Papier. Die gegenteilige Meinung, dass ein Check- 
accept nach S. O.-R. nicht die geringste rechtliche Wirkung 
habe, ist aber ebenfalls ausgesprochen worden,^) und ich kann 
für meine Ansicht keine Autoritäten anführen. Was nun die 
Zweckmässigkeit des Acceptverbotes anbetrifft, so möchte ich 
sie für die Schweiz zum mindesten bestreiten. Da der Check 
ein Sichtpapier ist, wird das Accept w'ohl selten gefordert 
werden, weil das unnötig ist, aber es zu verbieten, wenn es 
den Interessenten beliebt, liegt kein Grund vor. 

Der Zustand in England und Amerika ist denn auch der, 
dass das Accept beim Check zwar gewöhnlich nicht vorkommt, 

1) Kuhlenbeck, a. a. O. S. loo Anm. 
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dass es aber im Falle des Vorkommens völlig rechtsgültig ist, 
wie bei den übrigen Wechseln, i) Auch Checks, die im voraus 
bis zu einer bestimmten Höhe acceptiert sind, kommen vor, 
und diese sind geeignet den Banknoten Konkurrenz zu machen. 
Nach Chastenets^) Angabe sind sie aber trotzdem nicht im 
Stande die Banknoten zu ersetzen, da das Accept nur gültig* 
ist während der Präsentationsfrist. Vorteilhaft zeichnen sie sich 
aber vor den Banknoten dadurch aus, dass sie nicht an bestimmte 
und runde Summen gebunden sind. In allen Ländern, wo ein 
Notenbankmonopol existiert, würden wohl solche Checks, als 
dem Notenmonopol widersprechend, auszuschliessen sein.^) Es 
ist aber auch schon die Befürchtung ausgesprochen worden, 
dass bei Acceptierbarkcit der Checks der Markt mit zweifel- 
haften Wertzeichen überschwemmt würde, eine Befürchtung, 
die durch die Erfahrungen, die seinerzeit in Zürich mit der 
freien Notenausgabe gemacht wurden, widerlegt wird, da nämlich 
alle nicht ganz sicheren Papiere damals unbarmherzig vom 
Markt ausgestossen wurden ohne irgend welchen Zwang. 

Auf dem Kontinent ist das Accept beim Check fast überall 
gesetzlich ausgeschlossen, so in Frankreich, Belgien, Italien, 
Für Italien behauptet aber Cohn, entgegen der Ansicht P'ranchis, 
dass ein Accept doch verbindlich sei. In Deutschland ist der 
acceptierte Check zwar nicht verboten, aber gemäss § 24 Ziffer i 
des Gesetzes betreffend die Wechselstempelsteuer vom 10. Juni 
1869 dem vollen Wechselstempel unterworfen. Nach Kuhlen- 
beck*) ist der Checkacceptant auch nur dann gebunden, w-enn 
er ein Kaufmann ist. Selbstverständlich kommt daher das 
Checkaccept in Deutschland überhaupt nicht vor. ^) Auch in 
Österreich ist es praktisch unbekannt. 6) In der deutschen und 
österreichischen Litteratur ist die Frage, ob ein Acceptverbot 



1) Grant, S. 103. Chalmers Digest. S. 207. Kapp, S. 72. 

«) a. a. O. S. 6. 

8) Chastenet, a. a. O. S. 6. Behrend, a. a. O. S. 34. 

*) a. a. O. S. 100. 

*) Vergl. Behrend, S. 30. 

6) Bunzl, S. 18. 
Dr. Fick, Der Check. 22 
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am Platze sei, zwar besprochen worden, aber ohne viel Wärme. 
Heftige Gegner hat es überhaupt nicht gefunden. Kapp allein 
wünscht die Zulässigkeit des Accepts nach englischem Muster, i) 
Benndorf-) spricht lau für das Acceptverbot. Birnbaum 3) hält 
das Accept für dem Wesen des Check widersprechend. Simonson^) 
• will dasselbe als nicht geschrieben gelten lassen. Koch, ^) Funk^) 
und Cohn') wollen den acccptierten Check wenigstens besteuern. 
Bunzl^) dagegen meint, es sei kein dringender Grund vor- 
handen, die Frage gesetzlich zu entscheiden, da praktisch gar 
kein Bedürfnis vorliege. 

Die beiden neuen Entwürfe haben sich für das Accept- 
verbot entschieden. 

Deutscher Entwurf: 

«§ 7. Der Check darf nicht acceptiert werden. Ein auf 
den Check gesetzter Annahmevermerk gilt als nicht geschrieben. » 
Österreichischer Entwurf: 

«5^ 8. Eine Annahme (Acceptation) findet beim Check 
nicht statt. Ein auf den Check gesetzter Annahmevermerk 
gilt als nicht geschrieben. » 

Die Gründe, welche für diese Bestimmung von den Motiven 
der beiden Entwürfe angeführt werden, sind verschiedene. Ich 
lasse sie folgen. 

Begründung zum deutschen Entwurf:^) 

c Den gleichen Zweck (eine Begebung ungedeckter Checks 
für alle Fälle zu verhindern) verfolgt die Bestimmung (ji 7), nach 
welcher die Übernahme einer abstrakten Schuldverpflichtung 
seitens des Bezogenen durch Accept des Check für unzulässig 
erklärt wird. 

1) a. a. O. S. 12. 

2) Int. Korrespondenzblütter des Vereins Deutscher Banken, 6. Jan. 1880. 

3) a. a. O. S. 10. 

*) Zum Checkgesetzentwurf im Archiv für bürgerliches Recht, VI, 351. 

^) Über Giroverkehr u. s, w. S. 32. 

^ Questionnaire S. 2*. 

'') In Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft. 

8) a. a. O. S. 18. 

») a. a. O. S. 25. 
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Im *) Interesse der Reinhaltung und Solidität des Check- 
verkehrs scheint es jedoch angemessen, ein Accept überhaupt 
nicht zuzulassen und einen Annahmevermerk als nicht geschrieben 
zu betrachten.» 

Erläuternde Bemerkungen zum österreichischen Entwurf: 2) 

« Für den Checkverkehr wäre das ein Nachteil. Die Bereit- 
willigkeit, sich mit Checks beziehen zu lassen, würde sich min- 
dern, oder die Banken und Bankiers würden für die Übernahme 
eines grösseren Risikos auch grössere Gegenleistungen vom 
Checkaussteller fordern. Beides wirkt als Einschränkung des 
Checkverkehrs. » 



s 71. 

Acceptsurrogate. 

Ausser dem Accept selber sind in verschiedenen Ländern 
noch andere Manipulationen üblich, die ähnliche Zwecke ver- 
folgen wie das Accept. Es sei mir gestattet, auch diese in 
aller Kürze zu erwähnen. Von den agnoscierten Checks, 
die bisweilen in England vorkommen, haben wir bereits Notiz 
genommen. Sie stellen im voraus acceptierte Checkblankette 
dar. Es handelt sich hier um ein wirkliches Accept. 

Ein anderer Brauch kommt auch in England vor und 
wurde früher vielfach dem Accepte gleichwertig erachtet, das 
« Marking. » Es geschieht in der Weise, dass namentlich die 
Clearingbanker Checks, die zum Clearing zu spät kommen, dem 
Bezogenen zur Prüfung vorlegen. Findet der Bezogene den 
Check in Ordnung, so giebt er ihn mit seinen Initialen gezeichnet 
dem Präsentanten zurück, und ein so markierter Check hat 
dann im Clearing des folgenden Tages einen Vorzug.^) Nach 
Kochs *) Angabe steht dieses Marking erst im neueren englischen 



>) a. a. O. S. 39. 

2) a. a. O. S. 21. 

8) Cohn, Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft, 111, S. 125. 

*) Gesammelte Vorträge, S. 148, Anm. 22. 
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Recht nicht mehr dem Accepte gleich, wurde aber früher als 
Acceptierung angesehen. 

In Amerika hat sich aber ein die Wirkung des Accept 
teilweise noch übersteigender Brauch eingebürgert, das c Ce^ti- 
f y i n g. » Es geschieht meist dadurch, dass ein Beamter der 
bezogenen Bank durch den Text das Wort «good> mit oder 
ohne Hinzufugung des Namens oder der Anfangsbuchstaben 
schreibt. Es ist aber auch jede andere Form gültig. Die 
hieran geknüpften Rechtswirkungen sind sehr weitgehende. 
Cohn^) fuhrt ein Urteil des obersten Gerichtshofes der Ver- 
einigten Staaten an, welches von Daniel als der herrschenden 
Meinung entsprechend angesehen wird. Nach diesem Urteil 
wird durch die Certifikation die Bank alleiniger Schuldner und 
der Aussteller entlastet. Sie ist also ein Zahlungssurrogat. Die 
Checksumme werde von diesem Moment an dem Aussteller 
belastet und dem Inhaber des Check gutgeschrieben. Der Check 
wird daher zu einem Depotschein und funktioniert wie eine 
Banknote. Trotz der apodiktischen Behauptung des Gerichts- 
hofes, dass jeder Zweifel an der Richtigkeit des Erkenntnisses 
ein schwerer Angriff auf den Handel sei, vermag Cohn ein 
jüngeres Urteil des New Yorker Gerichtshofes anzuführen, 
welches dem Certifying keine so hohe Bedeutung beimisst. 
Nach Cohn sollen auch zwei Richter des obersten Gerichtshofes 
sich gegen den Entscheid ihrer Kollegen erklärt haben. Un- 
streitig ist aber der Verkehr mit certificierten Checks, der noch 
gar nicht alt ist, heute ein überaus verbreiteter. Er wird von 
dem oben erwähnten Gerichtshof allein für die Stadt New York 
auf täglich loo Millionen Dollars geschätzt. 2) 

Auch auf dem europäischen Kontinente ist die Frage 
erörtert worden, ob das Certifying oder etwas dem ähnliches 
gestattet werden solle. Darimon in seinem Bericht an die 
Kammer spricht sich entschieden dagegen aus, weil die Certi- 
ficicrung überflüssig sei, und den Verkehr mit einer neuen 

*) Eodem S. 130. 

2) Cohn in Conrads Jahrbüchern XXXIII, S. 483. 
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Formalität belaste. Cohn >) spricht sich zwar gegen mündliche 
Annahmeerklärung aus, hält aber jegliche schriftliche Ver- 
pflichtung als unwirksam zu erklären; für recht bedenklich, da 
man unzweifelhaft Willenserklärungen nicht ohne zwingendste 
Gründe der Wirkung berauben solle. 

Ein weiterer, der Acceptierung ähnlicher Brauch besteht 
in Frankreich. Es kommt dort vor, dass der Bezogene durch 
ein € V i s a ^ bezeugt, dass der Check in Ordnung sei. Dieses Visa 
steht aber durchaus nicht dem Accepte gleich, sondern es ist der 
Bezogene berechtigt, Zahlung zu verweigern, wenn nach der 
Visierung die Deckung ausging. Es ist thatsächlich nur ein 
Attest darüber, dass zur Zeit des Visa Deckung vorhanden war. 
Zuweilen werden auch im voraus visierte Checks ausgegeben. 
Aber auch diese enthalten keine Verpflichtung des Bezogenen 
zur Zahlung. 2) 



^) Loco citato. 

2) Lyon-Caen und Renault § 561. 



342 — 



KAPITEL VI. 

Der normale Verlauf des Checkgeschäftes. 



§ 72. 

Der äussere Gang. 

Bis jetzt haben wir die formalen Eigenschaften des Papiers 
und die materiellen Voraussetzungen zu seiner Ausstellung 
kennen gelernt. Es bleibt uns nun noch übrig zu untersuchen, 
welche Rechtsverhältnisse durch die Begebung des Check ent- 
stehen. Der normale Verlauf des Checkgeschäftes ist ein höchst 
einfacher. Der Aussteller, der aus irgend einem Grunde dem 
Checknehmer eine Zahlung leisten will, übergiebt diesem anstatt 
baren Geldes einen nach den Prinzipien der beiden letzten 
Kapitel formell und materiell gültig ausgestellten Check. Der 
Checknehmer macht sich nun entweder dadurch bezahlt, dass 
er den Check dem Bezogenen zur Zahlung präsentiert, worauf 
der Bezogene sofortige Zahlung in Bar oder durch Gutschrift 
leistet, oder der Checknehmer giebt den Check an einen 
Dritten weiter, worauf bei einem der Nachmänner in derselben 
Weise Präsentation zur Zahlung sowie Zahlung seitens des 
Bezogenen an den letzten Checkinhaber erfolgt. Es bleibt 
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genauer zu untersuchen, welche Wirkung und welchen recht- 
lichen Inhalt das Geschäft der Checkbegebung hat. 



Wirkung der Checkbegebung. 

Es ist bisweilen die Frage aufgeworfen worden, ob der 
Check an Zahlungs Statt oder zahlungshalber begeben werde. 
Endemann in seinem Handelsrecht ^) und v. Canstein 2) sprechen 
sich dafür aus, dass die Checkbegebung eine datio in solutum 
darstelle, ähnlich wie die Banknotenübertragung, v. Canstein 
sieht darin das wesentlichste Charakteristikum des Check und 
den Hauptunterschied des Check gegenüber dem Wechsel, 
welcher nur zahlungshalber begeben werde. Das letztere scheint 
mir ebenso wenig richtig wie das erstere. Denn einerseits 
kommt die datio in solutum auch beim W^echsel häufig genug 
vor, man denke an den kaufmännischen Ausdruck des « Rem- 
bourses», welcher schon die Begebung an Zahlungs Statt aus- 
drückt, man denke an den Ausdruck der « Vorschusszahlung. » ^) 
Ja! im internationalen Verkehr spielt sogar der Wechsel an 
Zahlungs Statt eine wesentliche Rolle. Andrerseits beim Check 
kann man nicht leugnen, dass Begebung zahlungshalber erfolge. 
Kuhlenbeck ^) bezeichnet sogar im allgemeinen die Checkbegebung 
als einen Versuch, die Zahlung durch Vermittelung des Bankiers 
zu erlangen, als ein provisorisches Surrogat der Barzahlung. 
Hildebrand 5) sagt, sie leite die Zahlung nur ein, und erst mit 
der Einlösung des Check werde die Zahlung perfekt. Dem 
gegenüber muss man allerdings feststellen, dass sowohl im eng- 
lischen als im deutschen Geschäftsverkehr unter Umständen die 
Parteien übereinkommen, einen Check als definitive Zahlung 



>) Vierte Auflage S. 547. 

2) Check, Wechsel und deren Deckung, S. 116 und S. 2. 

8) Kuhlenbeck, S. 149. 

*) a. a. O. S. 109 und 110. 

^) a. a. O. S. 19 und 16. 
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anzunehmen.^) Darimon sagt sogar aus, dass dies vermutet 
werde, wenn gegen Hingabe des Check die zu bezahlenden 
Effekten schon ausgeliefert werden, während allerdings gebrauchs- 
gemäss dieselben erst nach Eingang des Checkbetrages ausge- 
händigt würden. In Deutschland nehmen ebenfalls bisweilen 
Banken von einander Checks bedingungslos in Zahlung, z. B. 
die Deutsche Reichsbank-)'') und der Berliner Kassenverein. ^) 
Eine so starke Wirkung wird man aber niemals vermuten dürfen.^) 
Hoppenstedt*) wünscht sogar eine Legalpräsumption aufzustellen, 
dass im Zweifelsfalle der Check nur zahlungshalber, nicht an 
Zahlungs Statt ausgegeben sei. 

Seiner Theorie gemäss muss v. Canstein natürlich, wenn 
er die Checkbegebung als unbedingte Zahlung gelten lässt, in 
ihr eine Novation erblicken und im Falle des Nichteinganges 
einen Rückgriff auf das alte Rechtsgeschäft ausschliessen. Diese 
Theorie französischen Ursprungs ist energisch zurückzuweisen, 
schon im Interesse des Nehmers, der sehr wohl unter Umständen, 
namentlich etwa falls ein Pfandrecht mit dem alten Schuldver- 
hältnis verbunden war, es vorziehen wird, anstatt des Regresses 
aus dem Papier auf das alte Verhältnis zurückzugreifen, natürlich 
unter Rückgabe des Papiers an den Vormann. Diese Ansicht 
wird auch vertreten durch Koch,*) Funk,') Simonson®) und 
andere mehr.^) Wenn ich nun auch zugebe, dass sowohl beim 
Wechsel als beim Check Hingabe an Zahlungs Statt als auch 
zahlungshalber erfolgen kann, so muss ich doch andererseits 
anerkennen, dass beim Check eine bestimmte Wirkung der 



1) Kapp, S. ;o. 

2) Koch, Gesammelte Vorträge, S. 169 Anm. 80. 
^) Mannheimer Han(lel>kammer, 2. IX. 92. 

*) Koch, a. a. O. S. i(>8, Kapp, S. 70, Simonson, Beiträge zur Lebre 
vom Check, S. 20. 

^) Zum Checkjjesetz, S. 24. 

«) a, a. O. S. Anm. 78. 

') Questionnaire. 

^) Beiträge zur Lehre vom Check, S. 20. 

^) Vgl. Daniel: A trealise on the law of negotiable instnimcnts §§ 1596 
und 1628. 
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Begebung die normale ist, und folglich im Zweifelsfalle ange- 
nommen werden muss. Cohn ^) fuhrt als Analogie fiir die Check- 
begebung die Hingabe eines Coupons an, der vom Geschäfts- 
mann stets in Zahlung genommen wird, unter dem ausdrück- 
lichen oder stillschweigenden Vorbehalt des Einganges. Ein 
solcher Vorbehalt charakterisiert sich nun m. E. als eine reso- 
lutive Bedingung. Die Checkbegebung wirkt also in der Regel 
und im Normalfalle als eine resolutiv *) bedingte Zah- 
lung. Koch sieht in ihr eine suspensiv*) bedingte Zahlung 
(vorbehaltlich des Eingangs) 2) und meint, sie werde erst mit 
dem Momente der Einlösung perfekt.^) 

Ich spreche mich für die resolutiv bedingte Zahlung aus, 
weil im Falle der richtigen Erfüllung der Bedingung der Moment 
der Checkbegebung naturgemäss als der Moment der fertigen 
Zahlung erscheint, was auch von Koch nicht bestritten wird, 
und selbst Kapp,^) der nur von einer Begebung zahlungshalber 
spricht, muss zugestehen, dass die Wirkung, weil von vorne- 
herein bezweckt, sich von selbst auf den Zeitpunkt der Hingabe 
und Annahme des Check zurück erstrecke. Wenn man aber 
diese Wirkung im Moment der Hingabe zugeben muss, so 
spricht man viel ungezwungener von einer Resolutivbedingung. 
Die Resolutivbedingung bei der Checkbegebung ist aber immer 
die, dass der Check bei rechtzeitiger Präsentation eingelöst 
werde. 

Ist die Bedingung nicht erfüllt, weil der Bezogene trotz 
rechtzeitiger Präsentation Zahlung verweigerte, und ist das 



1) In Conrads Jahrbüchern, XXXIII 489. 

*) Ich verwende hier die gebräuchlichen Ausdrücke, suspensiv und resolutiv 
bf dingt, während ich lieber final suspensiv bedingt und initial suspensiv bedingt 
sagen würde, denn in beiden Fällen ist etwas Zukünftiges in suspenso, nur ist 
in dem einen der Anfang der unter Bedingung gestellten Rechtsthatsache in 
suspenso, in dem andern Falle das Ende. In Wahrheit ist daher der Ausdruck 
resolutiv bedingt nicht richtig. Er ist aber so eingewurzelt, dass ich im Interesse 
der Verständlichkeit nicht wage, mich von demselben zu emancipieren. 

2) Über Giroverkehr u. s. w. S. 32, Gesammelte Vorträge S. 168. 
8) a. a. O. S. 5. 

*) a. a. O. S. bq. 
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konstatiert, so gilt die Zahlung als nicht erfolgt, der Aussteller 
hat also die alte Klage im vollen Umfange gegen sich wirken 
zu lassen. Ist die Beding\mg erfüllt, so ist eo ipso die Zahlung 
perfekt schon im Momente der Begebung gewesen. 

Ist die Nichterfüllung der Bedingung nicht konstatierbar, 
indem nicht rechtzeitig präsentiert wurde, so hat der Aussteller, 
falls er aus dem alten Kontrakt eingeklagt wurde, die Einrede 
der geschehenen Zahlung für sich und haftet nur noch eventuell 
fiir Bereicherung. 

Für diese Behauptung habe ich einen Bundesgenossen an 
ZoUcr, 1) welcher sagt: «Die Rechtsparömie assignatio non est 
solutio gilt nicht für den Check, der zwar auch eine Zahlungs- 
anweisung ist. Zwar ist gesetzlich niemand verpflichtet, den- 
selben an Zahlungs Statt anzunehmen ; allein dies kann insoweit 
nicht gelten, als es sich um den kaufmännischen Verkehr han- 
delt. Das Wesen des Kredites bringt es hier mit sich, dass 
der Kaufmann, welcher einen ihm übersandten Check als Zah- 
lung nicht annähme, sondern zurückwiese, als in mora accipiendi 
anzusehen wäre. Die Begebung ist in der That eine Zahlung, 
aber nicht eine unbedingte; sie ist und bleibt nur so lange 
Zahlung, als eine in gehöriger Weise nachgesuchte Einlösung 
vom Bezogenen nicht verweigert worden ist. Sie wird hinfällig, 
wenn eine solche Einlösung verweigert wird. Die hinzutretende 
Bedingung ist nicht eine suspensive Bedingung, wie Koch 
annimmt, sondern eine resolutive. » 

Trotzdem der Wortlaut des Art. 407 S. O.-R. scheinbar 
meiner und Zollers Ansicht widerspricht, halte ich meine Behaup- 
tung, die Checkbegebung sei, wie jede Anweisung, in dubio 
eine resolutiv bedingte Zahlung auch für das schweizerische 
Recht aufrecht, denn Absatz I des Art. 407 : « Soll mit der 
Anweisung eine Schuld des Anweisenden (Assignanten) an den 
Empfänger getilgt werden, so erfolgt die Tilgung erst durch 
die von dem Angewiesenen geleistete Zahlung ^ wird gleich 
in unserem Sinne der Resolutivbedingung modificiert durch 

') Vergl. Zoller, S. 27 imd 30. 
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Absatz II : « Doch kann der Empfänger, welcher die Anweisung 
angenommen hat, seine Forderung gegen den Anweisenden 
nur dann wieder geltend machen, wenn er die Zahlung vom 
Angewiesenen gefordert und * nicht erhalten hat. * Ja, ich 
gehe sogar noch weiter und behaupte, dass das S. O.-R. unter 
Umständen eine Präsumption dafiir aufstellt, dass Checks und 
Anweisungen im Zweifel als resolutiv bedingte Zahlung ange- 
nommen worden seien, und zwar in Art. 408: 

«Der Gläubiger, welcher eine von seinem Schuldner ihm 
erteilte Anweisung nicht annehmen will, hat diesen bei Ver- 
meidung von Schadenersatz ohne Verzug zu benachrichtigen. 

Im übrigen gelten für den Empfänger einer Anweisung 
die Bestimmungen der Art. 392 und 393. 

Art. 392. Durch die Annahme eines Auftrags verpflichtet 
sich der Beauftragte, das ihm übertragene Geschäft nach dem 
Willen des Auftraggebers zu besorgen. 

Eine Vergütung (Provision, Honorar) ist nur dann zu 
leisten, wenn eine solche verabredet oder üblich ist. 

^^t« 393« -A.ls angenommen gilt ein nicht sofort abge- 
lehnter Auftrag, wenn er sich auf die Besorgung solcher Geschäfte 
bezieht, welche der Beauftragte kraft obrigkeitlicher Bestellung 
oder gewerbsmässig betreibt oder zu deren Besorgung er sich 
öffentlich empfohlen hat. » 

Als einen Beweis dafiir, dass auch in Geschäftskreisen die 
resolutiv bedingte Zahlung als der Normalfall der Checkbegebung 
angesehen wird, kann ich die Geschäftsordnung des Berliner 
Kassenvereins, § 25, anführen: 

«Checks, welche den Boten der Bank gelegentlich der 
Einkassierung in Zahlung gegeben werden, sind stets mit dem 
Vermerke « Nur zur Verrechnung * zu versehen, die Annahme 
dieser Checks gilt jedoch nicht unbedingt als Zahlung, dieselbe 
erfolgt vielmehr stets unter der ausdrücklichen Voraussetzung, 
dass die Checks in Ordnung sind. Ist dies nicht der Fall, so 
ist, abgesehen von den sonstigen Ersatzansprüchen der Bank, 
der Empfänger der gegen derartige Checks ausgehändigten 
Posten verpflichtet, letztere sofort zurückzugeben. » 
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§ 74. 

Inhalt der Cheekbegebnng. 

Für das schweizerische Recht ist die Frage, was der recht- 
liche Inhalt der Checkbegebung sei, sehr einfach zu lösen. Er 
ist ganz wie der Wechsel zum einen Teile eine Anweisung, 
wie sie in Abschnitt II des XIV. Titels behandelt wird, zum 
anderen Teile folgt er, wie in Art. 413 überflüssigerweise noch 
ausdrücklich bemerkt wird, den besonderen Bestimmungen des 
Titels XXX. Diese besonderen Bestimmungen gipfeln aber im 
wesentlichen wie beim Wechsel in der Besonderheit, dass zu 
der Anweisung hier noch ein ganz eigen geartetes Garantie- 
versprechen hinzutritt. Es ist also auch für das schweizerische 
Recht die Behauptung," wie sie vom internationalen Brüsseler 
Kongress von 1888 aufgestellt wurde, es sei keine Definition 
zu finden, welche praktisch den Check vom Wechsel unter- 
scheide, bis zu einem gewissen Grade richtig. Wie Kapp *) 
sehr richtig erkannt hat, fungieren die meisten Checks als 
Anweisungen, währenddem ihre gleichzeitige Eigenschaft als 
Wechsel versprechen latent bleibt. Es ist übrigens in geringerem 
Masse dasselbe auch bei der Tratte der Fall, welche normaliter 
auch nur als Anweisung funktioniert, und nur im Falle der 
Nichteinlösung, welcher Fall allerdings beim Wechsel weitaus 
häufiger eintritt, als beim Check, das Wechselversprechen wirksam 
werden lässt. Trotzdem können wir für das schweizerische und 
das kontinentale Recht überhaupt Kapps Standpunkt, 2) der im 
Check nur eine Unterart des gezogenen Wechsels sieltt, nicht 
acceptieren, während dies für das englische Recht unstreitig 
richtig ist. Allerdings ist auch bei uns das Garantievcrsprecheii 
beim Check vom Wechselgarantieversprechen principiell ununter- 
scheidbar, wir haben aber neben dem Formalunterschied zwischen 
Check und Wechsel noch einen materiellen, welcher in 
der Anweisungsseite des Check zu finden ist. Die Check- 

^) a. a. O. S. 8. 
2) a. a. O. S. 9. 



— 349 — 

anweisung setzt, wie gesetzlich angeordnet ist, immer ein Recht 
des Ausstellers, den Bezogenen anzuweisen, voraus. Der Check 
kann also nicht in die Luft gezogen werden. Auf die recht- 
liche Konstruktion hat diese thatsächliche Voraussetzung aber 
keinerlei Einfluss. 

Für die Schweiz ist die rechtliche Konstruktion äusserst 
einfach in dem Gesetze normiert: 

«Art. 406. Durch die Anweisung wird der Angewiesene 
(Assignat) beauftragt, dem Anweisungsempfänger (Assignatar) 
eine bestimmte Geldsumme zu zahlen, und der letztere, die 
Zahlung im eigenen Namen zu erheben. > 

Es handelt sich also um zwei Mandate, ein Zahlungs- 
mandat und ein Inkassomandat. 

In der deutschen Litteratur wird viel über den rechtlichen 
Inhalt der Checkbegebung hin- und hergestritten. Von vorne- 
herein muss eine Theorie, die wie es scheint, in Frankreich, 
Belgien und Holland vertreten, i) und durch v. Canstein mit 
grossem Nachdruck auch in die deutsche Litteratur eingeführt 
wird, zurückgewiesen werden, v. Canstein sieht in der Check- 
begebung eine Eigentumstradition, eine Cession des Eigentumes 
an einem Teile der Deckung. 2) Es ist das schon dadurch 
genügend widerlegt, dass in weitaus der Mehrzahl der Fälle, 
ja sogar im typischen Normalfall des Check, in dem die Deckung 
in einem depositum irreguläre besteht, der Aussteller selbst gar 
kein Eigentum an der Deckung hat, und folglich auch kein 
Eigentum cedieren kann, nach der alten Regel «niemand kann 
mehr Recht übertragen als er selber hat. » Man braucht also 
keine weitern Worte darüber zu verlieren. Auch die Cession 
der Klage könnte höchstens dort angenommen werden, wo 
das Gesetz dem letzten Checkinhaber gegen den Bezogenen 
eine direkte Klage zugesteht. Die meisten Schriftsteller sprechen 

1) Cohn in Conrads Jahrbüchern, XXXllI, 484. 

2) a. a. O. § 6. 
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sich denn auch gegen die Cession ^) aus, so Cohn, 2) Koch, ^) 
Bayerdörffer, ^) Simonson^) und viele andere. 

Aber anderseits können sie sich wieder zum Teil nicht 
entschliessen, den Check als eine Anweisung anzusehen, Koch®) 
hält ihn für mehr als eine solche, auch Simonson') hält die 
gemeinrechtliche Anweisung für nicht völlig verwendbar, da sie 
von dem Gedanken des Mandates und damit der Berechti- 
gung des Anweisenden beherrscht sei, während bei dem Check 
der Schwerpunkt auf der Verpflichtung des Ausstellers 
liege. Aber gerade dieser Gedanke des Mandates ist es, der 
bei den meisten Theorien wieder auftaucht. Der Auftrag des 
Ausstellers an den Bezogenen, dem Checkinhaber Zahlung zu 
leisten, kann wohl kaum geleugnet werden, aber auch das 
Inkassomandat wird von vielen behauptet, S) von anderen 
bestritten. ^) Der Streit dreht sich hauptsächlich um den Punkt, 
ob der Checknehmer mandatsmässig verpflichtet sei, die Zahlung 
zu fordern. Hauptsächlich Wendt legt ein Hauptgewicht darauf, 
dass der Aussteller eine actio mandati directa gegen den Nehmer 
nicht habe, was nicht zu leugnen ist, und sieht die Pflicht der 
Präsentation als eine reine Diligenzpflicht als Voraussetzung 
eines Regresses an, ebenso leugnet Simonson ^^) das Inkasso- 
mandat und statuiert die der Rechtskonsequenz nicht ent- 
sprechende Präsentationspflicht nur aus praktischen Gründen, 
wodurch die Idee der lediglich berechtigenden Vollmacht nicht 
gestört werde. Mir scheint, dass wir, da von keiner Seite die 



1} Vergl. auch Rechenschaftsbericht des Obergerichts Zürich, 1887 Nr. 8, 
wo die Frage, ob Indossieiung eines unacceptierten Wechsels eine Cession ent- 
hal e, verneint wird. 

^) In Conrads Jahrbüchern, XXX 111, 484. 

8) a. a. O. S. 168. 

4) a. a. O S 28 

5) In der Wochenschrift für Aktien-Hecht und Bankwesen 1892, III, 19. 
*') a. a. O. 

'') Heiträge zur Lehre vom Check, S. 20. 
^) Leonhardt, S. 15, BayerdörfFer, S. 28. 
ö) Zoller, S. 14. Kuhlenbeck, S. 106, Goldschmidt. 
^'^) Beiträge zur Lehre vom Check, S. 20. 
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Pflicht zur Präsentation geleugnet wird, und diverse Gesetze 
Ausdrücke gebrauchen, welche auf eine Pflicht schliessen lassen, 
französisch «doit», italienisch cdeve», doch berechtigt sind, ein 
Recht des Ausstellers auf Ausführung seines Inkassomandates 
anzunehmen, das allerdings nicht durch actio, wohl aber durch 
exceptio geschützt ist. Zoller und Kuhlenbeck sprechen sich 
energisch in diesem Sinne aus. Dass dies wenigstens für das 
schweizerische Recht der richtige Standpunkt sei, scheint mir 
nach Art. 406 unzweifelhaft. 

Im übrigen kann ich diesen theoretischen Streitigkeiten 
auch keine grosse Bedeutung zumessen und gebe Simonson ') 
Recht, wenn er alle Versuche, derartige dem modernen Ver- 
kehrsleben entnommene Institute in ihrer rechtlichen Kon- 
struktion den Formen des alten Rechtes einzuordnen, wenig 
praktischen Wert beimisst. Ja, ich gehe noch weiter und halte 
alle diese Versuche für der praktischen Weiterentwickelung unseres 
modernen Rechtes höchst hinderlich, indem dadurch eine Masse 
der besten Kräfte an unnütze theoretische Streite und Spitz- 
findigkeiten verschwendet werden, welche, in andere Bahnen 
gelenkt, sehr leicht nutzbar gemacht werden könnten. Ich 
vermeide es daher, mich weiter ' in den unfruchtbaren Streit 
über die Mandatseigenschaft des Check einzul-jissen und kehre 
mich im folgenden Kapitel der andern Seite der Checkbegebung, 
dem Garantieversprechen zu, welches ja fiir unser vorliegendes 
Kapitel beim normalen Verlauf des Geschäftes völlig latent 
bleibt, während wir ihm bei Nichteinlösung durch den Bezogenen 
die allerhöchste praktische Wirksamkeit beimessen müssen. 

I) In der Wochenschrift fiir Aktien-Recht und Bankwesen 1892, 111, 19. 
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KAPITEL VII. 

Mangel der Honorierung durch den Bezogenen, 



§ 75. 
Der Checkregress. 

Falls die Honorierung durch den Bezogenen ausbleibt, so 
wird zunächst der Regress gegen den Aussteller und Indos- 
santen in Wirksamkeit treten. In der Regel wird sich die 
Abwickelung der Verhältnisse genau so gestalten, wie bei dem 
uns längst bekannten Wechselregress. Ich verzichte auf eine 
nähere Ausführung dieser, mit dem Wechselregress überein- 
stimmenden Verhältnisse, und begnüge mich, damit, die gesetz- 
lichen Bestimmungen ohne Kommentar wiederzugeben und nur 
an denjenigen Stellen, wo dem Check eigentümliche Verhält- 
nisse vorliegen, eine Bemerkung einfliessen zu lassen. 

Das S. O.-R. bestimmt über den Regress in folgender 
Weise : 

« Art. 762. Zur Ausübung des bei nicht erlangter Zahlung 
statthaften Regresses gegen den Aussteller und die Indossanten 
ist erforderlich: 

I. Dass der Check zur Zahlung präsentiert worden 
ist und 
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2. Dass sowohl diese Präsentation als die Nichterlangung 
der Zahlung durch einen rechtzeitig darüber aufgenommenen 
Protest dargethan wird. ^ 

Hier muss ich den letzten Absatz des Art. 762 für den 
Check ausfallen lassen. Was Schneider und Fick in Anm. 10 
über die Modifikation in Beziehung auf den Protest am Zahl- 
tage und zwei Tage nach dem Zahltage für den Sichtwechsel 
sagen, ist noch in höherem Masse für den Check richtig. Aus 
der «Natur der Sache» und «aus unabweisbarem Verkehrs- 
bedürfnis» geht hervor, dass der Check gleich am Tage der 
Präsentation protestiert werden kann, und wenigstens innerhalb 
der Präsentationsfrist protestiert werden muss. Für die erstere 
Möglichkeit kann man mit Schneider und Fick den Umstand 
ins Feld führen, dass das Gegenteil einem höchst lästigen Zwang 
zu einer der definitiven Präsentation vorausgehenden Präsentation 
zum Sichtvermerk gleich käme. Für das letztere Erfordernis 
wird die Überlegung bestimmend, dass für den Fall der Zulassung 
des Protests noch nach der Präsentationsfrist stets die Einrede 
nicht rechtzeitiger Präsentation geltend gemacht w'erden könnte 
und in dem Falle, wo man diese Einrede gegen den Protest 
nach dem Muster des letzten Abschnitts des Art. 762 noch 
zwei Tage lang nicht gelten lassen würde, käme die Bestimmung 
einfach einer Verlängerung der Präsentationsfrist um zwei Tage 
gleich, was dem strikten Wortlaut des Art. 834 widerspräche. 

Art. 763 wird in § 82 zur Sprache kommen. 

« Art. 766. Jeder Oi^^^schuldner hat das Recht, gegen 
Erstattung der C/iecksumme nebst Zinsen und Kosten die Aus- 
lieferung des quittierten Check und des wegen Nichtzahlung 
erhobenen Protestes von dem Inhaber zu fordern.» 

«Art. 767. Der Inhaber eines mangels Zahlung pro- 
testierten Check kann die CZ/rr/'forderung gegen alle Checkw^x- 
pflichtete, oder auch nur gegen einige oder einen derselben 
rechtlich geltend machen, ohne dadurch seinen Anspruch gegen 
die nicht in Anspruch genommenen Verpflichteten zu verlieren.» 

Dr. Fick, Der Check. 23 
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« Art. 768. Die Regressansprüche des Inhabers, welcher 
den Check mangels Zahlung hat protestieren lassen, beschränken 
sich auf: 

1. Die nicht bezahlte C/^r^^summe, nebst sechs Prozent 
jährlicher Zinsen vom Verfalltage ab; 

2. die Protestkosten und andere Auslagen; 

3. eine Provision von einem Drittel Prozent. ^) 

Die vorstehenden Beträge müssen, wenn der Regress- 
pflichtige an einem andern Orte als dem Zahlungsorte wohnt, 
zu dem Kurse gezahlt werden, welchen ein vom Zahlungsorte 
auf den Wohnort des Regresspflichtigen gezogener Wechsel 
auf Sicht hat. 

Besteht am Zahlungsorte kein Kurs auf jenen Wohnort, 
so wird der Kurs nach demjenigen Platze genommen, welcher 
dem Wohnorte des Regresspflichtigen am nächsten liegt. 

Der Kurs ist auf Verlangen des Regresspflichtigen durch 
einen unter öffentlicher Autorität ausgestellten Kurszettel oder 
durch das Attest eines Mäklers, oder, in Ermangelung derselben, 
durch ein Attest zweier Kaufleute zu bescheinigen.» 

« Art. 769, Der Indossant, welcher den Check eingelöst 
oder als Rimesse erhalten hat, ist von einem früheren Indos- 
santen oder von dem Aussteller zu fordern berechtigt: 

1. Die von ihm gezahlte oder durch Rimesse berichtigte 
Summe nebst sechs Prozent jährlicher Zins vom Tage der 
Zahlung ; 

2. die ihm entstandenen Kosten; 

3. eine Provision von zwei pro mille. 

«Die vorstehenden Beträge müssen, wenn der Regress- 
pflichtige an einem andern Orte als der Regressnehmer wohnt, 
zu demjenigen Kurse gezahlt werden, welchen ein vom Wohn- 
orte des Rcgrcssnehmers auf den Wohnort des Regresspflichtigen 
gezogener Wechsel auf Sicht hat. 

Besteht im Wohnorte des Regressnehmers kein Kurs auf 
den Wohnort des Regresspflichtigen, so wird der Kurs nach 

^) ^'^rg^' Revue der Gerichtspraxis im Gebiete des Bundescivilrechts, 
III, 10, Anm. 2. 
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demjenigen Platze genommen, welcher dem Wohnorte des 
Regresspflichtigen am nächsten liegt. 

Wegen der Bescheinigung des Kurses kommt die Bestim- 
mung des Art. 768 zur Anwendung.» 

« Art. 770. Durch die Bestimmung der Art. 768 und 769 
Ziffer I und 3 wird bei einem Regress auf einen ausländischen 
Ort die Berechnung höherer, dort zulässiger Sätze nicht ausge- 
schlossen. > 

«Art. 771. Der Regressnehmer kann über den Betrag 
seiner Forderungen einen Rückwechsel oder einen Rückcheck 
auf den Regresspflichtigen ziehen. 

Der Forderung treten in diesem Falle noch die Mäkler- 
gebühren für Negozierung des Rückwechsels oder des Rück- 
check, sowie die etwaigen Stempelgebühren hinzu. 

Der Rückwechsel muss auf Sicht und unmittelbar (a drit- 
tura) gestellt werden. % 

Ich habe an diesem Orte in den Gesetzestext die Worte 
« oder Rückcheck » eingeschaltet, selbstverständlich ist ein solcher 
Rückcheck nur dann möglich, wenn die sonstigen Voraus- 
setzungen für Ziehung dieses Check gegeben sind, was nach 
S. O.-R. wohl meist der Fall sein wird. 

Ein Rückcheck ist nach dem Gesetzestexte des S. O.-R. 
unzweifelhaft statthaft. Auch in ausländischen Rechten scheint 
er zulässig, so z. B. wird das für das französische behauptet 
von Lyon-Caen und Renault.^) 

Nach Cohn wäre er aber im italienischen Recht ausge- 
schlossen. Und dasselbe behauptet Cohn für den deutschen 
und österreichischen Entwurf. Letzteres möchte ich nicht so 
schroff hinstellen. Ich bin zwar auch von dem geringen 
praktischen Wert der Zulässigkeit von Rück Wechsel und Rück- 
check überzeugt, gerade die österreichischen Motive sind es 
aber, die gleichzeitig unter gewissen Voraussetzungen die Mög- 
lichkeit einer Rückziehung durch Wechsel oder Check aner- 
kennen und sich andererseits in äusserst treffender Weise über 

1) a. a. O. § 591. 
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den praktischen Wert einer solchen Möglichkeit aussprechen. 
Es sei mir gestattet, die betreffende Stelle in extenso anzu- 
führen 1) : 

«Mit Zustimmung des betreffenden regresspflichtigen Vor- 
manns kann der Regress auch mittels Rückwechsel oder bei 
Vorhandensein der entsprechenden Vorbedingungen mittels 
Check genommen werden. Es wäre kaum ratsam darüber 
hinauszugehen und durch das Gesetz diese Form des Regress- 
nehmens ohne alle Rücksicht auf die Einwilligung des Regress- 
schuldners für zulässig zu erklären. — — — Der zahlungs- 
unfähige oder zahlungsunwillige Regresspflichtige wird den Rück- 
wechsel gerade so wie eine andere ernste Mahnung abgleiten 
lassen. Praktisch würde deshalb eine derartige Vorschrift in 
der Regel nur auf eine Verteuerung und Erschwerung der 
Regresslast hinauslaufen, die Stärke des Regressanspruches 
wächst dadurch nicht, in dem einen wie in dem andern Falle 
ist die nämliche prozessualisch begünstigte Regressklage der 
eigentlich Vertrauen erweckende und entscheidende Faktor.» 

«Art. 772. 

Der Regresspflichtige ist nur gegen Auslieferung des Checke 
des Protestes und einer quittierten Retourrechnung Zahlung zu 
leisten verbunden ; der Check darf keine Veränderung enthalten, 
welche den weiteren Rückgriff des Regresspflichtigen beein- 
trächtigen könnte.» 

«Art. 773. 

Jeder Indossant, welcher einen seiner Nachmänner befriedigt 
hat, kann sein eigenes und seiner Nachmänner Indossament 
ausstreichen.» 

«Art. 808. 

Die ^^^^irmässige Verpflichtung trifft den Aussteller * und 
Indossanten des Checke sowie einen jeden, welcher den Checke 
die CheckkoY>\Q * oder das Indossament mit unterzeichnet hat, 
selbst dann, wenn er sich dabei nur als Bürge (per Aval) 
benannt hat. 



1) Erläuternde Bemerkungen zum österreichischen Entwurf, S. 27. 
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Die Verpflichtung dieser Personen erstreckt sich auf alles, 
was der CAeck'mhahev wegen Nichterfüllung der C4^^y&verbind- 
lichkeit zu fordern hat. 

Der C7/^'c^inhaber kann sich wegen seiner ganzen For- 
derung an jeden Einzelnen halten; es steht in seiner Wahl, 
welchen C7/<f^i'verpflichteten er zuerst in Anspruch nehmen will.» 

Art. 809 ist mit einem Teil des Art. 808 zusammen bereits 
bei Gelegenheit des Avals in § 68 besprochen worden, 

«Art. 810. 

Sind Regresspflichtige in Konkurs geraten, so ist der 
Regressnehmer berechtigt, bei jeder Konkursmasse seine ganze 
Forderung an Kapital, Zinsen, Auslagen u. s. w. geltend zu 
machen. 

So lange der Gesamtbetrag der Summen, welche aus den 
Massen verteilt werden, den Betrag der Forderung des Regress- 
nehmers nicht übersteigt, haben die einzelnen Konkursmassen 
wegen der geleistetenTeilzahlungen keinen Regress gegeneinander. 

Ergeben die Teilzahlungen zusammen einen Cberschuss, 
so fällt derselbe nach der Reihenfolge der Regresspflichtigen, 
vom letzten Indossanten an gerechnet, an die Massen, welche 
Teilzahlungen geleistet haben bis zum Betrage der Teilzahlungen. 

Der Check, der Protest, die Retourrechnung und sonstigen 
Belege sind der Masse des letzten Indossanten, durch dessen 
Teilzahlung die vollständige Befriedigung des C7/rr>^gläubigers 
bewirkt wurde, zum Zwecke des Rückgriffes gegen dessen Vor- 
männer herauszugeben. » 

Die folgenden Art. werden wir weiter unten in § 96 und 
$i 91 zu besprechen Gelegenheit haben. 

Ähnlich wie im schweizerischen Recht ist die Regressfrage 
auch in allen übrigen Ländern, welche eine Checkgcsetzgcbung 
besitzen, geregelt. 

In Deutschland und Österreich ist sie zur Stunde noch 
nach Massgabe des bürgerlichen Rechtes zu beurteilen, d. h. ein 
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dem Wechselregfress ähnlicher sprunghafter Regress gegen Aus- 
steller und Indossanten aus der Urkunde selbst ist dem Check 
nicht eigen. ^) 

In Österreich hat der oberste Gerichtshof in seiner Ent- 
scheidung vom 13. Januar 1885 in dem Falle Adler-Clemens 
eine Haftung des Ausstellers für die Einlösung seinem Remit- 
tenten und jedem späteren redlichen Inhaber gegenüber, gestützt auf 
S922 des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuchs, 2) angenommen. 

In Deutschland sind, um dem gefühlten Bedürfnisse zu 
genügen, verschiedene Versuche gemacht worden, auf dem 
Boden des bürgerlichen Rechtes ein Surrogat für den Regress 
zu konstruieren. 

Am bekanntesten wird wohl Cohns Versuch sein, den Aus- 
steller als falschen Bevollmächtigten jedem, der durch die Vor- 
spiegelung der angeblichen Vollmacht Schaden erlitten hat, 
unter Umständen also nicht nur dem ersten, sondern auch 
einem späteren Nehmer, haften zu lassen. Schon etwas weniger 
gekünstelt scheint mir die Konstruktion Kuhlenbecks, welcher 
anstatt des Regresses eine actio mandati contraria giebt. Er 
begründet seine Ansicht folgendermassen : 

«Jedenfalls erteilt auch der Aussteller eines ungültigen 
(d. h. nicht auf einen Checkvertrag begründeten) Check ein 
Inkassomandat; er erteilt dasselbe, wenn der Check auf den 
Inhaber gestellt ist, nicht nur dem ersten Nehmer, sondern in 
incertam personam. Das Kontrahieren cum inccrta persona ist 
im modernen Verkehr im weitesten Sinne zugelassen, wenn ich 
incertae personae tradieren kann, warum soll ich nicht auch 
incertae personae, d. h. jedem, der mein Mandat übernehmen 
will, mandieren können ? » Er fährt dann weiter unten fort : 

M Kiihlenheck, S. 127. 

2) § 922. Wenn jemand eine Sache auf eine entgeltliche Art einem 
anderen überlässt, so leistet er Gewähr, dass sie die ausdrücklich bedungenen 
oder gewöhnlich dabei vorausgesetzten Eigenschaften habe, und dass sie der 
Natur des Geschäftes oder der getroffenen Verabredung gemäss benutzt und 
verwendet werden könne. 
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«Es würde also die actio mandati contraria sein, die im 
Falle eines unwirksamen Check dem Checknehmer bezw. 
-Inhaber einen Regress gegen den Aussteller ermöglicht. Gegen- 
stand dieser Klage würde Ersatz des durch die Nichthonorierung 
erwachsenen Vermögensnachteils sein. ^ 

Ich kann mich aber auch mit Kuhlenbecks Ansicht nicht 
recht befreunden, da mir ein Mandat, welches an Stelle der 
actio mandati directa nur eine exceptio zulässt, dagegen eine 
vollgültige actio mandati contraria gestatten würdcj allzu 
befremdlich erschiene. 

Es wird die Regressfrage in Deutschland und Österreich 
wohl kaum zu unbestrittener und unbestreitbarer Lösung kommen, 
bevor die beiden Entwürfe Gesetzeskraft erlangt haben werden. 

Der deutsche Entwurf sagt in seinem ersten Satze des S 13 
kurz und bündig: 

«Der Aussteller und die Indossanten haften dem Inhaber 
flir die Einlösung des Check. » 
und fügt als Specialbestimmungen noch hinzu : 

€§ 15. Wegen der Benachrichtigung der Vormänner und 
des Einlösungsrechtes derselben, sowie wegen des Umfangs der 
Regressforderung und der Befugnis zur Ausstreichung von 
Indossamenten finden die Art. 45 — 48, 50—52 und 55 der 
W.-O. entsprechende Anwendung. 

§16. Der Inhaber des Check kann sich wegen seinej 
ganzen Regressforderung an alle Verpflichtete oder auch nur 
an einige oder einen derselben halten, ohne dadurch seinen 
Anspruch gegen die nicht in Anspruch genommenen Ver- 
pflichteten zu verlieren. Es steht in seiner Wahl, welchen Ver- 
pflichteten er zuerst in Anspruch nehmen will. Der Schuldner 
kann sich nur solcher Einreden bedienen, welche ihm aus dem 
Check selbst oder unmittelbar gegen den jedesmaligen Kläger 
zustehen. 

J5 17. Der Regresspflichtige ist nur gegen Auslieferung 
des Check, der zum Nachweise der rechtzeitigen Präsentation 
und der Nichteinlösung dienenden Urkunden, sofern solche 
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beigebracht sind, und einer quittierten Retourrechnung Zahlung 
zu leisten verbunden. » 

Inhaltlich dieselben Bestimmungen enthält der österreichische 
F2nt\vurf: 

«ji 17. Die Vorschriften der allgemeinen Wechselordnung 
(kais. Patent vom 25. Januar 1850 R. G. Bl. Nr. 51) über die 
Benachrichtigung der Vormänner und das Einlösungsrecht der- 
selben, über die Geltendmachung des Regressrechts, sowie über 
Inhalt und Umfang der Regressansprüche, über die dem zah- 
lenden Regresspflichtigen auszuliefernden Urkunden und über 
die Befugnis zur Ausstreichung von Indossamenten (Artikel 45 
bis 52, 54, 55 und 81, Absatz 2 und 3) haben auf den Check 
sinngemäss Anwendung zu finden. » 

Wirkt der strenge Regress wohlthfttig? 

Nachdem wir im vorigen Paragraphen gesehen haben, wie 
das S. O.-R. und die beiden neuen Entwürfe Deutschlands 
und Österreichs den Checkregress regeln, sowie nachdem wir 
erfahren haben, dass die ganze übrige kultivierte Welt den 
strengen Regress für den Check eingeführt hat, scheint es mir 
am Platze, die Zweckmässigkeit dieser Einrichtung zu prüfen. 

In der Litteratur herrscht keine Einigkeit über diese Frage. 
Selbstverständlich verteidigen die Motive zu den Entwürfen die 
rjnführung des strengen Regresses sehr energisch, die Begrün- 
dung zum deutschen Entwurf^) etwas apodiktisch, die erläu- 
ternden Bemerkungen zum österreichischen Entwurf^) mit der 
folgenden hübschen Auseinandersetzung : 

« Die Checkbegebung war eine Episode, die in der Rechts- 
bcziehung zwischen den beiden Teilen nicht die leiseste Spur 
liinterlicss. '^) Darum konnten Checks nur in Verhältnissen 

J) s. 21. 
2) S. 27. 

■') ^'^' jedoch hierzu das im vorigen Paragraphen cilierte Urteil des 
ol.erslrn Gericlitshofcs vom 13. 1. 85. 
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gefesteten gegenseitigen Vertrauens, zwischen eng befreundeten 
Geschäftshäusern u. s. w. genommen werden. Der Check 
musste mit Hülfe moralisch socialer Faktoren arbeiten. Dem 
hilft der Entwurf ab. Durch ihn erhält das Vertrauen des 
Gläubigers einen juristischen Rückhalt. 

Da ausser den Fällen, wo Urkunden errichtet werden, 
selten irgend ein Anspruch aus einem Vertragsverhältnisse die 
Konkurrenz mit diesem mehr abstrakten und immateriellen An- 
spruch wird aushalten können, so enthält die Annahme eines 
Check nun stets eine Verbesserung der Rechtslage des Gläu- 
bigers. Die praktische Folge ist voraussichtlich die Verdrän- 
gung der Vertragsklage durch die Regressklage ; nur ausnahms- 
weise wird der Gläubiger auf das der Checkausstellung zu 
Grunde liegende Rechtsverhältnis zurückgreifen.» 

Auch namhafte Checkschriftsteller stehen auf diesem Stand- 
punkt, so rioppenstedt, ^) der den strengen Regress für einen 
wesentlichen Vorteil des Entwurfes hält, und Koch,-) der die 
Regelung in diesem Sinne für eine Lebensfrage des Check er- 
achtet. Auch Kapp 3) ist dieser Ansicht und weist namentlich 
den Einwand zurück, dass der strenge Regress nachteilig wirke, 
weil noch viele Geschäftsleute sich vor dem Wechsel scheuen. 
Mit Recht wendet Kapp dagegen ein, dass, so lange das der 
Fall sei, eben noch die wirtschaftliche Reife mangle, und dass 
dann für den Check so wie so keine Aussicht sich einzubürgern 
vorhanden sei. 

Ausser diesen und anderen Freunden des strengen 
Regresses sind aber auch Gegner aufgetreten. 

Bayerdörffer**) ist zwar der Ansicht, dass die Regresspflicht 
vom Gesetz statuiert werden müsse, falls sie ein Mittel zur 
Ausdehnung des Checkverkehrs sei, ob sie aber ein solches 
wirklich sei, könne nur die Erfahrung lehren. 



1) Ein Wort zum Checkgesetz, S. 3. 

^) Über Giroverkehr 11. s. w., S. 29. 

3) a. a. O., S. 77. 

*) a. a. O., S. 50-33. 
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Er hält im Gegensatz zum Wechsel beim Check den 
Regress nicht in der Natur der Sache und den begleitenden 
Umständen begründet, namentlich, da er auf Grund von Deposit 
und Kontokorrent ausgestellt werde, weil sofort sich heraus- 
stelle, ob Zahlung erfolge oder nicht, endlich, weil er nicht wie 
der Wechsel beim Diskontieren den Gegenstand eines beson- 
deren Geschäftes bilde. 

BunzP) dagegen hegt die schon erwähnte von Kapp mit 
Recht bekämpfte Befürchtung, es möge das durch den strengen 
Regress erhöhte Vertrauen der Checknehmer mit einem 
erwachenden Misstrauen der Geber zu kämpfen haben, und 
der Wechselprozess eigne sich schon deshalb nicht, weil man 
dem Aussteller den unter Umständen schwierigen Beweis, dass 
ihm durch Fristversäumnis Schaden erwachsen sei, gesetzlich 
möglich machen müsse. Sehr energisch und nicht uninteressant 
spricht sich Kuhlenbeck, ''^) dessen Erörterungen ich in extenso 
folgen lasse, gegen den strengen Regress beim Check aus: 

«Der ganze I. Teil unserer Untersuchung hat den Nach- 
weis geführt, dass der Check ein nicht auf ungesunden Per- 
sonalkredit, sondern auf Intensität des Geldverkehrs abzielendes 
Verkehrsinstrument sein will. Die Frage verdient daher wohl 
erwogen zu werden, ob nicht durch die Einführung eines 
strengen Regressrechts nach Analogie des Wechselrechts beim 
Check gerade dieser Zweck gefährdet und dem neuen Gebilde 
eben jenes wirtschaftliche Krankheitsgift missbräuchlichen Kredits 
wieder eingeimpft würde, indem man dadurch gerade die Mög- 
lichkeit schaffen würde, ihn als Cirkulations- und Kreditmittel 
oder, wie Prof, Behrend sagt, als ein Mittel zu benutzen, sich 
Geld zu machen. Der Check soll sich doch gerade dadurch, 
dass er eine solide Mctallgeldbasis hat, vor dem mit schlechtem 
Staatspapiergcld vergleichbaren Privatpapiergeld der Banknote 
und des Wechsels auszeichnen. 

Für einen auf Check v'crtrag mit einer soliden Bank gegrün- 
deten Check würde das Regressrecht kaum jemals praktisch 

1) a. a. O., S. 38. 

2) a. a. O., S. 157. 
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werden ; es würde also nur für unsolide Checks von Bedeutung 
sein; bei wissentlicher Ausstellung eines falschen (ungedeckten) 
Check wird, in Ermangelung des formellen itegresses, der 
Aussteller diese Anschuldigung vielleicht eben durch Bezug- 
nahme auf seine eigene abstrakte Haftung aus dem Check von 
sich abweisen können, wenn er sagt, dass es ebenso wenig 
einen Betrug involviere, einen ungedeckten Check auszustellen, 
wie eine Tratte, da er ja eventuell durch die Begebung für die 
unbedingte Zahlung der Summe selber gut gesagt habe. Ver- 
bindet sich mit derartigen Checks noch der Missbrauch des 
Indossamentes und des Acceptes — so werden wir im Check- 
verkehre wiederum dem ganzen Missbrauch der sogenannten 
Gefälligkeits-Accepte und Indossamente preisgegeben werden, 
der den modernen Wechselverkehr schädigt. ^ 

Die von Kuhlenbeck geäusserte Befürchtung, es würde 
unter Umständen der Beweis des Betruges bei ungedeckter 
Checkbegebung erschwert werden, ist eine höchst bedenkliche, 
und ich möchte fast sagen unmoralische, indem man sich doch 
im Interesse der Rechtsordnung darüber freuen müsste, wenn 
eine Kategorie von Verbrechern weniger vorhanden ist. 

Was nun die hochgespannten Erwartungen und Befürch- 
tungen, welche an den strengen Regress geknüpft werden, 
betrifft, so lehrt uns die Erfahrung der schweizerischen Bank- 
praxis, dass die einfen wie die andern z u hoch gespannt waren. 
Jener von den österreichischen Motiven erwähnte social-mora- 
lische Faktor ist auch noch nach Einführung des Regresses der- 
jenige, der den Grund und Eckstein des ganzen Checkverkehres 
bildet, und dieser social-moralische Faktor ist seiner Aufgabe 
auch voll und ganz gewachsen. Wenn ein Check nicht ein- 
gelöst wird, so wird er in der Regel einfach dem Geber, wie 
etwa eine falsche Münze, zurückgeschickt und anstandslos von 
diesem auch wieder zurückgenommen und von ihm auf erfolg- 
reichere Art Zahlung geleistet. Trotz der ungeheuren Aus- 
dehnung des Checkverkehrs ist seit den 1 5 Jahren des Bestehens 
des Checkgesetzes in der Schweiz von dem checkrechtlichen 
Regress fast nie Gebrauch gemacht worden. Ich kann mich 
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daher mit Siemens*) zu der «ketzerischen Ansicht» bekennen, 
dass diese Regressfragen, so interessant sie für die Juristen 
sein mögen, 3och thatsächlich von untergeordneter materieller 
Bedeutung sind. 

Ich kann aber auch im weitern mit ihm der Ansicht sein, 
dass, wenn man denn durchaus ein Checkgesetz haben will, 
dieses sich im Interesse der internationalen Einförmigkeit des 
Rechtes in Bezug auf so wichtige Verkehrsverhältnisse mit dem 
Regrcss befreunden muss. 



Das Weiterbestehen des Regresses gegen den Aossteller 

ttber die Präsentationsfrist hinaus^ sowie die Bereicherungs- 

nnd die Schadenersatzklage. 

Beim wechselrechtlichen Regress erlischt der Regress gegen 
Aussteller und Indossanten unter gewissen Voraussetzungen. 
Auch beim Check werden wir weiter unten Gelegenheit haben 
zu beobachten, unter welchen Voraussetzungen der Regress 
gegen Indossanten und Aussteller erlischt. Hier treffen wir 
aber auf einen Unterschied des Checkregresses von dem Wechsel- 
rcgresse, indem unter den hier nicht näher zu erörternden 
Voraussetzungen der Regress gegen die Indossanten wohl 
gänzlich erlischt, nicht aber der Regress gegen den Aussteller. 
Über die Art dieser Weiterhaftung des Ausstellers und über 
die Berechtigung des Unterschiedes in der ^Haftung des Aus- 
stellers und der Indossanten haben wir nun [im folgenden uns 
klar zu werden. 

Das S. Ö.-R. bestimmt: 

Art. 83 5. 

t Wird der Check innerhalb der vorgenannten Frist nicht 
priisenticrt, so crlisclit das Regressrecht gegen die Indossanten 
und auch gegen ([itxv Aussteller, insofern letzterer durch die 

1) n. a. o., S. 21. 



- 365 — 

nicht erfolgte Präsentation dem Bezogenen gegenüber in Ver- 
lust gekommen ist.» 

Dieses Erlöschen des Regresses ist materiell begründet 
durch die im vorigen Kapitel erwähnte Pflicht des Inhabers, 
rechtzeitig zu präsentieren. Wer diese Pflicht vernachlässigt, 
wird nicht mehr des Rechtsschutzes durch den Regress würdig 
erachtet. Den Indossanten gegenüber gilt dieser Rechtsgrund- 
satz unbedingt, dem Aussteller gegenüber hat das Gesetz eine 
etwas andere Stellung eingenommen, da er keinen Gegenwert 
geleistet hat. Er erscheint daher in den meisten Fällen unge- 
rechtfertigt bereichert. Gegen diese ungerechtfertigte Bereiche- 
rung hat der Inhaber des Check zunächst die Bereicherungs- 
klage des Art. 813: 

€ Durch Verjährung oder durch Nichtbeachtung einer zur 
Erhaltung des CAeckrechtes vorgeschriebenen Frist oder For- 
malität erlöschen die ^A^'^^rechtlichen Verbindlichkeiten aus 
dem C/irck selbst dann, wenn die Verjährung oder Versäumnis 
durch höhere Gewalt oder sonst ohne eigenes Verschulden 
des Oi^^^gläu bigers herbeigeführt worden ist. 

Der * Aussteller bleibt jedoch auch nach seiner Befreiung 
durch Verjährung oder Versäumnis dem C7/^ri{'eigentümer im 
gewöhnlichen Prozess insoweit verpflichtet, als er sich mit dessen 
Schaden bereichern würde. 

Auch gegen den Trassaten * oder denjenigen, für dessen 
Rechnung der Aussteller den Check gezogen hat, ist ein solcher 
Anspruch auf Herausgabe der Bereicherung zulässig.» 

Er wird sie schwerlich gegen den Aussteller anwenden vor 
Ablauf der Verjährung, da ihm der Regress, der ihm gegen 
den Aussteller laut Art. 835 auch aus dem präjudizierten 
Check zusteht, mehr Vorteile bietet. In prozessualischer Hinsicht 
hat er den Vorteil des raschen VVechselprozesses im Gegensatz 
zum schwerfälligeren gewöhnlichen Prozess. Aber noch ein 
weiterer wichtiger Vorteil ist ihm durch Art. 835 gew^ährt, 
indem der Regress des Art. 835 dem regresspflichtigen Aus- 
steller den Beweis aufbürdet, dass er nicht bereichert sei, indem 
er eine Bereicherung in der Höhe der Checksumme präsumiert, 
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während bei der Bereicherungsklage des Art. 813 den Kläger 
die volle Beweislast trifft dafür, dass eine Bereicherung that- 
sächlich vorliege.*) Die Bereicherungsklage des Art. 813 ist 
aber für den Check trotzdem verwendbar, namentlich nach der 
Verjährung und gegen andere Personen als den Aussteller, wie 
sie in Art. 813 genannt sind. 

Betreff der Beweislast hält Koch 2) einen entgegengesetzten 
Standpunkt für gerecht, nämlich, dass derjenige, der die Frist 
versäumt hat, die Unschädlichkeit seiner Versäumung darthun 
müsse. Koch furchtet auch, dass die Pflicht, den erlittenen 
Schaden nachzuweisen, leicht von der Zahlung mittels Check 
abschrecken könnte. Der österreichische Entwurf steht bezüg- 
lich der Beweislast auf demselben Standpunkt wie das S. O.-R., 
wenn er auch nicht den Regress fortbestehen, sondern die alte 
Kontraktsklage wieder aufleben lässt. Die erläuternden Bemer- 
kungen*'*) sagen ausdrücklich: «Faktum und Umfang des durch 
die Verzögerung entstandenen Schadens muss vom Aussteller 
erwiesen werden. Im übrigen Hesse auch der Wortlaut des 
zweiten Satzes des § 19 des Entwurfes keinen Zweifel darüber 
aufkommen : 

« Letzteres, auf das zu Grunde liegende Rechtsverhältnis 
zurückzugreifen, steht dem Checkinhaber mangels anderer Ver- 
einbarung auch dann frei, wenn die rechtzeitige Präsentation 
und Protesterhebung (Präsentations - Einlieferungsbestätigung) 
unterblieben, oder das erworbene Regressrecht durch Verjäh- 
rung wieder erloschen ist; es muss sich jedoch der Check- 
inhaber den Verlust in Abrechnung bringen lassen, den der 
Aussteller infolge der unterbliebenen oder verspäteten Präsenta- 
tion bei dem Bezogenen erlitten hat. » 

Der deutsche Entwurf steht scheinbar auf einem anderen 
Standpunkt, indem er von einer Bereicherungsklage ^) spricht, 



J) Vgl. Haberstich, S. 754. Schneider und Fick, Anm. i zu Axt. 835. 

2) Gesammelte Vorträge, S. 206. 

3) S. 28. 

*) Der Ausdruck Bereicherungsklage ist für diesen Fall schlecht gewählt, 
da sowohl der Grund, das alte Verhältnis, als auch die Verteilung der Beweis- 




er verteilt aber ausdrücklich die Beweislast in derselben Weise. 

D. E. fS 19. 

Ist die Regressverbindlichkeit des Ausstellers durch Unter- 
lassung rechtzeitiger Präsentation oder durch Verjährung 
erloschen, so bleibt derselbe dem Inhaber des Check so weit 
verpflichtet, als er sich mit dessen Schaden bereichern würde. 

Der Aussteller gilt bis zum Beweise des Gegenteils als in 
Höhe des Checkbetrages bereichert. Der Aussteller kann aus 
dem Ansprüche, welcher dem Inhaber des Check nach § 10 
gegen den Bezogenen zusteht, einen Einwand nicht herleiten. 

§ 20. Wird der Check nicht eingelöst, so haftet der Aus- 
steller ohne Rücksicht auf die Einhaltung der Präsentationsfrist 
fiir den daraus entstehenden Schaden, wenn er entweder 

1 . bei Begebung des Check wusste, oder ohne grobes Ver- 
schulden wissen musste, dass ihm zu dieser Zeit ein Guthaben, 
welches zur Einlösung des Check und der von ihm auf den- 
selben Bezogenen etwa begebenen anderen Check ausreicht, 
bei dem Bezogenen nicht zustand, oder 

2. nach Begebung des Check innerhalb der Präsentations- 
frist über das Guthaben in der Absicht verfügt hat, die Ein- 
lösung zu vereiteln. 

Als Guthaben ist der Geldbetrag anzusehen, bis zu welchem 
der Bezogene nach der zwischen ihm und dem Aussteller 
getroffenen Vereinbarung von dem letzteren ausgestellte Checks 
einzulösen verpflichtet ist. » 

In dem letzteren Paragraphen haben wir eine über die 
Bereicherung hinausgehende Schadenersatzklage, die sich auf 
einen Dolus oder eine Culpa des Ausstellers gründet. 

Im schweizerischen Recht kennen wir sogar noch eine 
weitgehende Schadenersatzpflicht, gemäss Art. 837, indem 
dort diese Pflicht allein an das P'aktum des Mangels der 
Deckung ohne Rücksicht auf Dolus oder Culpa sich stützt. 
Wir brauchen hier nicht näher darauf einzutreten, da wir schon 
in Verbindung mit der 5 ^/oigen Privatstrafe diese Frage in 

last nicht in Einklang mit einer solchen stehen. Vgl. darüber Simonson, Bei- 
träge zur Lehre vom Check, S. 31, 32, 33. u. Birnbaum. 



— 368 — 

§ 69 gestreift haben. Hier möchte ich nur noch einen Punkt 
berühren, über den Zweifel gewaltet haben. Geht die Schaden- 
ersatzpflicht nur auf damnum emergens oder auch auf lucrum 
cessans ? Gegen letztere Annahme erklärt sich Riesser, ^) dafür 
Cohn,2) V. Canstein, 3) Simonson.*) 

Ich muss mich für das schweizerische Recht ebenfalls ent- 
schieden der Meinung anschliessen, dass auch lucrum cessans, 
natürlich vorausgesetzt, es sei deutlich nachweisbar, ersetzt 
werden müsse, da das lucrum cessans im Zweifel immer zum 
Schaden gerechnet werden muss, für den neuen deutschen Entwurf 
aber liegt noch weniger Grund vor, eine dem Aussteller günstigere 
Auslegung gelten zu lassen, da er ja nur im Falle seines Dolus 
oder seiner Culpa davon getroffen wird. 

S 78. 
Haftung ohne Indossament. 

Es ist mehrfach darüber verhandelt worden, ob der Regress 
nur gegen Aussteller und Indossanten gehen solle, oder ob 
auch der nicht indossierende Zwischeninhaber beim blanko 
indossierten und dem Inhabercheck regresspflichtig sei. Darüber 
herrscht wohl Einigkeit, dass ein Zwischeninhaber, der auf der 
Urkunde nicht genannt ist, aus dem Papier nicht in Anspruch 
genommen werden kann. ^) Man wird aber Cohn*) Recht geben 
müssen, wenn er im Interesse von Handel und Wandel — er 
führt als Beispiel eine Ultimoregulierung an, wobei ein Check 
von Hand zu Hand wandert, ohne im Drange der Geschäfte 
einkassiert zu werden — verlangt, dass zwar kein wechselrecht- 
licher Regress gegen die Zwischeninhaber gewährt werde, 

1) Goldschmieds Zeitschrift XLI, S. 599. 
^) Zur Lehre vom Check, S. 116, Anm. 225. 
^) In Holdheims Wochenschrift I, 85, III, 200. 
*) Beitrag zur Lehre vom Check, S. 124. 

6) Vgl. Koch, Gesammelte Vorträge 203 — 204 und Simonson, Beitrag xur 
Lehre rom Check, S. 28—29. 

«) In Conrads Jahrbüchern XXXIII, 489. 
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dagegen ein Zurückgehen auf die alte Schuld statthaft sei, ein 
Standpunkt, der sich für das schweizerische Recht von selbst 
versteht und von dem österreichischen Entwurf ausdrücklich 
eingenommen wird. Auch der deutsche Entwurf muss wohl in 
diesem Sinne interpretiert werden. 

Anderer Ansicht war Munzinger, *) der dem Eigentümer 
eines Inhabercheck nicht gestatten will, einen schlechten Check 
seinem Vormann als Nonvaleur zurückzugeben. Er hat aber 
eine ausdrückliche Haftung von nicht indossierenden Check- 
begebenden zugelassen in seinem Entwurf § 444, Absatz II: 

«Ist dies der Fall, so kann der Regress mangels Zahlung 
in der Regel nur gegen den Aussteller der Anweisung ergriffen 
werden. Hat aber ein Inhaber derselben eigenhändig oder 
durch Bevollmächtigte seinen Namen auf den Titel gesetzt, so 
ist er jedem späteren Inhaber gegenüber regressflichtig wie ein 
Indossant. » 

Der neue österreichische Entwurf anerkennt nicht einmal 
diesen billigen Standpunkt, nach ihm haften « lediglich i Aus- 
steller und Indossanten, der deutsche dagegen sagt in Absatz II 
des S 13: 

«Auch bei dem auf den Inhaber gestellten Check haftet 
Jeder, welcher seinen Namen oder seine Firma auf die Rück- 
seite des Check geschrieben hat, dem Inhaber für die Einlösung. 
Auf den Bezogenen findet diese Bestimmung keine Anwendung.» 

Das heutige schweizerische Recht enthält keine ausdrück- 
liche Bestimmung wie der Munzingersche Entwurf. Eine Be- 
gebung des Check ohne Indossament untersteht denselben 
Regeln wie die Begebung eines blanko indossierten Wechsels, 
d. h. der Inhaber scheidet aus allem chcckrechtlichen Verbände 
mit den am Check beteiligten Personen aus, wohl aber kann 
der Vormann seinem Nachmanne für Ächtheit des Wechsels, 
für die bei der Begebung gemachten Zusagen u. s. w. civil- 
rechtlich haftbar werden. 2) Eine von einem solchen Zwischen- 
inhaber auf den Check gesetzte Unterschrift ist als solche check- 

1) a. a. O. S. 417. 

2) Vgl. Schneider und Fick, Anra. i zu Art. 731. 

Dr. Fick, Der Check. 24 
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rechtlich irrelevant. In den meisten Fällen wird eine solche 
Unterschrift sich aber als Indossament oder Aval oder sonstwie 
checkrechtlich relevante Unterschrift charakterisieren und 
folglich auch Regressrechte begründen. Insbesondere wird der 
auf die Rückseite eines Inhabercheck gesetzte Name im Zweifel 
immer als Blankoindossament gelten, da ja die Indossierung des 
Inhabercheck nach S. O.-R. gestattet ist. i) 

s 79. 

Präsentation am richtigen Ort. 

Wir haben in den letzten Paragraphen von dem Regress, 
seinem Inhalt und seiner Dauer gesprochen. Es bleibt uns 
noch übrig, die Voraussetzungen flir diesen Regress kennen zu 
lernen. Voraussetzung ist nun zunächst, dass der Check, auf 
Grund dessen. Regress genommen werden soll, am richtigen 
Ort und zur richtigen Zeit präsentiert worden ist. Die Präsen- 
tation am richtigen Ort kann mit wenigen Worten abgehandelt 
werden. 

Im schweizerischen Obligationenrecht Art. 818 wird hier- 
über bestimmt: 

« Die Präsentation zur * Zahlung, die Protesterhebung, die 
Abforderung eines C/tecl'dupWkates, sowie alle sonstigen bei einer 
bestimmten Person vorzunehmenden Akte müssen in deren 
Geschäftslokal oder, in Ermangelung eines solchen, in deren 
Wohnung vorgenommen werden. 

An einem anderen Orte, z. B. an der Börse, kann dieses 
nur mit beiderseitigem Einverständnisse geschehen.» 

Nacli dem Wortlaute dieses Artikels dürfte daher nur aus- 
nahmsweise die Präsentation zur Zahlung bei einer Abrechnungs- 
stelle vorgenommen werden. Das Clearing ist aber in so hohem 
Masse den Bedürfnissen des Check entsprechend, dass man wohl 
nicht zu weit ginge, wenn man hier eine freiere Auslegung 
Platz greifen Hesse und ein solches Einverständnis als selbst- 

Vgl. § 52. 
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verständlich voraussetzen würde, natürlich nicht ohne den 
Gegenbeweis zuzulassen. Für die schweizerischen Verhältnisse 
ist bis heute aber eine solche Auslegung noch nicht einmal 
Bedürfnis, da bei der bis heute einzigen Abrechnungsstelle der 
Schweiz in Zürich das Einverständnis unter den Mitgliedern 
derselben in § 5 des Vertrages vom 23. März 1891 ausdrück- 
lich ausgesprochen wird. Auch in Deutschland ist der heutige 
Zustand, was diesen Punkt anbetrifft, der nämliche, indem unter 
den Mitgliedern der Abrechnungsstellen eine Vereinbarung in 
diesem Sinne besteht, A Nr. 4 der Berliner Vereinbarung 
vom 14. Februar 1883. Die beiden neuen Entwürfe halten es 
aber für nötig, um die Wirkung auch gegenüber Nichtmit- 
gliedem von Abrechnungsstellen festzustellen, die Abrechnungs- 
stelle auch gesetzlich als geeigneten Ort zur Präsentation an- 
zuerkennen. 

D. E. S 9: 

cDie Einlieferung eines Check in eine Abrechnungsstelle, 
bei welcher der Bezogene vertreten ist, gilt als Präsentation zur 
Zahlung. 

Der Bundesrat bestimmt, welche Stellen als Abrechnungs- 
stellen im Sinne dieses Gesetzes zu gelten haben. » 

Ö. E. § 10: 

«Die Einlieferung des Check in eine Abrechnungsstelle, 
bei welcher der Bezogene vertreten ist, gilt als Präsentation zur 
Zahlung. 

Welche Stellen als Abrechnungsstellen im Sinne des 
gegenwärtigen Gesetzes zu gelten haben, wird im Verordnungs- 
wege bestimmt. » 

Merkwürdigerweise hat sich die Handelskammer Hamburg 
gegen eine solche Bestimmung erklärt, während die Handels- 
kammer Mülhausen sich für eine solche entscheidet. Auch 
mir scheint diese Bestimmung als dem Wesen des Check 
durchaus entsprechend. 
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^ 80. 

Präsentation zur richtigen Zeit. 

Nach den meisten Checkgesetzen ist eine Frist vorge- 
schrieben, innerhalb deren die Präsentation erfolgen muss. So 
sagt denn auch das S. 0,-R. in Art 834, Absatz II: 

cDie Frist für Präsentation zur Zahlung beträgt bei dem 
Check, welcher am Ausstellungsort zahlbar ist, fünf Tage, bei 
einem solchen, welcher an einem anderen Orte zahlbar ist,, 
acht Tage. » 

Ein wenig modifiziert wird diese Bestimmung durch S. O.-R. 
Art. 819, Absatz III und IV: 

«Fällt der Zeitpunkt, in welchem die Vornahme einer der 
vorstehenden Handlungen spätestens gefordert werden musste, 
auf einen Sonntag oder staatlich anerkannten Feiertag, so muss 
diese Handlung am nächsten Werktage gefordert werden, > 

Dieselbe Bestimmung findet auch auf die Protesterhebung 
Anwendung. 

Da die allgemeine Auslegungsregel cdies termini non com- 
putatur in termino» durch Art. 88 S. O.-R. ausdrücklich aner- 
kannt ist, so wird daher für die Berechnung der Frist beim 
Check der Tag der Ausstellung nicht mitgezählt und es kann daher 
vom Moment der Ausstellung bis zur Präsentation thatsächlich 
etwas mehr als fünf bezw. acht Tage, bei Berücksichtigung von 
Feiertagen sogar unter Umständen bis vier Tage mehr als die 
gesetzliche Frist verstreichen. 

Im ersten Entwurf war eine Einheitsfrist von acht Tagen 
angesetzt. Vom Ständerat waren sogar noch kürzere Fristen 
von drei Tagen fiir Platzchecks, sechs Tagen für Distanzchecks 
vorgeschlagen worden, der Nationalrat dagegen nahm den 
Standpunkt des heutigen Gesetzes ein. ^) 

Es ist diese Bestimmung völlig dem französischen Rechte 
entlehnt, mit dem geringen Unterschiede, dass das französische 
Gesetz vom 14. Juni 1865 in seinem Art. 5 ausdrücklich den 

1) Vgl. Schneider und Fick, Anm. i zu Art. 834. 
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Tag der Ausstellung bei Berechnung der Frist mitgezählt wissen 
will. Es sind also nach französischem Recht die Fristen um 
einen Tag kürzer als im schweizerischen. 

Der Beweggnmd, welcher in Frankreich zu der Frist- 
bestimmung führte, war in erster Linie wiederum nach den 
Motiven zum französischen Entwurf vom i6. Februar 1865, 
welcher allerdings noch kürzere Fristen von drei Tagen fiir 
Platz-, fünf für Distanzchecks festsetzte, und nach dem Bericht 
Darimons vor der Kammer bei Beratung des Gesetzes vom 14. Juni 
1865, das Interesse des Fiskus. Diese Bestimmung sollte 
dazu dienen, den Check nach Möglichkeit vom steuerpflichtigen 
Wechsel zu unterscheiden. Für die Schweiz, welche keinen 
Wechselstempel kennt, könnte selbstverständlich dieser Grund nicht 
massgebend sein. Dieselben Motive fuhren aber noch einen 
weiteren an, das Interesse des Ausstellers und der Indossanten, 
dass nicht durch eine Nachlässigkeit des Inhabers ihre Haftung 
ins Unendliche hinausgezögert werde für den Fall des Kon- 
kurses des Bezogenen. Sie befürchten, dass durch diese Gefahr 
die Lust durch Checks zu zahlen Not leiden könnte. Es ist 
dies ein triftiger Grund dafür, überhaupt irgend eine Frist für 
die Präsentation zu setzen ; ob aber gerade die vom französischen 
und schweizerischen Gesetz gewählte Frist zweckmässig sei, ist 
wieder eine Frage für sich. Schon in dem Gesetz von 1865 
war die Meinung die, dass diese Fristen auch für solche aus- 
ländische Checks massgebend sein sollten, welche infolge der 
örtlichen Entfernung gar nicht innerhalb der Frist präsentiert 
werden konnten, d. h. solche Checks sollten durch das Gesetz 
verboten sein. De Lavenay motivierte dies Verbot in der 
Sitzung vom 6. Mai 1865 damit, dass bei solchen Checks vom 
Ausland und den Kolonien so sehr der Wechselcharakter vor- 
wiege, dass im Interesse des Fiskus hier keine Stempelfreiheit 
am Platze sei. ^) Sonach konnte auch das Dekret vom 9. Januar 
bis 13. Februar 1867, welches das Gesetz vom 14. Juni 1865 
auch auf die Kolonien anwendbar erklärte, nur Checks in den 
Kolonien selbst, nicht von den Kolonien aufs Mutterland oder 

1) Vgl. Nouguier, S. 105. 
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umgekehrt gezogen, begünstigen. Der Gedanke, dass vielleicht 
für internationale Checks die Frist des Ausstellungslandes mass- 
gebend sein könnte, wurde dann vollends unterbunden durch 
die ausdrückliche Bestimmung des Art. 9 des Gesetzes vom 
19. Februar 1874, dass alle Bestimmungen der französischen 
Gesetze über Checks auch auf die vom Ausland auf Frankreich 
gezogenen Checks anwendbar sein sollen. Aber auch im 
S. O.-R. widerspricht der strikte Wortlaut des Art. 834, Absatz II 
zu sehr einer solchen freien Auslegung, als dass wir sie wagen 
dürften, obwohl fiir die Schweiz der von de Lavenay ange- 
führte Grund dieser Strenge nicht massgebend sein kann. Da 
sich nun aber sowohl in Frankreich wie in der Schweiz das 
Bedürfnis gezeigt hat, z. B. mit Amerika in Checkverkehr zu 
treten, so hat sich die Praxis zu helfen gewusst, indem in 
Frankreich von bekannten und zahlungsfähigen Personen gezo- 
gene Checks auch nach Präjudizierung noch anstandslos einge- 
löst werden. Dass die schweizerische Praxis die Fristbestimmung 
einfach ignoriert, haben wir bereits früher erfahren. ^) Wir haben 
aber auch noch ein anderes Mittel, indem wir in solchen 
Distanzen das Checkgeschäft einfach vermittels des ebenso 
praktischen Sichtwechsels besorgen, was* speciell von Amerika 
aus stets der Fall ist, da ja dort der jCheck selber eine Unter- 
art des Sichtwechsels ist. 

Dass beim Check eine rasche Präsentation naturgemäss ist, 
soll nicht bestritten werden, wie sich aber die Gesetzgebung 
dazu zu stellen habe, bleibt zu untersuchen. In England, wo 
sich, bevor die Gesetzgebung eingriff, eine fast hundertjährige 
Praxis gebildet hatte, war der Gesetzgeber in der glücklichen 
Lage, sich damit begnügen zu können, ein «reasonable time» 
zur Präsentation zu verlangen. Als solch «reasonable time» 
gilt die schnellstmögliche Zeit, der Empfänger eines Checks 
muss spätestens am Tage nach Empfang des Check diesen 
weitergeben oder präsentieren. Für den Kontinent, wo der 
Checkverkehr noch in den Windeln liegt, wäre es unbillig, eine 

1) Vgl. § 18. 
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so strenge Beschleunigung des Verkehrs zu verlangen, anderer- 
seits würde eine freie Würdigung des Richters im Einzelfalle 
eine solche Rechtsunsicherheit und Rechtsungleichheit ergeben, 
dass dadurch das Interesse des Ausstellers, sein Risiko zu einer 
bestimmten billigen Zeit zu verlieren, geschädigt würde. Es 
sind nun die verschiedensten Vorschläge und Versuche gemacht 
worden, den verschiedenen Interessen, einerseits der Beschleu- 
nigung des Verkehrs und des baldigen Risikoüberganges vom 
Aussteller auf den Inhaber, andererseits der Forderung, dass 
der Check Zeit habe, voll und ganz ausgenutzt zu werden, 
gerecht zu werden, dass es sich wohl der Mühe lohnt, hierbei 
ein wenig zu verweilen. Zwei Lösungsversuche, die den gordi- 
schen Knoten einfach mit dem Machtworte der willkürlich fixier- 
ten Fristansetzung zerhauen, das schweizerische und das fran- 
zösische Recht, haben wir bereits kennen gelernt. Ähnlich ver- 
fahren auch die meisten anderen Staaten. Holland^) bestimmt 
lO Tage exklusive den Ausstellungstag, Peru*) 8 Tage, Belgien S) 
setzt 3 und 6 Tage, den Ausstellungstag inbegriffen, als Frist zur 
Präsentation, Italien*) 8 und 14 Tage exklusive das Ausstellungs- 
datum, Spanien *) 5 Tage für Platz-, 8 Tage für Distanzinlands-, 
12. Tage für Auslandschecks, Rumänien 8 und 14 Tage, 
Japan 5 und 10 Tage. Portugal^) verlangt sogar Präsentation 
am Ausstellungstage, wenn der Check nicht datiert ist. 

Dass für den Kontinent, wo das Publikum noch nicht so 
sehr auf das Checkwesen eingeschult ist wie in England, eine 
fest erkennbare Frist den Vorzug vor dem «reasonable time» 
hat, ist wohl ziemlich unbestritten. Es ist das, wie BunzP) richtig 
bemerkt, um so weniger bedenklich, als unser Publikum schon 
durch den Wechsel an solche feste Fristen gewöhnt ist. 



1) Wetboek van dem Koophandel vom 10. April 1838, Art. 222. 

*) Art. 438 des Handelsgesetzbuches vom 30. April 1853 

*) Gesetz vom 20. Juni 1873, -^^^t- 4- 

*) Codice di Commercio vom 2. April 1882, Art. 342. 

*) Handelsgesetzbuch vom 22. Aug. 1885, §§ 537 und 538. 

*) Handelsgesetzbuch vom 18. Sept. 1833, Art. 431. 

') a. a. O. S. 20 — 21. 
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Einer der Wenigen, die eine Bestimmung nach dem Muster 
des englischen Rechtes auch auf den Kontinent befürworten, 
ist Kuhlenbeck. ^) Er sagt: dm Gegensatz zu den Präsen- 
tationsfristen des französischen, belgischen, schweizerischen, 
italienischen, holländischen und portugiesischen Rechts halte ich 
die englische Anschauung für richtiger, welche zwar eine Bezug- 
nahme auf Usancen enthält, allein auch bei besonderen Um- 
ständen eine Abweichung von den zahlenmässigen Fristen zu- 
lässt. Jegliche Zahlbestimmung ist willkürlich und fiihrt in 
praxi gar zu leicht auf das «summum ius summa iniuria.» 

Es ist dies eine Argumentation, die mir nicht ganz unbe- 
denklich erscheint, denn, wenn wir ihr Einlass gewähren, so 
führt sie uns in der Konsequenz auf die Forderung der Ab- 
schaffung aller positiven Rechtsbestimmungen. Vorausgesetzt, 
wir hätten lauter allweise und allgerechte und von allen mensch- 
lichen Schwächen freie Richter, so wäre die Abschaffung aller 
positiver Rechtsnormen zu Gunsten völlig freien richterlichen 
Ermessens anzuraten. Da aber auch unsere Richter nur Men- 
schen, behaftet mit allen menschlichen Schwächen sind, so 
müssen wir, so viel es geht, durch möglichst billige, allgemeine 
Rechtsnormen ihr freies Ermessen einschränken, selbst auf die 
Gefahr hin, im einzelnen Falle einmal dem Unrecht Vorschub 
zu leisten, denn dieser Gefahr steht die noch grössere gegen- 
über, dass bei allzufreiem richterlichem Ermessen allzugrosse 
Rechtsungleichhcit und Rechtsunsicherheit einrisse, und von zwei 
Übeln wählen wir doch lieber das geringere. 

Wie kurz oder lang aber diese Frist anzusetzen sei, darüber 
gehen die Meinungen der Autoren sehr auseinander. 

Koch 2) will I bis 2 Tage fiir Platzchecks, 3 höchstens 4 
für Distanzchccks ansetzen. Cohn^) stimmt ihm bei und 
wünscht bei Platzchecks den dem Ausstellungsdatum folgenden 
Werktag als letzten Termin zur Präsentation, fiir Distanzchccks 

1) S. 116. 

2) Zum Checkgesetzentwurf, S. 28. 

3) In Conrads Jahrbüchern XXXIII, 487. 
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in Deutschland konzediert er nur drei Tage Frist. Leonhardt *) 
meint, der Check müsse am zweiten dem Ausstellungstage fol- 
genden Werktage präsentiert werden, bei Distanzchecks werde 
die Zeit, die derselbe auf der Post gelaufen ist, nicht mit ein- 
gerechnet. Funk 2) setzt 2 respektive 5. Tage an, BunzP) 3 
bezw. 5 Werktage. Diese Fristen scheinen aber den meisten 
tu klein und so wird ferner vorgeschlagen von der Handelskammer 
Hamburg und dem Verein deutscher Banken i Tag für alle 
Fälle. Ebenso will Simonson, ^) ohne Unterscheidung von Platz- 
und Distanzchecks, 10 oder doch mindestens 8 Tage ansetzen. Die 
Handelskammer Mülhausen schlägt für Inlandchecks 8 Tage, für 
Auslandchecks 14 Tage, für überseeische Checks 8 Tage nach 
Inempfangnahme durch den ersten deutschen Remittenten vor. 
Edmund Mayer ^) will fiir Plluropa einheitlich 10 Tage, fiir über- 
seeische 6 Wochen festsetzen, und Munzinger^) plädiert gar für 
eine einheitliche Frist von einem Jahre. 

Koch begründet seinen Wunsch nach kurzen Fristen mit 
der Befürchtung, es würde sonst der Unsolidität beim Aus- 
stellen von Checks Vorschub geleistet und die Entartung des 
nur für die Bedürfnisse eines einzelnen Zahlungsgeschäftes bestimm- 
ten Checks zum Cirkulationsmittel begünstigt, und auch Sie- 
mens'') meint, die beste Sicherung gegen Betrug liege in einer 
kurzen Präsentationsfrist. Ich muss nun einerseits allerdings 
zugeben, dass die lange Cirkulation kein Bedürfnis beim Check 
ist, sondern dass bei der dem jeweiligen Geschäft individuell 
angepassten Höhe der Checksumme meist gar keine Gelegenheit 
zur Weiterbegebung sich findet und daher der Check gleich vom 
ersten Empfänger präsentiert zu werden pflegt, und eine neue 
Zahlung eben durch einen neuen Check vermittelt wird. Aber 



1) a. a. O. S. 2o. 

2) Questionnaire, S. 27. 
8) a. a. O. S. 22. 

*) Zum Checkgesetzentwurf im Archiv für bürgerliches Recht VI, 352. 

*) Juristische Blätter 27. V. 94. 

^) Motive zum Handelsgesetzentwurfe, S. 418 — 422. 

') S. 18. 
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andererseits ist das durchaus nicht immer der Fall. Es giebt 
zuweilen auch Checks über runde Summen, die sich sehr wohl 
zur Cirkulation eignen. Insbesondere aber ist der normale 
Lauf des Checkverkehrs der, dass der Schuldner seinem Gläu- 
biger einen Check auf seinen Bankier schickt und dass der 
Empfänger diesen nicht selbst präsentiert, sondern seinem 
Bankier zum Inkasso zusendet. Gerade dieser recht normale und 
zu begünstigende Verlauf des Checkgeschäftes aber kann unter 
Umständen, wenn die vier beteiligten Personen sehr weit von- 
einander wohnen, durch solch kurze Präsentationsfristen unter- 
bunden werden. Es ist also die Behauptung Chastenets, ^) alle 
am Checkgeschäft Beteiligten seien an den kurzen Präsentations- 
fristen interessiert, nicht unbedingt richtig. Gerade von kauf- 
männischer Seite werden Einwendungen gegen zu kurze Fristen 
gemacht. Der Verein Deutscher Banken will namentlich, dass 
bei Auslandschecks der Einzelfall berücksichtigt werde, und 
schon das Referat zum Braunschweiger Entwurf empfahl bis 
zur Einbürgerung des Check eine billige Rücksichtnahme auf 
die alten Gewohnheiten des Geldverkehrs, also eine nicht all- 
zustrenge Normierung der Präsentationsfristen. Der Jahres- 
bericht der Oldenburger Spar- und Leihbank von 1891 glaubt 
besonders in der kurzen Präsentationsfrist von Platzchecks, 
welche der Entwurf auf fünf Tage festsetzte, eine Störung der 
Entwickelung des Checkverkehres zu erblicken. Munzinger^) 
macht mit Recht darauf aufmerksam, dass auch ohne gesetz- 
liche Fristen mit der Einlösung des Check nicht länger werde 
zugewartet werden, als jeweilen zur Abwicklung des Geschäftes 
nötig sei. Er sagt: 

«Es hat der Inhaber eines Check das klarste Interesse, 
denselben entweder gegen Geld einzulösen, wenn er solches 
braucht, oder aber den Betrag bei der Bank auf seine Rech- 
nung setzen zu lassen. Denn der Inhaber des Check gewinnt 
damit vor allem Sicherheit der Zahlung und ferner die Zinsen, 



1) a. a. o. S. 123. 

2) a. a. O. S. 420. 
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die für ihn natürlich erst von da an zu laufen beginnen. So 
werden gewiss auch hier für die weitaus meisten Fälle die 
Natur der Sache und persönliches Interesse auch ohne jeden Zwang 
dasjenige Resultat erzielen, das der französische Entwurf durch 
kurze, abschreckende Fatalfristeh erreichen will.» 

Einen sehr interessanten Versuch zur Befriedigung der 
widerstreitenden Interessen bieten die beiden neuen Entwürfe. 
Es sei mir gestattet, diese mit ihren Motiven noch etwas näher 
zu betrachten, bevor ich auf meinen eigenen Vorschlag eintrete. 

Deutscher Entwurf. 

«§ 8. Der innerhalb des Reichsgebiets ausgestellte und 
zahlbare Check ist spätestens binnen flinf Tagen dem Bezogenen 
am Zahlungsorte zur Zahlung zu präsentieren. 

Liegt der Ausstellungsort ausserhalb des Reichsgebietes, 
so ist der Check spätestens am fünflen Tage nach Ablauf des- 
jenigen Zeitraumes, welcher erforderlich ist, um ihn vom Aus- 
stellungsorte mit den gewöhnlichen Transportmitteln nach dem 
Zahlungsorte zu senden, am letzteren Orte zur Zahlung zu 
präsentieren. 

Das Gleiche gilt für den im Reichsgebiete ausgestellten, 
ausserhalb des Reichsgebietes zahlbaren Check, sofern das aus- 
ländische Recht keine Präsentationsfrist vorschreibt. 

Der Ausstellungstag und im Falle des Absatzes 2 der 
Ankunftstag, sowie Sonntage und allgemeine Feiertage werden 
nicht mitgerechnet.» 

Von den Motiven wird eine kurze Frist als in der Natur 
des Check begründet erachtet und weiter motiviert: 

€ Die im zweiten Absatz getrofifene Bestimmung für ausser- 
halb des Reichsgebietes ausgestellte oder zahlbare Checks konnte 
eine für alle Fälle gleichmässig geltende Frist nicht enthalten, 
da die Entfernungen der hierbei in Betracht zu ziehenden Länder 
zu verschieden sind. Eine Frist, welche für Frankreich, Belgien, 
Österreich, England ausreichend wäre, würde für Amerika, 
Indien, Australien zu kurz sein, eine für letztere ausreichende 
Frist widerum fiir erstere viel zu lang. Um eine die verschie- 



— 380 — 

denen Fälle berücksichtigende Kasuistik zu vermeiden, musste 
hier eine dehnbare Fristbestimmung getroffen werden.» 

Ferner wird das Fallenlassen eines Fristenunterschiedes 
zwischen Platz- und Distanzchecks mit Recht folgendermassen 
begründet : 

« In dem vorliegenden Entwurf ist zunächst davon Abstand 
genommen worden, fiir inländische Platzchecks und Distanz- 
checks verschiedene Präsentationsfristen zu bestimmen, denn es 
kommt häufig vor und ist eine ganz legitime Form des Check- 
verkehrs, dass auch Platzchecks zu Zahlungen an andern Orten 
verwendet werden. Beispielsweise schickt ein Berliner Kaufmann 
einen auf seinen Berliner Bankier gezogenen Check behufs 
Zahlung einer Warenschuld an seinen Bankier in Köln, der den 
Check zur Einkassierung und Gutschrift weitersendet. Dieser 
Verkehr würde gehindert, wenn man fiir Platzchecks eine kürzere 
als fünftägige PVist vorschriebe, während andererseits kein Grund 
vorliegt, einen Distanzcheck, der z. B. von einem Kaufmann 
in Frankfurt an der Oder zum Zwecke einer Zahlung in Berlin 
auf seinen Berliner Bankier gezogen ist, eine längere Frist zu 
gewähren. Es ist daher für angemessen erachtet worden, die 
Präsentationsfrist für alle innerhalb des Reichsgebiets ausge- 
stellten und zahlbaren Checks gleichmässig auf fiinf Tage zu 
normieren, in diesem Zeitraum wird der Check seine Funktion 
als ein zur Ersparung von Barzahlungen dienendes Zahlungs- 
mittel erfüllen und auch seinen Weg bis in eine ihn zur Gut- 
schrift benutzende Hand finden können, ohne andererseits mit 
der Banknote oder dem Wechsel als Umlaufsmittel in Kon- 
kurrenz zu treten.» 

Und schlieslich wird noch die Stellungnahme zum inter- 
nationalen Checkrecht gerechtfertigt: 

«Für im Auslande zahlbare Checks wird in erster Linie 
die durch das betreffende ausländische Recht vorgeschriebene 
Präsentationsfrist massgebend sein müssen. Nur so weit das 
ausländische Recht Vorschriften über eine Präsentationsfrist bei 
Checks überhaupt nicht giebt, soll die hier getroffene Bestimmung 
subsidiär auch auf im Auslande zahlbare Checks, welche im 
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Inlande ausgestellt sind, Anwendung finden, da sonst die Regress- 
ansprüche gegen inländische Vormänner jeder zeitlichen Begren- 
zung entbehren würden.» 

Österreichischer Entwurf, 

« ji 9. Der am Ausstellungsplatze zahlbare Check ist binnen 
drei, der an einem andern inländischen Platze zahlbare Check 
vorbehaltlich der Bestimmung des Absatzes 2 binnen fünf Tagen 
nach der Ausstellung dem Bezogenen zur Zahlung vorzulegen. 

Ein Check, der aus Istrien, Dalmatien, oder von einer der 
Inseln des Küstenlandes auf einen ausserhalb dieses Gebietes 
gelegenen inländischen Platz gezogen ist, oder von einem solchen 
Platze auf einen in Istrien, Dalmatien oder auf einer der Inseln 
des Küstenlandes gelegenen Zahlungsort, ist binnen fünf Tagen 
nach der Ausstellung nach dem Zahlungsorte zu senden und 
binnen drei Tagen nach seinem Einlangen daselbst dem Bezogenen 
zur Zahlung vorzulegen. Das Gleiche gilt für die Checks, die 
ausserhalb des Geltungsgebietes des gegenwärtigen Gesetzes auf 
einen inländischen Platz gezogen sind. 

Der Tag, an welchem der Check am Zahlungsorte ein- 
langte, kann durch ein Postattest nachgewiesen werden. 

Der Ausstellungs- und Ankunftstag, sowie Sonn- und 
allgemeine Feiertage werden bei Berechnung der Präsentations- 
frist nicht mitgezählt. 

Über die Präsentationsfrist bei Checks, die an einem 
ausserhalb des Geltungsgebietes dieses Gesetzes gelegenen Platze 
zahlbar sind, entscheidet das über die Checkpräsentation dort 
geltende Recht. In Ermangelung solcher Bestimmung findet 
die Vorschrift des gegenwärtigen Gesetzes Anwendung. 

Der Ablauf der Präsentationsfrist steht, so lange der 
Check nicht ausdrücklich widerrufen wurde (§ 13), der Einlösung 
des Check durch den Bezogenen nicht entgegen. * 

Die Motive ^) weichen von den deutschen in manchen 
Punkten ab: 

1) a. a. O. S. 22. 
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t Vereinzelt tadelt man jedoch, dass durch sie^) die Ver- 
wendung von Platzchecks zu Zahlungen an fremden Orten 
erschwert wird. In der That wird deren Zahlungskraft nicht 
stets bis zur Neige ausgenützt werden können, aber davor wird 
— wie schon bemerkt wurde — keine Art der Fristberechnung 
je schützen, sobald sie auf die Eigentümlichkeiten des Check 
und die Solidität des Checkverkehrs einige Rücksicht nimmt.» 

Meine Meinung ist dagegen entschieden, dass man für den 
Fall, man wolle an den ganz kurzen Fristen festhalten, min- 
destens auch auf den Wohnort des Remittenten Rücksicht 
nehmen müsste, und die kurze Frist nur dann anwendete, wenn 
sowohl Aussteller als Bezogener, als auch insbesondere der 
Remittent demselben Platze angehören. 

Für die Fristbestimmung überhaupt bringen die öster- 
reichischen erläuternden Bemerkungen *) das Folgende vor : 

«Der Aussteller kann nicht über diesen Betrag verfugen, 
ohne den Check notleidend zu machen, und so lange der Betrag 
nicht an den Gläubiger gelangte, trägt der Checkaussteller 
auch die Gefahr desselben. Beide Erwägungen fuhren dazu, 
dem Checkinhaber die unverzügliche rascheste Behebung der 
Barsumme bei dem Bezogenen zur Pflicht zu machen. Nicht 
minder wahr ist * es aber, dass der volkswirtschaftliche Nutzen 
des Check sich steigert, durch je mehr Hände der Check vor 
seiner Einlösung läuft, weil um so mehr Verbindlichkeiten ohne 
Aufwand von Barmitteln getilgt werden. Dem würde eine 
recht lange Dauer der Umlaufszeit entsprechen, die nach dem 
ersteren Gesichtspunkte auf das knappeste zu veranschlagen 
wäre. So wird die Gesetzgebung hier zwischen einander ent- 
gegengesetzten und doch gleichberechtigten Tendenzen zu ver- 
mitteln haben.» 

Dass der Aussteller sein Verfligungsrecht verliert, ist nun 
meines Erachtens gar nichts Schlimmes für ihn, denn im Falle 
rascher Präsentation und Einlösung verliert er es bestimmungs- 



1) Die dreitägige Präsentalionsfrist. 

2) a. a. O. S. 22. 
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gemäss noch gründlicher. Im übrigen werde ich in § 88 und 
S 93 noch Gelegenheit finden, dafür zu plädieren, dass er es 
nicht unbedingt verliere, sondern in seinem oder in des Remit- 
tenten Interesse das Recht zu widerrufen und die Deckung 
zurückzuziehen, auch vor Ablauf der Präsentationsfrist haben 
sollte, z. B. wenn er von drohender Insolvenz des Bezogenen 
erfährt, könnte er eventuell durch rasches Zurückziehen der 
Deckung diese für sich und seine Nachmänner retten. 

Was nun femer die Gefahr betrifft, die bei längeren Fristen 
den Aussteller noch längere Zeit trifft, so ist dieselbe nicht 
so gross. Im Normalfalle wird glücklicherweise der Check 
anstandslos eingelöst und in dem seltenen Falle des Konkurses 
des Bezogenen ist der Aussteller auch durch kurze Fristen 
nicht absolut gegen Verlust geschützt. Der Bankier kann auch 
schon vor der Checkausstellung oder während der kurzen Frist 
fallieren. Überdies ist nach meiner soeben angeführten Ansicht 
über das eventuelle Recht des Rückzugs der Deckung auch 
während des Fristenlaufs der Aussteller bei drohendem Konkurs 
des Bezogenen in keiner schlechteren Lage zwischen dem 
Moment der Ausstellung und der Präsentation, als vor der 
Ausstellung. Ich glaube daher, es kommt nicht darauf an, 
wann die Gefahr vom Aussteller auf den Nehmer übergeht, 
sondern wichtig ist nur, dass sie überhaupt einmal übergeht. 
Wenn wir nun einen solchen Zeitpunkt des Gefahrüberganges 
zu bestimmen haben, so scheint mir derjenige der geeignetste 
zu sein, der es dem Check ermöglicht, unter den normaliter 
ungünstigsten Verhältnissen voll und ganz ausgenutzt, d. h. 
schliesslich verrechnet zu werden. Vor einer Kasuistik, wie sie 
der deutsche Entwurf zurückweist, scheue ich nicht zurück, da 
sich unser Geschäftsgebrauch bereits durch die Wechselver- 
jährungsfristen an eine solche Kasuistik gewöhnt hat. 

Um nun nicht unnötigerweise den Geschäftsverkehr mit 
einer neuen Kasuistik zu belasten, halte ich mich an die in 
Art. 804 S. O.-R. gegebene, welche mit der des Art. j^ der 
alten W.-O. übereinstimmt, und verzichte darauf, nach dem 
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eigentlich wohl berechtigten Vorschlage Burkhardt-Fürsten- 
bergers, ^) die bedeutungslosen Faröer auszumerzen. 

Mein Vorschlag würde demgemäss ungefähr folgender sein : 
cDic Frist für Präsentation zur Zahlung be- 
trägt bei dem Check: 

1. EineWoche, wenn derCheck in derSchweiz 
zahlbar war, und an einem schweizerischen Platz 
remittiert wurde. 

2. Einen Monat, wenn der Check in Europa, 
mit Ausnahme von Island und den Faröern, in den 
Küstenländern von Asien und Afrika längs des 
mittelländischen und schwarzen Meeres oder in 
den dazu gehörigen Inseln zahlbar war oder in 
eines dieser Länder remittiert wurde. 

3. In drei Monaten, wenn der Check in einem 
andern aussereuropäischen Lande oder Island 
oder den P'aröern zahlbar war, oder in eines der- 
selben remittiert wurde.» 

Dieser Vorschlag hat meines Erachtens vor den beiden 
neuen Entwürfen verschiedene Vorzüge, nämlich, 

1. dass vollständig unzweideutig bestimmte Fristen ange- 
geben sind, und trotzdem in keinem einzelnen Falle die Frist 
so kurz bemessen ist, dass der Check nicht bis zu einer Abrech- 
nungsstelle gelangen könnte, 

2. dass auf den Ort der Remitticrung Bezug genommen 
ist, wodurch namentlich die Kürze der Fristen unschädlich 
gemacht wird. 

3. dass er durch seine Anlehnung an die schon aus der 
W.-O. bekannte Kasuistik das Gedächtnis nicht unnötigerweise 
beschwert. Ich könnte aber trotzdem auch dem Munzingerschen 
Vorschlag, gar keine Puristen zu bestimmen, sondern einfach den 
Check der einjährigen Sichtwechselpräsentationsfrist zu unter- 
werfen, beistimmen, denn meiner Ansicht nach kann die Frist nie 
zu lang, wohl aber leicht zu kurz bemessen werden. Der Verkehr 
wird ganz von selbst auf eine rasche Präsentation hindrängen. 

1) a. a. O. S. 10. 
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§ 8i. 
Der Beweis der reehtzeitigen Präsentation. 

Ob der Beweis dafür, dass der Check rechtzeitig präsen- 
tiert worden sei, nur durch formellen wechselmässigen Protest 
geführt werden könne oder ob auch anderweitige Beweisführung 
zulässig sei, ist für das S. O.-R. eine streitige Frage. Meines 
Erachtens kann beim formalen Regress kein Zweifel darüber 
bestehen, dass der Protest als eine wesentliche Voraussetzung 
fiir ihn zu betrachten sei. Eine Verbindung des Art. 836 mit 
Art. 762 führt mit voller Klarheit zu dem Schlüsse. Der Art. 
762: 

« Zur Ausübung des bei nicht erlangter Zahlung statt- 
haften Regresses gegen den Aussteller und die Indossanten ist 
erforderlich : 

1. dass der Check zur Zahlung präsentiert worden ist, und 

2. dass sowohl diese Präsentation als die Nichterlangung 
der Zahlung durch einen rechtzeitig darüber aufgenommenen 
Protest dargethan wird. » 

widerspricht in keiner Beziehung den Bestimmungen des Titels 
XXX. Diese Meinung teilen auch Zoller, ^) Haberstich 2) und 
Cohn, während Schneider und Pick, 8) Rössel, namentlich aber 
Hafner den Protest für zum Regress nicht erforderlich halten. 
Hafner sagt in Anm. i zu Art. 835 : Liegt hier eine Abwei- 
chung vom französischen Recht und den Bestimmungen über 
den Wechsel dahin vor, dass zur Ausübung des Regresses 
Mangels Zahlung nur die rechtzeitige Präsentation des Check, 
dagegen nicht auch Protesterhebung Mangels Zahlung erforder- 
lich ist? Für die Bejahung dieser Frage spricht einerseits der 
Wortlaut des Art. 835 und andererseits der Umstand, dass die 
Vorschrift des Art. 762, Abs. 2, eine Verzögerung des 

1) a. a. O., S. 30. 

«) a. a. O., S. 754. 

8) In Anm. 2 zu Art. 835. 

Dr. Fick, Der Check. 25 
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Regresses zur Folge hat, welche speciell beim Check mit Nach- 
teilen verbunden sein kann. Wäre die Frage zu bejahen (was 
unbedenklich erscheint), so könnte die rechtzeitige Präsentation 
des Check nicht bloss durch Protest, sondern auch in anderer 
Weise bewiesen werden. Immerhin wäre die Protesterhebung 
Mangels Zahlung zulässig, und könnte dann selbstverständlich 
schon am Zahlungstage selbst erfolgen. Wäre dagegen die 
Frage zu verneinen, so müssten die Art. 762 und 763 auch 
beim Check ihre Anwendung finden, vorbehahlich der im Art. 
835 bezüglich der Haft des Ausstellers enthaltenen Modißka- 
. tion. 1 

Wieso der Wortlaut des Art. 835: 

€ Wird der Check innerhalb der vorgenannten Frist nicht 
präsentiert, so erlischt das Regressrecht u. s. w. » 
mit dem Wortlaut des Art. 762, Absatz I, in Widerspruch 
stehen soll, ist mir nicht erfindlich. Wenn er mit dem Wort- 
laut des Absatz II in Widerspruch steht, so ziehen wir daraus 
nur die Konsequenz, dass dieser Absatz II auf den Check 
keine Anwendung finde, was wir um so unbedenklicher folgern 
können, da, wie wir in § 75 bereits gesehen haben, dieser 
Absatz II auch schon beim Sichtwechsel nicht mehr zur An- 
wendung kommt. Mit derselben Logik müsste Hafner zu dem 
Schlüsse kommen, der Regress beim Sichtwechsel sei nicht 
durch Protest bedingt wegen des Widerspruches vom S. O.-R., 
Art. 750, Absatz II, mit Art. 762. 

Zoller hat offenbar nicht genau dieselbe Ansicht wie ich, 
bezüglich des Art. 762, Absatz II. Ich kann ihm aber völlig 
beipflichten, wenn er sagt: 

«Jedenfalls hatte er, der Gesetzgeber, auch gewichtige 
Gründe Protesterhebung beim Check wie beim Wechsel zu 
fordern; denn der Prozess ist ja für beide derselbe, und wenn 
es dem Gesetzgeber notwendig erschien, fiir den einen zur 
Substantiierung der Regressklage eine Beweisurkunde von so 
formellem Charakter zu fordern, so musste dies auch für den 
anderen der Fall sein. 
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Nun scheint es mir aber, als ob gerade der Wortlaut des 
Art. 835 am wenigsten dazu berechtige, den Protest für die 
Ausübung des Regresses als entbehrlich zu betrachten. Er 
sagt, wenn die rechtzeitige Präsentation versäumt worden sei, 
so sei damit überhaupt das Regressrecht gegen die Indossanten 
verloren und gegen den Aussteller, soweit dieser dadurch dem 
Bezogenen gegenüber in Verlust gekommen sei. Damit ist 
aber nicht gesagt, dass dann, wenn nur gehörig präsentiert 
worden sei, Regress genommen werden könne; der Regress 
kann immer noch von anderen Bedingungen abhängig sein, nur 
soll er dann ausgeschlossen sein, wenn nicht präsentiert wurde. 

Zu diesen anderen Bedingungen rechne ich nun auch die 
in gehöriger Weise erfolgte Protesterhebuug des Art. 762, Z. 2 
(vgl. auch Art. 845).! 

In einem Punkte muss ich allerdings der gegnerischen 
Meinung um ein weniges entgegenkommen. Zwar iiir den 
Regress muss die rechtzeitige Präsentation durch Protest und 
kann nur durch solchen bewiesen werden, dagegen kann unter 
Umständen die rechtzeitige Präsentation, auch wenn auf anderem 
Wege bewiesen wurde, rechtlich relevant sein, ich meine in dem 
Falle des Rückgriffes auf das zu Grunde liegende Rechtsgeschäft, 
wie ihn Anm. 2 zu Nr. 10 in Band III der Revue der Gerichts- 
praxis erwähnt. In dem hierauf gestützten gewöhnlichen Civil* 
prozess sind alle gewöhnlichen Beweismittel flir die rechtzeitige 
Präsentation zulässig. 

Die Form des Protestes, der für den Checkregress erforder- 
lich ist, ist die des gewöhnlichen Wechselprotestes. Es genügt 
hier die Artikel ohne Erläuterung aufzuführen: 

f Art. 814. 

Jeder Protest muss durch einen Notar oder eine andere 
obrigkeitliche dazu ermächtigte Person aufgenommen werden. 
Der Zuziehung von Zeugen oder eines Protokollführers bedarf 
es dabei nicht. 

Art. 815. 

Der Protest muss enthalten: 
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1. eine wörtliche Abschrift des Check oder der Kopie und 
aller darauf befindlichen Indossamente und Bemerkungen; 

2. den Namen oder die Firma der Personen, für welche 
und gegen welche der Protest erhoben wird; 

3. die an die Person, gegen welche protestiert wird, gestellte 
Aufforderung, ihre Antwort oder die Bemerkung, dass sie 
keine gegeben habe oder nicht anzutreffen gewesen sei; 

4. die Angabe des Ortes, sowie des Kalendertages, Monates 
und Jahres, an welchem die vorerwähnte Aufforderung geschehen 
oder ohne Erfolg versucht worden ist; 

5. im Falle einer * Ehrenzahlung die Erwähnung, von 
wem, für wen und wie sie angeboten und geleistet wird; 

6. die Unterschrift desjenigen, welcher den Protest ver- 
fasst hat. 

Art. 816. 

Muss eine r/z^^^^rechtliche Leistung von mehreren Personen 
verlangt werden, so ist über die mehrfache Aufforderung nur 
eine Protesturkunde erforderlich. 

Art. 817. 

Die Proteste sind ihrem ganzen Inhalte nach Tag ftir Tag 
und nach Ordnung des Datums in ein besonderes Register ein- 
zutragen, das von Blatt zu Blatt mit fortlaufenden Zahlen ver- 
sehen ist. ^ 

In anderen Ländern wird der Protest zum Teil gefordert, 
so in Frankreich, zum Teil ist er zulässig aber nicht erforder- 
lich, so in England und Holland. In Japan kann ohne Protest 
nur innert 10 bezw. 20 Tagen Regress erhoben werden. 

In der deutschen Litteratur neigt sich die herrschende 
Meinung dem englischen Systeme zu, als Beweis ftir die recht- 
zeitige Präsentation neben dem Protest auch andere Beweis- 
mittel zuzulassen, so Koch, Kapp^), P'unk, 2) Bayerdörffer, ^) Cohn *) 
und andere mehr. 



1) a. a. O., S. 64. 

2) Questionnaire, S. 33. 
8) a. a. O., S. 35. 

*) In Conrads Jahrbüchern, XXXIII, 481. 
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BunzH) nimmt eine interessante Mittelstellung ein, indem 
er für den Regress gegen den Aussteller andere Beweismittel 
zulassen, für den Regress gegen Indossanten ausschliessen will, 
so dass praktisch indossierte Checks protestiert würden, dagegen 
nicht indossierte nicht. Simonson *) will für den Rückgriff auf 
das unterliegende Rechtsgeschäft alle Beweismittel für die recht- 
zeitige Präsentation zulassen, für den Regress nur ein formelles 
und hält den Protest für das nächstliegende. 

Darüber, dass der Protest eine zulässige Form des Beweises 
sein soll, herrscht wohl ziemliche Einstimmigkeit. Ich muss 
gestehen, dass ich mich mit der Zulassung noch anderer, mehr 
oder weniger formeller Beweismittel, wie sie in den beiden 
neuen Entwürfen Deutschlands und Österreichs festgesetzt sind, 
sehr wohl befreunden kann, da ja häufig die Protestaufnahme 
binnen der kurzen Präsentationsfristen nahezu oder ganz unmög- 
lich wäre. Es sei mir gestattet, zum Schlüsse auch noch diese 
Bestimmungen der Entwürfe anzuführen. 

Deutscher Entwurf § 14: 

«Zur Ausübung des Regressrechtes muss die rechtzeitige 
Präsentation und die Nichteinlösung des Check nachgewiesen 
werden. Der Nachweis kann insbesondere geführt werden: 

1. durch einen unter entsprechender Anwendung der Art. 
S7t 88, Nr. i — 4, 6, Art. 89-91 der W.-O. aufgenommenen 
Protest ; 

2. durch eine von dem Bezogenen auf den Check gesetzte 
unterschriebene und das Datum der Präsentation enthaltende 
Erklärung ; 

3. durch eine Bescheinigung einer Abrechnungsstelle über 
die vor Ablauf der Präsentationsfrist geschehene Einlieferung 
und die Nichteinlösung des Check. 

Österreichischer Entwurf § 16: 

«Zur Ausübung des Regressrechtes gegen den Aussteller 
und die Indossanten ist erforderlich: 



1) a. a. O., S. 36. 

2) Beiträge zur Lehre vom Check, S. 29—30. 
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1. dass der Check innerhalb der in § 9 angegebenen 
Fristen zur Zahlung präsentiert worden ist, und 

2. dass sowohl diese Präsentation, als die Nichterlangung 
der Zahlung durch einen darüber aufgenommenen Protest oder 
durch eine vom Bezogenen auf den Check gesetzte und unter- 
schriebene, das Datum der Präsentation angebende Erklärung 
dargethan wird. 

Letzterer Erklärung steht die Bestätigung einer Abrech- 
nungsstelle über die vor Ablauf der Präsentationsfrist geschehene 
Einlieferung und die Nichteinlösung des Check gleich. 

Die Erhebung des Protestes oder die Erteilung der im 
vorigen Absätze bezeichneten Präsentations- oder Einlieferungs- 
bestätigung muss spätestens am ersten Werktage nach erfolgter 
Präsentation geschehen. » 

S 20: 

«Nebst den Vorschriften dieses Gesetzes haben für den 
Check die Bestimmungen sinngemäss zu gelten, welche die 
allgemeine Wechselordnung (kais. Patent vom 25. Januar 1850, 
R. G. Bl. Nr. 51) enthält: 

10. «über den Protest (Artikel 87, 88, Z. 1—4 und 6, 
89 und 90).» 

S 82. 
Ohne Protest. 

Ebenso wie das S. O.-R. den Protest beim Checkregresse 
voraussetzt, so hat es auch zweckdienlich geschienen, die Mög- 
lichkeit der Ersparung durch Beisetzung der Klausel «ohne 
Protest», «ohne Kosten», « sans frais» vom Wechsel herüber- 
zunehmen. 

Art. 763. 

« Die Auffordenmg keinen Protest erheben zu lassen (« ohne 
Protest», «ohne Kosten» etc.) gilt als Erlass des Protestes, 
nicht aber als Erlass der Pflicht zur rechtzeitigen Präsentation. 
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Der CAecivGrpüichtetGy von welchem jene Aufforderung aus- 
geht, muss die Beweislast übernehmen, wenn er die rechtzeitig 
geschehene Präsentation in Abrede stellt. 

Gegen die Pflicht zum Ersätze der Protestkosten schützt 
jene Aufforderung nicht. » 

Es widerspricht diese Bestimmung in keiner Weise weder 
dem Wortlaut noch auch dem Sinn und Geist des Titels XXX 
S. O.-R., ebensowenig wie sie dem Sinne des französischen 
Gesetzes widersprechen würde. Merkwürdigerweise ist in 
Frankreich von Bedaride') die Behauptung aufgestellt worden, 
dass ein Check mit dem Zusatz «retour sans frais» dem 
Wechselstempel und den Wechselpräsentationsbestimmungen 
unterworfen sei, was aber von der Mehrzahl der Schriftsteller 
bestritten wird. Nouguier,*) Lyon-Caen et Renault^) und 
Chastenet*) halten die Klausel für durchaus zulässig. 

Für Gesetze, welche wie der deutsche und österreichische 
Entwurf schon so wie so andere Beweiswege offen lassen, also 
ein Plus gegenüber der hier besprochenen Bestimmung ent- 
halten, ist dieselbe natürlich völlig überflüssig.*) 

S 83. 
Teilzahlungen. 

Es sei hier noch gestattet, eine Specialfrage zu erörtern, 
ob der Protesterhebende über die ganze Summe Protest nehmen 
dürfe, wenn Teilzahlungen angeboten werden, oder ob er solche 
anzunehmen verpflichtet ist. 

Schneider und Fick^) verteidigen beim Wechsel die Pflicht 
zur Annahme von Teilzahlungen mit dem Interesse der Vor- 
männer, welche wünschen müssen, wenigstens teilweise von 

1) Nr. 69. 

2) a. a. O., S. 91. 

®) § 590. 

*) a. a. O., S. 121. 

*) Vergl. Erläuternde Bemerkungen zum österreichischen Entwurf, S. 27. 

ö) Anm. I zu § 757. 
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ihrer Regresspflicht befreit zu werden. Sie meinen, man habe 
diese Ausnahme von dem allgemeinen Princip des Art. 78, 
dass der Gläubiger sich eine Teilzahlung nicht brauche gefallen 
zu lassen, wenn die gesamte Schuld liquid und fällig ist, um 
so eher beim Wechsel machen dürfen, als es sich hiebei immer 
um Geld, das am leichtesten teilbare Objekt des Verkehres, 
handelt. 

Genau dieselbe Argumentation kann man auch beim Check 
geltend machen, und eine Bestimmung in diesem Sinne ist 
auch z. B. von Riesser^) für den Entwurf gefordert worden. 
Das englisch - amerikanische Recht hält wenigstens den Be- 
zogenen bei einem überzogenen Check für zur Zahlung ver- 
pflichtet, wenn der Inhaber zum Empfang der Teilsumme bereit 
ist, und Cohn,*-^) der diese Ansicht Daniels citiert, meint, de 
lege ferenda* dürft:en alle die Gründe, die den Wechselinhaber 
zur Annahme von Teilzahlungen verpflichten, auch für den 
Checkinhaber gelten. Die Motive*) zum deutschen Entwürfe 
sagen dem entgegen: 

« Eine Bestimmung, dass der Checkinhaber verpflichtet sei, 
Teilzahlungen anzunehmen, ist im Gegensatz zu der Vorschrift 
des Art. 38 der W.-O. in den Entwurf nicht aufgenommen, so 
dass die Bestimmungen des allgemeinen bürgerlichen Rechts 
für die Entscheidung dieser Frage massgebend bleiben. Die 
Vorschrift: der W.-O. würde bei der Bedeutung, welche dem 
Erfordernis eines ausreichenden Guthabens hier überall beigelegt 
ist, für den Check nicht geeignet sein. » 

Der österreichische Entwurf geht noch einen Schritt weiter 
und sagt in § 11 Absatz II : 

«Zur Annahme von Teilzahlungen ist der Inhaber des 
Check nicht verpflichtet.» 

Das S. O.-R. dagegen lässt den Art. 753, soweit er nicht 
dem Acceptverbot in Titel XXX widerspricht, gelten: 

') a. a. O. S. 276. 

2) Zur Lehre vom Check, III, S, 103. 

8) a. a. O. S. 50. 
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«Der Inhaber des Check darf eine ihm angebotene Teil- 
zahlung * nicht zurückweisen. * 

Der Regress geht dann nur noch auf die unbezahlt geblie- 
bene Summe. Dieser Ansicht sind auch Schneider und Fick, ^) 
sowie Haberstich. 2) 

S 84. 
Pflicht des Bezogenen zur Einlösung. 

Der Bezogene ist nach schweizerischem Recht dem Aus- 
steller gegenüber nach Massgabe des Checkvertrages zur Ein- 
lösung verpflichtet. Eine weitergehende Pflicht zur Einlösung, 
etwa auch dem Inhaber gegenüber, ist nicht festgesetzt. 

Hat ein Bezogener mit Absicht oder aus Fahrlässigkeit 
einen innerhalb der Grenzen des Checkvertrages sich haltenden 
Check nicht eingelöst, so ist er nicht nur aus dem Vertrage 
verpflichtet, die Checksumme noch nachträglich auszubezahlen, 
sondern er ist auch gehalten, nach Art. 50 S. O.-R. ihm allen 
eventuell eintretenden Schaden zu ersetzen. Nach Zoller ^) wird 
als Grundlage für die Berechnung immer die Retourrechnung 
dienen müssen. Es kann aber der Schaden diese Retourrech- 
nung auch um ein wesentliches übersteigen, wenn beispielsweise 
der Inhaber durch die Nichteinlösung in Schaden gekommen 
ist und den Aussteller dafür belangt hat, oder wenn durch den 
Rückgriff auf das unterliegende Rechtsgeschäft, welches viel- 
leicht durch eine Konventionalstrafe geschützt ist, die Summe 
angewachsen ist. Kurz der Bezogene ist im Falle der check- 
vertragswidrigen Zahlungsverweigerung stets verpflichtet, den 
nachweisbaren Schaden, den der Aussteller erlitten hat, zu 
ersetzen. Zoller meint, auch unter Umständen könnte die 
Gefährdung des Kredites des Ausstellers in Anschlag gebracht 
werden. Inwieweit eine Kreditschädigung in der Nichteinlösung 
liege, ist im einzelnen Falle nach den Normen des jeweiligen 

J) Anm. 3 zu § 757 und Anm. 2 zu § 837. 
2) a. a. O. S. 753. 
») a. a. O. S. 31. 
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kantonalen Strafgesetzes zu beurteilen. Beispielsweise, glaube 
ich, würde es schwer fallen, eine Einlösungs Verweigerung unter 
die Verbrechen gegen die Ehre des Titels VII des St.-G.-B. 
für den Kanton Zürich zu subsumieren, obwohl ich auch diesen 
Fall unter Umständen für nicht gänzlich ausgeschlossen halte. ^) 
Schon eher könnte eine böswillige Kreditschädigung durch 
Einlösungsverweigerung eines Bezogenen nach dem Stooss'schen 
Entwurf für ein schweizerisches Strafgesetzbuch beurteilt werden. 

Aber immer wird bei uns für die in der Einlösungsver- 
weigerung liegende Injurie Dolus erforderlich sein, während das 
englische Recht schon heute auch eine auf diese Weise 
geschehene Kreditschädigung, die nur fahrlässig begangen ist, 
selbst dann, wenn sie durch ein Versehen der Angestellten des 
Bezogenen geschehen ist, mit Busse belegt. Es ist die Klage 
wegen Verweigerung der Checkhonorierung in England eine 
echte Ehrverletzungsklage *) und geht nicht auf «substantial 
damagesi sondern auf eine oft recht erhebliche Busse, welche 
in Pausch und Bogen den «tort morah zu sühnen bestimmt ist. 

Auf dem Kontinent ist eine so weitgehende Privatstraf- 
klage noch nirgends anerkannt, sie kann aber wohl als gerecht 
und im Interesse der Sicherung des Checkverkehres liegend 
gefordert werden. Cohn^) stellt eine P'orderung auf, die mir 
sehr zweckmässig erscheint, dem Aussteller die Wahl zu lassen 
zwischen einer den Schaden spezifizierenden reinen Schaden- 
ersatzklage und, da der Nachweis des reellen Schadens oft 
sehr schwierig sein dürfte, einer auf Busse gerichteten, von der 
subjektiven Verschuldung ebenfalls unabhängigen Privatstraf- 
klage. Für das heutige Recht, glaubt Cohn, sei auch in 
Deutschland eine über nachträgliche Zahlung und Verzugs- 
zinsen hinausgehende Schadenersatzklage des Checkkunden gegen 
den die Einlösung vertragswidrig verweigernden Bezogenen 
zulässig. Eine solche als actio mandati directa zu bezeichnende 

1) Vergl. Anm. 3 auf S. iio des Kommentars von Zürcher und Benz. 

2) Chitty, S. 349. 

8) Zur Lehre vom Check, III 84. 
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Schadenersatzklage ist auch allgemein anerkannt. Bayerdörffer, i) 
Cohn,2) Simonson,') Bunzl,^) Hanausek*) lassen den Bezoge- 
nen für allen aus seiner ZahlungsverA\'eigerung entstehenden 
Schaden haften, und der neue österreichische Entwurf bestimmt 
die Haftung des Bezogenen für die Einlösung des Check sogar 
ausdrücklich in seinem § 14: 

c Soweit nicht die Bestimmungen der §§ 11 bis 18 den 
Bezogenen von der Verpflichtung zur Einlösung des Check 
befreien, haftet er dem Aussteller nach Massgabe des zwischen 
ihnen bestehenden Vertragsverhältnisses für die Einlösung des 
Check. > 

Bei vertragswidrig überzogenen Checks muss man sich aber 
wohl der schon im vorigen Paragraphen erwähnten Praxis des 
englisch-amerikanischen Rechtes anschliessen, dass der Bezogene 
verpflichtet ist, die gedeckte Teilsumme wenigstens zur Zahlung 
anzubieten. Ob der Inhaber dann von diesem Angebot Ge- 
brauch machen müsse oder nicht, ist eine Frage, die von den 
verschiedenen Gesetzgebungen verschieden beantwortet wird.®) 

§ 85. 
Weitere Pflichten des Bezogenen. 

Nach französischem Rechte hat der Bezogene ausser der 
Pflicht zur Einlösung, die aus dem Vertrag sich ergiebt, auch 
noch die Rechtspflicht, die Berechtigung des Präsentanten zu 
prüfen. Ein Urteil des Handelsgerichtes Lyon vom 16. Mai 
1881 wird bestätigt durch ein Urteil des Lyoner Gerichtshofes 
vom II. Februar 1882, worin es ausdrücklich heisst: 

«Der Bezogene, der einen Check einer unbekannten Per- 
son, welcher die Urkunde nicht indossiert war, ohne sich über 



^) S. 27. 

«) a. a. O. S. 75. 

8) a. a O. S. 19. 

*) a. a. O. S. 29. 

^) a. a. O. S. 17. 
«) Vgl. § 83. 
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die Identität dieser Person zu vergewissern, zahlt, begeht einen 
groben Fehler, welcher ihn der Gefahr aussetzt, den Betrag des 
Check ein zweites Mal dem wahren Eigentümer zahlen zu 
müssen, i 

Nach schweizerischem Recht hat dagegen der Bezogene 
diese Pflicht nicht, wohl aber hat er das Recht dazu, die 
Identität des Inhabers zu prüfen, i) 

In Deutschland pflegen sich die Banken auch noch durch 
ihre Statuten ausdrücklich das Recht der Legitimationsprüfung 
auszubedingen, dagegen die Pflicht dazu ausdrücklich abzu- 
lehnen. 2) 

Auch wiederum das französische Recht hat ein weiteres 
Recht des Bezogenen, von welchem jeder vorsichtige Geschäfts- 
mann auch ohnedies Gebrauch machte, nämlich Quittierung des 
eingelösten Check zu verlangen, zu einer Rechtspflicht für den 
Bezogenen umgewandelt und sogar zur Kontrolle der recht- 
zeitigen Präsentation die Pflicht, die Quittierung zu datieren, 
beigefügt. Wie Lyon-Caen und Renault 3) richtig bemerken, 
war es dem französischen Gesetzgeber wohl mehr um letztere 
Bestimmung zu thun, aus fiskalischen Rücksichten, um die 
Stcmpeldefraudation zu erschweren, wenn eine längere als die 
erlaubte Cirkulation aus der datierten Quittung leicht ersichtlich 
wäre. 

In der Schweiz ist, die datierte Quittung zu verlangen, 
nicht eine gesetzliche Pflicht des Bezogenen, wohl aber ist ein 
gesetzliches Recht des Bezogenen, Quittierung zu verlangen, 
in Art. 758 statuiert: 

«Der C7/^c^'schuldner ist nur gegen Aushändigung des 
quittierten Check zu zahlen verpflichtet. 

Hat der C/r^-r^schuldner eine Teilzahlung geleistet, so kann 
derselbe nur verlangen, dass die Zahlung auf dem Check abge- 

1) Vgl. Schneider und Fick, Anm. 7 zu 755- 

2) Vgl. Reichsbank, Best, vom 1. Febr. 1883 und Berliner Kassenvercin, 
§ 27, 4. 

3; § 580. 
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schrieben und ihm Quittung auf einer Abschrift des Check 
erteilt werde. » 

Schneider und Fick ^) meinen, es sei ratsam, Quittierung 
zu fordern, und thatsächlich ist das auch Geschäftsgebrauch. Von 
der Abrechnungsstelle Zürich wird es sogar von ihren Mit- 
gliedern statutengemäss verlangt. Das Reglement besagt 
in S 2: 

€ Die zur Abrechnung bestimmten Papiere müssen geordnet, 
mit dem Firmenstempel des betreffenden Hauses versehen und 
gehörig quittiert sein. ^ 

Der neue deutsche Entwurf spricht sich nicht über die 
Quittierung aus, dagegen ist nach Hoppenstedts 2) Ansicht ftir 
Kaufleute wenigstens die Quittierungspflicht durch H. G. B. 
Art. 303 statuiert und die Forderung einer Quittung ausserdem 
bis jetzt allgemein gebräuchlich. 

Der österreichische Entwurf statuiert nur ein Recht des 
Bezogenen, bei Namen- und Ordrecheck Quittierung zu ver- 
langen. §11: 

«Der Bezogene hat nur gegen Aushändigung des Check 
zu zahlen. Nicht auf den Inhaber (Überbringer) lautende 
Checks müssen auf Verlangen des Bezogenen bei der Baarein- 
lösung quittiert werden. ^ 

Von Einigen ist auch der Vorschlag gemacht worden, dem 
Bezogenen eine Pflicht zur Aufbewahrung während gewisser 
Zeit aufzuerlegen, und zwar im Interesse des Ausstellers, für 
den der Check ein sehr wichtiges Beweismittel flir geleistete 
Zahlungen bildet. Cohn^) ist der Ansicht, man sollte anstatt 
einer solchen Aufbewahrungspflicht eine Rückgabepflicht nach 
erfolgter Abrechnung dem Bezogenen auferlegen, wie sie in Eng- 
land und Amerika bereits üblich ist. Bis jetzt ist weder eine 
solche Aufbewahrungspflicht noch Rückgabepflicht auf dem 
Kontinent anerkannt, und wie ich glaube, liegt auch kein drin- 

*) 830, Anm. 5. 

2) Ein zweites Wort zum Checkgesetz, S. 32. 

«) III n9— 140, XXXIII, 490. 
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gendes Bedürfnis, sie aufzustellen, vor, da die Bezogenen ganz 
in ihrem eigenen Interesse die Checks als für sie wichtige Be- 
weisurkunden aufbewahren werden, zum mindesten so lange, als 
die Verjährungsfristen laufen. 

S 86. 

Endigung der Einlösungspflicht durch Erfftllnng und dem 
Gleichstehendes. 

Dass die Pflicht zur Einlösung im Normalfalle beendigt 
wird durch Erfüllung, ist eigentlich selbstverständlich. 

Wir können uns hier nur fragen, ob nicht auch noch 
andere Ereignisse oder Handlungen der Erfüllung gleichgestellt 
werden können. Beispielsweise : Kann sich der Bezogene durch 
Deposition der Summe von seiner Erfüllungspflicht befreien. 
Es ist diese Frage nur nach den allgemeinen Prinzipien des 
Art. i88 zu beurteilen, und es werden die Voraussetzungen 
desselben beim Check wohl selten praktisch werden. Ein beson- 
deres Depositionsrecht aber, wie es Art. 759 dem Acceptanten 
eines Wechsels zuspricht, kommt mit Recht dem Checkbezoge- 
nen ebensowenig zu wie dem gewöhnlichen Wechselbezogenen, 
da er aus dem Papier selbst überhaupt nicht, sondern nur nach 
Massgabe des zu Grunde liegenden Vertrages haftet. 

Von der Erfüllungspflicht, nicht aber von der Pflicht, dem 
Aussteller den Schaden zu ersetzen, wird der Bezogene auch 
durch die Ehrenzahlung eines Dritten befreit. 

Nach Nouguier*) ist diese Möglichkeit auch im französi- 
schen Rechte unter Voraussetzung der Erfüllung der gesetz- 
lich vorgeschriebenen Formalitäten zugelassen. 

Im S. O.-R. gelten in einem solchen Falle die Vorschriften 
der folgenden Artikel. 

Art. 780. 

«Befinden sich auf dem von dem Bezogenen nicht einge- 
lösten Check oder der Kopie Notadressen, * welche auf den 

1) a. a. O. S. 93- 
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Zahlungsort lauten, so muss der Inhaber den Check spätestens 
am zweiten Werktage nach dem Zahlungstage den sämtlichen 
Notadressen * zur Zahlung vorlegen und den Erfolg im Pro- 
teste Mangels Zahlung oder in einem Anhange zu demselben 
bemerken lassen. 

Unterlässt er dieses, so verliert er den Regress gegen den 
Adressanten und dessen Nachmänner. 

Weist der Inhaber die von einem andern Intervenierten 
angebotene Ehrenzahlung zurück, so verliert er den Regress 
gegen die Nachmänner des Honoraten.» 

Ich stehe hier nicht an, die zweitägige Frist auch für den 
Check gelten zu lassen, da in diesem Falle der Zahlungstag 
ein durch die notwendigerweise vorausgegangene Präsentation 
zur Zahlung genau fixierter ist, und daher der Grund zur Aus- 
schaltung der Frist, wie er uns bei der Besprechung des 
Art. 762. vorschwebte, hier dahinfällt. 

«Art. 781, 

Der Ehrenzahler muss sich den Check und den Protest 
Mangels Zahlung gegen Erstattung der Kosten aushändigen 
lassen. Er muss den Honoraten unter Übersendung des Pro- 
testes von der geschehenen Ehrenzahlung benachrichtigen, und 
diese Benachrichtigung mit dem Proteste binnen zwei Tagen 
nach dem Tage der Protesterhebung zu Post geben. Unterlässt 
er dieses, so haftet er für den durch die Unterlassung ent- 
stehenden Schaden. 

Der Ehrenzahler tritt durch die Ehrenzahlung in die Rechte 
des Inhabers gegen den Honoraten und dessen Vormänner *. 

Art. 782. 

Unter Mehreren, welche sich zur Ehrenzahlung erbieten, 
gebührt Demjenigen der Vorzug, durch dessen Zahlung die 
meisten C7/^r>hrerpflichteten befreit werden. 

Ein Intervenient, welcher zahlt, obgleich aus dem Check 
oder Proteste ersichtlich ist, dass ein Anderer, dem er hiernach 
nachstehen müsste, den Check einzulösen bereit war, hat keinen 
Regress gegen diejenigen Indossanten, welche durch Leistung 
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der von dem Anderen angebotenen Zahlung befreit worden 
wären. » 

Inhaltlich ziemlich dieselben Bestimmungen enthält auch 
der österreichische Entwurf in § 20 : 

Nebst den Vorschriften dieses Gesetzes haben für den 
Check die Bestimmungen sinngemäss zu gelten, welche die all- 
gemeine Wechselordnung (kais. Patent vom 25. Januar 1850, 
R. G. Bl. Nr. 51) enthält: 

4. über die Ehrenzahlung (Art. 62 bis 64) mit der Mass- 
gabe, dass der nicht eingelöste Check den auf den Zahlungsort 
(§ 4) lautenden Notadressen spätestens am zweiten Werktage 
nach der Präsentation beim Bezogenen zur Zahlung vorgelegt 
werden muss, dass der Erfolg statt durch Protest durch eine 
der anderen im § 16, Z. 2 bezeichneten Präsentationsbestätigun- 
gen nachgewiesen werden kann, und dass die Bestimmung des 
§ 19 des gegenwärtigen Gesetzes auch auf den Fall des Regress- 
verlustes nach Art. 62, Absatz 2 und 3 der allgemeinen 
Wechselordnung Anwendung findet.» 

§ ^7- 
Tod und Oeschäftsunfähigkeit des Ausstellers. 

Merkwürdigerweise wird nach englischem Recht ') die Pflicht 
des Bezogenen zur Einlösung des Check aufgehoben durch den 
Tod des Ausstellers. Schon das schottische Recht weicht hie- 
von ab.^) 

Die kontinentalen Rechte streben mit Recht darauf hin, 
den Tod des Ausstellers für irrelevant zu erklären. 

Im S. O.-R. ist schon unter Umständen beim bürgerlichen 
Mandat der Tod des Mandanten kein Grund, den Auftrag zum 
Erlöschen zu bringen, wenn in Absatz II des Art 403 
gesagt wird : 



1) Bills of Exchange Act. 75, Z. 2. 

2) Simonson, Beitrage zur Lehre vom Check, S. 14. 
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«So oft jedoch durch das Erlöschen des Auftrags eine 
Gefahr für das Geschäft eintritt, ist der Beauftragte, beziehungs- 
weise sein Erbe oder sein Vertreter, verpflichtet, so lange für 
die Fortführung des Geschäftes zu sorgen, bis der Auftrag- 
geber, beziehungsweise sein Erbe oder sein Vertreter, in der 
Lage ist, es selbst zu thun.» 

Schon hieraus kann man beim Check wohl immer eine Ver- 
pflichtung des Bezogenen über den Tod des Ausstellers hinaus 
konstruieren, denn ich glaube, man kann getrost mit Hafner i) 
sagen, der wechselmässige, also auch der checkmässige An- 
spruch, der durch Unterschrift immer begründet ist, verpflichte 
auch den Rechtsnachfolger des Unterzeichnenden wechselmässig 
bezw. checkmässig. Es ist beim Check also immer im Inter- 
esse dieses Rechtsnachfolgers, wenn der Regress durch Aus- 
ftihrung des Mandates durch den Bezogenen von ihm abge- 
wendet wird. 

In Deutschland und Österreich scheint sich die Antwort 
auf unsere Frage nach dem Einfluss des Todes des Ausstellers 
auf die Pflicht des Bezogenen, zur Einlösung des Check ver- 
schieden zu gestalten, je nachdem, ob der Aussteller ein Kauf- 
mann ist, oder nicht. 2) 

Ist der Aussteller Kaufmann, so hat gemäss Art. 297 
des allgemeinen deutschen Handelsgesetzbuchs sein Tod keine 
Einwirkung auf das Mandat, ist er kein solcher, so entscheidet 
sich die F'rage nach gewöhnlichem Civilrecht und ist der Tod 
des Ausstellers relevant. 

Darüber, dass es beim Check unzweckmässig sei, wie im 
englischen Recht, den Tod des Ausstellers als Widerruf gelten 
zu lassen, herrscht ziemliche Übereinstimmung. ^) Nur Kuhlen- 
beck meint, durch eine solche Bestimmung könnten «Miss- 
bräuche Unberufener mit noch nicht begebenen Checks eines 

1) Art. 722, Anm. loa. 

*) Hammerschlag, sub voce Check im Österr. Staats Wörterbuch (H. G. B. 
297 a. b. G. 1022), 

3) Vgl. Koch, Zum Checkgesetzentwurf, S. 7. Leonhardt a. a. O. S. 25. 
Simonson a. a. O. S. 15. Bunzl a. a. O. S. 31. 

Dr. Fick, Der Check. 26 ' 
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verstorbenen Ausstellers verhütet werden.» Ich glaube aber, 
dass dergleichen Missbrauch ein so seltener Ausnahmsfall gegen- 
über den Vorteilen, welche die gegenteilige Bestimmung bietet, 
ist, dass ich nicht anstehe, mich den folgenden Ausführungen 
der erläuternden Bemerkungen zum österreichischen Entwürfe 
gänzlich anzuschliessen : 

«Für den Fall des Todes des Ausstellers empfiehlt es sich, 
den handelsrechtlichen Satz zu übernehmen, dass der Auftrag 

durch den Tod des Kaufmannes nicht aufgehoben werde 

weil die Ratio für die gegenteilige Rechtsregel bei den Lei- 
stungen, die hier durch den Dritten bewirkt werden sollen, 
nicht zutrifft. Auch die Erben müssten die durch Check- 
begebung agnoszierte Schuld tilgen; die Hingabe des Check 
seitens des Erblassers würde ihren Einwendungen gegen den 
Rechtsbestand der Forderung als schwer widerlegbares Argu- 
ment in den Weg treten, das Unwirksamwerden des Check 
würde einen Aufschub der Schuldenzahlung verursachen, für 
deren Nachteile die Erben in Form von Verzugszinsen, Prozess- 
kosten u. s. w. aufzukommen hätten. Deshalb liegt die bal- 
dige Berichtigung einer vom Erblasser als bestehend anerkann- 
ten Verbindlichkeit im Interesse der Erben selbst und die Sach- 
lage gewinnt grosse Ähnlichkeit mit derjenigen, für welche 
schon das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch eine Fortdauer 
des Auftrages als zweckmässig erkennt (§ 1022). Indossable 
Checks können nicht wie irgend welche höchst persönliche 
Ansprüche oder Leistungen behandelt werden, und niemand 
wird gerne Checks nehmen, wenn er von diesem Augenblicke 
für das Leben des Checkausstellers fürchten muss. Die vorge- 
schlagene Bestimmung wird daher das Vertrauen in den Check 
und dadurch seinen Wert heben und so zur Verbreitung des 
Check beitragen.» 

Dieselben Erwägungen gelten auch für nachträglich ein- 
tretende Geschäftsunfähigkeit, oder Verlust der Handlungsfähigkeit, 
welche überall als kein Hindernis ftir das Weiterlaufen des be- 
gonnenen Checkgeschäftes angesehen wird. 
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Es ist demgemäss nur natürlich und zu begrüssen, dass 
die beiden neuen Entwürfe dem entsprechende Bestimmungen 
enthalten. 

Deutscher Entwurf. 
$ lO Absatz II. 
« Der Tod des Ausstellers oder der Eintritt der Geschäfts- 
unfähigkeit desselben, sowie der Ablauf der Präsentationsfrist 
ist auf das Recht und die Pflicht des Bezogenen zur Zahlung 
ohne Einfluss.» 

Österreichischer Entwurf, 
S 12 Absatz IL 
«Wegen des Todes des Ausstellers oder wegen inzwischen 
eingetretener rechtlicher Unfähigkeit desselben zur selbständigen 
Vermögensverwaltung darf die Einlösung des Check nicht ver- 
weigert werden.» 

§ 88. 
Der Widerruf. 

Ob der Widerruf des Check wirksam sei, ist eine de lege 
lata und de lege ferenda vielumstrittene Frage. 

Man muss bei der Beantwortung wohl unterscheiden, wem 
gegenüber der Widerruf zulässig sein solL Ob er dem Inhaber 
gegenüber zulässig ist oder nicht, ist prinzipiell überhaupt nicht 
zu beantworten, sondern wird verschieden zu beurteilen sein, je 
nach dem der Checkbegebung zu Grunde liegenden Rechts- 
verhältnis, also nach Art. 412, Abs. i, S. O.-R kann man 
dem Empfänger gegenüber den Check widerrufen, wenn man 
ihn nicht zur Tilgung einer Schuld oder sonst zum Vorteile 
des Empfängers begeben hat. Letzteres wird aber beim Check 
meist der Fall sein, und dann kann der Widerruf sehr wohl 
den Checkinhaber berechtigen, gegen den widerrufenden Aus- 
steller klageweise vorzugehen. ^) 

1} Entscheidung des Bundesgerichtes vom 9. X. 86 i. S. Bank in Luzem 
g. Bülemann; Bunzl S. 29; vgl. Simonson, Beiträge zur Lehre vom Check S. 14, 
und zum Checkgesetzentwurf im Archiv für bürgerliches Recht VI, 356. 
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Aber gerade deswegen, weil dem Inhaber des Check alle 
Rechte gegen den Aussteller und seine Vormänner gewahrt 
bleiben, scheint es mir völlig unbedenklich zu sein, dem Aus- 
steller zu gestatten, dem Bezogenen gegenüber zu widerrufen. 
Ohne Grund wird er wohl nie zum Schaden des Checkinhabers 
von seinem Widerrufsrecht Gebrauch machen, da er ja für allen 
daraus entstehenden Schaden ex contractu zu haften hätte. Man 
kann sich aber wohl einen Fall vorstellen, wo er im Interesse 
des Checkinhabers widerriefe, z. B. wenn dieser die Urkunde 
verloren hat, und dann könnte durch Widerruf zu Nutz und 
Frommen aller Beteiligten Zeit und Geld gespart werden. 

Im S. O.-R. ist denn auch das Recht, dem Bezogenen 
gegenüber zu widerrufen, ausdrücklich gewahrt in Abs. 2 des 
dem allgemeinen Anweisungsrecht angehörenden Art. 412, 
welcher fiir den Check modifiziert lautet: 

«Gegenüber dem Angewiesenen kann der Anweisende 
widerrufen. *» 

Dasselbe ist auch in England Rechtens. Auch das 
heutige deutsche und österreichische Recht scheint den Wider- 
ruf zu gestatten *). Nicht so das französische Checkrecht, welches 
noch unter dem Eindruck der französischen Wechselrechtstheorie 
betreffend die Cession der Deckung steht. In Japan scheint 
eine interessante Mittelstellung eingenommen zu werden. Der 
Widerruf ist zwar dem Banker gegenüber wirksam, verlängert 
aber die Haftung über die Regressfrist hinaus und ist ohne 
gerechten Grund strafbar mit 10 <^/o der Checksumme. Im 
Prinzip kommt das dem bei uns geltenden System sehr nahe. 
Bei V. Canstein, der für den Check die Cessionstheorie mit 
grossem Nachdruck importieren will, versteht es sich von selbst, 
dass er die Unwiderruflichkeit des Check fiir eine der essen- 
tiellsten Forderungen des Checkrechts ansieht, v. Canstein bleibt 
aber nicht bei der einfachen Konsequenz aus seiner einmal 
vorgefassten Meinung stehen, sondern versucht, was mir der 

1) Vgl. darüber Kuhlenbeck, S. 99; Siraonson, Beiträge zur Lehre vom 
Check, S. 14; Wendt, a. a. O., S. 46; Funk, S. 16 — 17; Bunzl, S. 30; für 
Österreich anderer Ansicht Hanauseck, S. 17. 
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Kuriosität halber gestattet sei anzuführen, die Frage, ob bei 
Hingabe Zahlungs halber Widerruf möglich sei, prinzipiell zu 
lösen. Er sagt: ^) 

«Für diese Frage lässt sich in den Quellen des römischen 
Rechts keine Antwort finden, weil das römische Recht die 
Hingabe Zahlungs halber nicht kennt. Ebensowenig enthalten 
die neueren Gesetzbücher eine diesfällige Bestimmung. Indirekt 
kann eine Lösung der Frage, ob die Hingabe Zahlungs halber 
wiederruflich sei, zunächst nach L. 14 D. 6. 2 gelöst werden, 
worin der Widerruf sogar dann als unzulässig erklärt wird, 
wenn ein Mandatar infolge erhaltener Ermächtigung eine Sache 
verkauft hatte und nun gehindert werden sollte,, die Kaufsache 
zu tradieren.» 

Aus dem «sogar dann» geht hervor, dass v. Canstein meint, 
«wie viel mehr muss der Widerruf in allen anderen Fällen ver- 
boten sein». Genau das Gegenteil ist aber der Fall. Die Stelle: 

«si quis prohibuit, vel denuntiavit, ex causa venditionis 
tradi rem, quae ipsius voluntate a procuratore fuerat distracta 
et is nihilo minus tradiderit, emptorem tuebitur Praetor, sive 
possideat, sive petat rem.? 

giebt nur dem eigentlich selbstverständlichen Grundsatz 
Ausdruck, dass, wenn der Kauf schon abgeschlossen sei, es zum 
Widerruf zu spät sei. Man kann also gerade daraus folgern, 
dass bis zum defiintiven Abschluss des Kaufvertrages der Wider- 
ruf möglich ist. 

V. Canstein citiert dann noch eine Stelle aus Dernburg, 
welches Citat bei seinem absolut mit unserer Frage in keinem 
Zusammenhang stehenden Inhalt wohl bloss als ein Ornament 
oder als Druckfehler aufzufassen ist. 

Dagegen, aus zum Teil sehr triftigen Gründen, wird die 
Unwiderruflichkeit des Check befürwortet. Cohn 2) führt als 
zwingend das Interesse des Checknehmers an und glaubt die 
Haftung des Ausstellers für aus dem Widerruf entstehenden 



I) a. a. ü. S. 12. 

*) Zur Lehre vom Check III, S. 108. 
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Schaden sei nicht ausreichend, um den Kredit des Check zu 
stärken. Aus diesen und ähnlichen Gründen sprechen sich zum 
Teil sehr energisch für die Unwiderruflichkeit aus Koch, *) 
Hoppenstedt, 2) Leonhardt, Bubenik, *) Hanauseck ^) und in der 
österreichischen Expertensitzung vom i8. Mai 1894 J. Blum, 
Calligaris, Dutschka, Epstein, Hammerschlag, Kanitz, Krassny, 
Kuzcynski, Lindheim, PoUak, Schlesinger, Schoeller, während 
sich damals fiir unbedingte Widerruflichkeit aussprachen A. 
Blum, Clemens Herz, Lieber und Palitschek. Für die Wider- 
ruflichkeit werden nun ebenfalls diverse Gründe geltend gemacht. 
Die Handelskammer Mannheim befürchtete in ihrem Gutachten 
von 1879,'^) die Unwiderruflichkeit könnte unter Umständen 
gefährlich werden und war der Meinung, es müsste erlaubt 
sein, auf diese Art eventuelle Fehler wieder zu korrigieren. 
Der Verein deutscher Banken 6) befurchtet, dass die Unwider- 
ruflichkeit über die Präsentationsfrist hinaus der Verwandlung 
des Check in ein Kreditpapier Vorschub leiste. Aus prinzipiellen 
Gründen, d. h. aus der Natur des Check als Mandat beziehungs- 
weise Anweisung folgert Kuhlenbeck ^) die Widerruflich keit 
des Check, und ebenso wird dieselbe verteidigt von Bunzl,^) 
W^endt,^) Simonson i<>). Endlich Kapp •^) sagt, das Contre- 
mandieren des Check sei ebenso unbedenklich, wie das Contre- 

1) Zum Checkgesetz, S. 7. 

2) Ein Wort zum Cbeckgesetz, S. 3. Hoppenstedt geht sogar so weit, in 
seinen kürzlich erschienenen zwei Anträgen zur Revision des Handelsgesetzbuches 
vorzuschlagen als § 337 a: «Bei Sicht zahlbare Anweisungen, die auf das Gut- 
haben des Ausstellers bei dem die Zahlungen desselben besorgenden Bankhause 
oder Geldinstitute ausgestellt werden (Chccksj, kann der Anweisende dem An- 
gewiesenen gegenüber nicht widerrufen.» 

^) a. a. O. S. 92. 

*) a. a. O. S. 17. 
Ä) S. 6. 

«) 12. XI. 1892. 

^) a. a. O. S. 99. 

») a. a. O. S. 30. 

») a, a. O. S. 52. 

^^) Beiträge zur Lehre vom Check, S. 14. 

11) a. a. O. S, 57. 
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mandieren der Tratte und ganz von demselben Gesichtspunkte 
zu beurteilen. 

Kapp setzt sich hiemit in den schroffsten Gegensatz zu 
Cohn, der es für höchst bedenklich hält. Ich muss gestehen, 
dass ich eher geneigt bin, mit Kapp den Widerruf für unbe- 
denklich zu halten, was mir durch die Erfahrungen der Länder, 
welche den Widerruf gestatten, erwiesen zu sein scheint. Das 
allein wäre aber noch nicht genügend, um mit Überzeugung 
die Widerruflichkeit zu fordern. Zu einer solchen Forderung 
veranlassen mich aber neben den theoretischen auch wesentlich 
praktische Erwägungen, nämlich, dass der Widerruf geeignet 
ist, in vielen Fällen das höchst umständliche und kostspielige 
Amortisationsverfahren unnötig zu machen , ein Vorteil der 
Widerruflichkeit, der auch von Funk, ^) der Mannheimer Handels- 
kammer 2) und von Hoppenstedt^) hervorgehoben wird. 

Im übrigen ist die Unwiderruflichkeit enge verbunden mit 
einer weiteren Frage : « Soll der Inhaber ein direktes Klagerecht 
gegen den Bezogenen haben ?>^) Wir für uns werden weiter 
unten in § 92 diese Frage verneinen. Der deutsche Entwurf, 
der ein solches Klagerecht anerkennt, muss die Unwiderruflich- 
keit als ein notwendiges Korrelat derselben ebenfalls statuieren. 
Er sagt daher in seinem S 10 Absatz III: 

«Der Widerruf eines Check seitens des Ausstellers hat keine 
rechtliche Wirksamkeit.» 

Der österreichische Entwurf hat eine namentlich von 
Hoppenstedt vorgeschlagene Mittelstellung eingenommen in 
seinem !i 13 : 

«Der Widerruf eines Check durch den Aussteller ist dir 
den Bezogenen nur wirksam, 

I. wenn ein auf den Namen oder an Ordre lautender 
Check ausdrücklich widerrufen wird, bevor er dem im Check 

1) Quest. S. 31. 

2) 27. IX. 1892. 

^) Ein Wort zum Checkgesetz S. 17. 
4) Vgl. Zoller, S. 32. 
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genannten Zahlungsempfänger übergeben wurde (§§ 426, 429 
a. b. G. B.); 

2. wenn der ausdrückliche Widerruf nach Versäumung der 
Präsentationsfrist oder für den Fall erfolgt, als der Check inner- 
halb der Präsentationsfrist nicht zur Zahlung vorgelegt werden 
sollte. In letzterem Falle wird der Widerruf erst mit Ablauf 
der IVäsentationsfrist für den Bezogenen wirksam. 

Der Bezogene, dem gegenüber ein Check wirksam wider- 
rufen wurde, darf denselben nictit einlösen.» 

Es wird das damit motiviert, dass einerseits die Unwider- 
ruflichkeit dem Check in den Augen des Publikums, das diesem 
Zahlungsmittel vorerst oft noch misstrauisch gegenüberstehe, 
die Sicherheit gebe, die dazu bewegen kann, statt barer Zah- 
lung sich zunächst mit einem Check zu begnügen, dass aber 
andererseits das Aufhören der Unwiderruflichkeit mit der Prä- 
sentationsfrist für den Checkinhaber ein Sporn sei, das Gesetz 
zu beachten und dass dadurch dem Aussteller die Möglichkeit 
gegeben werde, die Deckungskapitalien wieder frei zu machen. 

Meines Erachtcns aber würde ein jedes Gesetz gut daran 
thun, dem Bezogenen gegenüber jederzeit den Widerruf wirk- 
sam sein zu lassen. 

$5 89. 
Der Konkurs des Ausstellers. 

Im Schweizerischen Obligationcnrecht ist der Konkurs des 
Ausstellers ausdrücklich dem Widerrufe gleichgesetzt in Arti- 
kel 412 Absatz III: 

«Wird über den Anweisenden der Konkurs eröfihet, so 
gilt die Anweisung als widerrufen.» 

Darüber, dass dieser Satz auch für den Check Anwendung 
finde, ist in der schweizerischen Jurisprudenz kein Zweifel er- 
hoben worden. Dagegen möchte ich mich gegen die Auffassung 
Zollers ^) wenden, der die Gültigkeit dieses Satzes aus Analogie 
des Art. 412 abgeleitet wissen will. Dem entgegen behaupte 

^) a. a. O. Anm. 56. 
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ich: er gilt nicht aus Analogie, sondern in direkter Anwendung 
des Art. 412 Abs. III S. O.-R. Denn der Check ist wie die 
Tratte nur eine specielle Form der Anweisung, welche ausser 
den allgemeinen Regeln noch bestimmten in Titel XXIX und 
XXX enthaltenen Sonderregeln folgt. Soweit aber diese Sonder- 
regeln nicht den allgemeinen Bestimmungen über Anweisungen 
widersprechen, soweit finden auch für Check und Tratte diese 
allgemeinen Bestimmungen direkte Anwendung. Dass der 
Art. 836 dies nicht ausdrücklich erwähnt, erklärt sich einfach 
daraus, dass die Anwendung der Anweisungsbestimmungen als 
Regelrechtssätze gegenüber den Ausnahmerechtssätzen des Titels 
XXX nach allgemeinen Rechtsprinzipien sich von selbst ver- 
steht, während die Anwendbarkeit der Ausnahmerechtssätze 
des Titels XXIX auch auf den in Titel XXX normierten Check 
einer ausdrücklichen Erwähnung bedarf und daher eine solche 
in Art. 836 gefunden hat. 

Man wollte schon aus Art. 413 Absatz II folgern, dass 
die Normen über die Anweisung nicht für den Check gelten 
sollen, weil es dort hcisst: «Für den Check gelten die beson- 
dern Bestimmungen des dreissigsten Titels ^ Eine solche 
Folgerung ist aber unzulässig, da die Stellung dieses Satzes 
gerade dazu berechtigt, anzunehmen, dass er sich nur auf die 
in Art. 413 Absatz I erwähnten Inhaberanweisungen bezieht, 
deren Regelung in Art. 413 Absatz I allerdings in striktem 
Widerspruch mit den Sonderregeln des Titels XXX steht. 
Hätte der Gesetzgeber die Worte des Art. 413 Abs. II wollen 
für den ganzen Abschnitt über die Anweisung gelten lassen, 
so hätte er sie in einen eigenen Artikel in diesem Abschnitte 
stellen müssen und nicht einem Sonderbestimmungen über 
Inhaberanweisungen enthaltenden Artikel einfach anhängen 
dürfen. Der Konkurs des Ausstellers eines Check ist daher, in 
direkter Anwendung des Art. 412 Abs. III auf den Check, 
dem Widerrufe gleich zu achten. 

Es ist dieses Prinzip auch in ausländischen Rechten an- 
erkannt. Nach englischem Recht darf der Bezogene von dem 
Momente an, wo er Kenntnis von der Konkurseröffnung erlangt 
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>^r, f^^', :.','< \ dtr^ Kcr^-c.ir*iZr,n n-crx mehr -irr!»: sen. Der Inhaber 
^/-'.'. '/-.i^xic ruit ^..-x. .rr. Kor^-cr^e ies AuriKciler^ '-cernen Verzug- 
7^r ^.'.r. ^r.-'ir.-rn K'.':!<;r^::''A:v..:'*m. Für das heutii^c deutsche 
*nr! vT.rrr':-r>.v:r. * k-tcht -^ iri n'.an -vihl da.-fe>eibe annehnBea 
^! ,'•':-. r^r'-. K, ' ', -ii is;* jnd 7 ir.d a. b. G. B > IC24, in 
V^yr.ri.-y rr.:* '"^nterr. K^ O- i 3. Lras hclandsche Recht 
•»•'ry//.* 'r/'^r/^.r T.-yvf-rn ab, ;il^ es e-nen andern Zertpunkt fLir 
d;<^ Kr>j*vr. ,n d':r Z^r/. :r,:Wrj*tT'tcT.z -zr.^ an.setzt. indem es ur- 
\pr *r,^//y,r. ri^sn Bezo^'enen v e r p f I i c h t e t , ^reiche Priicht sich 
kYy^ 7M 'rrri'^m R'irhte ab^-ev:h':vacht h;%t, bis zum Elinspruch 
rUr yr^^-i^:'<.trpiy>r^:'n oder anderer Interessenten Checks des 
Ko- < .r^iZ/rn ':^nz./, /sen , Aas einem Aussonderungsrechte des 
^ f»^''<ir.;.;iry^r'i b:-* zum Einspnjche eines Berechtigten gleich 
k/^rnm*. Im franzi^.sv/nen Recht kommt hier die Cessionstheorie 
zur G'^lt jn^f, uona/:h das PLi^entum an der Deckung im Mo- 
mente der iVr^ebun^ auf den neuen Inhaber übergeht- Da 
<l?ev: Cess'onstheorie von der französischen Praxis seit 1840 
beim Uerhsel unbedingt anerkannt ist, so kann Chastenet': mit 
Recht ^i>fen, dass sie noch mehr fnr den Check zu gelten habe, 
und en hat daher der Checkinhaber zum Voraus das Recht, 
au^ fler Deckung, s<^> weit diese reicht, Befriedigung zu fordern, 
o ,ne da-v-v er s' inen eventuellen Ausfall dann noch bei der 
Konkursrrja^v: anmelden durfte. 

Da^H V. Canstein,*j der sich die Cessionstheorie ganz zu 
vu//:n ^y-macht hat, sich dieser Folgerung anschliesst, ist nur 
konserjtjent, aber selbst er muss seine Theorie da durchlöchern, 
wo f-H sich um reine Kreditchecks ') handelt und wo er im 
IM** ih ' Konkurses des Ausstellers dem Bezogenen das Rück- 
U*f»Mn<ht vom pactum de mutuo dando zugesteht. Er will 
iilici liiLr-im keinerlei Konsequenzen gezogen wissen. Cohn ist 
1(1 tcrti* n vf-rschjedenen Publikationen nicht immer genau der- 
nrllit*!! ^?rjnun[f K^'^vesen,^) um schliesslich als das Beste hin- 

^ •., ' 'r S. 172—173. 
*} 4. >( r^. s. 1^4. 

' Vcl 'onr. Jahrl). XXXIII S. 485 und in Zeitschrift für vcrgl. Rechts- 
^n IM S. iic;. 
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zustellen, dass die Checkinhaber vorbehaltlich der actio Paulh'ana 
aus der Deckung voll befriedigt werden sollen. Im allgemeinen 
aber neigen sich die meisten Autoren dem englischen Grund- 
satze zu, wie er auch in der Schweiz eingeführt ist. In diesem 
Sinne sprechen sich unter anderen aus Sattler, ^) Hoppenstedt, *) 
Bunzl, 3) der Verein deutscher Banken, in entgegengesetztem 
Sinne Simonson, ^) sowie die Frankfurter Abrechnungsstelle und 
Handelskammer. 

Leonhardt macht mit Recht darauf aufmerksam, dass, wenn 
wir mit Grund .über die Lösung der Frage zweifeln, dass es 
dann eine Sache einfachster Billigkeit ist, entweder das Risiko 
des Konkurses des Ausstellers dem Inhaber aufzubürden, dann 
aber ihn vom Risiko des Konkurses des Bezogenen zu befreien, 
oder umgekehrt, und er entscheidet sich in diesem Zweifel 
schliesslich doch für das englische Prinzip. 

In den beiden neuen Entwürfen hat denn auch dieses den 
Sieg davongetragen, indem der neueste deutsche Entwurf zwar 
entgegen älteren Entwürfen darauf verzichtet, eine Bestimmung 
hierüber aufzunehmen, dagegen in seiner Begründung ausdrück- 
lich^) die Anerkennung eines Aus- oder Absonderungsrechtes 
zu Gunsten des Checkinhabers ablehnt. Auch die österreichischen 
erläuternden Bemerkungen®) wollen das Prinzip des § 3 der 
K. O. nicht umstossen. Im österreichischen Entwürfe wird aber 
noch eine dieses ausdrücklich bestätigende Bestimmung auf- 
genommen in § 12 Absatz I: 

«Die Zahlung des Check ist ungeachtet eines dem Aus- 
steller bei dem Bezogenen zustehenden Guthabens vom Bezogenen 
abzulehnen, wenn ihm bekannt geworden ist, dass über das 
Vermögen des Ausstellers der Konkurs eröffnet wurde.» 

^) Wochenschrift für Aktienrecht und Bankwesen Nr. 8. 

2) Ein zweites Wort zum Checkgesetz, S. 35. 

9) a. a. O. S. 31. 

4) Wochenschrift für Aktienrecht und Bankwesen Nr. 12. 

*) zu § 10. 

ß) a. a. O. S. 23. 
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t^ 90. 
Die Amortisation. 

Mit der Behandlung der abhanden gekommenen Checks 
betreten wir wieder einen wenig strittigen Boden. Es sei mir 
gestattet, zunächst nur die betreffende Gesetzesstelle im S. O.-R. 
anzuführen : 

« Art. 790. Der nach den Bestimmungen des Artikels 755 
legitimierte Besitzer eines Check kann nur dann zur Heraus- 
gabe des Check beziehungsweise des Betrages, welchen er durch 
Einkassierung oder Weiterbegebung empfangen hat, angehalten 
werden, wenn er den Check in bösem Glauben erworben hat 
oder ihm bei der Erwerbung des Check eine grobe Fahrlässig- 
keit zur Last fallt. 

Art. 791. Derjenige, welchem ein Check abhanden ge- 
kommen ist, kann bei dem zuständigen Richter beantragen, 
dass dem Bezogenen die Bezahlung des Check untersagt und 
derselbe ermächtigt werde, am Verfalltage den Betrag bei Ge- 
richt oder bei einer andern zur Annahme von Depositen 
ermächtigten Behörde oder Anstalt zu hinterlegen. 

Art. 792. Ist der neue Erwerber des Check bekannt, so 
hat der Antragende gegen ihn binnen einer vom Gericht zu 
bestimmenden Frist die Klage auf Herausgabe des Check zu 
erheben, widrigenfalls das an den Bezogenen erlassene Verbot 
aufgehoben wird. 

Art. 793. Ist der Inhaber des Check unbekannt, so tritt 
das Amortisationsverfahren ein. 

Art. 794. Wer die Amortisation begehrt, muss eine Ab- 
schrift des Check beibringen oder den wesentlichen Inhalt des- 
selben angeben, sowie den Besitz und Verlust glaubhaft machen. 

Art. 795. Hierauf wird der Richter durch öffentliche 
Bekanntmachung den unbekannten Inhaber auffordern, binnen 
einer zu bestimmenden Frist den Check vorzulegen bei Ver- 
meidung der Amortisation. 
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Art. 796. Die Anmeldungsfrist ist auf mindestens drei 
Monate und auf höchstens ein Jahr zu bestimmen. 

Bei Checks ist die Frist von dem Tage an, unter welchem 
die erste Aufforderung erscheint *, zu berechnen. ^ 

Eine kürzere Frist als drei Monate ist bei Checks zulässig, 
wenn und soweit die Verjährung schon früher eintreten würde. 

Art. 797. Die Aufforderung muss dreimal in dem Handels- 
amtsblatte bekannt gemacht werden. 

Es ist in das Ermessen des Richters gestellt, noch in 
anderer Weise für angemessene Veröffentlichung eines Amorti- 
sationsbegehrens zu sorgen. 

Art. 798. Wenn innerhalb der bestimmten Frist der Check 
dem Gerichte nicht vorgelegt worden ist, so wird derselbe als 
kraftlos erklärt. 

Art. 800. Wird der Check, ehe die Amortisation aus- 
gesprochen worden ist, vorgelegt, so ist dem Beantragenden 
eine angemessene Frist zur Anhebung der Klage auf Heraus- 
gabe des Check zu setzen. Wird diese Frist versäumt, so ist 
der vorgelegte Check dem neuen Erwerber zurückzugeben und 
das an den Bezogenen gerichtete Zahlungsverbot aufzuheben. » 

Dass diese Artikel des S. O.-R. auf den Check .anwend- 
bar sind, ist auch schon durch ein Urteil der Genfer Cour de 
Justice vom 3. Februar 1890 in Sachen Malet c. Treyvaud ^) 
anerkannt worden. Ich glaube aber, dass jenes Gericht doch 
unrichtig geurteilt hat, wenn es den Aussteller eines verlorenen 
Check erst dann zwingen will, seine Schuld aus dem früheren 
Verhältnis zu bezahlen, wenn der in Zahlung gegebene aber 
verlorene Check ordnungsgemäss amortisiert ist, da man den 
gleichen Effekt, wie ihn die Amortisation hat, auch durch 
Revokation des Ausstellers erreichen könnte. Meines Erachtens 
kann die Amortisation nur dann praktisch werden, wenn der 
Aussteller sich weigert, zu widerrufen, 2) wozu höchst selten ein 

1) Revue der Gcrichtspraxis IX, Nr 57. 

2) Vergl. Bunzl, S. 40. 
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Grund vorliegen wird. Ob das im Falle Malet c. Treyvaud ein- 
traf, lässt sich aus dem Urteil nicht mit Deutlichkeit erkennen. 

Vielleicht wäre beim Check die Amortisationsmöglichkeit 
besser durc^i eine Bestimmung zu ersetzen, dass unter den- 
selben Voraussetzungen wie sie der Amortisation zu Grunde 
liegen, der Aussteller zum Widerruf gezwungen werden könnte, 
Zur Not thut aber auch der gegenwärtige Zustand seinen Dienst. 

Es ist denn auch in den übrigen Ländern die Amortisation 
gleich wie beim Wechsel anerkannt. Z. B. Frankreich ^) lässt 
beim Check die nämlichen Regeln gelten, wie beim nicht 
acceptierten, nur in einem Exemplare vorhandenen Wechsel.^) 
Die beiden neuen Entwürfe begnügen sich, betreff der Ver- 
pflichtung des legitimierten Besitzers zur Herausgabe des Papiers 
auf die Vorschriften der Wechselordnung zu verweisen in dem 
bereits citierten $ 6 des deutschen und § 7 des österreichischen 
Entwurfes. 

Letzterer begnügt sich auch betreff der Amortisation mit 
dem Hinweis auf die sinngemässe Anwendung der Wechsel- 
ordnung in seinem § 20, Ziffer 5 : • 

«über die Amortisierung abhanden gekommener Wechsel 
(Art. 73).» 

Der deutsche Entwurf dagegen hat den Besonderheiten 
des Check in zwei Paragraphen Rechnung getragen: 

*§ 24. 

Zum Zwecke der Kraftloserklärung abhanden gekommener 
oder vernichteter Checks findet das Aufgebotsverfahren (§§ 837 
ff. der Civilprozessordnung) mit der Massgabe statt, dass der 
in J5 847 bezeichnete Zeitraum zwei Monate beträgt. 

Nach Einleitung des Aufgebotsverfahrens kann der Eigen- 
tümer des Check, falls der letztere rechtzeitig zur Zahlung prä- 
sentiert, von dem Bezogenen aber nicht eingelöst worden ist, 
nach Massgabe der j^j^ 13 ff. von dem Aussteller Zahlung 

1) Vgl. Nouguier, S. 94—95. 

2) Lyon-Caen und Renault, 589 bis und 325 flg. 
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fordern, wenn er bis zur Kraftloserklärung des Check Sicher- 
heit bestellt. Ohne eine solche Sicherheitsbestellung ist er nur 
berechtigt, die Hinterlegung des Checkbetrages zu verlangen. 

S 25. 

Bei Einleitung des Aufgebotsverfahrens hat das Gericht 
auf Antrag des Berechtigten dem Bezogenen die Einlösung des 
Check zu untersagen. Gegen eine, nach freiem Ermessen des 
Gerichts zu bestimmende Sicherheitsleistung des Antragstellers 
kann das Verbot erlassen werden, auch wenn der Verlust des 
Check und die im ^ 840, Nr. 2 der Civilprozessordnung bezeich- 
neten Thatsachen noch nicht glaubhaft gemacht sind. In 
diesem Falle ist zugleich dem Antragsteller zur Nachholung der 
Glaubhaftmachung eine Frist zu bestimmen, nach deren frucht- 
losem Ablaufe das Verbot aufzuheben ist. 

Eine dem Verkehr zuwider geschehene Einlösung des 
Check ist dem Antragsteller gegenüber unwirksam. ?» 

Diese Abweichung von den allgemeinen Prinzipien wird 
nicht uninteressant folgendermassen ') motiviert : 

«Die Bestimmungen über das Aufgebots verfahren sind für 
sich allein nicht ausreichend, den Verlierer eines Check gegen 
Abhebung des Checkbetrages durch einen Unberechtigten zu 
schützen. Auch der von verschiedenen Seiten gemachte Vor- 
schlag, einen Widerruf des Check nach Ablauf der Präsenta- 
tionsfrist zuzulassen, würde — ganz abgesehen daVon, dass er 
mit dem Wesen der Checkbegebung in grundsätzlichem Wider- 
spruch stünde — den beabsichtigten Erfolg nur unvollständig 
erreichen lassen. Denn erstens wäre nicht der Verlierer, sondern 
nur der Aussteller zu einem Widerrufe legitimiert, und der 
letztere würde schwerlich verpflichtet werden können, der Auf- 
forderung des angeblichen Verlierers ohne weiteres zu ent- 
sprechen. Zweitens würde die Widerruflichkeit nach Ablauf 
der Präsentationsfrist nichts nützen, wenn vor Ablauf dieser 
Frist der Check abhanden gekommen ist, und von einem dritten 
P>werber zur Einlösung präsentiert wird. Es erscheint daher 

^) Begründung zu § 25. 
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gerechtfertigt, mit der Einleitung des Aufgebotsverfahrens auf 
Antrag des Berechtigten die Anordnung eines Einlösungs- 
verbots zu verbinden. Da ferner beim Abhandenkommen von 
Checks regelmässig Gefahr im Verzuge sein wird, so ist eine 
solche Anordnung gegen Sicherheitsbestellung nach Analogie 
der im § 8oi der Civilprozessordnung für den Arrest getroffenen 
Bestimmung unter angemessenen Vorsichtsmassregeln auch dann 
zuzulassen, wenn der Verlust des Check und die Thatsachen, 
von denen die Berechtigung .zu dem Antrage auf Einleitung 
des Aufgebotsverfahrens abhängig ist (840 a. a. O.), noch nicht 
glaubhaft gemacht sind. » 

S 91- 
Die Verjährung. 

Schliesslich haben wir noch eine Möglichkeit der Endigung 
der Erfiillungspflicht des Bezogenen in der Verjährung. 

Die Genfer Cour de Justice hat in ihrem bereits im vorigen 
Paragraphen citierten Urteil vom 3. Februar 1890 für den 
Check eine Verjährungsfrist von drei Jahren angenommen, was 
aus Art. 836 verbunden mit Art. 829 sich ergeben soll. Ich 
stehe nicht an, diese Ansicht des Genfer Gerichtes fiir grund- 
falsch zu erklären. Der Irrtum, der ihr zu Grunde liegt, ist 
nur dann begreiflich, wenn man den allerdings missverständ- 
lichen französischen Text ohne Berücksichtigung des deutschen 
und des italienischen Textes seiner Argumentation zu Grunde 
legt. 

Der französische Text des Art. 836 lautet: 

« Lcs dispositions relatives ä la lettre de change sont aussi 
applicables aux cheques, pour autant qu'elles nc sont pas con- 
traires a celles du prcsent titre. > 

Da nun im französischen Text der Titel XXIX schlechthin 
die Aufschrift t De la lettre de change» trägt, so kann man, 
wenn man ihn allein berücksichtigt, zu der irrtümlichen Meinung 
kommen, dass alle Bestimmungen des Titels XXIX, soweit sie 
den Checkbestimmungen nicht widersprechen, auf den Check 
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anwendbar seien. Es ist das aber durchaus unrichtig, da von 
denselben ausdrücklich ausgenommen sind die Vorschriften des 
XX. Abschnittes des Titels XXIX, welcher im französischen 
Text die Überschrift «Du billet de change» trägt und zu 
welchem der vom Genfer Obergericht fälschlich angezogene 
Art. 829 gehört. Dass dieser XX. Abschnitt des Titels XXIX 
aber in Art. 836 ausdrücklich ausgenommen wird, geht aus 
dem deutschen und italienischen Texte, welche dem französischen 
völlig gleichwertig sind, aufs deutlichste hervor, wenn es 
dort heisst: 

«Die Bestimmungen über den gezogenen Wechsel 
gelten u. s. f. > 

und 

«Le disposizioni concernenti lecambialitratte si appli- 
cano etc. > 

während die Überschrift des Titels XXIX im Gegensatz zu 
dem in Abschnitt I — XIX behandelten gezogenen Wechsel 
(cambiale tratta) und dem in Abschnitt XX geregelten Eigen- 
wechsel (cambiale propria) die diese beiden umfassende, ab- 
weichende, weitere Bezeichnung «Der Wechsel» «Delle cam- 
biali » gewählt hat. Über die Unrichtigkeit des angeführten 
Genfer Urteils kann demgemäss kein Zweifel herrschen, und 
es sei mir daher gestattet, die einschlägigen Verjährungs- 
bestimmungen flir den gezogenen Wechsel mit ihrer Modifika- 
tion für den Check anzuführen : 

«Art. 804. 

Die Regressansprüche des Inhabers gegen den Aussteller 
und die übrigen Vormänner verjähren : 

1. in einem Monat, wenn der Check in der Schweiz zahl- 
bar war; 

2. in drei Monaten, wenn der Check in Europa mit Aus- 
nahme von Island und den Faröern, in den Küstenländern von 
Asien und Afrika längs des mittelländischen und schwarzen 
Meeres oder in den dazu gehörigen Inseln zahlbar war; 

Dr. Fick, Der Check. 27 
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J/:', V "/;:*: \'->.v,\'/: .'^:,K C'.i \^A^j*sßir*.frz. gegen ckn Acs- 
x*;,',r .r/i ^:,'; /'/r ,;';n S'^/rmar.r.er ver^thren: 

1, -;; ':.r,':r:. Mor^t, >'rr.n der Pw^rgressaehmer in der 

2, \r, dr':' %\or.h\f:n, '/.enn der ke;;re^nehnier in EUiropa 
Tf;.* A'p,nar.ff,'; »'^/n l'.'.Hf\fl und den Faroem, in den Kusten- 
Ut.fU:rn v^/n A-r^n »ind Afrika lan^s des mfttelländischen und 
vhv/arzen \U:':rf:^ (A<:t rn den rJazu ^fshongcn Inseln wohnt: 

5, in zw/lf Monaten, wenn der kegre-»snehnier in einem 
anderen aM«ivrrei;roj^äiv:hen I^nde oder in Island oder den 
l'rtr'ff'.rn wohnt, 

(j*^^/:n den Indossanten läuft die Frist von dem Zeitpunkte 
;in, wo er den Check eingelöst oder im Rcgresswege zurück- 
erlMlt'n liat, wenn aber j^e^en ihn Klage oder Schuldbetreibung 
;»ffj," lioh'-n vw;rrlf:n int, schon von dem Zeitpunkt an, wo 
\\\\n die Vorladung; orler der Schuldbetreibungsakt zugestellt 
wofd'^n iM. 

Art. H06. 

I )\i* V(rjalirunj.f wird nur durch Anhebung der Betreibung 
odr» drj Klaffe oder durch Eingabe im Konkurs unterbrochen 
und iiui in He/.iehung auf denjenigen, gegen welchen die Gel- 
ImhImm« liunij |MM'l(lilel ist. Jedoch vertritt in dieser Hinsicht 
dir .TM dein V^*rl<laj[l(:n oder Hetriebenen geschehene Streit- 
V* iltuii^iiLMini-; die Stelle: der Klage oder Betreibung. 

du l 'nltrhrrrhung der C7r^r>{rv'erjährung beginnt eine 
a|irii;f Verjährung, 
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Art. 813, Absatz I: 

Durch Verjährung oder Nichtbeobachtung einer zur Erhal- 
tung des CAeckrechtes vorgeschriebenen Frist oder Formalität 
erlöschen die ^//^^/ferechtlichen Verbindlichkeiten aus dem CAeck 
selbst dann, wenn die Verjährung oder Versäumnis durch 
höhere Gewalt oder sonst ohne eigenes Verschulden des Check- 
gläubigers herbeigeführt worden ist.» 

Das Prinzip, dass die Wechselverjährung auch für den 
Check gilt, ist ausser der Schweiz auch noch in andern 
Ländern, welche den Check nicht als einen Wechsel betrachten, 
anerkannt, so in Belgien ^) ausdrücklich und in Frankreich 
durch die Jurisprudenz wenigstens teilweise. 2) Auch in unserer 
Zeit geht die Tendenz dahin, für den Check kurze Verjährungs- 
fristen zu setzen,*) und es haben denn auch die beiden neuen 
Entwurfs Bestimmungen hierüber aufgenommen: 

Deutscher Entwurf, § 18: 

«Die Regressansprüche gegen den Aussteller und die 
übrigen Vormänner verjähren, wenn der Check in Europa 
zahlbar ist, in drei Monaten, andernfalls in sechs Monaten. 

Die Verjährung beginnt gegen den Inhaber des Check 
mit dem Ablauf der Präsentationsfrist (§ 8) gegen jeden Indos- 
santen, wenn er vor Erhebung der Klage gegen ihn gezahlt 
hat, vom Tage der Zahlung, in allen übrigen Fällen vom Tage 
der Erhebung der Klage. Auf die Unterbrechung der Ver- 
jährung finden Art. 80 der Wechselordnung, § 13, Absatz 3 
des Einfuhrungsgesetzes zur Civilprozessordnung und § 3, Abs. 3 
des Einfuhrungsgesetzes zur Konkursordnung entsprechend 
Anwendung. > 

Österreichischer Entwurf 
t§ 18. Die Regressansprüche gegen den Aussteller und 
die übrigen Vormänner verjähren, wenn der Check in Europa 
zahlbar ist, in drei Monaten, andernfalls in sechs Monaten, 



*) Gesetz rom 20. VI. 73, Art. 3. 
2) Lyon-CaSn und Renault, § 586. 
•) Vgl. Bunzl, S. 40 u. Motive zum deutschen EntWurfe, S. 59. 
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Die Verjährung beginnt gegen den Inhaber des Check 
mit dem Tage, an welchem der Protest erhoben wurde oder 
eine der andern, in S i6, Z 2 bezeichneten Präsentationsbe- 
stätigungen erteilt wurde. Gegen den Indossanten aber, wenn 
er vor Behändigung der Klage gezahlt hat, mit dem Tage der 
Zahlung, in allen übrigen Fällen mit dem Tage der Klagsbe- 
händigung. 

S 20. Nebst den Vorschriften dieses Gesetzes haben für 
den Check die Bestimmungen sinngemäss zu gelten, welche die 
allgemeine Wechselordnung (kaiserl. Patent vom 25. Januar 1850, 
R. G. Bl. Nr. 51) enthält: 

7. Über die Unterbrechung der Verjährung der Regress- 
ansprüche (Art. 80) mit der Ergänzung, dass die Anmeldung 
von Checkforderungen im Konkurse die nämliche Wirkung wie 
die Behändigung der Klage hat.^ 



s 92. 

Die Klage des Checkinhabers gegen den Bezogenen. 

Schon der erste schweizerische Entwurf war in dieser 
Frage völlig klar. Er verneinte ein direktes Klagerecht des 
Inhabers gegen den Bezogenen, welcher Standpunkt von Mun- 
zinger^) folgendermassen begründet wird: 

tWir unsererseits abstrahieren vorläufig davon, eine solche 
Regel in unserem Entwürfe festzustellen. Entweder hat nämlich 
die Bank das System der Checks selbst organisiert und da ist 
nicht leicht ein Grund denkbar, warum die Bank die Einlösung 
verweigern und damit ihren eigenen Kredit erschüttern sollte. 
Thut sie es aber doch, so kann allerdings die Bank, da ihre 
Unterschrift nicht auf dem Check steht, nicht wechselrechtlich 
wie ein Acceptant zur Zahlung angehalten werden. Oder aber 
die Bank kennt das System der Checks nicht ; in diesem Falle 
besteht kein Motiv, die Bank in irgend einer anderen Weise 

1) a. a. O. S. 411— 412. 
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zur Einlösung von Checks zu verpflichten als zur Einlösung von 
anderen Anweisungen.« 

Obwohl nun das heutige schweizerische Gesetz ganz dem 
französischen nachgebildet ist, findet sich weder eine Special- 
bestimmung für den Check, wonach eine solche Klage statthaft 
wäre, noch kann man deren Zulässigkeit aus irgend einem all- 
gemeinen Anweisungsgrundsatze, etwa dem Art. 410 ableiten, 
denn auch im Falle des Art. 410 ist der Angewiesene einzig 
und allein dem Anweisenden, in keiner Beziehung aber dem 
Anweisungsempfänger gegenüber verpflichtet. 

Trotzdem meint Cohn, in der Schweiz sei es streitig, 
ob ein direktes Klagerecht des Inhabers gegen den Bezogenen 
existiere. 

Ein solches wäre übrigens bei der durch das Gesetz (Art. 
412) statuierten Widerruflichkeit völlig illusorisch und dennoch 
mag Cohn nicht so ganz unrecht haben, indem es trotz dieser 
klaren Stellung, welche das Gesetz einnimmt, in der welschen 
Schweiz eine Strömung giebt, welche die französische Cessions- 
theorie in betreff der Deckung adoptiert und auf diese Weise 
auch das Klagerecht des Inhabers gegen den Bezogenen kon- 
struieren kann. So z. B. sagt Rössel, ^) der Check, der unter 
den regulären Bedingungen ausgestellt sei, gebe dem Inhaber 
ein ausschliessliches Recht auf die Deckung. 

Ich glaube nicht fehl zu gehen, wenn ich diese nur in der 
französischen Schweiz aufgetauchte Theorie mit Zoller 2) für 
irrig bezeichne. Folgt doch der Check den nämlichen Regeln 
wie die Tratte, auf welche in der Schweiz die französische 
Cessionstheorie ebenfalls nicht angewendet werden darf. 

Der einzige Anklang an ein selbständiges Recht des In- 
habers dem Bezogenen gegenüber, findet sich beim Check 
sowohl wie bei der nicht acceptierten Tratte in Art. 813, 
Absatz III: 



1) Manuel, S. 891. 

2) a. a. O. S. 31. 
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c Auch gegen den Trassaten * oder denjenigen, für dessen 
Rechnung der Aussteller den Check gezogen hat, ist ein 
solcher Anspruch auf Herausgabe der Bereicherung zulässig. » 

In dieser Frage folgt das schweizerische Recht wiederum 
dem englischen. Dank einer gewissen Inkonsequenz aber, welche 
sich durch das Oberhaus *) in die Bills of Exchange Act einge- 
schlichen hat, wonach im Falle der Zahlungseinstellung der 
Bank vor der Präsentation des Check der Inhaber an Stelle 
des Ausstellers die Konkursdividende liquidieren kann, 2) haben 
sich in der englischen und namentlich amerikanischen Litteratur 
und Praxis Zweifel über das Klagerecht des Inhabers gegen den 
Bezogenen eingestellt. Schon Macleod hatte behauptet, dass 
gemäss Usance unter den Bankiers das Vorhandensein von Deckung 
der Acceptation gleichkomme. ^) 

Kapp ^) zählt unter den englisch-amerikanischen Schrift- 
stellern als Gegner der direkten Klage auf: Collins, Chalmers, 
Crump, Levi, Newman, Shaw. Cavanagh, Grant, Abbot, Parsons, 
Walker, und als Befürworter derselben Macleod, Daniel, Morse. 
V. Canstein^) fiigt den Gegnern noch bei Barklay und Byles. 
Ich bin leider nicht in der Lage, die Richtigkeit dieser Be- 
hauptung V. Cansteins zu kontrollieren, obwohl ich ihr kritisch 
gegenüberstehe, indem v. Canstein am selben Orte auch Shaw, 
Levi und Newman als Anhänger des direkten Klagerechts 
citiert. Die englische Praxis dagegen scheint allgemein die 
Klage des Inhabers gegen den Bezogenen nicht anzuerkennen^), 
und nach Cohns') Angabe ist dieselbe in Canada sogar gesetz- 
lich ausdrücklich ausgeschlossen, dagegen wird von den nord- 
amerikanischen Gerichten Süd-Carolina, Louisiana, Illinois, Iowa 
die direkte Klage anerkannt, während der oberste Gerichtshof 



1) Vgl. Chalmers S. 55. 

^ Bills of Exchange Act Art. 74, Sect. 3. 

3) Vgl. Munzinger S. 411. 

*) a. a. O. S 71. 

ft) a. a. O. S. 155. 

®) Vgl- Walker S. 71, Birnbaum S. 19—20, v. Canstein S. 116. 

7) Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft, III, 88. 
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der Vereinigten Staaten sie verwirft. Es soll aber in Amerika 
sogar erlaubt sein, den Regress gegen den Aussteller und die 
Klage der Bezogenen in ein und derselben Klage geltend zu 
machen. >) 

Dagegen ist, obwohl das Gesetz keine Bestimmung darüber 
enthält, in Frankreich die Klage des Inhabers gegen den Be- 
zogenen unstreitig anerkannt, da dies sich nach der herrschen- 
den Wechselrechtstheorie in Bezug auf die Deckung von selbst 
versteht. Dasselbe ist auch für Belgien der Fall, und das ist 
auch in beiden Ländern schon in den Kammerverhandlungen 
gegenüber dem Verlangen, eine ausdrückliche Bestimmung in 
das Gesetz aufzunehmen, geäussert worden. 2) Angegriffen wird 
für das französische Recht trotzdem die direkte Klage von 
Hulshoff und Alauzet, zugestanden dagegen von Nouguier, 
Espinaz, Bedaride, Dallaz und Le Mercier. ^) 

Ausdrücklich im Gesetz wird die Klage des Inhabers gegen 
den Bezogenen gutgeheissen durch das holländische Handels- 
gesetzbuch vom 10. April 1838, Art. 224: 

cDer ursprüngliche Aussteller, der infolge vorstehender 
Bestimmungen von aller Verantwortlichkeit befreit ist, ist jedoch 
verpflichtet, dem Inhaber auf dessen Kosten die erforderlichen 
Beweisstücke zu verschaffen, um sein Recht gegen den, auf den 
das Papier abgegeben war, geltend zu machen. » 

Es ist dies eine Bestimmung, welche absolut notwendig 
ist, wenn man die direkte Klage anerkennen will, und es ist 
diese ohne die Verpflichtung des Ausstellers oft rein illusorisch. 
Es zeigt aber gerade diese praktische holländische Regel, dass 
der Schwerpunkt auch der direkten Klage des Inhabers gegen 
den Bezogenen eben doch auf dem Aussteller liegt. 

Ausserdem scheint noch in Portugal und Italien, nicht ganz 
unbestritten freilich, die direkte Klage von der Jurisprudenz, 
nicht aber ausdrücklich von dem Gesetz anerkannt zu sein. ^) 

1) Cohn, in Conrads Jahrbüchern XXXIII, 484. 

2) Vgl. Lyon-Caen & Renault § 576. 

3) Vergl. Cohn, in Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft, III, 90. 
*) ^S\' Cohn, in Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft, III, 

S. 90; Kuhlenbeck S. 124; v. Canstein S. 155. 
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Im heutigen deutschen und österreichischen Recht scheint 
mir trotz dem geistreichen Konstruktionsversuche Cohns ein 
solches direktes Klagrecht nicht zu bestehen.^) 

Die beiden neuen Entwürfe Deutschlands und Österreichs 
weichen in diesem Punkte prinzipiell von einander ab. 

Der deutsche Entwurf bestimmt in § lO Absatz I: 

«Der Bezogene haftet dem Inhaber des Check für die 
Zahlung des Checkbetrages, soweit er zur Zeit der Präsentation 
des Check dem Aussteller gegenüber zur Einlösung desselben 
verpflichtet ist. Er hat nur gegen Aushändigung des Check 
Zahlung zu leisten.» 

und begründet das weitläufig: 

« 2) Aus denselben Gründen ist es folgerichtig, dem Check- 
nehmer dafür, dass er nicht thats^ichlich in den Besitz der 
Geldsumme gelangt, jede im Rahmen unseres Rechtssystems 
erreichbare Sicherheit zu gewähren und so den Unterschied 
zwischen sofortiger Barzahlung und Zahlung mittels Check 
thunlichst zurücktreten zu lassen. Zu diesem Zwecke ist dem 
Checkinhaber ein direktes Klagerecht gegen den Bezogenen in 
demselben Umfange eingeräumt, in welchem der letztere dem 
Aussteller nach dem zwischen ihnen obwaltenden Rechtsverhältnis 
zur Einlösung des Check verpflichtet ist» 

und 

« 3) Die Rechtslage des Bezogenen, welcher dem Aussteller 
gegenüber zur Einlösung des Check verpflichtet ist, wird durch 
die direkte Inanspruchnahme seitens des Checkinhabers in keiner 
Weise verschlechtert, er kann nur dann zur Zahlung verurteilt 
werden, wenn seine Verweigerung der Einlösung eine rechtlich 
unbegründete ist. Der Checkinhaber muss sich alle Einreden 
gefallen lassen, welche der Bezogene dem Ansprüche des Aus- 
stellers auf Einlösung des Check entgegenstellen könnte. Der 
Aussteller des Check aber hat ein naheliegendes Interesse, dass 

1) Vgl. Hammerschlag, sub voce Check a. b, G. B. § 1404 und 1419. 

2) a. a. O. S. 21. 
8) a. a. O. S. 4;. 



— 425 — 

die Zahlung durch den Bezogenen erfolgt, bei dem er die Mittel 
hierzu bereit gestellt hat, und dass er nicht im Regresswege 
genötigt wird, noch einmal anderweit für Deckung zu sorgen. 
Es kann daher als sein präsumptiver Wille vorausgesetzt werden, 
dass der Checkinhaber ermächtigt sein solle, seinen Anspruch 
gegen den Bezogenen als Procurator in rem suam geltend zu 
machen (vgl. auch Preuss. Allg. L. R. I i6, § 281). > 

Dem entgegen enthält der österreichische Entwurf keine 
Bestimmung über die Klage des Inhabers gegen den Bezogenen 
und spricht sich in den erläuternden Bemerkungen i) über die 
Frage wie folgt aus: 

« Stets bildet, und das ist das praktisch Ausschlaggebende, 
ein dem Checknehmer fremdes Verhältnis das Klagfundament. 
Daraus ergiebt sich, dass der Checkinhaber, weil er allen hier 
massgebenden Vereinbarungen und Abmachungen fernsteht, 
höchst selten für sich allein wird klagen können, er ist vielmehr 
dabei in aller Regel an die intensivste Mitwirkung des Aus- 
stellers gewiesen. Dreser kennt die Thatsachen, verfügt über 
die Beweise, vermag allein alle aus den persönlichen Beziehungen 
geschöpften Einwendungen des Geklagten zu widerlegen, kurz 
trotz der formellen Klägcrrolle des Checkinhabers bleiben pro- 
zessual — wie sie es materiell-rechtlich sind — Aussteller und 
Bezogener die Hauptpersonen. Dem Checkinhaber nützt, wenn 
ihm der Aussteller nicht beisteht, das direkte Klagrecht äusserst 
wenig ; viel wahrscheinlicher ist es, dass er ohne diese Mithülfe 
den Prozess verliert und sich dadurch schädigt. Dazu kommt 
die Möglichkeit, in einem langwierigen Prozesse zu siegen, ist 
für den Checkinhaber alles eher, denn ein wirksames Agens. 
Das Klagerecht gegen den Bezogenen wird keine Anziehungs- 
kraft ausüben können, denn, wer den Check nimmt, dem ge- 
bührt bereits die Zahlung, mit einem Prozesse ist ihm nicht 
geholfen. Eben deshalb hat auch der einzige Vorzug der 
direkten Klage des Checkinhabers, das Recht der Initiative, die 
Unabhängigkeit vom Aussteller bei Einleitung des Prozesses, 

1) a. a. O. S. 26. 
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volkswirtschaftlich wohl wenig Bedeutung. Der Checkinhaber 
will möglichst baldige Einlösung. Dem Ansprüche gegen den 
Bezogenen können aber nicht — auch hier wieder macht sich 
der Mangel des abstrakt verpflichtenden Wechselaccepts bemerk- 
bar — besonders energische, strenge Rechtsmittel gewährt 
werden, denn die Zahlungspflicht des Bezogenen wird durch 
den Check nicht liquid. Darum ist der prozessual begünstigte 
Regressanspruch gegen den Aussteller dem Klagerechte gegen 
den Bezogenen an praktischer Brauchbarkeit weit überlegen, er 
verschafft thatsächlich die baldige Zahlung. » 

Von Cohn wird die durch die Erläuterungen zum öster- 
reichischen Entwurt so treffend zurückgewiesene direkte Klage 
aus mehreren Gesichtspunkten empfohlen. Cohn ^) meint mit 
Recht, zunächst sei die Zweckmässigkeit zu prüfen. Er meint 
weiter, es gebe Fälle, wo dem Inhaber mit dem Regress gegen 
die Vordermänner nicht gedient sei, wohingegen der Anspruch 
gegen den Bezogenen wünschenswert erscheine, z. B. beim Tod 
resp. bei der Abwesenheit des Ausstellers. Ich glaube dagegen, 
dass in diesem Falle dem Inhaber die Klage gegen den Be- 
zogenen wenig nützen kann, wenn dieser die Einlösung ver- 
weigert, da es dem auf sich selbst angewiesenen Inhaber schwerlich 
gelingt, die Verpflichtung des Bezogenen aus dem ihm unbekannten 
Checkvertrag zu beweisen. Will man die direkte Klage einiger- 
massen praktisch machen, so müsste man unbedingt die Beweis- 
last dem beklagten Bezogenen auferlegen, was mir als Unbilligkeit 
erscheinen würde, da die Wahrscheinlichkeit doch wohl eher 
dafür spricht, dass der Bezogene, der meist ein Bankier, wohl 
immer aber ein Geschäftsmann ist, seinen Kredit nicht mutwillig 
durch unbegründete Nichteinlösung eines Check erschüttern 
wird, ganz abgesehen davon, dass eine solche Verteilung der 
Beweislast den allgemeinen Prinzipien hierüber direkt ins Gesicht 
schlagen würde. Man könnte für eine solche Ausnahmebestim- 
mung nur den einen Grund anführen, dass sich dadurch eine 

1) a. a. O., III S. 95. 
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Grosszahl von Geschäftsleuten vom passiven Checkgeschäft 
würden zurückschrecken lassen und dass dadurch eine erhöhte 
Konzentration des Checkgeschäftes auf wenige Institute einträte. 
Es scheint mir aber eine solche Argumentation ein zweischneidiges 
Schwert zu sein, indem durch allzugrosse Konzentration der 
Kundsame das Wirtschaften mit Checks auch wieder erschwert 
würde. Was wir brauchen, ist ein bis in die kleinsten Fäden 
sich ausbreitendes Netz von Checkbezogenen, welche in kleineren 
Centren zusammenfliessen, um sich schliesslich in einem grossen 
Centrum zu vereinigen. 

Ein weiterer P'all, für den Cohn die direkte Klage als 
zweckmässig erachtet, ist der der Insolvenz des Ausstellers. 
Für uns kann dieser nicht in Betracht fallen, da wir uns, mit 
den meisten Checkgesetzen einig gehend, daftir entschieden haben, 
den Konkurs des Ausstellers als Widerruf gelten zu lassen. 

Dass, wenn man die Beweislast dem Kläger auferlegt, 
weder der Aussteller noch der Bezogene durch Gewährung 
eines direkten Klagerechts benachteiligt würden, dass ferner der 
Bezogene sich gegen die Gefahr der doppelten Zahlung durch 
Deposition schützen kann, muss ich Cohn allerdings zugeben, 
kann aber dann dem direkten Klagerecht keinen praktischen 
Wert zumessen, im wesentlichen aus denselben Gründen, wie 
sie in den weiter oben citierten erläuternden Bemerkungen zum 
österreichischen Entwürfe erörtert sind. 

Cohn 1) führt ferner den Fall an, wo ein Reisender, der 
sich auf einen fremden Ort Checks ausstellen Hess und durch 
die unberechtigte Nichthonorierung seiner Checks Nachteile 
erfährt, ein Anrecht auf Schadenersatz haben müsse. Mir 
scheint, dass dieses Anrecht auf Schadenersatz besser dem 
Aussteller gegenüber geltend gemacht wird, der dann wiederum 
auf den Bezahlung weigernden Bezogenen zurückgreifen und 
ex contractu klagen kann, während der Reisende, noch ganz 
abgesehen von der Schwierigkeit der Bewcisftihrung, wohl kaum 
Zeit hat, sich an dem fremden Orte auf einen langwierigen 
Prozess einzulassen. 

1) In Conrads Jahrbüchern, XXXIII, S. 486. 
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Würde man nun mit Cohn die Zweckmässig^keit der Klage 
annehmen, so müsste man sich bemühen, dieselbe auch juristisch 
zu konstruieren. 

Solche Konstruktionsversuche sind denn auch schon ver- 
schiedene gemacht worden. In Frankreich ist die Check- 
begebung schon aufgefasst worden als eine brevi manu traditio 
und wäre dann die direkte Klage eine Vindikation, nach Anderen 
würde die actio depositi cediert, nach v. Canstein i) würden 
verschiedene Klagen cediert werden, so z. B. die actio depo- 
siti regularis oder irregularis, die actio ex pacto de mutuo 
dando, und stünden diese Klagen dem Checkinhaber in eigenem 
Namen zu seinen Gunsten für eigene Rechnung zu. 

Koch 2) will den Checkinhaber als procurator in rem suam 
behandelt wissen. Hülshoff spricht von einer Art Pfandklage. 
Strauss und andere sprechen von einem modernen Vertrag zu 
gunsten Dritter, wonach dieser Dritte, der Checkinhaber, eine 
direkte Klage gegen den einen Kontrahenten aus eigenem 
Rechte ex contractu hätte. Am feinsten aber wird das Ver- 
hältnis konstruiert durch Cohn, der nach seinem schon weiter 
oben 3) besprochenen Vollmachtsvertrag dem Checkinhaber eine 
Klage gegen den Bezogenen ex contractu zuerteilt. 

Neben den schon angeführten Freunden der direkten 
Klage wären noch gewichtige weitere zu nennen, in drei itahe- 
nischen Konferenzen und der Konferenz der deutschen Handels- 
kammern*) dagegen hat die direkte Klage auch viele Gegner 
gefunden, so Bunzl,*) Hanausek, Hammerschlag, 6) Funk,^) 
Kapp, 8) Bayerdörffer, ö) Birnbaum, i^) Kuhlenbeck. ^J) 

1) a. a. O., S. 140. 

2) Gesammelte Vorträge. S. 205. 

8) Vgl. oben § 62. 

*) Vgl. Cohn in Zeitschrift für vergl. Rechtswissenschaft, III, S. 95. 

5) a. a. O., S. 29. 

ß) Sub voce Check. 

7) a. a. O., S. 16. 

«) a. a. O., S. ;i. 

9) a. a. O., S. 28. 

10) a. a. O., S. 36-37. 

11) a. a. O., S. 123. 
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Hoppenstedt, der in seiner ersten Schrift i) als wesent- 
lichsten Vorteil des Entwurfes das direkte Klagerecht des 
Checkinhabers gegen den Bezogenen nennt, muss in seiner 
zweiten anerkennen, dass ein zwingendes Bedürfnis hiefiir nicht 
vorliege, da der Bezogene regelmässig eine Girobank oder ein 
Bankier sei, und es in seinem eigenen Interesse liege, die 
Checks stets prompt einzulösen. 

Simonson*) hält dafür, die Klage gegen den Bezogenen 
würde stets dem Regress nachhinken und daher unpraktisch 
sein. Er empfiehlt eine direkte Klage unter Auflage der 
Beweislast auf den Bezogenen. Welche Gründe hiergegen 
sprechen, haben wir bereits angeführt. An anderem Orte spricht 
er 3) sich auch selbst gegen jegliche direkte Klage aus. Wendt**) 
schliesslich kommt in längerer gewissenhafter Abwägung zu dem 
Resultate, dass auf jeden Fall, wie immer wir die Beweislast 
verteilen, der Regress gegen den Aussteller für den Check- 
inhaber wertvoller ist, als die Klage gegen den Bezogenen, und 
dass er daher nie von diesem Klagerechte Gebrauch machen 
würde, dass also die Gewährung eines direkten Klagerechtes 
des Inhabers gegen den Bezogenen völlig überflüssig sei. 

Aus allen diesen Gründen erklären wir uns ebenfalls 
energisch gegen die direkte Klage. 

s 93. 

BUckgriff auf das unterliegende Bechtsgeschäft. 

Der Rückgriff auf das unterliegende Rechtsgeschäft ist im 
S. O.-R. sehr einfach geregelt. Nach dem Prinzipe des Art. 
407 ist er nur dann, aber dann immer möglich, so bald sicher 
geworden ist, dass der Bezogene auf Präsentation nicht zahlt. ^) 
Hat der Inhaber die Präsentationsfrist innegehalten, so ist der 

1) Ein Wort zum Checkgesetz, S. 3. 

2) Zum Checkgesetz-Entwurfe in der Wochenschrift für Aktienrecht 
und Bankwesen. 19. III. 92. 

3) Beiträge zur Lehre vom Check, S. 11 — 13. 
*) Das allgemeine Anweisungsrecht, S. 50 — 53. 

^) Vgl. Revue der Gerichts-Praxis, III, 10, Anm. 2. 
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Aussteller oder der sonstige Vormann unbedingt auch aus dem 
der Checkbegebung zu Grunde liegenden Geschäft zu belangen, 
hat er aber nicht rechtzeitig präsentiert, so muss er es sich 
gefallen lassen, dass ihm der aus seiner Schuld eventuell ent- 
standene Schaden gegen seinen Anspruch aufgerechnet wird. 

Auch das englische Recht gestattet dem Checkinhaber, 
gegen Rückgabe des Check auf das unterliegende Rechts- 
geschäft zurückzugreifen, was ihm eventuell sehr dienlich 
erscheinen kann, wenn dasselbe anderweitig durch Bürgschaft 
oder Pfand gesichert ist, ein Grundsatz, der in Niedercanada 
sogar ausdrücklich fixiert ist. ^) 

Ebenso lebt in Frankreich das alte Rechtsgeschäft, welches 
nur einen Moment durch die unter dem selbstverständlich in 
Vorbehalt des wirklichen Eingangs geschehene Checkzahlung 
gelähmt war, wieder auf, sobald der wirkliche Eingang des 
Geldes ausfällt. 2) 

Ollivier hat in seiner Rede vor der Kammer den Vorgang 
sehr hübsch charakterisiert: 

« Sie geben mir einen Check aus irgendwelchem Grunde. — 

« Wenn nun keine Deckung geleistet war oder wegen Ein- 
spruch der Gläubiger des Ausstellers gegen Verwendung der- 
selben die Deckung verloren ging, so ist es ganz genau so, wie 
wenn ich falsche Geldstücke erhalten hätte. Ich komme zu 
dem zurück, der mir den Check gegeben hatte und sage ihm : 
« « Sie haben mich schlecht bezahlt, zahlen Sie mich jetzt gut. » > 
Der Check konnte das Auslöschen des Guthabens nicht 
bewirken, ich komme zurück, und erhebe den Anspruch auf 
Grund meines ursprünglichen Rechtes.» 

Man nimmt aber auch im französischen Recht an, dass 
durch ausdrücklichen Vertrag das Recht des Rückgriffs auf das 
unterliegende Rechtsgeschäft ausgeschlossen werden kann. ^) 



1) Cohn in Conrads Jahrbüchern XXXIII, 490. 

2) Nouguier, S. 113. 

3) Lyon-Caen und Renault, § 585. 
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Einzig das holländische Recht scheint mir, wenn auch 
nicht ganz unbedingt frei machende, Novation anzunehmen. *) 

In der deutschen Litteratur wird auch derselbe Standpunkt 
wie im französischen Recht verfochten. 

Cohn2) und Koch^) nehmen an, dass der Check unter 
Umständen als wirkliche endgültige Zahlung gelten könne, 
wenn der unzweifelhafte Wille der Parteien dahin gehe ; es 
dürfe aber eine so weit gehende Absicht der Parteien und eine 
so starke Wirkung nicht vermutet werden. Auch Funk hält 
Fälle fiir möglich, wo das alte Rechtsverhältnis nicht mehr 
auflebt,^) möchte aber als Prinzip aufstellen, dass dem Check- 
inhaber die Wahl zwischen wechselmässigem Regress und alter 
Klage zustehe.-') Dasselbe wünschen auch Cohn und Koch. 
Letzterer glaubt die Regelung dieser Frage dem gewöhnlichen 
bürgerlichen Rechte überlassen zu müssen, welches bereits 
heute in dem gewünschten Sinne entscheide. 

Der neue deutsche Entwurf erfüllt diesen Wunsch, indem 
er sich über den Rückgriff vollkommen ausschweigt. 

Der Rückgriff auf das unterliegende Rechtsgeschäft hat 
noch den weiteren Vorteil, dass man mit ihm auch den nicht 
auf dem Check genannten Checkbegebenden haftbar machen 
kann. ^) 

Dafür, dass man wohl den Parteien gestatten darf, durch 
Vertrag den Rückgriff auszuschliessen, dagegen dasselbe nicht 
von Gesetzes wegen statuieren darf, macht Wendt") einen plau- 
sibeln Grund geltend, es müsse, um die erhaltene Anweisung 
gleich barer Zahlung veranschlagen zu können, der Empfänger 
Vertrauen in die Geschäftsgebarung des Ausstellers haben 



Vgl. Hülshoff, S. 42, Anm. 2. 

«) In Conrads Jahrbüchern, XXXIII, 490. 

3) Über Giroverkehr, S. 31 — 32. 

^) Funk, a. a. O., S. 15. 

*) Questionnaire, S. 30. 

•) Vgl. Cohn und Simonson: Zur Lehre vom Check, S. 28. 

'') a. a. O., S. 230. 
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können, welches Vertrauen die Rechtsordnung aber nicht haben 
dürfe. 

Was, wie wir gesehen haben, in sämtlichen Checkrechten 
nicht ausdrücklich, sondern nur vermöge logischer Konstruktion 
als Rechtens gilt, hat der österreichische Entwurf materiell 
gleich, formell vielleicht noch etwas logisch richtiger in Worten 
festgelegt in § 19: 

«Soweit nichts anderes vereinbart ist, kann der Inhaber 
eines Check nach Erwerbung des Regressrechts wegen des 
Anspruches, zu dessen Befriedigung der Check ausgestellt oder 
begeben wurde, nach Wahl das Regressrecht ausüben oder 
gegen Rückgabe des Check auf das zwischen ihm und dem 
Aussteller oder seinem unmittelbaren Vormann bestehende, der 
Checkausstellung oder Begebung zu Grunde liegende Rechts- 
verhältnis zurückgreifen. Letzteres steht dem Checkinhaber 
mangels anderer Vereinbarung auch dann frei, wenn die recht- 
zeitige Präsentation und Protesterhebung (Präsentations-Ein- 
lieferungs-Bestätigung) unterblieben oder das erworbene Regress- 
recht durch Verjährung wieder erloschen ist; es muss sich 
jedoch der Checkinhaber den Verlust in Abrechnung bringen 
lassen, den der Aussteller infolge der unterbliebenen oder ver- 
späteten Präsentation bei dem Bezogenen erlitten hat.» 

Wenn Strauss in seiner Besprechung des Entwurfes in den 
juristischen Blättern am 5. Mai 1894 sagt, es sei mit dem 
Erwerb des Regresses eine novatorische Wirkung entstanden, 
und es lasse sich leicht der Fall konstruieren, dass der säumige 
Checknehmer besser gestellt sei, als der diligente, welcher 
fristgemäss präsentiert, und wenn Strauss dagegen Einsprache 
erhebt, so hat er den so überaus klaren Entwurf offenbar doch 
missverstanden, denn gerade das Gegenteil von seinen Behaup- 
tungen ist richtig, und es haben die österreichischen Motive*^) 
es leicht gehabt, in folgender vortrefflichen Weise ihren Stand- 
punkt zu vertreten: 

« Die Versäumung der Präsentationsfrist zerstört den 
Regressanspruch gegen den Checkaussteller, ohne dass letzterer 

7)~s7 27—28. 
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dadurch schlechthin haftungsfrei werden darf. Zu diesem Satze 
bekennen sich ziemlich alle Checktheorien, so verschieden sie 
im übrigen den Rechtsgrund dieser überdauernden Haftung und 
ihren Inhalt auffassen. Es ist das ebensowohl eine Forderung 
des praktischen Verkehrs, wie der Gerechtigkeit, mit der sich 
deshalb jede Theorie, um lebensfähig zu sein, abfinden muss. 
Man kleidet sie zu dem Zwecke oft in die Form einer juristi- 
schen Folgerung, aber in Wahrheit ist es ein in der Natur der 
bestimmten geschäftlichen Transaktion gelegener und mit ihr 
von selbst gegebener Gedanke, schon vor aller wissenschaft- 
lichen Konstruktion vorhanden. Sich gegen diese Forderung 
ablehnend zu verhalten, hat der Entwurf nach den Zielen, die 
er verfolgt, keinen Anlass. Die Checkbegebung äussert, womit 
die bei der Enquete vorgebrachten Wünsche Erfüllung finden, 
von Gesetzes wegen — also vorbehaltlich anderw'eitigen Partei- 
dispositionen — nicht novatorische Wirkung; J^ 19 machte es 
überflüssig, in dem Entwurf einen eigenen Satz aufzunehmen, 
dass Checkbegebung nicht Zahlung sei. Durch die rechtzeitige 
Präsentation erwirbt vielmehr der Checkinhaber zu seiner Ver- 
tragsforderung und der ursprünglichen Klage den Regress- 
anspruch als alternativ zweiten noch hinzu. Ohne Präsentation 
bleibt hingegen der Status quo ante, allerdings insofern doch 
auch durch die Checkbegebung modifiziert, als der Check- 
aussteller nun auch der Vertragsklage gegenüber den Verlust 
geltend machen kann, den er wegen nicht rechtzeitiger Ein- 
kassierung des Check z. B. durch Einbusse der Deckung 
infolge Konkurs des Bezogenen erlitten hat. Um diesen gerecht- 
fertigten Ersatzanspruch von der Frage des Verschuldens los- 
zulösen, ist es nötig, die Aufrechnungsbefugnis im Gesetze 
anzuerkennen. Faktum und Umfang des durch die Verzöge- 
rung entstandenen Schadens muss vom Aussteller erwiesen 
werden. » 



Dr. Fick, Der Check. 28 
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s 94. 

Der Konkurs des Bezogenen. 

Nach den in S 64 ff. erörterten Prinzipien braucht es 
nicht weiter begründet zu werden, dass beim Konkurs des 
Bezogenen die Last, je nachdem es sich um einen recht- 
zeitig präsentierten oder einen präjudicierten Qieck handelt, 
auf verschiedene Schultern fällt. Ist der Bezogene in Konkurs 
gefallen, und hat der Checkinhaber trotz rechtzeitiger Präsen- 
tation keine Zahlung erlangt, so steht dem Checkinhaber der 
ungeschmälerte Regress gegen Aussteller und Indossanten zu, 
d. h. in diesem Falle trägt der Aussteller den ganzen Schaden. 
Dagegen hat beim präjudizierten Check der Checkinhaber die 
Gefahr des Konkurses des Bezogenen durch seine eigene Unter- 
lassung der rechtzeitigen Präsentation auf sich genommen und 
kann daher vom Aussteller nur einen Anteil an der Konkurs- 
prämie herausverlangen. 

Das englische Recht steht prinzipiell auf demselben Boden, 
giebt aber dem Checkinhaber ein direktes Recht, in dem Kon- 
kurse selbst seine Prämie sich herauszuholen. 

Auch das deutsche und österreichische Recht stellt sich 
nach den Entwürfen gleich, der deutsche Entwurf stillschweigend, 
der österreichische ausdrücklich in ?^ 19 '). 

Das französische Recht macht eine andere feine Unterschei- 
dung. Wenn die Deckung nicht mit den Aktiven der Konkurs- 
masse vermischt ist, so kann Aussonderung verlangt werden, im 
Falle Vermischung, welcher notabene eigentlich einzig in Betracht 
kommt, dagegen nicht, und in diesem letzteren Falle hat der 
Checkinhaber als der Eigentümer der Deckung den Schaden zu 
tragen. 2) 

Dass auch v. Canstein^) beim Konkurse des Bezogenen 
nach der Chekbegebung den Checkinhaber den Schaden tragen 

1) Vgl. oben § 64. 

2) Vgl. Cbastenet S. 102 — 103. Nouguier S. 66. 
8) a. a. O., S. 147. 
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lässt, ist selbstverständlich, weil eine Konsequenz seiner Cessions- 
theorie. 



s 95. 

Die Haftang bei Fälschiing des Check. 

Specialbestimmungen darüber, wer bei Einlösung eines ge- 
fälschten oder verfälschten Check den Schaden zu tragen habe, 
existieren im schweizerischen Obligationenrecht keine. Wir 
werden die Frage daher nach den allgemeinen Prinzipien zu 
beurteilen haben und werden auf eine Reihe interessanter Ver- 
suche zu sprechen kommen. Zunächst will ich, alle näheren 
Erörterungen auf später versparend, die Stellung des schwei- 
zerischen Rechts, wie sie nach meiner Ansicht sich darstellt, 
kurz charakterisieren. 

In erster Linie wird jeder am Checkgeschäft Beteiligte für 
sein Verschulden einzustehen haben. Konkurriert das Ver- 
schulden von Aussteller und Bezogenem, so wird man billiger- 
weise den Schaden unter beide teilen. In zweiter Linie kann 
vertragsgemäss die Haftung, beziehungsweise die Diligenzpflicht, 
durch Vertrag zu Gunsten des einen Teiles über die Begrenzung 
der allgemeinen Diligenzprinzipien hinaus verschoben werden. 
Z. B. erhöhen die allgemeinen Bestimmungen der Schweizeri- 
schen Kreditanstalt über den Kontokorrentverkehr die Diligenz- 
pflicht des Ausstellers in § 4 b: 

«Der Inhaber eines von uns ausgegebenen Anweisungen- 
oder Check-Heftes ist für alle Folgen verantwortlich, welche 
aus dem Verluste, der Entwendung oder aus sonstigen uner- 
laubtem Gebrauche desselben entstehen könnten, sofern er uns 
nicht zur Verhinderung jeglichen Missbrauchs rechtzeitig vom 
Abhandenkommen des Anweisungs- bezw. Check-Hefls Kenntnis 
gegeben hat. » 

Durch diese statutarische Klausel, die einen Bestandteil des 
Checkvertrages bildet, wird die Haftung für den Schaden aus 
falschem Check beinahe ganz, sogar für gewisse Kasusfalle, auf 
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den unter Umständen gänzli'ch schuldlosen Checkkunden gewälzt, 
z. B. in dem Falle, wo ihm, ohne dass er es entdeckt, das 
Checkbuch entwendet wird. 

An solche Bestimmungen über die Haftung, die im Check- 
vertrage normiert sind, haben wir uns im S. O.-R. zu halten. 
Ist aber weder auf Grund von Verschulden noch auf Grund 
von Verträgen die Haftung einer bestimmten Person aufzuer- 
legen, so glaube ich, trifft der Entscheid des Luzerner Ober- 
gerichtes vom 4. Dezember 1883 in Sachen der Soci^t^ ge- 
nerale de credit industriel et commercial zu Paris, Klägerin, 
gegen die Kreditanstalt in Luzern, Beklagte, das prinzipiell 
Richtige. So lange ein Nachweis derVerschuldung 
oder der vertragsgemässen Haftpflicht nicht vor- 
liegt, so trägt den zufällig entstandenen Schaden 
Derjenige, in dessen Vermögen er sich zugetragen 
hat.i) 

Der durch eine Fälschung Geschädigte wird dann selbst- 
verständlich Schadenersatzansprüche gegen den Fälscher oder 
gegen einen Solchen, der sich die Fälschung wissenüich zu nutze 
gemacht hat, haben, was ihm aber in den seltensten Fällen 
etwas nützen wird, da, wenn auch auffindbar, diese Personen 
doch kaum je solvent sein werden. 

Dass ein Jeder für sein Verschulden einzustehen habe, ist 
eine auch für unsern Fall allgemein anerkannte Rechtsregel und 
braucht keine nähere Begründung. Für den Fall der völligen 
Abwesenheit von Verschulden weicht die Praxis der verschie- 
denen Länder voneinander ab. 

Das englisch-amerikanische Recht lässt in diesem Falle 
allen Schaden aus Einlösung" eines gefälschten Check den Be- 
zogenen tragen mit der Motivierung, dass der Aussteller nur 
für seine Checks hafte, ein falscher Check aber ein fremder 
Check sei und zwar gleichmässig, ob der ganze Check oder 
nur ein Teil desselben gefälscht sei.^) 



J) Goldschmidts Zeitschrift XXXII, S. 207. 

*) Vgl. Darimon, rapport, und Unger, Handeln auf fremde Gefahr, S. 58, 
Anm. 139, Daniel 671 ff, Anm. 147. 
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In der französischen Jurisprudenz herrscht keine Überein- 
stimmung. Lyon-Caen und Renault ^) lasssen den einen falschen 
Check zahlenden Checkbezogenen von seiner Schuld an den 
Checkkunden befreit werden, sobald ihm, dem Bezogenen, kein 
Verschulden bei der Einlösung nachgewiesen werden kann, und 
fuhren zur Stützung ihrer Ansicht ins Feld ein Urteil des Seine- 
gerichtshofes vom II. Juli 1868 und eines vom 11. JanUfir 1870 
und andere mehr. 2) 

Andere Schriftsteller, so Chastenet, *) Panhard, *) Nouguier ^) 
lassen den Bezogenen, der einen falschen Check einlöst, dann 
immer haften, wenn dem Checkkunden kein Verschulden nach- 
gewiesen werden kann, sie geben aber dem Bezogenen aus 
Art. II 32 Code civil eine condictio indebiti gegen den irrtümlich 
sine causa befriedigten Checkeigentümer bezw. Checkpräsen- 
tanten. Nach Nouguier^) kann dieser dann seinerseits, wenn 
er gutgläubig ist, wieder zurückgreifen auf seinen Vormann 
und so fort, bis er schliesslich bei dem bösgläubigen Check- 
begebenden, dem Fälscher oder dessen Nachmann, hängen 
bleibt. Es entspricht das ganz dem bereits früher erwähnten 
Vergleich der Begebung eines falschen Check mit der Zahlung 
durch falsches Geld, das auch jeder wieder dem, von dem er's 
empfangen hat, zurückbringt. Die Gewährung der condictio inde- 
biti gegen den befriedigten Checkinhaber ist im französischen 
Recht logisch völlig richtig, da der Inhaber eines echten Check 
eine direkte Forderung gegen den Bezogenen hat; für uns 
Hesse sich die Theorie nicht verwerten, da auch der Einlöser 
eines echten Check dem Inhaber ein indebitum bezahlt und 
direkte Rechtsbande nur zwischen dem Bezogenen und seinem 
Kunden einerseits, andererseits zwischen dem Aussteller und 
seinen Nachmännern bestehen. 

1) a. a. O. § 588. 

2) Vgl. Unger, Anm. 128, S. 54 und Cohn in Conrads Handbuch 

n. 325. 

8) a. a. O. S. 137. 

*) a. a. O. S. 130. 

ö) a. a. O., S. 97. 

«) a. a. O. S. 97. 
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Für den Fall der blossen Verfälschung eines echten Check 
kehrt Nouguier allerdings die Sache um. Er lässt nach Code 
Napoleon, Art. 2000, den Mandanten fiir die Verluste, welche 
der Mandatar aus dem Mandatsgeschäft erleidet, einstehen, 
wenn ihm, dem Mandataren, nicht ein Verschulden nachgewiesen 
wird. Faktisch würde sich, wenn, wie mir der Fall zu sein 
scheint, Nouguiers Ansicht die richtige ist, das französische Recht 
vorstellen, dass beim falschen Check, d. h. beim Check mit 
falscher Unterschrift, der Bezogene den Schaden trägt, falls er 
nicht das Verschulden des Ausstellers beweist, dass dagegen 
beim verfälschten Check mit echter Unterschrift die Beweislast 
ftir ein Verschulden des Bezogenen den Aussteller trifft, ansonst 
er selber den Schaden trüge. Der Unterschied liegt also fak- 
tisch nur in der Auferlegung der Beweislast. 

Es kommt das auf dasselbe hinaus wie die Theorie, welche 
Unger als die gemeinrechtliche in seiner Schrift über Handeln 
auf fremde Gefahr *) entwickelt. 

Nach ihm hat die bezogene Bank die Unterschrift des 
Ausstellers auf eigene Gefahr zu prüfen und löst den Check 
auf eigene Gefahr ein. Den Grund dafiir sucht Unger darin, 
dass die Bank auf Grund eines allgemeinen Zahlungsmandates, 
des Checkvertrages, verpflichtet und berechtigt sei, die einzelnen 
Zahlungsmandate des Checkkunden zu vollziehen, dass aber, im 
Falle einer Fälschung der Unterschrift; oder des ganzen Check, 
oder auch in dem als Beispiel beliebten englischen Falle, wo 
ein vom Aussteller zerrissener Check wieder zusammengeklebt 
und präsentiert wurde, dass in einem solchen gegebenen Falle 
ein specieller Zahlungsauftrag gar nicht vorhanden sei, and die 
Bank daher nicht auf Grund einer wirklichen Zahlungsanweisung 
sondern auf Grund des falschen Scheins einer solchen Zahlung leiste. 

Beim verfälschten Check dagegen, meint Unger, liege die 
Sache anders. 

In dem Checkvertrage übernehme in der Regel die 
Bank die generelle Verpflichtung, die auf sie ordnungsmässig 
gezogenen und zur Zahlung präsentierten Checks ohne vorher- 

') a. a. O. S. 56 — 61. 
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gegangenen Avis sofort bei Sicht einzulösen. Der Aussteller 
des Check brauche somit die Bank nicht davon zu benach- 
richtigen, dass er einen Check emittiert habe, und auf wen, und 
auf welche Summe er denselben ausgestellt habe. Durch den 
Wegfall eines solchen Avis werde die Bequemlichkeit des Aus- 
stellers in der Verfügung über sein Guthaben in beliebigen 
Teilbeträgen und die Leichtigkeit, Zahlungen durch die Bank 
zu leisten, bedeutend erhöht, und somit der Vorteil, welchen 
das Checkwesen dem Kontoinhaber gewähre, beträchtlich ver- 
grössert. Dagegen werde die Situation der einlösungspflichtigen 
Bank hierdurch wesentlich verschlimmert, indem sie bei dem 
Mangel eines Avis, welcher als Warnungsbrief dienen würde, 
der Gefahr ausgesetzt ist, einen entstellten Zahlungsauftrag auszu- 
führen und einen verfälschten Check zu honorieren. Unter der 
Bequemlichkeit des Verkehrs leide die Sicherheit desselben. Der 
Checkvertrag enthalte somit einen mit besonderen Gefahren 
verbundenen allgemeinen Zahlungsauftrag. Die mit der Be- 
sorgung eines Auftrags « unzertrennlich » verbundenen und ex 
causa mandati (hier des fundamentalen Generalmandats) ent- 
springenden Gefahren müsse der Mandant tragen, nicht der 
Mandatar, der aus dem Auftrag keinen Schaden leiden solle. 
Habe der Aussteller den Vorteil, dass die bezogene Bank ohne 
vorausgegangenen Avis den präsentierten Check zu honorieren 
verpflichtet sei, so müsse er auch die damit verbundenen Nach- 
teile tragen. Wolle er es unterlassen, die bezogene Bank von 
Fall zu Fall vorher zu informieren, so geschehe dies eben auf 
seine Gefahr. Daraus folge, dass der Aussteller im Falle der 
vorwurfsfrei erfolgten Einlösung eines verfälschten Check die 
von der bezogenen Bank geleistete Zahlung gegen sich gelten 
lassen und der einlösenden Bank die gezahlte Summe ersetzen 
müsse. Diese Ersatzpflicht finde statt, möge nun die Ver- 
fälschung die Person des Assignatars oder die. Summe betreffen, 
welche ausbezahlt werden soll. 

Selbstverständlich giebt auch Unger dem geschädigten Teil 
die Möglichkeit, durch Nachweis eines Verschuldens der Gegen- 
partei den Schaden von sich abzuwälzen. 
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Mir scheint die Auseinandersetzung Ungers nicht ganz 
konsequent zu sein. Seine Auseinandersetzung, dass der Aus- 
steller den Nutzen durch die Erhöhung der Bequemlichkeit des 
Verkehrs habe und somit auch ex causa mandati und zwar des 
Generalmandates den Schaden zu tragen verpflichtet sei, mag 
einigefmassen einleuchten, ist dann aber für den gefälschten 
Check ebenso berechtigt wie für den verfälschten, und dann 
kämen wir konsequenterweise zu der Ansicht Lyon-Caens und 
Renaults, dass der Aussteller bei Mangel von Verschulden die 
Gefahr der Fälschung trage. Nouguier, der dieselbe Unter- 
scheidung wie Unger macht, stützt sich dabei logisch richtig 
beide Mal auf das Specialmandat, welches beim gefälschten 
Check gar nicht existiert, beim verfälschten dagegen erteilt ist, 
und bürdet deshalb im letzteren Falle die Beweislast für Ver- 
schulden dem Aussteller auf. Mit Unger aber beim g e fälschten 
Check sich auf den Mangel des Specialmandates stützend die 
Haftung des Bezogenen zu begründen, dagegen bei Betrachtung 
des verfälschten Check plötzlich das Generalmandat zu Hülfe 
zu rufen, um die Haftung des Ausstellers zu begründen, scheint 
mir unzulässig. 

Hanausek nimmt einen ganz merkwürdigen Standpunkt 
ein, wenn er sagt, wer fremdes Vermögen verwalte, hafte für 
unverschuldete, dem Mandanten nachteilige Verwaltungsakte nur 
im Falle besonderer Verabredung, folglich hafle für die schuld- 
lose Einlösung eines falschen Check der Aussteller, wenn er 
aber dagegen den Beweis der Schuldlosigkeit dem Bezogenen 
auferlegt, und flir den Fall, dass zwar nicht die Schuldlosigkeit 
des Bezogenen, wohl aber eine Schuld des Ausstellers bewiesen 
werden kann, den Schaden zu gleichen Teilen verteilt. 

Bubcnik, Funk, Leonhardt und Hammerschlag*) scheinen 
die Ansicht Ungers zu teilen, dagegen bezeichnet Unger selbst 
die Meinung, dass der Bezogene im Zweifel immer den Schaden 
trage, als die herrschende. Die grosse Mehrzahl der öster- 
reichischen Experten hat sich denn auch in der Sitzung vom 

') sub voce Check. 



— 441 — 

19« Mai 1894 in diesem Sinne ausgesprochen. Allein Krassny 
nahm eine andere Stellung ein. Heutzutage versuchen die 
Banken einen möglichst hohen Grad von Haftbarkeit von ihren 
Schultern abzuwälzen. Neben dem oben erwähnten Beispiel 
der Schweizerischen Kreditanstalt in Zürich möchte ich noch 
die Bestimmungen des Berliner Kassenvereins S 29 erwähnen : 

«Alle Folgen und Nachteile des Zuwiderhandelns gegen 
die Bestimmungen über die Aufbewahrung, Behandlung und 
Ausfüllung des Check (§§ 25 bis 28) trägt der Kontoinhaber, 
insbesondere auch dann, w^enn er einen Check, der nicht bar 
abgehoben, sondern nur zur Verrechnung dienen soll, nicht mit 
dem entsprechenden Vermerke versehen hat. » 

Inwieweit solche Bestimmungen, welche nur sehr langsam 
dem Publikum in Fleisch und Blut übergehen, überhaupt 
juristisch zu beachten sind, ist äusserst strittig. 

Unger ^) meint, solche Verpflichtungen verstünden sich von 
selbst und dafür brauchte es gar nicht besonderer Erwähnung. 
Cohn^) dagegen nimmt zwar die Gültigkeit solcher ausdrück- 
licher Bestimmungen an, lässt aber ohne solchen Nebenvertrag 
die Bank alle Gefahr der Fälschung oder Verfälschung tragen, 
und meint, es könne auch der Vertrag sie im Falle konkur- 
rierender Culpa nicht von der Haftung befreien. Auch Kuhlen- 
beck ^) lässt den Bankier wenigstens genau so für Verschulden 
haften, wie den Checkkunden, da es sich um ein in beider- 
seitigem egoistischem Interesse abgeschlossenes Geschäft 
handle. Für Konkurrenz von Verschuldung wird von Kuhlen- 
bcck-*) als kühnes Vorbild ein Brüsseler Urteil vom 20. Januar 
1881 hingestellt, welches den Schaden im Verhältnis des beider- 
seitigen Versehens nach freiem richterlichem Ermessen unter 
beide Parteien teilt, was auch von Colin anempfohlen wird. 

Ich meine nur, dass es ein heikles Ding ist, ein solches 
Abwägen der Verschuldung dem richterlichen Ermessen zu 

1) a. a. O., Anm. 135. 

2) in Endemanns Handbuch III S. 1053. 

3) a. a. O., S. 135. 

*) a. a. O. S. 138. Vgl. auch Lyon-Caen und Renault, § 588 (4). 
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überlassen. Es wird dies auch beim besten Willen doch zu 
einer gewissen Rechtsungleichheit und Rechtsunsicherheit führen. 
Eine vollkommen gerechte Verteilung der Gefahr können wir 
sowohl im Falle der Schuldkonkurrenz, als im Falle der Ab- 
wesenheit jeglichen Verschuldens nicht erreichen, und w^enn wir 
denn gezwungen werden, ungerecht zu sein, so ist es nichts als 
klug, die Gefahr den voraussichtlich tragfähigeren Schultern 
aufzuladen. Im Checkverkehr steht sich nun normalerweise ein 
Privatmann als Aussteller und ein grosses Bankinstitut als Be- 
zogener gegenüber. Letzteren werden wir, ohne allzuoft fehl 
zu schiessen, als den kapitalkräftigeren von beiden ansehen, und 
es ist daher volkswirtschaftlich klug, im Zweifel die Gefahr des 
Check dem Bezogenen aufzubürden. Wir erreichen damit, ohne 
es direkt anzustreben, vielleicht noch den Nebenzweck, unge- 
eignete, nicht kapitalkräftige Institute durch die Aufbürdung 
der Gefahr von dem passiven Checkgeschäfte abzuschrecken, 
was im Interesse eines gesunden Checkverkehrs nur wünschens- 
wert erscheint, während andererseits die Lust, sich des Check 
zur Zahlung zu bedienen, nur wachsen kann, wenn die Gefahr 
des Kasus von dem Aussteller abgewälzt wird. 

Cohn, der sich theoretisch der Ansicht Ungers nähert, 
spricht sich de lege ferenda aus diesen und anderen rechts- 
politischen Erwägungen ftir die Tragung des Schadens durch 
den Bezogenen aus. Man kann dagegen sehr wohl auch 
theoretisch diesen Standpunkt einnehmen. So sagt Strauss') 
mit Recht: 

«Es hätte der Unternehmer — und zwar nicht bloss der 
Eigentümer besonders gefährlicher Unternehmungen — unbedingt 
für das Verhalten seiner Leute in Ausübung ihrer dienstlichen 
Funktionen und zwar für deren Verhalten schlechthin, nicht 
bloss für deren Verschulden, einzustehen. Der Kassier, welcher 
nun einen falschen oder verfälschten Check einlöst, irrt sich 
bezüglich der Echtheit der Unterschrift bezw. des Inhaltes der 
zur Einlösung präsentierten Urkunde. Wenn er auch die grösste 

1) In Juristische Blätter, 13. Mai 1894. 
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Sorgfalt aufgewendet hat und sich vor dem Irrtum nicht schützen 
konnte, immerhin ist es sein, wenn auch unverschuldeter Irrtum, 
welcher den Schaden verursacht. Er verletzt t seine dienstlichen 
Funktionen» und dafür hat die Bank bezw. der Bankier ein- 
zustehen. Nicht aus Utilitätsrücksichten, sondern «propter 
rationem aequitatis» möge der Gesetzgeber die Haftpflicht in 
beiden Fällen dem Bezogenen auferlegen und entgegenstehende 
Vereinbarungen fiir nichtig erklären. » ' 

Letztere Bestimmung wäre allerdings notwendig, damit 
nicht bei der geringen Anzahl zum passiven Checkgeschäft 
geeigneter Personen die Bezogenen vermittelst Bildung eines 
Ringes die ganze Gefahr von sich auf die Kunden vertraglich 
abwälzen. Im französischen Recht wird von Nouguier^) be- 
hauptet, es seien die Gefahr vom Bezogenen gänzlich abwälzende 
Verträge nichtig, Lyon-Caen und Renault 2) dagegen lassen sie 
gelten. 

Von den beiden neuen Entwürfen ist es wiederum der 
österreichische, welcher die von uns gewünschte Neuerung aus- 
drücklich enthält in Ji 20, wo die sinngemässe Anwendung der 
Bestimmung für den Check verlangt wird: 

« 6. über falsche oder verfälschte Wechsel (Art. 75 und 
76); der aus der Einlösung eines falschen oder verfälschten 
Check sich ergebende Schaden trifft den angeblichen Aussteller 
des falschen oder den Aussteller des verfälschten Check, inso- 
weit diesen Personen in Ansehung der Fälschung oder Ver- 
fälschung ein Verschulden zur Last fällt, sonst hat der Bezogene 
den Schaden zu tragen; eine abweichende Vereinbarung hat 
keine rechtliche Wirkung.» 

Motiviert wird diese Bestimmung in den erläuternden Be- 
merkungen 3) wie folgt: 

«Wenn das Verschuldungsprinzip nicht ausreicht, weil auf 
keiner Seite ein Versehen unterlief oder wenigstens nicht über- 

1) a. a. O. S. 235. 

2) § 588. 

3) S. 29. 
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zeugend nachgewiesen werden kann, dann soll nach dem Ent- 
würfe die Einlösung falscher oder verfälschter Checks auf Gefahr 
des Bezogenen gehen. Im Verhältnisse zwischen ihm und dem 
Aussteller (angeblichen Aussteller) betrachtet, stellt sich nämlich 
die Einlösung, wenn die Fälschung und Verfälschung letzterem 
nicht zugerechnet werden kann — und das ist auch dann der 
Fall, wenn sie z. B. durch die Fahrlässigkeit eines Indossanten 
ermöglicht wurde — als' ein Zufall dar, der sich im Vermögen 
des Bezogenen ereignet hat und daher nach der bekannten 
Rege) des bürgerlichen Gesetzbuches auch diesen trifft. Da die 
Ausstellung und Begebung eines Check, der dann später ohne 
Verschulden des Ausstellers auf eine höhere Summe verfälscht 
und in diesem Betrage vom Bezogeneri eingelöst wurde, nicht 
als verschuldete Veranlassung eines Zufalls aufgefasst werden 
kann, so wird auch in diesem Falle die gleiche Regel angemessen 
sein. In letzter Linie hat zwar allerdings der Aussteller durch 
sein Handeln diesen Schaden veranlasst, denn ohne Ausstellung 
des Check wäre dessen Verfälschung nicht möglich gewesen, 
aber es ist dies doch eine Folge seines Handelns, die erst durch 
selbständige neue Thatsachen hervorgerufen wurde, ausserhalb 
der Ursachenkette, die zur Checkausstellung zurückleitet, ihren 
Ursprung hat. Es ist nicht die Kausalität des Handelns des 
Ausstellers, sondern eine diese durchkreuzende Kausalität be- 
sondern selbständigen Ursprungs, für welche die Checkkunden 
verantwortlich zu machen, es an einem ausreichenden Rechts- 
grund fehlen dürfte. Für den Bezogenen hingegen sind es 
Betriebsunfälle, die von der Kassenführung kaum ganz zu trennen 
sind ; er übernimmt sie als unvermeidliches Accidens des Kassen- 
geschäftsbetriebes. Die Konnexität mit dem Betriebe des Check- 
geschäftes ist das rechtfertigende Moment für die vorgeschlagene 
Norm, durch welches dieselbe zugleich mit einer Reihe ähnlicher 
legislativer Gefahrverteilungen in Verbindung gebracht w^ird. 
Um zu verhüten, dass diese Auffassung des Gesetzes durch 
Statutenbestimmungen oder andere Vereinbarungen unterdrückt 
werde, erklärt der Entwurf derlei entgegenstehende Abmachungen 
für unwirksam. > 
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Die weitere in S 20 Ziffer 6 des österreichischen Entwurfes 
enthaltene Bestimmung, dass Art. 75 und 76 der W. O. auch 
fiir den Check gelten sollen, steht in Zusammenhang mit den 
übrigen Bestimmungen über mangelhafte Unterschriften und über 
die Unterschrift nicht verpflichtungsfähiger Personen (§ 20 Ziffer i 
und 12), und es ist selbstverständlich, dass in allen diesen Fällen 
die wechselrechtlichen Vorschriften zu gelten haben. 

Der deutsche Entwurf spricht dasselbe in S 20 aus; 

« Aus einem Check, auf welchem die Unterschrift des Aus- 
stellers oder eines Indossanten gefälscht ist, bleiben Diejenigen, 
deren Unterschriften echt sind, verpflichtet. » 

Dem entsprechend lauten denn auch die einschlägigen Be- 
stimmungen des S. O.-R.: 

Art. 721. «Finden sich auf einem Check Unterschriften 
von Personen, welche eine C7/^r^verbindlichkeit nicht eingehen 
können, so hat dieses auf die Verbindlichkeit der übrigen Check- 
verpflichteten keinen Einfluss.» 

Art. 801. «Falsche oder gefälschte Unterschriften auf 
einem Check sind ohne Einfluss auf die CheckkxdSi der darauf 
befindlichen echten Unterschriften. » 

Art. 802. « Ist der Inhalt eines C/uck (Summe * u. s. w.) 
nach der Ausstellung und Begebung verändert worden, so haften 
alle diejenigen, welche den Check erst nach der Veränderung 
als C//^r^schuldner (Indossanten, * Mitzeichner) gezeichnet haben, 
in Gemässheit des veränderten Inhaltes checkmäiSs\g, 

Ist nicht erweislich, ob die Zeichnung vor oder nach der 
Veränderung stattgefunden habe, so wird angenommen, dass 
sie schon vor derselben erfolgt sei. > 

*^ 96. 

Der Checkprozess; 

Betreff des Prozesses über Fragen des Checkrechts existiert 
eine Tendenz, überall da, wo eigene Handelsgerichte existieren, 
die Checkstreitigkeiten deren Kompetenz zu unterstellen. Nur 
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im französischen Recht ist die Checkbegebung bald ein bürger- 
liches Rechtsgeschäft, bald ein Handelsgeschäft, je nach dem 
bürgerlich-rechtlichen oder handelsrechtlichen Charakter des 
Grundgeschäftes, welchem sie dient. *) 

Die beiden neuen Entwürfe bestimmen in prozessualer Be- 
ziehung ausdrücklich die Übereinstimmung mit dem Wechsel- 
prozess. 

Deutscher Entwurf § 26: 
€ Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten , in welchen durch die 
Klage ein Anspruch auf Grund der Bestimmungen dieses Ge- 
setzes geltend gemacht wird, gehören, sofern in erster Instanz 
die Landgerichte zuständig sind, vor die Kammern für Handels- 
sachen (Sji 100— 118 des Gerichtsverfassungsgesetzes). Die Ver- 
handlung und Entscheidung letzter Instanz wird im Sinne des 
§ 8 des Einfuhrungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz dem 
Reichsgericht zugewiesen, auf die Geltendmachung von Regress- 
ansprüchen aus einem Check finden die den Wechselprozess 
betreffenden Vorschriften der §?; 565 bis 567 der Civilprozess- 
ordnung entsprechende Anwendung. Die Rechtsstreitigkeiten, 
in welchen ein solcher Anspruch geltend gemacht wird, gelten 
als Feriensachen. » 

Österreichischer Entwurf: 

« S 20. Nebst den Vorschriften dieses Gesetzes haben für 
den Check die Bestimmungen sinngemäss zu gelten, welche die 
allgemeine Wechselordnung (kais. Patent vom 25. Januar 1850, 
R. G. Bl Nr. 51) enthält: • 

8. über die Einreden des Wechselschuldners (Artikel 82). 

§ 21. Für die gerichtliche Verfolgung checkrechtlicher 
Regressansprüche gelten die für Wechselsachen erlassenen Zu- 
ständigkeits- und Prozessvorschriftcn. > 

Das schweizerische Recht nähert sich wieder mehr dem 
französischen Standpunkt : 

>) Lyon-Caen und Renault, § 553. 
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t Art, 720 CAeckfBhig ist jeder, welcher sich durch Ver- 
träge verpflichten kann. 

Dagegen bleiben die Bestimmungen des Artikels 8 1 2 dieses 
Gesetzes, sowie die in andern eidgenössischen oder kantonalen 
Gesetzen für C/iecJtexGkütion und d7/^^^prozess enthaltenen be- 
sonderen Vorschriften auf diejenigen Personen und Gesellschaften 
beschränkt, welche im Handelsregister eingetragen sind. 

Art. 811. Der C7/^f ^'Schuldner kann sich nur solcher Ein- 
reden bedienen, welche aus dem CAeckrecht selbst hervorgehen 
oder ihm unmittelbar gegen den jedesmaligen Kläger zustehen. 

Art. 812. Bei allen nach Art. 811 zulässigen Einreden 
soll der Richter, wenn ihm die vorgebrachten Thatsachen un- 
glaubhaft erscheinen, sofortige vorläufige Exekution, nötigen- 
falls unter Kautionsauflage, verfugen. > 

Es kann hier nicht unsere Aufgabe sein, näher die Check- 
prozessrechte der ganzen Schweiz zu betrachten, und ich begnüge 
mich daher mit dem Hinweis auf das Bundesgesetz betreffend 
Schuldbetreibung und Konkurs, §§ 177 — 189. 

Nur kurz möchte ich mich noch aussprechen über die 
Tendenz unserer Zeit, möglichst viele Dinge dem Entscheide 
des Juristen zu entziehen, wie es bei unserem Check auch der 
Fall ist, und dem Laienrichter, in unserem Falle dem Handels- 
richter, zu überlassen. 

In der Schweiz sind wir in der Lage, über das Laien- 
richtertum uns am besten zu informieren, und finden dabei, 
dass es nicht so viel Schaden thatsächlich anrichtet, als man 
eigentlich mit Grund vermuten dürfte. Der Grund dafür ist 
aber nicht in der Zweckmässigkeit des Laienrichtertums gegen- 
über dem Juristenrichtertum, sondern darin zu suchen, dass ein 
intelligenter Laie sich in seiner Gerichtspraxis ganz von selbst 
verhältnismässig rasch ein ausreichendes Quantum juristischer 
Kenntnisse aneignet und dadurch aufhört, ein wirklicher Laien- 
richter zu sein. Das Prinzip des Laienrichtertums aber ist 
meines Erachtens ein durchaus verfehltes, denn es fuhrt, ohne 
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diese soeben erwähnte Selbstkorrektur, wie Unger *) es so hübsch 
ausdrückt, zur «Judikatur des Unbewussten». 



Schill SS. 

Wenn wir nun am Ende unserer kritischen Untersuchungen 
stehen, so möchte ich das gefundene Resultat kurz zusammen- 
fassen : 

Für die Schweiz ist ein Checkgesetz über- 
flüssig, dagegen die einzelnen c heckgesetzlichen 
Bestimmungen scheinen im Ganzen zweckent- 
sprechend. Von den beiden neuen Entwürfen 
Deutschlands und Österreichs scheint mir der 
Österreichs, sowohl der Form, als dem Inhalte 
nach, bei weitem vorzuziehen, und steht auch 
entschieden über dem schweizerischen Gesetze. 
Trotzdem kann ich mich nicht mit allen seinen 
Besti^mmungen befreunden 

Meines Erachtens würde es dem Bedürfnisse 
völlig genügen, wenn man überall sämtliche auf 
Sicht lautenden und keine langen Präsentations- 
fristen ansetzenden Urkunden Stempel fr ei erklärte. 

1) a. a. O. Anm. 148, 
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